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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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PROTEST/008: Musikszene - Opposition zum Äußersten gezwungen ... (Initiative Freiheit)

Appell alle JournalistInnen, KünstlerInnen, PolitikerInnen - An die
Regierungsverantwortlichen der Republik Türkei



Sehr geehrte Damen und Herren,

wir richten hier nochmals einen dringenden Appell an die Menschlichkeit, um
das Leben des türkischen Musikers Ibrahim Gökcek zu retten.

KünstlerInnen, Abgeordnete, JournalistInnen, MenschenrechtlerInnen,
Interessierte!

Hört seine Stimme!

 Ibrahim Gökcek will leben!

 322 TAGE HUNGERSTREIK !


Wir veröffentlichen einen aus dem Türkischen übersetzten Brief von Ibrahim
Gökcek...

- zunächst noch unser Aufruf:

Die Verantwortlichen in der Türkei brauchen nur zusagen, dass Grup Yorum
ein Konzert veranstalten kann, um den Hungerstreik zu beenden und die
Proteste zu stoppen!

Tausende Menschen, KünstlerInnen, Intellektuelle, Abgeordnete aus der
Türkei und international unterstützen die Forderung von Grup Yorum und
Ibrahim Gökcek. Es werden täglich mehr Stimmen, die Ibrahim's Leben
schützen wollen.

Der Aufruf geht nicht an Ibrahim, den Widerstand zu beenden, er richtet
sich an die tauben Ohren der türkischen Regierung!

Bassist Ibrahim Gökcek ist dem Tod nah und die AKP-Regierung wird
aufgerufen, endlich einzulenken und nicht ein weiteres Oppositionsmitglied
auf dem Gewissen zu haben.

HELIN BÖLEK - MUSTAFA KOCAK - .......?! STOP!

Es ist ein Grundrecht, künstlerischen Aktivitäten nachzugehen, als eine
international bekannte und populäre Band, die seit Jahrzehnten Lieder der
Opposition macht, bei Konzerten öffentlich aufzutreten!

Worauf wartet die türkische Regierung? Warum will sie Ibrahim sterben
lassen?

Justizminister der Türkei:

@abdulhamitgul @adalet_bakanlik

E-Mail: info@adalet.gov.tr

Innenminister der Türkei:

@suleymansoylu @TC_icisleri

E-Mail: basin@icisleri.gov.tr

 * 

Ibrahim's Brief:

In einem Zimmer in den Slums von Istanbul schau ich nach draußen. Wenn ich
rausgehen würde, würde ich den Bosporus sehen. Leider liege ich im Bett.
Mein Gewicht liegt nunmehr bei 40 Kg. Meine Beine haben nicht mehr die
Kraft, meinen Körper zu tragen. Vorerst kann ich mir den Bosporus nur
vorstellen.

Ich stehe auf der Bühne. Meine Gitarre mit meinem Lieblingsgürtel - der
Gürtel mit den Sternen - hängt an meinem Nacken. Vor mir sind
Hunderttausende von Menschen, haben ihre Fäuste in der Höhe und singen
"Bella Ciao". Meine Hand, die auf die Seiten schlägt, ist wie die
geschickteste Hand. Meine Beine sind gesund. Ich könnte einmal um Istanbul
herumrennen.

Diese beiden Sachen, die ich Euch erzählt habe, sind die echt? Der Grund
ist, dass ich in der Türkei lebe und hier Musik in einer politischen Band
mache. Deswegen ist meine Geschichte ein Teil der großen Geschichte meines
Landes. Es sind jetzt 310 Tage, seit ich aufhörte zu essen. "Ich erkläre es
mal so: Ich versuche mich mit meinem Hunger auszudrücken" oder aber "Sie
nahmen mir meine Bassgitarre weg, jetzt habe ich aus meinem Körper ein
Instrument gemacht".

Ich bin Ibrahim Gökcek. Ich spiele seit 15 Jahren Bassgitarre bei Grup
Yorum. Die Geschichte von Grup Yorum, die von vier Studenten vor 35 Jahren
gegründet wurde, ist genauso holprig wie die Geschichte der Türkei. Diese
Geschichte hat uns an einen Punkt gebracht, an dem wir uns, um Konzerte
geben zu können, zu Tode hungern müssen.

Ein Mitglied unserer Band, meine liebe Genossin Helin Bölek ist am 3. April
am 288 Tag ihres Todesfastens gefallen. Ihre Fahne trage jetzt ich.

Sie werden sich jetzt fragen, wofür Mitglieder einer Musikgruppe sterben.
Warum entscheidet man sich für eine beängstigende Methode wie das
Todesfasten.

Helins 28-jähriges Leben erzählt uns alles, ebenso wie die Tatsache, dass
mein Körper von Tag zu Tag schmilzt. Wir sind in eine Zeit hineingeboren,
in der man nach 1980 für Rechte und Freiheiten kämpfen musste. Wir haben 23
Alben herausgebracht, in denen wir die Bevölkerung den sozialistischen
Ideen näherbrachten. Nunmehr wurden über zwei Millionen Alben von uns
verkauft. Wir haben die Lieder der Unterdrückten aus Anatolien und aus der
ganzen Welt gesungen. Wir haben genau dasselbe erlebt wie diejenigen, die
von einer Freien und Demokratischen Welt träumen. Wir sangen die Lieder der
Oppositionellen und derer, die für ihre Rechte kämpfen. Wir wurden in
Gewahrsam genommen, verhaftet, unsere Konzerte wurden verboten, die Polizei
hat Razzien auf unser Kulturzentrum ausgeübt, unsere Instrumente wurden
zerstört. Zum ersten Mal wurde gegen uns unter der AKP-regierten Türkei
Kopfgeld ausgesetzt und wir wurden auf "Listen gesuchter Terroristen"
gestellt.

Aufgrund dessen verweigere ich das Essen, was euch nach meinen
Einschätzungen seltsam erscheint. Denn obwohl man auf mich ein Kopfgeld
angesetzt hat, fühle ich mich nicht wie ein Terrorist.

Der Grund warum wir auf diese Terrorliste gestellt wurden ist, dass wir in
unseren Liedern über die Bergarbeiter singen, die sieben Etagen unter der
Erde arbeiten müssen und wegen ihrer Arbeitsbedingungen sterben
mussten/getötet wurden, weil wir über Revolutionäre singen, die unter
Folter getötet werden, wir singen über die Bauern denen man die Ländereien
zerstört, über Intellektuelle, die verbrannt werden, wir singen über die
Menschen deren Häuser in den 'Gecekondus' (Barrackenvierteln) zerstört
werden, wir singen über das kurdische Volk, das unterdrückt wird, wir
erzählen in unseren Liedern über jene, die Widerstand leisten - und dies zu
tun, wird in der Türkei als Terrorismus eingestuft.

Dadurch, dass der Sozialismus in den letzten 30 Jahren in Verruf gebracht
wurde, konnte sich keiner vorstellen, dass jemand diese Art von Kunst
ausübt. Sie haben sich aber geirrt. Wir haben in der Geschichte der Türkei
als MusikerInnen dass größte Konzert veranstaltet, bei dem auch Tickets
verkauft wurden. Wir haben an diesem Tag mit 55.000 Stimmen
Revolutionslieder gesungen. Auch ich habe auf der Bühne mit meiner
Bassgitarre diesen 55.000-stimmigen Chor begleitet. Bei unserem letzten "Es
lebe die unabhängige Türkei"-Konzert waren knapp eine Million Menschen
dabei. 4 Jahre hintereinander haben wir die Bühne mit verschiedenen
Oppositionellen und KünstlerInnen geteilt. Einmal ist sogar Joan Baez mit
uns aufgetreten. Sie hielt dem Publikum unsere Gitarre entgegen, die von
der Polizei zerschmettert wurde.

Bei jeder Regierung war es so, dass Grup Yorum Repressionen ausgesetzt
wurde. Aber als 2016 die AKP-Regierung den Notstand ausrief und die
Repressionen gegenüber JournalistInnen, Oppositionellen, AkademikerInnen
immer größer wurden, ist uns klar geworden (oder wussten wir), dass uns
eine grauenhafte Zeit erwartet.

Als wir eines Morgens aufwachten, sahen wir sechs unserer Mitglieder auf
der Terrorliste. In dieser Liste war auch ich; der Gitarrist, der vor 5
Jahren ein Konzert vor einer Million Menschen gab, war plötzlich ein
gesuchter Terrorist, auf den man Kopfgeld ausgesetzt hat. Je tiefer die
Krise der AKP-Regierung wurde, desto stärker wurden die Angriffe, die
breite Kreise der Bevölkerung trafen. Nachdem die Liste veröffentlicht
wurde, griff man in zwei Jahren neunmal unser Kulturzentrum an.
Hintereinander wurden unsere Mitglieder verhaftet. Es kam sogar der Moment,
wo keine Grup Yorum Mitglieder mehr draußen waren. Ab jetzt mussten wir
nicht nur die Verbote durchbrechen, wir mussten sogar Leute finden, die bei
den Konzerten etc. spielten. Sodann haben wir mit unseren SchülerInnen aus
den 'Volkschören' Internetkonzerte veranstaltet. Auf der anderen Seite
haben wir Presseerklärungen und Unterschriftensammlungen gegen die
Repressionen gemacht. Leider nahmen die Repressionen kein Ende. Im Februar
2019 wurde auch ich während einer Razzia festgenommen. Im Mai 2019 haben
wir mit einem Hungerstreik begonnen. Unsere Forderungen waren,


	Aufhebung der Konzertverbote

	Beendigung der Razzien auf unser Kulturzentrum

	Freilassung aller unserer Mitglieder und Einstellung aller gegen sie laufenden Verfahren,

	sowie die Löschung unserer Namen aus der Terrorliste.



Später haben Helin und ich unseren Hungerstreik ins Todesfasten
umgewandelt. Das hieß, dass wir solange nicht aufhören werden zu hungern,
bis man unsere Forderungen akzeptierte, selbst wenn wir dabei sterben
würden.

Während unsere Verfahren noch andauerten wurden Helin und ich freigelassen.
Doch die Regierung ignoriert unsere Stimme, obwohl die Menschen auf unserer
Seite stehen und trotz der Anstrengungen verschiedener Oppositioneller,
Abgeordneter und KünstlerInnen. Sie sollen uns ein Konzert versprechen und
ich höre sofort auf mit dem Todesfasten. Dieses Versprechen gaben sie ihr
nicht. Ihre Beerdigung nach ihrem letzten Willen durchzuführen, haben sie
auch verhindert.

Jetzt liegt Helin in Istanbul in einem Friedhof unter der Erde. Über ihr
hängt ein Brautkleid. Das Zimmer neben mir ist jetzt leer und ich denke in
dem Bett, in dem ich seit einer bestimmten Zeit bin, darüber nach und weiß
nicht, wo meine Reise hingeht, und ob dieser Krieg, der in meinem Körper
stattfindet, mit dem Tod zu Ende geht oder ob das Leben gewinnen wird. Das
stärkste, was ich über diesen Krieg weiß und sagen kann ist, dass ich mich
an das Leben festklammern werde und meinen Weg zum Tode weiterführen werde,
bis man unsere Forderungen akzeptiert.

Ibrahim Gökcek

 * 

Quelle:

Initiative Freiheit
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KOHLEALARM/719: Klimakampf und Kohlefront - korrekte Demoanmeldung ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Ende Gelände-Kundgebung am Kohlekraftwerk Datteln 4 am 17. Mai 2020



Recklinghausen - Das Aktionsbündnis Ende Gelände kündigt für Sonntag, den
17. Mai eine Kundgebung am Steinkohlekraftwerk Datteln 4 an. Damit
protestiert das Bündnis drei Tage vor der Aktionärsversammlung des
Betreibers Uniper gegen die Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks. Das Bündnis
meldete dazu heute beim Polizeipräsidium Recklinghausen eine Versammlung
mit 60 Personen an.

Ende Gelände trägt der Corona-Pandemie durch ein umfassendes
Infektionsschutzkonzept Rechnung. Die teilnehmenden Personen werden einen
Abstand von mindestens drei Metern zueinander halten, die An- und Abreise
erfolgt einzeln. "Wir werden diesmal nur 60 sein, aber wir stehen für die
Mehrheit der Menschen in Deutschland. Dieses Kraftwerk ist ungewollt, es
darf nie ans Netz gehen. Auch und gerade in der Corona-Krise müssen wir das
Klima und unsere Zukunft schützen", sagt Versammlungsanmelder Daniel
Hofinger. Eine für Mai geplante Aktion mit mehreren Tausend Teilnehmenden
hatte Ende Gelände zu Beginn der Corona-Pandemie abgesagt.

Mit der Aktion macht Ende Gelände auf die ausbeuterischen Lieferketten der
Steinkohle aufmerksam. "Uniper importiert Blutkohle, um klimaschädlichen
Strom zu produzieren, den niemand braucht", sagt Ende Gelände-Sprecherin
Kim Solievna. Die Kohle wird unter anderem aus der russischen Region
Kuzbass importiert, wo sich Lungen- und Krebserkrankungen häufen und
Menschen ihr Zuhause und ihre Lebensgrundlage durch Umsiedlungen für den
Kohleabbau verlieren.


Weiterführende Informationen:

Nach einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Kantar
lehnt eine Mehrheit von 68% der Befragten Datteln 4 ab: 

https://act.gp/u1d4

Anfahrt:

Die Kundgebung findet am 17. Mai 2020 von 12.00 bis 13.30 Uhr.
Versammlungsort ist die Straße "Zur Seilscheibe" in 45711 Datteln: 

https://tinyurl.com/yd6wkgtc

www.ende-gelaende.org

Twitter: @Ende__Gelaende

Facebook: baggerstoppen

Instagramm: ende__gelaende

Flickr: endegelaende

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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MELDUNG/234: Kritik an deutschen Rüstungsexporten in die Türkei

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Kritik an Rüstungsexporten in die Türkei

Exportpolitik gefährdet Außenpolitik



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) übt scharfe Kritik an
deutschen Rüstungsexporten in die Türkei. Mit dem Export von
Kriegswaffen begünstige Deutschland die militärischen Abenteuer des
türkischen Staatspräsidenten Erdogans, die das Völkerrecht
aushöhlten: "Bei der Genehmigung der Exporte stimmt sich das
Bundeswirtschaftsministerium offensichtlich nicht ausreichend mit dem
Auswärtigen Amt ab. Anders ist es nicht erklärbar, dass die Türkei
Kriegswaffen aus Deutschland erhält, während sie in Libyen ein
UN-Rüstungsembargo missachtet und deutsche Friedensbemühungen
hintertreibt. Deutsche Kriegswaffenexporte in die Türkei gefährden
die Außenpolitik Deutschlands in anderen Regionen der Welt", erklärte
der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen. Auch
stärkten deutsche Kriegswaffen den Militärapparat der Türkei und
ermögliche völkerrechtswidrige Militärinterventionen in Syrien. Vor
allem ethnische und religiöse Minderheiten seien dadurch schweren
Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt.

"Deutschlands Engagement für Frieden in Libyen leidet massiv unter
dem türkischen Export von Kriegswaffen in das nordafrikanische Land",
ergänzt Delius. Zwar habe sich die Türkei bei einem von der deutschen
Bundesregierung organisierten Libyen-Gipfel am 19. Januar in Berlin
dazu verpflichtet, das UN-Waffenembargo gegenüber Libyen zu beachten.
"Seitdem haben mehrfach Schiffe mit Rüstungsgütern aus der Türkei
Häfen in Libyen angelaufen, um dortige Bündnispartner mit
militärischem Nachschub zu versorgen", so Delius. Die BBC
veröffentlichte im März 2020 Satellitenbilder von drei türkischen
Schiffen, die das UN-Rüstungsembargo gegen Libyen verletzten.
Ebenfalls im März brachte eine französische Marine-Fregatte einen
Frachter vor der libyschen Küste auf. Der Besatzung des aus der
Türkei kommenden Schiffes wird eine Verletzung des Embargos
vorgeworfen. UNO-Experten beschuldigten die Türkei in einem im
Dezember 2019 veröffentlichten Report, systematisch das Embargo mit
der Lieferung von Panzern, Dronen, Laser-Waffen, gepanzerten
Fahrzeugen und Munition zu verletzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





OFFENER BRIEF/107: An Bremische Bundestags-Abgeordnete - Widersetzen Sie sich dem Kauf von 45 F-18-Jets (Bremer Friedensforum)

Bremer Friedensforum - Presseinformation 5. Mai 2020

Offener Brief an Bremische Bundestags-Abgeordnete:

Widersetzen Sie sich dem Kauf von 45 F-18-Jets



Bremen. Im Auftrag des Bremer Friedensforums, der IALANA Bremen, der IPPNW
Bremen, der DFG-VK Bremen und für #aufstehen Bremen hat der Bremer Anwalt
Volkert Ohm einen Offenen Brief an die Bremischen Bundestagsabgeordneten
Achelwilm, Ryglewski, Schmidt, Motschmann, Kappert-Gonther und Magnitz
geschickt.

In diesem Schreiben werden die Abgeordneten gebeten, sich dem Kauf von
45 F-18-Jets für die nukleare Teilhabe im Rahmen künftiger
Haushaltsberatungen zu widersetzen, im Bundestag erneut auf eine Umsetzung
des Beschlusses vom 23. März 2010 zum Abzug der US-Atomwaffen von deutschem
Boden zu drängen und sich in ihrer Fraktion und auch interfraktionell für
einen Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag einzusetzen.

Die Bremer Organisationen sehen ihren Brief als Unterstützung für die
bereits von ICAN (Friedensnobelpreis 2017) eingeleiteten Aktivitäten wegen
der geplanten Bomberbeschaffung.


Offener Brief an die Bremischen Bundestagsabgeordneten

Bremer Friedensforum

IALANA-Bremen, International Association of Lawyers Against Nuclear Arms -
Deutsche Sektion - Vereinigung für Friedensrecht

IPPNW Gruppe Bremen - Internationale Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges

DFG-VK Bremen 

aufstehen Bremen

Bremen, den 03.05.2020

Sehr geehrte Damen und Herren

Vor 10 Jahren diskutierte der Bundestag intensiv über die "nukleare
Teilhabe Deutschlands" und forderte in einem interfraktionellen Beschluss
die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für den Abzug der 20 
US-Atombomben aus Büchel einzusetzen. Diese sollen von deutschen Piloten im
Kriegsfall mit Tornadoflugzeugen auf Ziele in Osteuropa abgeworfen werden,
jeweils mit einer Sprengkraft größer als der in Hiroshima und Nagasaki
verwendeten Bomben.

Gegen solche Art Beteiligung an einem nuklearen Inferno, 1958 von der CDU
unter Adenauer durchgesetzt, gab es von Anfang an heftigen Widerstand. Eine
klare Mehrheit der deutschen Bevölkerung will keinen Krieg und keine
Atomwaffen, sondern Abrüstung dieser verheerenden Massenvernichtungswaffen,
die die Welt seit Jahrzehnten bedrohen. In einer aktuellen repräsentativen
Umfrage von YouGov aus April 2020 lehnen 61 Prozent der Befragten den Kauf
neuer atomwaffenfähiger Kampfjets ab, nur 18 Prozent befürworten die
Ausgaben, 21 Prozent haben keine Meinung. Bei den Wählern aller
Bundestagsfraktionen gibt es eine Mehrheit gegen die Atombomber, am
höchsten ist die Ablehnung bei den Linken und Grünen (jeweils 82 %).

Die vollständige Abrüstung aller Nuklearwaffen ist auch vertragliche
Pflicht aller Staaten, die den Atomwaffensperrvertrag unterzeichnet haben.
Deutschland hat darin auf jegliche Verfügungsgewalt über Atomwaffen
verzichtet und hat diesen Verzicht mit dem 2+4-Vertrag bekräftigt. Der
Atomwaffen-Einsatz mit Hilfe deutscher Tornados ist damit illegal. Die
praktizierte "nukleare Teilhabe" mehrerer NATO-Staaten wird von vielen
anderen Staaten zu Recht als Verstoß gegen den Atomwaffen-Sperrvertrag
angeprangert.

Sie ist nach dem Völkerstrafgesetzbuch sogar kriminell, denn Atomwaffen
sind völkerrechtlich geächtet. Es gibt also keinen legitimen Grund, diese
Waffen einzusetzen oder damit zu drohen. Das hat der Internationale
Gerichtshof im Jahre 1996 entschieden - gegen den massiven Widerstand der
Atomwaffenstaaten. Selbst wenn die Existenz eines Staates gefährdet ist,
gilt das humanitäre Kriegsvölkerrecht. Dieses verbietet den Einsatz von
Waffen, die nicht unterscheiden zwischen Soldaten und Zivilpersonen, von
Waffen, deren Wirkung nicht an Staatsgrenzen haltmacht, und von Waffen, die
unnötige Leiden und Qualen verursachen. Unter diese Kriterien fallen sowohl
die jetzt in Büchel lagernden B 61-Bomben, als auch die vorgesehenen
Nachfolgemodelle. In dem mit ihnen bewirkten atomaren Inferno würde
zwangsläufig auch Zivilbevölkerung in ungeheurer Zahl den Tod finden.

Die Vereinigten Staaten haben unter Trump mit mehreren Tabus gebrochen:
nach der Nuclear Posture Review von 2018 sollen ihre Atomwaffen nicht
abgerüstet werden und nicht mehr nur der Abschreckung dienen, sondern in
bewaffneten Konflikten auch eingesetzt werden. Auf den Ersteinsatz
gegenüber Russland und China wird nicht mehr verzichtet. Alle nuklearen
Rüstungsbegrenzungsabkommen (INF, New-START und Open-Sky) wurden gekündigt
bzw. werden nicht verlängert. Die strategischen Raketen der USA werden
nicht mehr in die NATO-Planung eingebracht. Taktische nukleare "Mini-Nukes"
mit Sprengkraft von 7000 to (60 % der Hiroshima-Bombe) sind bereits mit
Raketen auf Atom-U-Booten stationiert und könnten - ohne Rücksicht oder
Absprache mit Verbündeten - z.B. in Osteuropa zum Einsatz gebracht werden.
Die Gefechtsfeldkommandeure sollen bestimmen, welche atomare Sprengkraft in
welcher Explosionshöhe sie für nötig halten, je nachdem, wie schnell sie
mit Bodentruppen das Gefechtsfeld wieder betreten wollen Behauptet wird
dabei ungeheuerlicher Weise, die Genfer Konventionen erlaubten solche
Einsätze. (vgl. Joint Chiefs of Staff (JCS) "Nuclear Operations" vom
11.6.2019 - Joint Publication 3-72 cap.5 - abrufbar unter
https://fas.org/irp/doddir/dod/jp3_72.pdf). Vor wenigen Wochen erklärte der
Oberkommandierende der US-Streitkräfte General Wolters im US-Senat gerade
heraus: "Ich bin ein Befürworter des flexiblen Ersteinsatzes von
Atomwaffen."

Wenn aus Sicht der Planer im Pentagon ein "begrenzter" Atomschlag in Europa
möglich ist, kann man nicht ansatzweise verstehen, dass Deutschland an
solchen Völkerrechtsverbrechen sogar noch mitwirken will. Otfried Nassauer
spricht von der nuklearen Teilhabe als einem "überholten Konzept ohne
Funktion" (O. Nassauer , April 2020 - 
https://www.lebenshaus-alb.de/magazin/012933.html).

Wir protestieren dagegen, dass Europa in den strategischen Planungen der
USA zum atomaren Schlachtfeld gemacht wird. Wir fordern nukleare Abrüstung
und kollektive Sicherheit unter Einschluss aller europäischen Staaten. Wir
fordern eine Beendigung der nuklearen Teilhabe und den Abzug der 
US-Atombomben aus Büchel, und wir fordern im Einklang mit einer 2/3 Mehrheit
der deutschen Bevölkerung, dass Deutschland dem Atomwaffenverbotsvertrag
beitritt.

Wir, die unterzeichnenden Organisationen, bitten Sie, als Abgeordnete des
Bundestags


	sich dem Kauf von 45 F-18-Jets für die nukleare Teilhabe im Rahmen künftiger Haushaltsberatungen zu widersetzen;

	im Bundestag erneut auf eine Umsetzung des Beschlusses vom 26.3.2010 zu drängen und

	sich in ihren Fraktionen und auch interfraktionell dafür einzusetzen, dass Deutschland umgehend dem Atomwaffenverbotsvertrag beitritt.



Im Auftrage

des Bremer Friedensforums

Barbara Heller

der IALANA

Gerhard Baisch und Volkert Ohm

der IPPNW Bremen

Ursula Haun und Dr. Lars Pohlmeier

der DFG-VK Bremen

Klaus Schiesewitz

für aufstehen Bremen

Dieter Götzel

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/458: Abrüstungsorganisationen unterstützen Forderung nach Abzug der US-Atomwaffen (IPPNW)

Pressemitteilung von ICAN und IPPNW vom 05.05.2020

Abrüstungsorganisationen unterstützen Forderung nach Abzug der
US-Atomwaffen

10.000 Unterschriften gegen neue Kampfflugzeuge



Die Abrüstungsorganisationen ICAN und IPPNW fordern den
SPD-Bundestagsfraktionsvorstand um Rolf Mützenich auf, sich gegen neue
Kampfflugzeuge für die in Deutschland stationierten US-Atomwaffen
einzusetzen. Das Geld sollte besser für die Unterstützung der Bürger*innen
in der Corona-Krise genutzt werden. Über 10.000 Menschen haben diese
Forderung unter der ICAN-Petition "Atombomber? Nein, Danke!" auf der
Petitionsplattform WeAct [1] unterschrieben.

"Die Unterzeichner*innen unterstützen Rolf Mützenichs Forderung nach einem
Ende der US-Atomwaffen in Deutschland. Das verdeutlicht: Die Politik der
nuklearen Abschreckung hat in der Bevölkerung keinen Rückhalt", so Xanthe
Hall Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland und IPPNW-Abrüstungsexpertin.
"Nur fünf Staaten praktizieren die nukleare Teilhabe - das ist eher als
"Sonderweg" zu bezeichnen, als gänzlich auf die nukleare Abschreckung zu
verzichten, wie es 80% der Staaten dieser Welt tun", erklärt Hall weiter
mit Bezug auf die Äußerung von Außenminister Maas in Spiegel zum Vorstoß
seines SPD-Kollegen Mützenich.

"Endlich debattieren wir über die nukleare Teilhabe in Deutschland.
Atomwaffen bieten keine Antworten auf die Herausforderungen des 21.
Jahrhunderts. Aufgrund der langen Nutzungsdauer von atomwaffenfähigen
Kampfflugzeugen würde die kommende Generation in der Frage der nuklearen
Teilhabe für weitere Jahrzehnte gebunden ", so Florian Eblenkamp,
Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland.

Mitte März wurden Beschaffungspläne für die Tornadonachfolge aus dem CDU-
geführten Bundesministerium für Verteidigung bekannt. Der geplante Kauf von
Kampfflugzeugen umfasst auch 45 neue Trägersysteme im Rahmen der nuklearen
Teilhabe. Das Thema spaltet die Koalition und die SPD.



Weitere Hintergrundinformationen finden Sie auf der Aktionsseite:

https://atombomber-nein-danke.de/

[1] https://weact.campact.de/petitions/atombomber-nein-danke

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/457: 6. Mai 1980 - Vor 40 Jahren Protest gegen die öffentliche Rekrutenvereidigung (Bremer Friedensforum)

Bremer Friedensforum - Presseinformation 4. Mai 2020

6. Mai 1980: Vor 40 Jahren Protest gegen die öffentliche
Rekrutenvereidigung

Engagement für Frieden und Abrüstung bleibt aktuell



Bremen. Am 6. Mai 1980 - vor vierzig Jahren - wurden im Bremer Weserstadion
1700 Rekruten aus norddeutschen Kasernen öffentlich vereidigt. Hartmut
Drewes und Ekkehard Lentz vom Bremer Friedensforum gehörten zu den
Organisatoren der Demonstration und Kundgebung der Friedensbewegung gegen
dieses Militärspektakel.

Zum bevorstehenden 40. Jahrestag erklären sie:

Der Protest von mehr als zehntausend Menschen gegen das öffentliche
Rekrutengelöbnis am 6. Mai 1980 im Bremer Weserstadion bildete einen
Meilenstein für die Entwicklung der großen Friedensbewegung gegen die
Stationierung neuer Atomraketen in den 1980er Jahren. Auch 40 Jahre bleiben
die Forderungen des damaligen Aufrufes: "Nie wieder Krieg! Wir wollen uns
niemals an den Anblick von Gewehren gewöhnen!" aktuell. Öffentliche
Rekrutengelöbnisse - bis vor Beginn der Corona-Krise auf der Tagesordnung -
erfüllen auch heute die Funktion, die Bevölkerung an Militärisches und
Kriegseinsätze zu gewöhnen.

Die weltweiten Militärausgaben haben laut SIPRI/Stockholm im vergangenen
Jahr mit 1,917 Billionen Dollar einen neuen Höchstwert erreicht.
Deutschland erhöhte seine Ausgaben so stark wie kaum ein anderes Land. Im
Vergleich zu 2018 stiegen sie um zehn Prozent auf 49,3 Milliarden Dollar.

Rüstungsexporte, an denen auch deutsche Firmen kräftig mitverdienen,
schüren Konflikte und Kriege. Für das Bremer Friedensforum ist die
Beteiligung Deutschlands an Kriegen nicht akzeptabel. Deutsche Soldatinnen
und Soldaten sind keine Entwicklungshelfer*innen in Uniform. Die Bundeswehr
versucht verstärkt, Berufs- und Zeitsoldaten für ihre Auslandseinsätze zu
werben. Vor Beginn der Corona-Krise war die Bundeswehr in Arbeitsämtern,
bei Jobmessen und in Schulen mit Info-Trucks und Jugendoffizieren äußerst
aktiv. In den sozialen Medien und auf Werbeflächen bleibt die Bundeswehr
auch in Corona-Zeiten präsent. Dazu sagt das Bremer Friedensforum 'Nein':
Das Kriegshandwerk ist kein Job wie jeder andere. Wir lehnen die
Indoktrination von Kindern und Jugendlichen durch die Bundeswehr ab und
fordern die Beendigung der Auslandseinsätze der Bundeswehr.

Rüstung und Militär sind auch heute - 40 Jahre nach der öffentlichen
Rektutenvereidigung in Bremen - keine Antworten auf die drängenden Fragen
unserer Zeit. Die großen Herausforderungen der Menschheit - wie der
Klimawandel und die Beseitigung der wirtschaftlichen und sozialen
Ungleichheiten - lassen sich nicht mit Militär, sondern ausschließlich mit
zivilen Mitteln lösen. Die Ausgaben für Rüstung und Krieg würden mehrfach
ausreichen, um Hunger und Armut in der Welt zu beseitigen und ein besseres
Gesundheitssytem einzurichten. Wir wollen eine drastische Verringerung der
Militärausgaben!

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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STANDPUNKT/456: Wer bewahrt uns vor vier Geißeln? (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wer bewahrt uns vor vier Geißeln?

Von Günter Buhlke, 4. Mai 2020



Sowohl die Corona-Pandemie als auch der Klimawandel lösen bedrückende
Gedanken für die Zukunft aus. Zwei weitere schon lange schwelende
Problembereiche sind ungelöst. Der Frieden ist dauerhaft gefährdet.
Die zunehmende Konzentration des Kapitals und der hohe Grad der
Verflechtung untereinander haben seit 2008 erneut ein weltweites
Chaospotential aufgebaut.

Die Wirtschaft ist zu einer Geldmaschine mutiert. Außer Tageslicht und
die Atemluft sind alle Bestandteile des Planeten Erde zu handelbaren
Waren geworden. Die produzierende Großwirtschaft, auch die
finanzierenden Großbanken und Versicherer als Dienstleister setzen als
ihre Aufgabe an erste Stelle nicht mehr die Versorgung der
Gemeinschaft mit lebensnotwendigen Gütern, sondern den monetären
Zugewinn.

In Debatten wird die Frage erörtert, welche Art von Staatsverwaltung
kann die Gemeinschaft aus den Gefahrenbereichen bringen? Ist die
gegenwärtige Struktur als Parteienstaat dazu in der Lage? Braucht die
Gesellschaft nicht einen demokratischen Verwaltungsstaat mit
Fachleuten, die das Wohl des Landes an der ersten Stelle ihrer
Aufgaben sehen?

Mit Sorgen werden öffentliche Diskussionen verfolgt, ob Wirtschaft vor
Gesundheit steht oder ob Menschenrechte in Zeiten akuter Bedrohung des
Lebens den Vorrang haben.

Parteienstaaten neigen national und international zu Allianzen mit den
Problemverursachern. Ihre Gesetzesgewalt und die Doppelbesetzung in
den Entscheidungsrängen des Parlaments und der Regierung ermöglicht es
ihnen, in großen Dimensionen zu agieren. Verfassungen oder
Grundgesetze wie überhaupt der allgemeine Rechtsrahmen lassen
Spielräume zu.

Wer lenkt die Geschicke des Landes am besten? Eine verfassungstreue
Regierungsmannschaft aus Fachleuten und ein zutiefst demokratisches
Parlament werden offensichtlich gebraucht, um die entstehenden
Probleme meistern und möglichst die Folgen von Problemursachen im
Blick haben zu können.

Unter Umständen könnten die ungeliebten Koalitionsverhandlungen
entfallen, Sachargumente größere Räume erhalten und das Gewissen der
Abgeordneten Freiheiten für Abstimmungen gewinnen.

Eine weitsichtige Vorsorge ist stets besser, als entstandene Probleme
lösen zu müssen.

Das Debakel im Thüringer Landtag im ersten Quartal 2020, der Umgang
der Wirtschaft und der Konsumenten mit der Natur, deprimierende
Misserfolge Kriege in Afghanistan, Libyen, Jemen, Syrien zu beenden,
sind Anlässe über die Führung auch in Deutschland nachzudenken. Bietet
die gegenwärtige Zusammensetzung in den Parlamenten und in den
Regierungen des Parteienstaates eine Erfolgsgarantie?

Praktische Beispiele (z.B. abgeordnetenWatch.de [1]) belegen als Fakt,
dass im Ranking der Parteien das eigene Wohl, die eigene Macht und
ihre Finanzierung ganz vorne stehen.

Das Prinzip der Demokratie und der Ansatz der UNO mit ihrer Charta der
Menschenrechte, auch der Sicherheitsrat sind ohne Zweifel Konstanten
für die Zukunft.

Mit solchen Fragen beschäftigt sich der Politikwissenschaftler
Professor Elmar Wiesendahl von der Universität der Bundeswehr in
München. In seinem Sachbuch "Parteien" (S. Fischerverlag, 2006)
beschreibt er die Auswüchse des Parteienstaates im modernen
Deutschland. Er kommentiert den Artikel 21 (Parteien) des
Grundgesetzes und die Transformationen, die Parteien in Deutschland
"unter dem Diktat der Medienlogik" vollzogen haben. Seine Analyse geht
von einer Schlüsselstellung der Parteien im staatlichen Machtgefüge
aus, beispielsweise, wie Parteien die Finanzausstattung zu ihrem
Gunsten regeln. Er macht im Buch auf die Schwächen der Repräsentation
der Parteien als Vertreter des Wählers aufmerksam.

Unter Kritik steht der Parteienstaat durch seine undemokratischen
Fraktionszwänge, die die Gewissensfreiheit der Abgeordneten
einschränkt sowie den Gebrauch von Wahllisten. In ihrem Sachbuch
"Demokratie demokratisieren" (VSA Verlag, Hamburg, 2015) vertieft die
Rechtsanwältin Halina Wawzyniak die Argumentationen.

2021 wird in Deutschland wieder die Zusammensetzung des Bundestages
gewählt. Eine gute Gelegenheit, sich mit den Parteiprogrammen zu
beschäftigen. Wichtiger sind die Wahlprogramme, die die Wahltaktik
festlegen und meist voller Versprechungen ausgestaltet werden. Selten
sind Zusammenhänge und Folgen von Versprechungen dargestellt.

Wichtig wäre, dem Wähler die fachlichen Kompetenzen der Kandidaten vor
der Wahl bekannt zu geben. Noch bedeutsamer, wie die Parteiführung
programmiert ist: Pro Gesundheit oder pro Wirtschaft, ihre Haltung zur
Natur oder eher zur Wirtschaft zum Verbraucher als Wähler, zum Krieg
als eine Option.

Sachverstand beim Wähler, der die großen Zusammenhänge in der
Gesellschaft abwägen kann, ist gleichfalls erforderlich. In allen
Schichten tut eine neue Welle der Aufklärung not.

Die Demokratie kann gewinnen, wenn möglichst alle Wahlberechtigten an
der Wahl teilnehmen. Unverständlich ist die Beibehaltung des
Wahlalters von 18 Jahren. Die Bewegung von Greta zeugt von der
allgemeinen politischen Reife der Jugend.


Anmerkung:

[1] https://www.abgeordnetenwatch.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STANDPUNKT/455: Earth Day 2020 - Klimawandel wäre ein kleines Übel verglichen mit einem Atomkrieg (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Earth Day 2020: Klimawandel wäre ein kleines Übel verglichen 
mit einem Atomkrieg

Von Abolition 2000, 3. Mai 2020



Anlässlich des Earth Day 2020 haben Mitglieder des
Koordinierungsausschusses "Abolition 2000" und andere eine Erklärung
verfasst, in der sie die Notwendigkeit betonen, die drei großen
Bedrohungen anzugehen, denen die Menschheit aktuell ausgesetzt ist:
Klimawandel, globale Pandemien und nukleare Zerstörung. Die Erklärung
kann von jedem unterzeichnet werden, der sie unterstützen möchte. Sie
untermauert die Tatsache, dass, obwohl der Klimawandel eine enorme
Bedrohung für die Menschheit darstellt, dessen unumkehrbarer
Wendepunkt jederzeit erreicht werden könnte, und Covid-19 jeden Tag
tausende von Menschen tötet, ein Atomkrieg hingegen die Fähigkeit
besäße, die gesamte Zivilisation innerhalb weniger Tage auszulöschen.

 * 


Die Bedrohungen für das Überleben des Planeten angehen

Erklärung von Mitgliedern des globalen Netzwerks "Abolition 2000" zur
Abschaffung von Atomwaffen anlässlich des Earth Days 2020

Das Jahr 2020 markiert den 50. Jahrestag des Earth Days [i] und heute
steht die Welt vor existenziellen Bedrohungen wie nie zuvor in der
Geschichte der Menschheit. Die Bedrohung durch den Klimawandel
manifestiert sich im Laufe der Jahre immer stärker, unter anderem
durch extreme Wetterereignisse, Waldbrände großen Ausmaßes, das
Ausbleichen von Korallenriffen und zurückweichende Gletscher. Dieses
Jahr sieht sich die Welt zudem mit einer Pandemie konfrontiert, die
aktuell jeden Tag Tausende von Menschenleben kostet und wahrscheinlich
noch Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, Auswirkungen auf unsere
Zivilisation haben wird.

Neben diesen Bedrohungen für die menschliche Existenz, gibt es auch
die weniger beachtete, aber weitaus gefährlichere Bedrohung durch eine
nukleare Katastrophe. In diesem Kontext erinnern wir daran, dass das
Jahr 2020 auch für den 75. Jahrestag der amerikanischen
Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki steht, bei denen
schätzungsweise 500.000 Menschen entweder durch sofortige Verbrennung
durch die Explosion, oder in den folgenden Monaten und Jahren an
qualvoller Strahlenvergiftung den Tod fanden [ii]. Das Jahr 2020 steht
auch für den 75. Jahrestag der Gründung der Vereinten Nationen zur
"Rettung nachfolgender Generationen vor der Geißel des Krieges", indem
sie die gemeinsamen Sicherheitsmechanismen zur Erreichung dieses Ziels
eingeführt haben. Bedauerlicherweise hat das Ende des 2. Weltkriegs
einen Wettlauf der Nationen um die Entwicklung einer
Nukleartechnologie ausgelöst, die das Potenzial hat, dem Planeten
innerhalb von 10 Tagen einen verheerenderen Schaden zuzufügen, als der
Klimawandel in 100 Jahren.

Heute stellen rund 14.000 Atomwaffen - von denen die meisten weitaus
stärker sind als die Bomben, die Hiroshima und Nagasaki zerstörten -
weiterhin eine inakzeptable Bedrohung für die Menschen dar. Dies haben
Atomwissenschaftler festgestellt, die den Planeten auf ihrer
Weltuntergangsuhr (Doomsday Clock) auf symbolische 100 Sekunden vor
Mitternacht schätzen [iii]. Diese Waffen, von denen Tausende innerhalb
von Minuten nach dem Befehl abgeschossen werden können, befinden sich
in den Händen von teilweise unberechenbaren Führern, denen nicht
zugetraut werden kann, dass sie das Wohlergehen des Planeten über ihre
eigene innenpolitische Agenda stellen. Forschungsergebnisse, die 2013
von International Physicians for the Prevention of Nuclear War
veröffentlicht wurden, kommen zu dem Schluss, dass bis zu zwei
Milliarden Menschen in einem Nuklearkonflikt, der aus dem Einsatz von
nur 100 Atomsprengköpfen [iv] besteht, vom Hungertod bedroht wären.
Fallstudien des ICRC zeigen, dass beim Einsatz von Atombomben in
besiedelten Gebieten keine Kapazitäten für humanitäre Hilfe vorhanden
wären [v].

Darüber hinaus sind die mehr als 400 Kernkraftwerke, die über den
ganzen Planeten verteilt sind, in der Lage, den gesamten Planeten mit
radioaktiven Abfällen zu vergiften, die für 250.000 Jahre sicher
gelagert werden müssten. Jedes dieser Kraftwerke ist ein Unfall, der
darauf wartet zu passieren, und stellt eine potenzielle terroristische
Bedrohung dar. In den letzten 50 Jahren, seit denen der Earth Day
existiert, haben wir dramatische Unfälle in den Reaktoren von Three
Mile Island, Tschernobyl und Fukushima erlebt. Zum Zeitpunkt der
Verfassung dieses Artikels geben Waldbrände um Tschernobyl Anlass zur
Besorgnis, da sie sich dem Reaktorstandort nähern und die Brände
selbst das radioaktive Material, das seit der Reaktorexplosion von
Bäumen und anderen Pflanzen in der Nähe aufgenommen wurde, wieder in
die Atmosphäre abgeben [vi].

Zu einem großen Teil haben kolonisierte und indigene Völker die
Hauptlast der nuklearen Verwüstung getragen - vom Uranabbau und den
Atomwaffentests auf ihrem Land über die Deponierung, Lagerung und den
Transport von Plutonium und nuklearen Abfällen bis hin zum Diebstahl
von Land für die nukleare Infrastruktur [vii].

An diesem Earth Day 2020, an dem die Welt mit der dreifachen Bedrohung
durch Klimawandel, Viruspandemie und nukleare Auslöschung konfrontiert
ist, rufen wir alle Menschen guten Glaubens auf der ganzen Welt dazu
auf, zusammenzukommen und die Grundlagen einer neuen Welt zu schaffen:
eine Welt ohne Atomwaffen und Atomenergie, eine nachhaltige Welt, in
der Land, Ozeane, Atmosphäre, Gletscher, Wildnis, Flora und Fauna in
ihrer ganzen Vielfalt die Möglichkeit erhalten sich zu erholen, sowie
eine gerechte Welt mit einem Wirtschaftssystem, das allen Bewohnern
des Planeten ein menschenwürdiges Leben ermöglicht.

Ein wesentlicher Teil dieser neuen Welt muss eine bessere Umsetzung
des Kriegsverbots der UN-Charta und der Einsatz von Diplomatie und
Recht zur Lösung internationaler Streitigkeiten sein. Sie erfordert
auch eine Umschichtung der Militärausgaben auf die Sicherheit der
Menschen, die Beseitigung von Atomwaffen, den raschen Ausstieg aus der
Kernenergie und eine Hinwendung zu sauberen, sicheren und erneuerbaren
Energiequellen [viii] [ix].

Als Menschheit sind wir in der Lage, dies zu bewältigen. Die
gegenwärtige globale Krise ist der Weckruf, den wir brauchen, um eine
bessere Welt für uns alle zu schaffen.

Wir, die Unterzeichnenden, sind bereit, unseren Teil dazu beizutragen.
Wer ist es mit uns?


Mitzeichnen unter:


https://bit.ly/2KoBaHD

Liste aller Unterschriften:

https://docs.google.com/spreadsheets/d/15NOwsa00de3G8qZI3l6e6wwIn0dO5AU5TFa-7scIeXA/


Anmerkungen:

[i] https://www.earthday.org/earth-day-2020/

[ii] https://www.pressenza.com/2019/07/interview-with-kathleen-lawand-international-committee-of-the-red-cross/

[iii] https://thebulletin.org/2020/01/press-release-it-is-now-100-seconds-to-midnight/

[iv] https://www.ippnw.org/pdf/nuclear-famine-two-billion-at-risk-2013.pdf

[v] https://www.regjeringen.no/globalassets/upload/ud/vedlegg/hum/hum_malich.pdf

[vi] https://www.bbc.co.uk/news/world-europe-52274242

[vii] http://www.abolition2000.org/en/resources/newsreleasesstatements/moorea-declaration/

[viii] http://www.abolition2000.org/a2000-files/sustainable-now.pdf

[ix] https://www.irena.org/newsroom/pressreleases/2020/Apr/Renewable-energy-can-support-resilient-and-equitable-recovery


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Roxane Steiger
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8975: Und morgen, den 06. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 06.05.2020 bis zum 07.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8975 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonne scheint,

Wolken flieh'n,

Jean-Luc greint,

läßt sie zieh'n.
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ITALIEN/317: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 5.5.2020 (SB)



Die italienische Nachrichtenagentur ANSA bezeichnete am heutigen
Dienstag die gegen China gerichteten Anschuldigungen des
US-amerikanischen Außenministers Mike Pompeo, der behauptet, das in
China erstmalig aufgetretene Coronavirus sei in chinesischen Labors
entstanden, schlichtweg als "verrückt".

Mit Blick auf US-Präsident Donald Trump, der Anfang vergangener Woche
angekündigt hatte, die chinesische Regierung möglicherweise für die
Verbreitung des Corona-Virus zur Rechenschaft zu ziehen und eine "sehr
substanzielle" Entschädigungssumme von ihr zu fordern [1], gibt ANSA
die Stellungnahme des Nothilfedirektors der
Weltgesundheitsorganisation (WHO), Dr. Michael Ryan, mit den Worten
wieder: "Wir können von chinesischen Wissenschaftlern lernen und
Wissen austauschen." Wenn dies jedoch "zu einer aggressiven
Untersuchung von falschem Verhalten" führe, sei das "ein politisches
Problem, kein wissenschaftliches". Die Wissenschaft müsse im
Mittelpunkt stehen, so Ryan, und betonte: "Eine wissenschaftlich
fundierte Forschung über die Ursprünge des Virus wäre von Nutzen für
alle".

Zu diesem Thema zitierte ANSA auch Dr. Maria Van Kerkhove, technische
Leiterin des Arbeitsbereichs COVID-19 bei der WHO: "Nach all den
Tests, bei denen mehr als 15.000 genetische Sequenzen 
untersucht wurden, glaube ich, dass dieses Virus tierischen 
Ursprungs ist".

Auch in weiteren italienischen Medien werde Äußerungen wiedergegeben,
mit denen die von den USA gegen China erhobenen Anschuldigungen
zurückgewiesen werden. So zitierte die römische Tageszeitung "La
Repubblica" den US-Immunologen Anthony Fauci, Direktor des National
Institute of Allergy and Infections Diseases (NIAID), der - wie die
Mehrheit der internationalen wissenschaftlichen Gemeinschaft - "nicht
an die Möglichkeit glaube, dass der Corona-Virus aus einem
chinesischen Labor stamme."


Fußnote:

[1] https://www.tagesspiegel.de/politik/entschaedigung-fuer-verbreitung-des-coronavirus-trump-will-china-zur-rechenschaft-ziehen/25779216.html

5. Mai 2020
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FUNDSTÄTTEN/141: Forscher durchleuchten 2600 Jahre alten unterirdischen Friedhof aus dem alten Ägypten (idw)

Eberhard Karls Universität Tübingen - 04.05.2020

Forscher durchleuchten 2600 Jahre alten unterirdischen Friedhof aus dem
alten Ägypten

In Sakkara wurden Priester einer geheimnisvollen Schlangengöttin
bestattet: Deutsch-ägyptisches Team untersucht Grabanlage mit modernsten
Methoden und stößt immer wieder auf Überraschungen



Wissenschaftler der Universität Tübingen sind im ägyptischen Sakkara
einem 2600 Jahre alten Kult um die Schlangengöttin Niut-schies auf der Spur
- mit modernsten chemischen und digitalen Methoden. Bereits seit 2016
erforscht das deutsch-ägyptische Team die ausgedehnte unterirdische
Grabanlage rund 20 Kilometer südlich von Kairo. Sarkophage aus sechs
Grabkammern seien inzwischen geöffnet, zahlreiche Mumien und Objekte
untersucht, sagt Grabungsleiter Dr. Ramadan Badry Hussein. Gemeinsam mit
dem ägyptischen Antikenministerium präsentierte er der Öffentlichkeit die
jüngsten Ergebnisse.




[image: Bild: © Saqqara Saite Tombs Project, Ramadan Hussein]

Die mit Gold überzogene Silbermaske weist nach Untersuchungen einen
Reinheitsgehalt des Silbers von mehr als 99 Prozent auf.

Bild: © Saqqara Saite Tombs Project, Ramadan Hussein



Wie schon 2018 berichtet, war das Team der Universität Tübingen in Sakkara
auf eine gut erhaltene Mumifizierungswerkstatt mit einer Grabanlage aus
der 26. Dynastie (ca. 664-525 v.Chr.) gestoßen. Die Grabanlage besteht aus
mehreren Grabkammern, die in die Seitenwände eines tiefen Schachtes
geschlagen wurden. In 30 Meter Tiefe fanden die Wissenschaftler insgesamt
sechs unberührte Grabkammern mit 17 Mumien vor. Nach einem Jahr
Ausgrabungsarbeiten und Dokumentation gehen sie davon aus, dass es sich um
einen unterirdischen Friedhof für Priester und Priesterinnen handelt:
Durch Texte auf Sarkophagen und Särgen habe man die meist weiblichen
Mumien als Priester(innen) einer geheimnisvollen Schlangengöttin namens
Niut-schies (wörtlich übersetzt: "Die Stätte ihres Sees") identifiziert,
berichtet Hussein. Es gebe Hinweise darauf, dass Niut-schies während der
26. Dynastie eine prominente Göttin wurde, ihr war ein großer Tempel in
Memphis, der Verwaltungshauptstadt des alten Ägypten geweiht.

Reiche Grabbeigaben für Priester der Schlangengöttin

Offensichtlich hatten die wirtschaftlichen Einnahmen dieses Tempels den
Priesterinnen und Priestern einen hohen sozialen und ökonomischen Status
verschafft. Mindestens zwei Generationen von ihnen wurden im gleichen
Grabkomplex beigesetzt. Sie erhielten wertvolle Grabbeigaben wie
Sarkophage, Holzsärge, sogenannte Kanopen-Krüge aus Alabaster, Statuetten
und eine vergoldete Silbermaske.

Die sechste Grabkammer war erst im Jahr 2019 hinter einer unscheinbaren
Steinmauer entdeckt worden. Dort war unter anderem eine Frau namens
Didibastet beerdigt, die offensichtlich eine herausragende Stellung
einnahm: Bei ihr fanden die Wissenschaftler erstmals in einem ägyptischen
Grab insgesamt sechs Kanopenkrüge. Üblicherweise bewahrten die alten
Ägypter bei der Mumifizierung Lunge, Magen/Milz, Darm und Leber
einbalsamiert in vier eigenen Krügen auf, die in der Grabkammer unter dem
Schutz der "vier Söhne des Horus" aufgestellt wurden. Wie die
Durchleuchtung der zusätzlichen Krüge per Computertomographie (CT) ergab,
enthalten diese ebenfalls menschliches Gewebe. Ein Radiologe arbeitet an
der Identifizierung der Organe. Demnach wäre bei Didibastet eine spezielle
Form der Mumifizierung angewandt worden, bei der sechs Organe ihres
Körpers erhalten blieben.

Eine Besonderheit sind auch die Herkunft einer Priesterin und eines
Priesters aus der gleichen Grabkammer: Sie waren möglicherweise
Einwanderer, denn ihre Namen, Ayput und Tjanimit, waren in der libyschen
Gemeinschaft verbreitet, die sich ab der 22. Dynastie (ca. 943-716 v.
Chr.) in Ägypten niederließ. Das alte Ägypten gilt als multikulturelle
Gesellschaft, die Einwanderer aus verschiedenen Teilen der antiken Welt
aufnahm, darunter Griechen, Libyer und Phönizier.

Maske aus reinem Silber

An weiteren Funden wurden inzwischen detaillierte Analysen durchgeführt,
so auch an der vergoldeten Silbermaske, die das Team ebenfalls 2018
präsentiert hatten. Sie bedeckte das Gesicht der Mumie einer Priesterin
und gilt als Sensation: Von ihrer Art sind weltweit insgesamt nur drei
erhaltene Masken bekannt, die letzte wurde 1939 in Ägypten gefunden.
"Durch Röntgenfluoreszenz konnten wir feststellen, dass hier
außerordentlich wertvolles Material verwendet wurde", sagt Hussein. Das
Silber weise eine Reinheit von 99,07 Prozent auf, das sei sogar mehr als
die üblichen 92,5 Prozent bei einem Sterling Silber.

Die in Schalen und Töpfen der Mumifizierungswerkstatt konservierten Fette,
Öle und Harze werden derzeit von Archäologen und Chemikern der Universität
Tübingen, der Ludwigs-Maximilians-Universität München sowie des
ägyptischen Nationalen Forschungszentrums in Kairo analysiert. Die
Erkenntnisse zeigen, welche Substanzen im alten Ägypten zur Mumifizierung
verwendet wurden, darunter Bitumen, Pistazienharz, Bienenwachs und
Tierfett. "Diese Funde aus Sakkara ermöglichen einen einmaligen Einblick
in die Balsamierungspraktiken der alten Ägypter", sagt Professor Philipp
Stockhammer, Projektpartner an der LMU München. Die Erkenntnisse seien
auch für die moderne Anatomie und deren Konservierungspraktiken von
Interesse.

Zudem erfassen die Wissenschaftler seit einigen Jahren die gesamte
unterirdische Grabanlage mit einer Kombination aus Laserscanning und
bildbasierten 3D-Verfahren: So konnte eine hochpräzise 3D-Dokumentation
erstellt werden, mit der die räumlichen Zusammenhänge sichtbar wurden.

Ausgrabungen gehen weiter

Die Funde aus Sakkara werden die Forscher noch eine Weile beschäftigen:
Aus den Gräbern wurden insgesamt 54 Mumien und Skelette, fünf große
Sarkophage, ein Dutzend Kanopenkrüge aus Kalzit (ägyptischer Alabaster)
und tausende von Shawabtis-Figuren geborgen. Ab Winter 2020 wollen die
Wissenschaftler wieder vor Ort weiterarbeiten. Über die bisherigen
Grabungen der Universität Tübingen in Sakkara startet der amerikanische
Sender National Geographic ab 12. Mai eine vier-teilige Dokumentation, die
ab dem 28. Juni auch in Deutschland ausgestrahlt werden soll.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/556: Alles anders - Kunst-Aktion für Kinder und Jugendliche wird verlängert

Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Alles anders: Kunst-Aktion für Kinder und Jugendliche wird verlängert

Online-Ausstellung - Neuer Einsendeschluss ist der 20. Mai.



Wie hat sich dein Leben seit Corona verändert? Was hast du neu entdeckt?
Diese Fragen stehen im Zentrum der Kunst-Aktion "Alles anders", die das
Institut für Kunst der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe Anfang April
gestartet hat. Gesucht werden Kinder und Jugendliche, die sich mit Farbe,
Stiften, Fotos oder Filmen ein Bild ihres neuen Lebens machen wollen.
Ausgewählte Arbeiten werden in einer Online-Ausstellung gezeigt. Wegen der
vielen positiven Rückmeldungen wird die Aktion nun verlängert. Neuer
Einsendeschluss ist der 20. Mai.

Seit Corona ist alles anders. Wir halten Abstand, sind viel mehr zu Hause
als woanders, Schule ist Nicht-Schule, es gibt ein "hier" und ein "dort".
Wir sehen unsere "alte" Welt mit neuen Augen, schauen genauer hin,
entdecken neue Bilder, finden neue Fragen. Anfang April hatte das Institut
für Kunst der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe deshalb die Kunst-Aktion
"Alles anders" gestartet. Gesucht werden Kinder und Jugendliche von 6 bis
16 Jahren, die sich mit Farbe, Stiften, Fotos oder Filmen ein Bild ihres
neuen Lebens machen wollen. Dabei geht es um die Fragen "Wie hat sich dein
Leben seit Corona verändert?", "Was hast du neu entdeckt?".

Online-Ausstellung wächst weiter

Ausgewählte Bilder sind in der täglich wachsenden Online-Ausstellung auf
https://ph-ka.de/allesanders zu sehen. Kurator ist der Leiter des
Instituts für Kunst, Prof. Dr. Lutz Schäfer. Zu jedem für die Ausstellung
ausgewählten Bild schreibt er einen kunstpädagogischen Kommentar,
erläutert zum Einsatz kommende Techniken, ordnet ein, weist auf
Besonderheiten hin. Ursprünglich war am 30. April Einsendeschluss. Wegen
der vielen positiven Rückmeldungen wird die Aktion nun verlängert. Neuer
Einsendeschluss ist der 20. Mai.

"Wir freuen uns sehr, dass die Kunst-Aktion 'Alles anders' so eine gute
Resonanz hat. Die Mailbox, in der die Bilder eingehen, ist eine richtige
Wundertüte. Wir sind jeden Tag aufs Neue gespannt, was es wohl zu
entdecken gibt", sagt Prof. Dr. Lutz Schäfer.

Alle Materialien und Medien sind erlaubt

Bei der Gestaltung der Bilder haben die Kinder und Jugendlichen freie
Wahl: Ob Bleistift, Farbe und Pinsel, Kreide oder Buntstift - alle
Materialien und Medien erlaubt. Auch Fotos, Fotocollagen oder
Handykurzfilme können eingesandt werden. Und wer lieber bastelt, kann
beispielsweise mit Ton, Holz oder Draht arbeiten.

Wer teilnehmen möchte, schickt Fotos und Fotocollagen oder Fotos seiner
Arbeiten per E-Mail an allesanders@ph-karlsruhe.de. Videos sollten in
einen Cloud-Speicher geladen werden. Der Link zum Speicherort geht dann
ebenfalls per E-Mail an allesanders@ph-karlsruhe.de.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Pädagogische Hochschule Karlsruhe, 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/420: Von der Subkultur in die Wissenschaft - Forschungsprojekt zu Graffiti wird verlängert (idw)

Universität Paderborn - 04.05.2020

Von der Subkultur in die Wissenschaft: Forschungsprojekt zu Graffiti wird
verlängert

DFG fördert weiteren Ausbau des Informationssystems "Graffiti in
Deutschland"



Sie finden sich an Wänden, Zügen oder Brücken: Graffiti - mal mehr, mal
weniger künstlerisch gestaltete Schriftzüge aus der Sprühdose, die
zunehmend auch das Interesse der Wissenschaft wecken. Bereits seit 2016
bauen Forscher der Universität Paderborn und des Karlsruher Instituts für
Technologie eine Datenbank auf, die es erlaubt, das urbane Phänomen
systematisch zu erforschen. INGRID ("Informationssystem Graffiti in
Deutschland") ist nun um weitere drei Jahre verlängert worden und wird von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit rund einer Million Euro
unterstützt.

"Seit Mitte 2019 sind ca. 40.600 Graffiti-Fotos für Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler zugänglich. Im Zuge des Ausbaus werden weitere
Sammlungen des derzeit mehr als 150.000 Fotografien umfassenden Bestandes
erschlossen", sagt Projektleiterin Prof. Dr. Doris Tophinke, Linguistin an
der Universität Paderborn. Die Wissenschaftler haben eine digitale
Graffiti-Bilddatenbank entwickelt, mit der erstmals systematische
Untersuchungen auf Basis hochwertiger Forschungsdaten möglich sind.
Bislang fehlte dafür ein geeignetes Informationssystem. Diese Lücke
schließt INGRID: "Graffiti-Bildbestände, die dem Projekt ausschließlich
für die wissenschaftliche Nutzung zur Verfügung gestellt wurden, werden
digitalisiert, annotiert und der Forschung zugänglich gemacht", so
Tophinke. Jedes Bild wird spezifiziert, sodass Nutzer gezielt nach
bildlichen, sprachlichen und materiellen Eigenschaften wie Farbe, Technik
oder Inhalt suchen können.

Mehrwert für die Wissenschaft

Graffiti kamen in den späten 1970er Jahren in den USA auf, eng verbunden
mit der Hip Hop-Szene. Seit den 1980er Jahren haben sie sich zunehmend
auch in Deutschland verbreitet. Als anhaltendes jugendkulturelles Phänomen
und in ihrer Kombination aus Schrift und Bild sind sie heute Gegenstand
der Forschung. Vor allem die Aspekte Bildästhetik, Grammatikalität, die
stadträumliche Verortung sowie die soziale Funktion und Bedeutung von
Graffiti interessieren die am Projekt beteiligten Wissenschaftler. Die
Bilddatenbank ist aber auch für Disziplinen wie Medienwissenschaften,
Soziologie oder die Stadtplanung spannend. Dazu Tophinke: "Da Angaben zum
Entstehungsort und zur Entstehungszeit der Bilder vorliegen, ist es zum
Beispiel möglich, Städteprofile zu erstellen, die den Zusammenhang
zwischen städtischer Infrastruktur und dem Aufkommen von Graffiti sowie
die Analogien zwischen der Entwicklung von Graffiti und sozialen und
städtebaulichen Veränderungen aufzeigen können."

Zusammen mit Prof. Dr. Martin Papenbrock, Fachgebiet Kunstgeschichte am
Karlsruher Institut für Technologie, Prof. Dr. Gudrun Oevel, Leiterin des
Zentrums für Informations- und Medientechnologien der Universität
Paderborn, und Prof. Dr. Axel Ngonga Ngomo, Leiter der Arbeitsgruppe Data
Science vom Institut für Informatik, soll die Datenbank in den kommenden
Jahren weiter auf- und ausgebaut werden. INGRID wird von der DFG bis 2023
gefördert.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-paderborn.de/forschungsprojekte/ingrid/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution98

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Paderborn, 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9776: Stuttgart - Wiedereröffnung der Staatsgalerie nach Covid-19-Schließung am 12. Mai 2020

Staatsgalerie Stuttgart

Wiedereröffnung nach Covid-19-Schließung am Dienstag, den 12. Mai 2020



Seit dem 13. März 2020 ist die Staatsgalerie aufgrund der
Covid-19-Pandemie geschlossen. Die neue Corona-Landesverordnung
Baden-Württemberg vom 4. Mai 2020 ermöglicht es den Museen wieder zu
öffnen. Die Staatsgalerie wird ab Dienstag, den 12. Mai 2020 wieder
für die Besucherinnen und Besucher geöffnet sein.

Der lange Zeitraum ohne Besucherinnen und Besucher ist auch für die
Staatsgalerie eine ganz neue Erfahrung. Noch nie war das Museum in
seiner über 175-jährigen Geschichte in Friedenszeiten so lange
geschlossen. Umso mehr freut sich die Staatsgalerie, dass die seit
heute geltende neue Corona-Verordnung die Öffnung der Museen wieder
erlaubt. Die Vorbereitungen für die Wiedereröffnung laufen schon seit
längerem, so dass ab Dienstag, den 12. Mai 2020 wieder geöffnet werden
kann. Der Vorlauf ist nötig, um in Kooperation mit den externen
Partnern das Aufsichtspersonal wieder an Bord zu haben.

Prof. Dr. Christiane Lange, Direktorin der Staatsgalerie: "Wir freuen
uns sehr, dass die neue, heutige Corona-Verordnung auch in Baden-
Württemberg die Wiedereröffnung der Museen ermöglicht. Hinter den
Kulissen haben wir dazu ja längst alles vorbereitet, von der Hygiene
bis zu einem Einbahn-Wegesystem. Etwas Vorlauf benötigen wir aber
noch, um die externen Aufsichten bei unserem Dienstleister verbindlich
zu bestellen. Ab Dienstag, den 12. Mai können die Besucherinnen und
Besucher wieder zu uns kommen. Es warten auf sie neben der Sammlung
auch die zwei Sonderausstellungen »Drucksache Bauhaus« und »Ida
Kerkovius. Die ganze Welt ist Farbe«, deren Eröffnung wir im März ja
leider absagen mussten."

In der gesamten Staatsgalerie gilt das Abstandsgebot von mindestens
1,5 Metern, durch die Sammlungs- und Ausstellungsflächen führt ein
Einbahnstraßen-System und im Foyer mit den Ticketschaltern, der
Garderobe und dem Museumsshop gelten die üblichen Hygiene- und
Abstandsregeln sowie die Regeln zum Tragen einer Maske.

Noch ist offen, wann wieder Führungen und Veranstaltungen angeboten
werden. Dr. Helga Huskamp, Leiterin Kommunikation und Vermittlung sagt
dazu: "Wir haben schon Ideen, wie wir unsere Vermittlungsangebote und
auch Veranstaltungen mit den Anforderungen an Hygiene- und
Abstandsregeln anbieten könnten. Aber noch ist es zu früh, um hier
verbindliche Termine zu planen. Dazu müssen wir erst die weiteren
Entwicklungen abwarten."

Öffnungszeiten:

10.00-17.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Sonderöffnungen für angemeldete Einzelbesucher und Gruppen

Di-So von 9.00-10.00 Uhr und von 17.00-19.00 Uhr (außer donnerstags)

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Pressemitteilung vom 04.05.2020

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

Telefon: +49 711 470 40-250, Fax: +49 711 236 99 83

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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AUSSTELLUNG/9775: Düsseldorf - Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen ist ab 5.5.2020 wieder geöffnet

Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen

Kunstsammlung Nordrhein Westfalen ist ab 5.5.2020 wieder
geöffnet



Die Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen wird ab 5.5.2020 an beiden
Standorten K20 und K21 wieder für ihre Besucherinnen und Besucher
geöffnet sein. Es gelten die üblichen Öffnungszeiten für beide Häuser:
Dienstag bis Freitag von 10 - 18 Uhr und an Wochenenden und Feiertagen
von 11 - 18 Uhr.

Die Gesundheit ihrer Besucherinnen und Besucher sowie ihrer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat für die Kunstsammlung
Nordrhein-Westfalen oberste Priorität. Für den Museumsbesuch gelten
deshalb bis auf weiteres die von den Gesundheitsministerien und den
Ministerien des Landes Nordrhein-Westfalen empfohlenen Abstands- und
Hygieneregelungen zur Eindämmung des Covid-19 Virus:

- Begrenzte Besucherzahl für beide Häuser

- Einhaltung der Abstandsregelung von 1,5 m

- Tragen eines Mundschutzes

- Beachtung der Hygieneregeln

Zum Schutz der Besucherinnen und Besucher werden an den Kassen und im
Museumsshop des K20 und K21 spezielle Vorrichtungen angebracht.
Darüber hinaus gelten die oben genannten Abstands- und
Hygieneregelungen auch für das Museumspersonal.


Welche Ausstellungen erwarten die Besucher im K20 und
K21?

Besonders erfreulich ist, dass die Ausstellungen Pablo Picasso.
Kriegsjahre 1939 bis 1945 (bis 14.6.2020) im K20 und I'M NOT A NICE
GIRL! (verlängert bis 28.6.2020) im K21 nun wieder gezeigt werden
können. An der Umsetzung der Ausstellung Charlotte Posenenske. Work in
Progress (bis 2.8.2020) im K20 wird weiterhin festgehalten. Die
Rauminstallation "in orbit" des Künstlers Tomás Saraceno im K21 bleibt
aufgrund der Abstands- und Hygieneregelungen vorerst geschlossen.

Die Eröffnung der Ausstellung "Thomas Ruff" findet wie bereits
angekündigt am 11.9.2020 im K20 statt. Mit den Ausstellungen "Simon
Denny" (Eröffnung 3.9.2020, K21), "Hito Steyerl" (Eröffnung 25.9.2020,
K21) und "Thomas Ruff" steht die Saisoneröffnung der Kunstsammlung
Nordrhein-Westfalen im Herbst 2020 ganz im Zeichen der digitalen und
fotografischen Bilder.

Die Ausstellung "This is me. Die indische Modernistin Amrita Sher-Gil"
im K20 wird auf den Herbst 2021 verschoben. Die für den Herbst
geplante Neuauflage des OPEN SPACE zu dem Thema "Nichts als Zukunft"
wird im Frühjahr 2021 in der Grabbe Halle des K20 stattfinden.

Da es in absehbarer Zeit nicht möglich sein wird Veranstaltungen,
Ausstellungführungen und Bildungsprogramme anzubieten, werden die
digitalen Angebote laufend erweitert. Unter dem #K20K21fromhome bietet
die Kunstsammlung multimediale Formate für die Kunsterfahrung von zu
Hause. Dazu gehören das Kunsttutorial "MACH'S WIE..." für Kinder ab 6
Jahren, virtuelle Ausstellungsführungen, ein digitales Booklet "K+"
zur laufenden Picasso-Ausstellung, Künstlergespräche und
Bewegbild-Serien. Eine Kooperation mit Schauspielerinnen und
Schauspielern des Düsseldorfer Schauspielhauses wird gerade umgesetzt
und verspricht neue Perspektiven auf ausgesuchte Werke der Sammlung im
K20 und K21.

Mit dieser schrittweisen und verantwortungsvollen Öffnung des Museums
erhofft sich die Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen weiterhin einen
Beitrag zur Eindämmung des Covid-19 Virus leisten zu können und
gleichzeitig ein Zeichen für die Bedeutung der Kunst und Kultur in
diesen herausfordernden Zeiten zu setzen.

Besucheranfragen werden über service@kunstsammlung.de

oder telefonisch unter +49 (0)211 8381-204 beantwortet.

Anmeldung und Information während der Bürozeiten:

Montag - Donnerstag, 10 - 17 Uhr

Freitag, 10 - 13 Uhr

 * 

Quelle:

Stiftung Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen

Pressemitteilung vom 4.5.2020

K20 - Grabbeplatz 5, 40213 Düsseldorf

K21 - Ständehausstraße 1, 40217 Düsseldorf

Besucherservice

Telefon: +49 (0)211 83 81-204, Fax: +49 (0) 211 83 81-209

E-Mail: service@kunstsammlung.de

Internet: www.kunstsammlung.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1949: Feminismus als Männerstreit und die Lehren von He-Yin Zhen

graswurzelrevolution Nr. 446+447, März 2020

- beilage libertäre buchseiten -

Feminismus als Männerstreit und die Lehren von He-Yin
Zhen

The Birth of Chinese Feminism. Essential Texts in Transnational Theory

von Antje Schrupp



He-Yin Zhen (1884-ca. 1920) war eine Anarchistin und Feministin, die
im Westen völlig unbekannt ist, deren Gesellschaftstheorie aber viele
Themen anspricht, die bis heute höchst aktuell sind. Überliefert sind
von ihr eine Reihe längerer Zeitungsartikel und Essays zur "Lage der
Frau" in China, die vor allem in den Jahren 1907 und 1908 entstanden,
als Zhen die Mitherausgeberin einer links-liberalen Zeitung war. Sie
stammte aus der Provinz Jiangsu, etwa 300 Kilometer nordwestlich von
Shanghai, ging aber 1904, wie viele staatskritische chinesische
Intellektuelle, nach Japan. In Tokyo schrieb sie Artikel für die
Zeitung "Natural Justice" und war Mitgründerin eines Vereins zur
"Wiederentdeckung der Frauenrechte". Nach dem Sturz der Qing-Dynastie
in der Revolution von 1911 ging Zhen zurück nach China und lehrte dann
an der Universität Peking. Über den genauen Zeitpunkt und die Umstände
ihres Todes, vermutlich um 1920, ist nichts bekannt. In ihren Texten
entwirft Zhen eine Alternative zum liberalen Feminismus des westlichen
emanzipatorischen Weges. Während die westliche Frauenbewegung vor
allem auf Gleichberechtigung setzte, argumentierte Zhen, dass eine
solche rein rechtliche Gleichstellung die Lage der Armen nicht
verbessern würde, sondern nur die einiger privilegierter Frauen.
Materielle Not sei aber die wesentliche Ursache, warum Frauen
unterdrückt und sexuell ausgebeutet werden. Diese Unterdrückung lasse
sich deshalb auch nicht durch Gesetze oder formale Gleichstellung
abschaffen, sondern nur durch die Abschaffung von Armut und
materieller Not. Dafür schlägt Zhen die Abschaffung des
Privateigentums zugunsten einer auf Commons, also Gemeingütern,
basierenden Wirtschaft vor.

Zhens Feminismus ist deshalb auch heute noch interessant, weil sie
bereits damals die Erzählung von der Überlegenheit des westlichen
Modells als Weg zur weiblichen Freiheit bestreitet - und damit der
Mehrheit ihrer männlichen Mitstreiter widerspricht. Am Anfang des
20. Jahrhunderts wurde in China die "Frauenfrage" vor allem von
"linken" chinesischen Männern (und auch einigen Frauen) ins Feld
geführt, die für politische Reformen eintraten. Sie verwiesen dabei
unter anderem auf die "Rückständigkeit" Chinas in
Frauenangelegenheiten im Vergleich zum "fortschrittlichen" Europa.
Feminismus wurde weitgehend instrumentalisiert, um eine linke
Opposition gegenüber dem Kaiser und dem "alten" China generell zu
rechtfertigen.

He-Yin Zhen bestreitet diese Erzählung. Vom Frauenwahlrecht, das
damals außer in Finnland nirgendwo eingeführt war, über das aber viel
diskutiert wurde, verspricht sie sich nichts, sondern prophezeit, dass
Politikerinnen auch nur die Interessen ihrer eigenen sozialen Klasse
vertreten würden und nicht die armer Frauen. Ihre Ablehnung des
westlichen Emanzipationsmodells verführt sie aber keineswegs dazu, die
eigene Kultur schönzureden, ganz im Gegenteil.

Ausführlich analysiert Zhen die Mechanismen der Abwertung von
Weiblichkeit in der chinesischen Kultur, angefangen bei der Sprache.
Ausführlich setzt sie sich mit der Verwendung des Schriftzeichens für
"Frau" und den symbolischen Bedeutungen von kombinierten
Schriftzeichen auseinander, in denen es verwendet wird. Sie analysiert
die frauenfeindlichen Denkmuster der relevanten philosophischen
Traditionen - Konfuzianismus, Buch der Wandlungen, Taoismus und
Buddhismus - sowie Alltagspraxen, etwa Trauer- oder
Eheschließungsrituale.

He-Yin Zhen nimmt also eine unabhängige Haltung gegenüber spezifischen
Kulturen ein und priorisiert die weibliche Freiheit. Sie zeigt, dass
eine patriarchale Kultur so schlecht ist wie die andere, und dass die
Frauen keiner dieser von männlichem Denken geprägten Ideologien auch
nur das Geringste schuldig sind. Ihr ist es wichtig, den Kampf für
weibliche Freiheit außerhalb des symbolischen Streits verschiedener
von Männern dominierter Positionen anzusiedeln.

Ihre Analyse zeigt, dass eine Ideologie der getrennten Sphären und der
Ausschluss der Frauen aus der Öffentlichkeit für die chinesischen
Geschlechterverhältnisse schon seit vielen Jahrhunderten zentral war,
sehr viel länger als in Europa, wo sich die Ideologie der getrennten
Sphären im 18. und 19. Jahrhundert herausgebildet hat. War das
vielleicht nicht zufällig genau die Zeit, als die "Kolonialwaren" so
langsam in den europäischen Alltag vordrangen? Inwiefern hat "der
Westen" sich hier von den kolonialisierten Kulturen beeinflussen
lassen?

Breiten Raum nimmt in Zhens Texten die sexuelle Ausbeutung ein, ein
weiteres bis heute aktuelles Thema. Auch da unterscheidet Zhen
zwischen der privilegierten Situation einiger Frauen und dem
Alltagsleben der großen Mehrheit, die praktisch jeden Tag und in jeder
Situation mit einer Vergewaltigung rechnen müssen, zum Beispiel sobald
sie zur Arbeit kommen oder männliche Gäste das Haus betreten. Die
zwangsverheiratet werden oder deren Eltern sie prostituieren oder
ihnen nahegelegen, Konkubine zu werden, damit die Familie über die
Runden kommt . Beim Lesen dieser Texte wird klar, wie sehr für
marginalisierte Frauen die Geschlechterdifferenz eine Erfahrung von
radikalem körperlichem und sexuellem Ausgeliefertsein ist.

Die zentrale Ursache dieser von ihr beschriebenen allgegenwärtigen
sexuellen, körperlichen Ausbeutung von Frauen sieht He-Yin Zhen in
materieller Ungleichheit. Frauen wählen die Prostitution aus purer
Armut, Familien "verkaufen" ihre Töchter aus materieller Not heraus.
Die Reichen hingegen konsumieren Frauen als Sexobjekte oder "halten"
sich Ehefrauen oder Konkubinen, weil das ihren Status aufwertet, weil
sie ihre soziale und männliche Überlegenheit hier demonstrativ
ausleben - weil sie es halt können.

Zhen macht dabei keinen Unterschied zwischen Prostituierten,
Konkubinen und Ehefrauen, denn sie alle tauschen Sex gegen materielle
Lebensgrundlagen. Ihrer Ansicht nach ist auch die damalige westliche
Ehepraxis, bei der ja ebenfalls ökonomische Erwägungen eine zentrale
Rolle spielten, schlichtweg Prostitution. In der (solcherart weit
gefassten) Prostitution sieht Zhen daher auch den Angelpunkt für
jegliche gesellschaftliche Ausbeutung von Frauen. Gleichzeitig lehnt
sie gesetzliche Maßnahmen zum Verbot der Prostitution ab, da diese das
Phänomen nicht aus der Welt schaffen, sondern nur verschleiern würden.
Denn solange es extreme Armut und extremen Reichtum gibt, wird es auch
sexuelle Ausbeutung in Form von Prostitution geben, ist sie überzeugt.

Beim Lesen von Zhens Texten wird sehr deutlich, warum linke
Ökonomiekritik und weibliche Freiheit zwei Themen sind, die ihren Sinn
völlig verlieren, wenn man sie voneinander trennt. Es wäre schön, wenn
He-Yin Zhen einen prominenteren Platz in der Geschichte der
anarchistischen politischen Ideen bekäme.


Lydia H. Liu, Rebecca E. Karl and Dorothy Ko (Hg):

The Birth of Chinese Feminism. Essential Texts in Transnational
Theory, Columbia University Press, 2013, 328 S., 36 Euro,

ISBN: 023116291X
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IMI/1032: Bundeswehr - Per Corona auf RekrutInnenfang

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/015 vom 4. Mai 2020

Bundeswehr: Per Corona auf RekrutInnenfang

von Markus Pflüger



Der Triersche Volksfreund (TV) berichtet in seiner Ausgabe vom 4. Mai 2020
darüber, wie die Bundeswehr die Corona-Krise aktuell nutzt, um auf
RekrutInnenfang zu gehen. Beschrieben wird eine Kampagne, deren Idee im
März entstanden sei und die offensichtlich auch in anderen Städten
durchexerziert wurde: Gemeint ist, dass Jugendliche, die in Kürze das 18.
Lebensjahr erreichen, laut TV mit personalisierten Postkarten angeschrieben
worden seien. An die Adressen sei die Bundeswehr (einmal mehr) über die
Einwohnermeldeämter gekommen, insgesamt wären dabei 680.000 Postkarten
verschickt worden, die Kampagne habe Kosten in Höhe von 257.325 Euro
verursacht.

Die überaus problematische Nutzung der Einwohnermeldeamt-Daten für
Bundeswehr-Werbezwecke hat schon schlechte Tradition. Was den konkreten
Inhalt der Postkarten anbelangt, zeigt der TV-Artikel, wie in diesem
Zusammenhang aktuell nun die Corona-Krise durch die Bundeswehr
instrumentalisiert wird:

"Bei der neuesten Kampagne nutzt die Bundeswehr die Verunsicherung über
Corona, um Nachwuchs zu werben. 'Wir kämpfen gegen Corona' steht auf einer
Postkarte, die derzeit etliche Jungen und Mädchen in der Region erhalten,
die im kommenden Jahr 18 Jahre alt werden. Auf der Vorderseite ist im Stil
des Namensschildes auf dem Kampfanzug der Nachname des Minderjährigen
aufgedruckt. Auf der Rückseite heißt es: 'Wir kämpfen gegen Corona.'
Darunter wird der Jugendliche kumpelhaft mit 'Hi' und seinem Vornamen
angesprochen. Weiter heißt es: 'Gerade in dieser schwierigen Zeit
unterstützt die Bundeswehr mit ihren Frauen und Männern in Uniform und in
Zivil die deutsche Bevölkerung mit allen Kräften.'"

Gut, dass Medien teilweise kritisch über den Werbefeldzug der Bundeswehr
berichten. Neben den fragwürdigen Werbe-Postkarten nerven ja schon seit
Wochen die Plakatwände an vielen Stellen (nicht nur) in Trier. Es wird
ausgenutzt, dass Jugendlichen in Coronazeiten verstärkt Perspektiven
fehlen, was einer Mischung aus Armutsrekrutierung und Täuschung
gleichkommt. "Die schwierige - ja teilweise sogar lebensbedrohliche -
Situation vieler Menschen wird ausgenutzt, um sich mit Steuergeldern ein
besseres Image zu erkaufen", kritisiert die DFG-VK zu Recht.

Schade, dass im TV-Artikel nicht erwähnt wird, dass die Bundeswehr sich mit
Ihrer "Amtshilfe" am Rande des Verfassungsbruchs bewegt -
Bundeswehreinsätze sind als Lehre aus der Geschichte verboten. Und was sie
als Amtshilfe leistet zeigt nur, dass zivile Organisationen, die eigentlich
für Katastrophenschutz und Gesundheitswesen da sind, seit Jahren im
Vergleich zur teuren Bundeswehr unterfinanziert sind. Im TV-Artikel fehlen
zudem die eigentlichen Ziele der Bundeswehr: Aufrechterhaltung des freien
Welthandels, Zugang zu Rohstoffen und Märkten... - Wirtschaftsinteressen
eben (vgl. Weißbuch/Verteidigungspolitische Richtlinien).
Katastrophenschutz und Corona-Amtshilfe sind v.a. werbewirksame
Imageeinsätze am Rande des Grundgesetzes.

Übrigens: Widerspruch gegen diese Militär-Werbung zur Rekrutierung auch
Minderjähriger ist möglich. Die Arbeitsgemeinschaft Frieden (AGF) hatte das
vor Jahren in Trier erfolgreich angemahnt, seitdem gibt es (leider ziemlich
versteckt auf Trier.de) eine Widerspruchsmöglichkeit, um solche Post nicht
zu bekommen. Auch die DFG-VK weist schon seit Jahren unter dem Titel "Meine
Daten sind nichts für die Bundeswehr!" auf die Widerspruchsmöglichkeit hin
und fordert ein Ende der Rekrutierung Minderjähriger
(https://unter18nie.de/).

Es ist ein Bundesgesetz, das die Einwohnermeldeämter zur Herausgabe der
Daten der 17jährigen verpflichtet - ein Relikt der ausgesetzten
Wehrpflicht. An jedem 'red hand day' wird auch die Bundeswehr kritisiert,
weil sie 17jährige in die Armee aufnimmt, was gegen den Geist der
UN-Kinderrechtskonvention verstößt (vgl. Deutsche Bündnis Kindersoldaten:
http://www.kindersoldaten.info).

Der Werbefeldzug offenbart, dass kaum junge Leute Lust auf Befehl und
Gehorsam, eingeschränkte Grundrechte und fragwürdige Kriegseinsätze haben.
Auch rechtsextreme "Kameraden" und sexuelle Übergriffe v.a. gegen Frauen
machen das Militär nicht attraktiver, deren Bundeswehreinsätze von der
Mehrheit der Bevölkerung abgelehnt werden. Jetzt wäre der Moment abzurüsten
und das Geld sinnvoller zu verwenden.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2487: Der Acker bleibt - Gespräch mit AktivistInnen

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Acker bleibt

Guter Boden und Perspektiven auf dem Land statt Logistikzentrum

Gespräch mit AktivistInnen von Violetta Bock



Seit Mai 2019 besetzen AktivistInnen in Neu-Eichenberg südlich von
Hannover einen 80 Hektar großen Acker, um zu verhindern, dass hier ein
Logistikgebiet entsteht. Violetta Bock sprach Ende Februar mit
vier AktivistInnen, nachfolgend A., B., C., D. genannt, über ihre
Erfahrungen und Motivation.


SoZ: Worum geht es?

B.: Es geht darum, den Bau eines Logistikgebiets zu verhindern
und den fruchtbaren Ackerboden für eine langfristige und nachhaltige
Landwirtschaft zu erhalten. Der Boden hat im Schnitt 75-80 Bodenpunkte
auf einer Skala von 100 Punkten. Das heißt, das ist einer der besten
Böden, die wir hier in Deutschland und in Europa haben. Es ist absurd
ihn zu versiegeln. Und es geht darum, hier Nahrungsmittel produzieren
zu können.

C.: Die Planungen für das Logistikgebiet hatten schon 2002
angefangen, damals war das noch ein anderer Investor. Sie sind im
Sande verlaufen, weil der Investor abgesprungen ist. Da dachten alle,
das wird nicht mehr auf den Tisch kommen. Als die Dietz AG als neuer
Investor auftrat, wurde im September 2018 jedoch mit Zustimmung der
Landesregierung der Weg erneut freigemacht, die Fläche zu
privatisieren. Daraufhin hat sich die Bürgerinitiative für ein
lebenswertes Neu-Eichenberg gegründet; nachdem deren Demos, Petitionen
und Aktionen kaum Gehör fanden, folgte später die Besetzung.

B.: Inzwischen ist auch dieser Investor abgesprungen. Das ist
bereits ein Erfolg des "intensiven Protests" - die Dietz AG hat das
auch damit begründet. Damit ist das Vorhaben leider noch immer nicht
ganz vom Tisch, doch man sieht, dass lokal verwurzelter Protest
Wirkung zeigen kann.


SoZ: Wie habt ihr das geschafft?

B.: Das hat vor allem die Bürgerinitiative geschafft, in enger
Zusammenarbeit mit der Bevölkerung und natürlich auch mit den
BesetzerInnen.

C.: Ich glaube, es ist durch die Vielfältigkeit gelungen. Im
Dorf gibt es eine lange Geschichte und immer wieder finden sich neue
Leute, die sich für das Anliegen begeistern und Leute dazu bringen,
auf die Straße zu gehen. Im Dezember 2018 gab es, in Zusammenarbeit
mit einer Konferenz zum Thema Bodenschutz, eine Menschenkette, an der
knapp 1000 Leute und 30 Trecker teilnahmen. Das ist für eine Gemeinde
mit 1500 BewohnerInnen einfach riesig. Es wurde noch gesteigert durch
die Besetzung, zu der die Bürgerinitiative selbst nicht in der Lage
gewesen wäre, doch die verschiedenen Aktionsformate haben sich gut
ergänzt, sowohl innerhalb des Dorfes, als auch medial und in Richtung
Investor. Die Hartnäckigkeit aller Beteiligten spielt dabei eine große
Rolle.


SoZ: Ist das Logistikgebiet nun endgültig verhindert?

B.:Der Bürgermeister und große Teile der Gemeindevertretung
halten nach wie vor daran fest.

D.: Im Dorf gibt es Banner pro und contra Logistikgebiet. Das
hat innerhalb der Gemeinde auch zu Spaltungen geführt.

C.: CDU und SPD sind die treibenden politischen Kräfte, die das
ursprünglich angefangen haben. Sonst gibt es nur noch die Grünen.
Anfang des Jahres ist einer aus der CDU ausgetreten, weil er das nicht
weiter vertreten konnte, und es bröckelt so langsam auch innerhalb
ihrer Strukturen. Aber noch weiß man nicht, wie sie in der nächsten
Gemeinderatssitzung abstimmen werden. Es braucht da auch einen
demokratischen Kulturwandel. Lange konnte die SPD alles unter sich
ausmachen. Die BI hat vor kurzem den dritten Dorfdialog organisiert
und öffnet damit auch Diskussionen.


SoZ: Aber es ist erstmal auf Eis gelegt, oder?

A.: Ende Januar wurde im Gemeinderat abgestimmt, ob die
Planungen nochmal offengelegt werden oder ob es zu einer Planungspause
kommt. Der Gemeinderat hat sich mit 8 zu 7 Stimmen für ein
sechsmonatiges Moratorium entschieden.

B.: Das ist der erste Erfolg, den wir in der Gemeindevertretung
sehen. Viele sehen das deshalb als Einstieg in den Ausstieg. Jetzt ist
Luft, um Alternativen zu diskutieren. Davon gibt es mehrere: Zum einen
wird an einem Solarpark mit einem kleinen Gewerbegebiet gearbeitet.
Auch dabei würde der gute Ackerboden allerdings nicht für die
Produktion von Nahrungsmitteln genutzt. In der Gemeinde wird außerdem
ein Projekt von "Land schafft Zukunft" diskutiert. Das ist eine Gruppe
von Studierenden in Witzenhausen, die an einem regenerativen
Landwirtschaftskonzept arbeiten. Das wäre mit unserer Forderung
vereinbar.


SoZ: Was passiert in der Zwischenzeit?

A.: Für die Zwischenzeit gibt es Pachtverträge mit fünf lokalen
Landwirten, die bis Ende September die 80 Hektar bewirtschaften
können. Die BesetzerInnen sind davon ausgenommen, hier werden wir
selbst Gemüse anbauen. Offiziell befindet sich der Acker in
Landeseigentum und wird von der Hessischen Landgesellschaft (HLG)
verwaltet.

C.: Das Problem dabei ist, dass seitens der HLG nichts mit uns
abgesprochen wurde. Stattdessen wurde versucht, mit Provokationen und
Geheimverträgen einen Keil zwischen uns und die lokalen Landwirte zu
treiben. Glücklicherweise haben wir jedoch nach einigen Turbulenzen
und zahllosen Gesprächsangeboten endlich mit den Landwirten
zusammenkommen können. Die befürchten, wenn sie die Anordnungen der
HLG nicht befolgen, dann wird die Fläche an größere, nicht
ortsansässige Landwirte abgegeben. Wir haben auch Differenzen in der
Frage von Pestiziden und Bewirtschaftungsform, doch uns eint der Kampf
gegen die Bodenversiegelung.


SoZ: Habt ihr euch auch verändert?

C.: Ich komme aus Klimagerechtigkeitskreisen und für mich war
neu, mit Leuten in Kontakt zu kommen, die aus einer anderen
politischen Kultur kommen, wie etwa der BI, bei denen die erste
Motivation ist, dass sie das Logistikgebiet nicht vor der Tür haben
wollen. Spannend war dieser Austausch verschiedener Perspektiven. Das
macht eine andere Qualität von Gesellschaftsgestaltung aus, als wenn
man zwar schöne Aktionen, aber unter "seinesgleichen" macht. Ich habe
auch den Eindruck, dass wir hier etwas hinterlassen.

B.: Wir konnten auf Strukturen zurückgreifen, die schon
existierten. Gleichzeitig versuchen wir auch, Kämpfe zu verbinden
- deswegen gab es auch Workshops mit anderen Gruppen, etwa zu
Arbeitskämpfen von Bauern und LandarbeiterInnen in Südspanien oder
"Make Rojava green again".

D.: Es ist auch politisierend, in einer besetzten Umgebung zu
wohnen, möglichst hierarchiefrei. Man lernt viel darüber, mit Konsens
und Konflikt umzugehen.

C.: Ja, man lernt viel über Gruppenprozesse. System Change
passiert eben nicht nur da draußen.

 * 
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Z/277: Diskurs und linke Strategie

Z. Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 121 - März 2020

Diskurs und linke Strategie

von Dieter Klein



In der gegenwärtigen Phase tiefgreifender Umbrüche, deren Ausgang
offen ist, gewinnen Diskurse erstrangige Bedeutung. Aber im
Widerspruch dazu ist die plurale Linke, die Linkspartei
eingeschlossen, in den öffentlichen Debatten nur schwach wahrnehmbar
(Candeias 2019). Mehr denn je ist die Linke gefordert, ihren eigenen
Diskurs öffentlich wirksam als "strategischen Diskurs" zu führen.
"Denn der Diskurs ist dasjenige, worum und womit man kämpft; er ist
die Macht, deren man sich zu bemächtigen sucht." Er besitzt eine
"schwere und bedrohliche Materialität" (Foucault 1974: 8; 7). Er
bestimmt in starkem Maße, in welcher Richtung Menschen denken und
handeln.

Seit dem vorläufigen Höhepunkt der Mehrfachkrise 2008/09 verläuft der
Diskurs anders als zuvor. Die Brüchigkeit der neoliberalen Gestalt des
Kapitalismus und der neoliberalen Ideologie wurde offenbar.
Sozialismus wird wieder öffentlich erwägbar. Ein Fenster für eine
Diskurswende hat sich geöffnet. Die Linke muss das nutzen. Jetzt! Dazu
gehört zunächst eine Analyse der Diskurslandschaft, der verschiedenen
Diskursrichtungen (siehe Klein 2019).

Der neoliberale Diskurs

Der neoliberale Diskurs verläuft differenzierter als häufig
wahrgenommen. Aber er stößt deutlich an die Grenzen der eigenen
Dogmen. Er lotst die Machteliten in Sackgassen. Er offenbart deren
Konzeptionsarmut.

Prominente Exponenten des neoliberalen Diskurses wie Bert Rürup und
Dirk Heilmann (2012) bedienen die aus der Endzeit der DDR wohlbekannte
Neigung der Machteliten zur Realitätsverweigerung. Die "Idee" der
Autoren ist, dass ohne größere Veränderungen der Politik die Zukunft
für Deutschland durch die Exportexpansion gesichert sei. Wachsende
Teile der jungen Generation, mit Fridays for Future auf den Straßen,
wissen das besser.

Karl-Heinz Paqué (2010) meint zum Klimawandel: Je stärker das
Wachstum, desto höher der Wohlstand und desto größer die Bereitschaft,
umweltbewusst zu leben. Natürlich werde es eine Weile dauern bis
dahin. Aber: "Da jeder zusätzliche Ausstoß von Kohlendioxid in der
Erdatmosphäre eine sehr lange Verweildauer hat, ist es tatsächlich für
die langfristige Wirkung nur von begrenzter Bedeutung, ob die
Verringerung des Ausstoßes 'heute' oder 'morgen' (sagen wir, in 30
Jahren) erfolgt." (ebd.: 104) In zahllosen Studien wurde das Gegenteil
bewiesen. Eine Position wie die Paqués ist nicht nur ignorant, sie
scheint leider nicht ohne Wirkung auf den "Klimaschutzplan 2030" der
Bundesregierung geblieben zu sein.

Hans-Werner Sinn sieht im Gegensatz zu Rürup und Paqué den
Finanzmarktkapitalismus in einer gefährlichen Krise; "fast eine
Kernschmelze" sei die jüngste große Krise gewesen. Er kritisiert unter
anderem die zu geringen Eigenkapitalquoten der Banken, die hohen
Bestände toxischer Papiere und den "Laschheitswettbewerb der Staaten"
um die niedrigste Regulierung der Märkte. Die Machteliten brauchen
eben auch ein Vorwarnpotenzial und Korrektive. Für besonders
gefährlich hält Sinn zu Recht die weitgehende Beschränkung der Haftung
von kapitalistischen Eigentümern für die Folgen ihres Wirtschaftens
durch das Rechtsinstitut der Haftungsbeschränkung. Diese Regelung
verleite nur zu risikoreichen Transaktionen.

Aber dann führen auch ihn die Grenzen neoliberalen Denkens in eine
Sackgasse. Die Aktionäre, meint Sinn, würden ihr Kapital nämlich gar
nicht investieren, wenn sie für das ganze Geschäftsrisiko haften
müssten: "Wer die Dynamik des kapitalistischen Systems will ..., muss
also die Kapitalgesellschaft wollen und die Haftungsbeschränkung auf
sich nehmen. So gesehen ist die Haftungsbeschränkung ein notwendiges
und segensreiches Institut." (Sinn 2012: 114) Kritik verkehrt sich in
Absegnung. Und im Übrigen: "Bei der Analyse der Systemfehler geht es
umgekehrt auch nicht um die Systemfrage an sich, wie manche meinen.
Die Finanzkrise ist keine Krise des Kapitalismus, sondern eine Krise
des angelsächsischen Finanzsystems, das zum Kasino-Kapitalismus
mutierte und leider auch in Europa immer mehr Nachahmer gefunden hat."
(ebd.: 14) Nie ist der Kapitalismus selbst die Wurzel der Übel,
sondern allenfalls sind es Fehler in seiner Ausgestaltung - und noch
dazu Fehler außerhalb der eigenen Verantwortung.

Eine kritische Auseinandersetzung mit dem neoliberalen Diskurs
ermöglicht Schlussfolgerungen für den strategischen Diskurs der
Linken:

• Der neoliberale Diskurs bleibt - selbst in finanzmarkt- und
austeritätskritischer Gestalt oder grün modifiziert - letzten Endes
jenem Weiter so verhaftet, das die Krisen der Gegenwart verursacht
hat. Mit den Dogmen des Neoliberalismus begegnen die Machteliten den
Jahrhundertaufgaben geistig entleert. Probleme werden verdrängt oder
sie sollen mit der Beschleunigung jenes unkontrollierten Wachstums
gelöst werden, das seit Jahrzehnten die Umweltkrise vertieft.

Diese konzeptionelle Leere ist die Chance für eine Diskursoffensive
von links. Die Linke muss sie nutzen, ohne Zeitverzug!

• In den Diskursen der Machteliten werden die systemischen
Ursachen der ungelösten Probleme geleugnet. Es fällt der Linken zu,
den Diskurs ins Systemische zu wenden, die Schuldigen an Klimawandel,
Kriegen, Armut, Ungerechtigkeit und Rechtsentwicklung beim Namen zu
nennen, Eigentums und Machtfragen zu thematisieren und auch für sie
zeitgemäße Antworten auf den Weg zu bringen.

Es geht um einen sozial-ökologischen Richtungswechsel, der das Ganze
betrifft. Zuständigkeitshalber ist die Linke, in Deutschland nicht
zuletzt die Linkspartei, in die Auseinandersetzung darum gerufen.

• Als Beleg für die angebliche Alternativlosigkeit des
Kapitalismus wird gebetsmühlenartig auf die Desaster des
Staatssozialismus verwiesen. DIE LINKE hat in einer Vielzahl von
Konferenzen und Publikationen wie keine andere Partei die Ursachen
dafür analysiert und sich vom Stalinismus als System unwiderruflich
distanziert. Das wird sie auch weiter tun. Nach vom geöffnet beginnt
in der Linken gerade eine neue Welle der Diskussion über mögliche
Konturen eines demokratischen grünen Sozialismus (Dörre 2019; Krüger
2016; Brie 2014; Klein 2013). Die Linke ist dabei, jene Charaktere
einer solidarischen menschengerechten Gesellschaft herauszuarbeiten,
die das Gegenbild zu Staatssozialismus und Kapitalismus ausmachen
könnten.

Eine wichtige Dimension des linken strategischen Diskurses ist, den
Erzählungen der Neoliberalen und der Neuen Rechten eine an den
Interessen, Wünschen und Hoffnungen der Bevölkerungsmehrheit
anknüpfende moderne linke Erzählung entgegen zu setzen, die aus den
vielen Erzählungen der Menschen das sozial und ökologisch Gemeinsame
herausfiltert und verdichtet.

Erst wenn im Bewusstsein der pluralen Linken und bei großen Teilen der
Gesellschaft angekommen sein wird, was einen demokratischen grünen
Sozialismus im Innersten ausmacht - erst dann wird diese
Diskursaufgabe gelöst sein.

Hoffnung im linken Diskurs

Der Diskurs der Linken hat die Hoffnung auf seiner Seite. Ernst Bloch
verstand das von ihm umfassend begründete "Prinzip Hoffnung" nicht als
bloßen Traum, nicht als Flucht vor der Wirklichkeit, nicht als Trost
allein. "Hoffnung nicht als Affekt, mit dem Gegensatz Furcht, sondern
Hoffnung als ein kognitiver Akt, als ein Akt der Erkenntnis" (Bloch
1977:72). "Hoffnung ist keine Zuversicht, sondern ein Aufruf an uns
Menschen, die wir doch an der Front des Weltprozesses stehen und die
Aufgabe haben, die Welt zu modernisieren (ebd.: 97). Bloch fasste
Hoffnung nicht zuletzt als eine verpflichtende Haltung für kritische
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, als Aufforderung an die Art
und Weise ihrer Forschung auf. Uneingeschränkt gilt das auch für linke
Zukunftsdiskurse.

Das ist der Gegenpol zu einem Diskurstyp eigener Art, der als "Diskurs
ohne Hoffnung" bezeichnet werden könnte. Wolfgang Streeck,
langjähriger Direktor des Max-Planck-Instituts für
Gesellschaflsforschung, erwartet einen langen qualvollen
Niedergangsprozess des Kapitalismus ohne Lösung der Probleme,
gekennzeichnet durch den Zusammenbruch der Sozialintegration auf der
Ebene der Gesellschaft. Die einzelnen nur noch verwiesen auf sich
selbst, die Gesellschaft "unterregiert" voller Unsicherheit und in
einer finalen Krise, aber ohne dass sich eine Alternative abzeichne.
Streeck sieht nirgendwo Gegenkräfte als taugliche Träger einer
Gesellschaftsalternative Keine Hoffnung - nirgends (Streeck 2013).
Erst seit den jüngsten verstärkten Protestbewegungen beginnt er
entgegen der Logik seiner eigenen Analyse und Theorie selbst
Alternativen zu entwickeln (Streeck 2019).

Auch Frank Schirrmacher, bis zu seinem Tod der Herausragende unter den
Herausgebern der FAZ, verkörpert diesen pessimistischen Diskurs. In
seinem Buch "Ego. Spiel des Lebens" steht im Mittelpunkt, dass ein
"mentaler Imperialismus" die Seele des Menschen erobert habe. Der
Kapitalismus zerstöre das Menschsein im Menschen, indem er ihn in ein
bloßes Konkurrenzwesen verwandle. Die Strategien des Kalten Krieges
wurden, so Schirrmacher, aus den Denkfabriken des Pentagon in die
Wirtschaft transferiert, in der sich die Menschen als konkurrierende
Ego-Wesen verhalten und ihre dunklen Seiten - Egoismus, Gier,
Rücksichtslosigkeit, Aggressivität und Gefühlsarmut - gegeneinander
zur Geltung bringen müssen. Er fasst seine Analyse in der
grundpessimistischen Frage zusammen: "Wie soll man so ein Leben
leben?" Eine Antwort wusste er nicht. Nirgendwo sah er - selbst der
medialen Machtelite zugehörig - Akteure, die eine Antwort geben
könnten.

Auch von diesem Diskurstyp ist die Linke herausgefordert:

• Mobilisierung und Organisierung von progressiven Akteuren - das
ist ein entscheidendes Moment linker Diskurs- und Handlungsstrategien.
Das ist die Erfahrung aus den Kämpfen gegen TTIP, von Fridays for
Future und Ende Gelände, aus Initiativen von Pflegekräften wie an der
Berliner Charité, aus der Mieterbewegung und aus dem Miteinander gegen
rechts. Die Zeit ist gekommen, die Endlichkeit des Kapitalismus zu
Ende zu denken. Eine linke Offensivstrategie hat konkrete Schritte zu
diesem Ende hin zu markieren und Machtoptionen für diese Schritte zu
schaffen.

• Hoffnung ist Gebot für linke Zukunftsdiskurse, allerdings
begründet in der Wahrnehmung von Keimen einer künftigen
sozialistischen Gesellschaft, schon in der Gegenwart, als Entfaltung
solchen "Vor-Scheins" des künftig Möglichen, etwa in Gestalt des
Non-Profit-Sektors, der Commons, wachsender Bedeutung der Care-Arbeit, der
Fortschritte feministischer und anderer sozialer Bewegungen.

• Demokratischer grüner Sozialismus und der Weg dahin sind die
menschengerechte Antwort auf Schirrmachers Frage, wie das Leben
weitergehen soll. Aber diese Antwort erfordert, dass die Linke in
ihren eigenen Strukturen und in der Gesellschaft Solidarität,
Toleranz, Empathie, Anerkennung, Zuhören, Pflege des Arguments und
Nächstenliebe voll zur Geltung bringt und ihren Zustand und ihre
Konzepte daraufhin überprüft. Der Diskurs der Linken sollte das
Verständnis der kommenden Transformation als moralische Revolution,
wie von Uwe Schneidewind vertreten (Schneidewind 2018), auflehnen,
allerdings ohne dessen Unterbewertung von Eigentums- und
Machtverhältnissen zu übernehmen. Seit Jahrzehnten war nicht so
wichtig, dass die Linke dem Wärmestrom positiver Emotionen Raum gibt
und mit ihrer Rationalität verbindet. Denn:

Linker Diskurs - Gegenpol zur völkischen Erzählung des Rechtsextremismus


Der Diskurs der extremen Rechten mobilisiert alle negativen Seiten im
Menschen - Menschenverachtung, Rassismus, Nationalismus und Gewalt. Er
ist vor allem deshalb gefährlich, weil er damit die Entwicklung des
gegenwärtigen Kapitalismus zu Barbarei und Entzivilisierung öffnet und
vorantreibt.

Viele AfD-Anhänger haben diese Partei als Ausdruck von Protest
gewählt, mehr als die Hälfte jedoch auch, weil sie der völkischen
Ideologie zustimmen. Für linke Politik bedeutet das, sozialen
Problemen als Grund für rechtsgerichtete Protesthaltungen größte
Aufmerksamkeit zu widmen und zugleich einen kompromisslosen
ideologischen Kampf gegen die Erzählung der Rechtsextremen zu führen.

• Gegen die Umdeutung des Konflikts zwischen Kapital und Arbeit
und anderer Herrschaftsstrukturen in einen Konflikt zwischen dem "Wir"
- dem angeblich von "Entvölkerung" durch den "Ansturm" der
"asiatischen Mongoliden", durch "Afrikanisierung" und "Islamisierung"
bedrohten deutschen "Volk" - und "den Anderen", den "Ausländern" vor
allem, muss die LINKE eine neue verbindende Klassenpolitik setzen, die
das Gemeinsame in der Lage der höchst differenzierten Lohnabhängigen
und Mittelschichten gegen die Machteliten zur Geltung bringt.

• Nicht weiter hinnehmbar ist, Solidarität mit Migrant*innen und
Ausbau des Sozialstaats gegeneinander zu diskutieren. Wenn für die
auch durch Zuwanderung wachsenden Aufgaben Umverteilung erforderlich
ist, dann soll diese zulasten der Großvermögen und von Höchstprofiten
gehen.

• Monopolistische und oligarchische Macht zurückdrängen! Das ist
die linke Antwort auf die rechte Pseudokritik am Establishment, die in
Wahrheit auf eine autoritäre Herrschaft zielt, die "keine halben
Sachen" macht. "Auch wenn wir ein paar Volksteile verlieren werden,
die zu schwach oder nicht willens sind, sich der fortschreitenden
Afrikanisierung, Orientalisierung und Islamisierung zu widersetzen"
(Höcke 2018: 257). Wohin sollen die "Unwerten" im Volke verschwinden?
Welche Erinnerungen werden da geweckt! Das ist Mobilisierung für
Gewalt, Terror und Barbarei.

• Die Linke kann nicht mehr auf sanfte Reformen setzen. Sie muss
den Bruch mit den neoliberalen Strukturen herbeiführen, die den Boden
für rechte Scheinalternativen bilden.

Rote Antworten auf grüne Herausforderungen

Der Diskurs vom Grünen Kapitalismus soll aus der Sicht partiell
problembewusster Fraktionen der Machteliten eine grüne Modernisierung
des Kapitalismus fördern. Das Konzept eines Green New Deal changiert
zwischen dieser begrenzten Orientierung, einer progressiven
postneoliberalen Transformation im Rahmen des Kapitalismus und
Ansätzen zu seiner Überschreitung. In der LINKEN votiert in jüngster
Zeit Bernd Riexinger für einen linken Green New Deal (Riexinger 2019;
Candeias 2019).

Die Linke hat mit der Deutung des grünen Kapitalismus und des Green
New Deal einige Schwierigkeiten. Die einen halten einen grünen
Kapitalismus nicht für möglich und nur für eine Täuschung mit wenig
Substanz. Andere haben nach meiner Ansicht recht, wenn sie
umwelttechnologische Fortschritte unterstützen und zugleich das
Ausblenden sozialer Grunddefizite und von Eigentums- und Machtfragen
anprangern. Die einen setzen Grünen Kapitalismus und Green New Deal
fast gleich, als gleichermaßen kapitalistisch begrenzt. Andere
erkennen bei den progressiven Vertretern eines Green New Deal - etwa
Tim Jackson, Michael Müller, Kai Niebert - den Willen zu einer
progressiven postneoliberalen Transformation. Die einen halten einen
ökologischen Umbau im Rahmen des Kapitalismus für ganz unmöglich. Ich
stimme anderen zu, die unter der Voraussetzung starker Veränderungen
der Kräfteverhältnisse nach links Chancen für postneoliberale
sozial-ökologische Fortschritte erkennen und wegen deren Grenzen
zugleich auf Projekte des Einstiegs in eine Große Transformation über
den Kapitalismus hinaus drängen. Die einen sehen in einem Grünen
Kapitalismus neue Wachstumschancen. Die anderen halten Wachstum und
sozial-ökologischen Umbau für unvereinbar. Zutreffend ist wohl, in der
Phase des Übergangs zu einer nachhaltigen Gesellschaft tatsächlich von
den dafür erforderlichen enormen Investitionen ein stärkeres Wachstum
zu erwarten. Richtig ist aber auch, dass dieses Wachstum auf
Effizienztechnologien, erneuerbare Ressourcen und Kreislaufwirtschaft
konzentriert und mit dem Rückbau von umweltschädigenden Branchen
verbunden werden muss. Und dass langfristig für die Industrieländer
das Wachstum des BIP gegen Null gehen muss - auch um Wachstumsräume
für den globalen Süden freizumachen und um auch für die
Entwicklungsländer neue ökologische Wege auszuloten. In vollem Umfang
wird das nur in einer Gesellschaft möglich werden, die als
demokratischer grüner Kapitalismus zu bezeichnen ist.

Kein systemverändernder Diskurs ohne transformationstheoretische
Grundlagen 

Die Revolutionsstrategie der alten Linken beruhte auf
revolutionstheoretischen Grundlagen. Die Reformpolitik der
Sozialdemokratie gründete auf reformistischen Theorien. Eine moderne
Linke bedarf für transformatorische Politik einer konsistenten
sozialistischen Transformationstheorie. Es ist eine wichtige Aufgabe
ihres Diskurses, dies sich selbst und öffentlich verständlich zu
machen.

Aber ist ihr das klar? Manchen linken Kreisen wohl nicht. Das
avancierteste transformationstheoretische Werk hat Erik Olin Wright
vorgelegt, der von 2010 bis 2013 Präsident der American Sociological
Association war (Wright 2015). Der Kern seiner Theorie ist eine
Kombination von drei Transformationsstrategien. Er erwartet einen
demokratischen Sozialismus von 1.) Brüchen in der gesellschaftlichen
Entwicklung, 2.) symbiotischen Reformen, die Kompromisse zwischen
Interessen subalterner Klassen und Interessen von problembewussten
Teilen der Machteliten in einer Symbiose finden und gerade dadurch
reale Chancen für progressive Veränderungen eröffnen und 3.)
Freiraumstrategien, d.h. Nutzung von Nischen im Kapitalismus für
sozialistische Experimente und Projekte.

Das Konzept einer doppelten Transformation, von einigen
Wissenschaftler*innen des Instituts für Gesellschaftsanalyse der Rosa
Luxemburg Stiftung entwickelt und vertreten, ergänzt diese Theorie
(Klein 2013; Brie 2014). Erwartet wird nicht, dass dem neoliberalen
Kapitalismus unmittelbar eine sozialistische Gesellschaft folgen wird.
Im glücklichsten Fall könnte unter der Voraussetzung stark veränderter
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse nach links für längere Zeit eine
demokratischere, sozialere, friedlichere und stärker ökologisch
orientierte Gestalt des Kapitalismus erkämpft werden. Eine
sozialistische Entwicklung ist aber nicht säuberlich getrennt von
einem solchen Prozess zu erwarten. Vielmehr kommt es noch mitten in
der systeminternen Transformation des Kapitalismus darauf an, Projekte
des Einstiegs in eine systemüberwindende Große Transformation
voranzutreiben. In diesem Sinne handelt es sich um eine doppelte
Transformation. So tat sich plötzlich in den Protesten gegen
Mietwucher die Chance für eine Enteignungsbewegung gegen große
Wohnungskonzerne auf. Ein solches Konzept schlägt eine Brücke zwischen
linken Reformern und der radikalen Linken, zwischen der
parlamentarischen und der Bewegungslinken - wenn denn alle Beteiligten
eine wechselseitige Stärkung beider Elemente der Transformation aktiv
fördern.

Als archimedischen Punkt einer sozialistischen Transformationstheorie
betrachte ich die Bestimmung dessen, was den Sozialismus und den Weg
zu ihm im Kern ausmacht, die Bestimmung seiner "Mitte". Das ist die
freie Persönlichkeitsentfaltung einer und eines jeden in Einklang mit
der Erhaltung einer menschenfreundlichen Natur. Alle sozialistische
Politik sollte wie auf der Bahn einer Ellipse zwei Zentren zugleich
umkreisen, erstens die Bereitstellung der Bedingungen individueller
Entfaltung für alle Menschen, von Freiheitsgütern also, und zweitens
die nachhaltige Reproduktion unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Nur
beides zusammen macht das Leitbild einer menschenwürdigen Gesellschaft
aus. Das ist das fundamental Neue einer epochegemäßen linken Strategie
und Politik - als sozial-ökologische Klassenpolitik über die bisher
zahnlose Konturlosigkeit der SPD hinausgehend, über die sozialen und
machtpolitischen Leerstellen der Grünen und über die ökologischen
Defizite der LINKEN. Das allerdings erfordert gesellschaftliches
Eigentum an zukunftsentscheidenden Ressourcen sowie strategische
Planung und Lenkung.

Zwei Fragen für eine linke Makroökonomie

Zu einer künftigen neuen Wirtschaftsordnung gehören eine gerechte
Umverteilung von Macht und Lebenschancen, ein Mix von Eigentumsformen,
von real gesellschaftlichem Eigentum bis zu Kapitaleigentum, ein neues
Akkumulationsregime - d.h. eine neue Justierung volkswirtschaftlicher
Grundproportionen - und eine neue Regulationsweise. Zwei Probleme
seien hervorgehoben.

Erstens: Die bisher existierenden modernen Wirtschaftsweisen
führen zur Zerstörung der Natur. Die ökonomische Reproduktion muss
künftig in die Reproduktion der Naturkreisläufe eingeordnet werden.
Dies verlangt, die gesamte Ressourcenbewirtschaftung und
Wirtschaftsweise fundamental zu verändern. Alles Wirtschaften muss der
doppelten Zielsetzung dienen: der Persönlichkeitsentfaltung jeder und
jedes einzelnen und der Bewahrung der Naturgrundlagen menschlicher
Existenz. Das kommt einem zweifachen Bruch mit der gegenwärtigen
Wirtschaft und Gesellschaft gleich. Der LINKEN wächst ein neuer
Gebrauchswert zu: treibende Kraft im Parteiensystem für diesen sowohl
sozialen wie ökologischen Bruch zu werden.

Zweitens: Marx nahm an, dass in einer sozialistischen
Gesellschaft die Menschen ihre wechselseitigen Verhältnisse ohne
Schwierigkeiten durchschauen würden und dass es ihnen keine Probleme
bereiten würde, ihre Arbeitskräfte als eine einzige Arbeitskraft zu
verausgaben und den gesellschaftlichen Bedürfnissen gemäß in den
notwendigen volkswirtschaftlichen Proportionen und orientiert am
Gemeinwohl einzusetzen. Das war eine Fehlerwartung. Wie ist zu
bestimmen, was das Gemeinwohl ist - zumal es sich aus tausenden
Gemeinwohlen zusammensetzt? Durch welche Mechanismen werden diese
Proportionen reguliert? Eine zentralistische Planung hat nicht
funktioniert. Der Marktradikalismus führt zu schweren Krisen und
riesigen Verlusten. Die Linke muss klären, wie sich eine künftige
solidarische Gesellschaft effizient, sozial ökologisch und
demokratisch regulieren wird.

Eine neue Regulationsweise wird wohl drei unterschiedliche Mechanismen
wirksam kombinieren: 1. gesellschaftliche strategische Planung und
Lenkung mit Hilfe des Staates, 2. einen Marktmechanismus in neuer
Rahmensetzung und 3. gestaltendes Handeln zivilgesellschaftlicher
Akteure. Dabei ist das Kunststück gefordert, staatliche Steuerung,
modernes Unternehmertum und Demokratie von unten in ein produktives
Verhältnis zu bringen. Lösungen dafür gehören zum Gegenstand linker
Diskurse.

Knotenpunkte kapitalistischer Widerspruchsentfaltung und
Schwerpunkte eines linken Regierungsprogramms

Es ist schwer voraussehbar, an welchen Punkten Widersprüche
aufbrechen, um welche Konflikte sich Gegenkräfte formieren könnten.
Die Auffassungen in der Linken dazu sind sehr unterschiedlich. Sie
werden oft nebeneinander behandelt und häufig aggressiv gegeneinander
in Stellung gebracht: beispielsweise die Stabilisierung des
Sozialstaats und die Solidarität mit Migrant*innen; zum Beispiel die
Verbesserung der Lage der unteren Einkommensschichten und die
Beachtung der teils postmateriellen Interessen mancher urbaner
Milieus. Oft geht es um Lösungen für objektive Widersprüche, oft aber
um falsche Entgegensetzungen nur miteinander lösbarer Probleme. Das
behindert die Erarbeitung eines Gesamtprogramms für den
sozial-ökologischen Richtungswechsel. Das Gebot für die LINKE lautet,
in ihren Diskursen Konsens über ihre Programmatik, Strategie und
Politik herzustellen.

Als Knotenpunkte kapitalistischer Widerspruchsentfaltung werden im
linken Spektrum sehr unterschiedlich gewichtet: Gute Arbeit, kurze
Vollarbeitszeit für alle und erweiterte Mitbestimmung; Aufwertung und
Anerkennung der Care-Arbeit; Wohnen; Bildung; Mobilität; digitale
Revolution und Informationsteilhabe; Leben im Alter; Klimapolitik;
Beschränkung von Rüstungsexporten, Abrüstung und Friedenssicherung. Es
kommt darauf an, Brennpunkte gesellschaftlicher Auseinandersetzungen
zu erkennen, in denen es um merkliche Verbesserungen der Lage
wichtiger Klassenfraktionen - besonders der am meisten Benachteiligten
- geht, die deren Mobilisierung ermöglichen, in denen eine bewusste
Zuspitzung der Konflikte angelegt ist und die im Verlauf
realisierbarer Reformen an größere Brüche mit sozialistischen Zügen
heranführen. Bisher werden die verschiedenen Politikfelder meist
nebeneinander diskutiert und bearbeitet.

Auch wenn es realitätsfern erscheinen mag: eine linke Offensive
erfordert, die verschiedenen Politikkonzepte im Verlauf breiter
öffentlicher Diskurse zu einem Programm für eine linke Regierung
zusammenzuführen (Brie 2016). In einer Situation weltweiter Umbrüche
sind die herrschenden Verhältnisse nicht mehr festgegossen. Die
herkömmlichen Mitte-Links-Regierungen haben viele Probleme punktuell
bearbeitet. Sie hatten keine Vision für die Transformation des Ganzen.
Nur Linksregierungen werden imstande sein, das Einzelne in das Ganze
einzubetten, gestützt auf ein breites solidarisches
Mitte-Unten-Bündnis, auf Aufbrüche, Initiativen, Projekte, Bewegungen
von unten und auf das Gemeinsame in ihnen.

Wandel beginnt in den Köpfen - den linken Diskurs öffentlich
führen! 

"Politik beginnt eigentlich erst mit der Aufkündigung dieses für die
ursprüngliche Doxa charakteristischen unausgesprochenen Vertrags über
die Bejahung der bestehenden Ordnung, mit anderen Worten: Politische
Subversion setzt kognitive Subversion voraus, Konversion der
Weltsicht." (Bourdieu 2005: 131) Ein Programm für eine
sozial-ökologische Transformation in Vorbereitung der nächsten
Bundestagswahl (Brie/Detje 2020) kann nicht anders als in breiten
öffentlichen Diskursen entstehen, es kann nicht deklariert werden von
dieser oder jener Partei oder Organisation. Wohl aber wird DIE LINKE
ihre Vorstellungen für ein solches Programm in den gesellschaftlichen
Diskurs einzubringen, diesen zu fördern und aus den Gesprächen mit
Bürgerinnen und Bürgern zu lernen haben. Eine erste Ebene des
Diskurses ist also die vor Ort, in Kiezversammlungen, in
Mieterversammlungen, auf der Straße, bei Hausbesuchen und in den
Basisorganisationen der Partei selbst. Eine weitere wichtige Ebene ist
der Diskurs der Linkspartei und anderer linker Organisationen mit
Wissenschaftlerinnen, Wissenschaftlern und kulturell Tätigen, um deren
Expertise aufzunehmen und transformatorische Bündnisse zu verbreitern.
Eine dritte Ebene ist die des Diskurses in herkömmlichen Medien und im
Internet. Nur wer dort stark präsent ist, hat Einfluss auf das
öffentliche Bewusstsein und die Richtung der Politik. Schließlich ist
es die spezielle Funktion einer linken Partei, progressive Diskurse in
den parlamentarischen Raum zu tragen, dort weiterzuführen, von dort
aus zu stärken und möglichst in Gesetzesform zu bringen. Alle vier
Ebenen fordern der gesellschaftlichen Linken neue Ideen und erheblich
stärkere Anstrengungen ab, um Defizite zu überwinden.

Der fortschreitende Klimawandel, das Artensterben, die seit 1945 nie
so große Gefahr eines Atomkrieges wie gegenwärtig, der anhaltende
Hunger von Hunderten Millionen Menschen, der Aufstieg der Rechten und
die Regierungsgewalt von unberechenbaren Autokraten in wichtigen
Ländern - "Diese paradoxen Situationen erfordern einen
außergewöhnlichen Diskurs, der die praktischen Prinzipien des Ethos zu
expliziten Prinzipien mit (fast) systematischen Antwortmöglichkeiten
erheben und allem Ausdruck verleihen kann, was an der von der Krise
geschaffenen Lage unerhört und unsagbar scheint." (Bourdieu 2005:
132).
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FESTIVAL/412: 35. Internationales Dokumentarfilmfestival München, 6. - 24.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 30. April 2020

35. Internationales Dokumentarfilmfestival München

Vier BR-Koproduktionen auf dem DOK.fest München @home



Das 35. Internationale Dokumentarfilmfestival München findet dieses
Jahr in der Zeit vom 6. bis 24. Mai 2020 als Onlinefestival statt. Es
ist das erste deutsche Filmfestival, das sein gesamtes Programm, seine
Deutschland- und Weltpremieren sowie die Preisverleihungen vollständig
online präsentiert. Vom Bayerischen Rundfunk sind dort vier aktuelle
Koproduktionen zu sehen. Der BR stiftet außerdem auf dem DOK.fest
München @home den Hauptpreis VIKTOR Main Competition und zusammen mit
3sat den kinokino Publikumspreis.

Die Preisverleihung des VIKTOR findet online am Samstag, 16. Mai
statt. Der kinokino-Publikumspreis wird in einem Online-Voting
ermittelt und am 22. Mai bekannt geben. Alle Infos, Filme und
Preisverleihungen unter www.dokfest-muenchen.de.

Der Bayerische Rundfunk berichtet umfangreich vom DOK.fest München.
Rundschau, Abendschau und Capriccio senden Beiträge im BR Fernsehen,
kinokino, das Filmmagazin des BR, in 3sat und im BR Fernsehen. Im
Hörfunk berichtet der BR während des Festivals auf BAYERN 1, Bayern 2
(radioWelt, kulturWelt, Zündfunk), B5 aktuell und PULS. Online wird
das DOK.fest München @home unter anderem mit Berichten auf der BR
KulturBühne unter www.br.de/kultur und auf BR24 begleitet.


Die BR-Dokumentarfilme in den jeweiligen Reihen:


DOK.international

"The Self Portrait"


Regie und Buch: Margreth Olin, Espen Wallins

Redaktion: Sonja Scheider (BR/ARTE), Monika Lobkowicz (BR/ARTE), Matthias Leybrand
(BR), Carlos Gerstenhauer (BR)

Produktion: NFI, Viken Filmsenter, Fritt Ord, Fond for lyd og bilde, SVT, NRK,
Bergesenstiftelsen, Extrastiftelsen in Koproduktion mit BR/ARTE und BR

"The Self Portrait" erzählt die Geschichte der 32-jährigen Lene Marie
Fossen, einer Fotografin kurz vor dem internationalen Durchbruch. Sie
ist hochtalentiert, radikal schonungslos sich selbst gegenüber und
schwer krank. Sie leidet an einer extremen Form von Anorexie. Zu ihren
stärksten Arbeiten gehören Bilder von sich selbst. Mit ihren
Selbstporträts versucht sie, ihre Würde zu behaupten. Die Fotografien
sind von schockierender Härte, aber auch von einem dunklen Zauber und
trotziger Selbstbehauptung."The Self Portrait" erzählt die berührende
Geschichte einer sehr besonderen Künstlerin. Lene Marie Fossen ist im
Oktober 2019 an den Folgen ihrer Erkrankung gestorben.


Münchner Premieren


"Walchensee Forever"


Regie: Janna Ji Wonders

Buch: Janna Ji Wonders, Nico Woche

Redaktion: Petra Felber (BR), Fatima Abdollahyan (BR) 

Produktion: Flare Film (Produzent: Martin Heisler) in Koproduktion mit
dem BR, gefördert von FFF Bayern und DFFF

Es gibt Orte, die uns auf schicksalhafte Weise binden und an die wir
ein Leben lang immer wieder zurückkehren. Die Münchner Filmemacherin
Janna Ji Wonders erzählt aus der Perspektive der Tochter und Enkelin
vor der Kulisse des bayerischen Walchensees eine Fünf-Generationen-
Geschichte. Im Zentrum stehen vor allem drei Frauen: Großmutter Norma,
die ihr Leben lang ein Ausflugscafé am Walchensee betrieben hat und
erst mit 106 Jahren gestorben ist; Jannas Mutter und deren Schwester,
die 1968 als Künstlerinnen aufbrechen in die weite Welt, um sich
selbst zu finden. Nur eine der beiden kehrt wieder zurück in die
Heimat und zu ihrer Mutter. Die andere stirbt auf mysteriöse Weise bei
einem Autounfall. Mit einmaligem Archivmaterial aus den letzten fast
100 Jahren erzählt diese Familiensaga, die an ihren äußeren Enden von
ihrer Urgroßmutter bis hin zu ihrer eigenen Tochter heute reicht, von
Heimat und Zusammengehörigkeit.


DOK.music


"Dreiviertelblut - Rundumadum"


Regie: Marcus H. Rosenmüller, Johannes Kaltenhauser

Redaktion Petra Felber (BR), Martin Kowalczyk (BR)

Produktion: Südkino Filmproduktion (Produzenten: Johannes
Kaltenhauser, Patrick Lange) in Zusammenarbeit mit dem Bayerischen
Rundfunk

Dreivierteltakt und Herzblut finden sich reichlich in den Liedern, die
sich Sebastian Horn und Gerd Baumann alias "Dreiviertelblut" in
kongenialer Weise gemeinsam ausdenken. Gerade live und vor Publikum
kommt ihre folklorefreie Volksmusik, wie sie sie selbst nennen,
besonders zur Geltung. Im musikalisch geschichtsträchtigen Circus
Krone präsentierten sie mit ihrer Band am 2. Oktober 2018 ihr neues,
drittes Album "Diskothek Maria Elend". Die beiden Filmemacher Marcus
H. Rosenmüller und Johannes Kaltenhauser haben das stimmungsvolle
Konzert in der vollen Arena mit großem technischen Aufwand
festgehalten. Der 90-minütige Live-Mitschnitt entstand auch im Rahmen
der Dreharbeiten für ihren vom Bayerischen Rundfunk koproduzierten
Kino-Dokumentarfilm "Dreiviertelblut - Weltraumtouristen", der im
Spätherbst 2020 in die Kinos kommen soll.


"Hilary Hahn - Evolution of an Artist"


Regie: Benedict Mirow

Buch:Dorothee Binding

Redaktion: Monika Lobkowicz (BR/ARTE), Peter Rieckhoff (BR)

Produktion: Nightfrog (Produzent: Benedict Mirow) in Koproduktion mit
ARTE, BR und Unitel, gefördert von FFF Bayern

Hilary Hahn ist ohne Zweifel eine der erfolgreichsten Geigerinnen
unserer Zeit. Zahlreiche preisgekrönte CD-Aufnahmen und Konzerte mit
den bedeutendsten Dirigenten und Orchestern weltweit machen sie mit
ihren 40 Jahren zu einer Künstlerin, die scheinbar alles erreicht hat.
Doch dieser Erfolg ist hart erkämpft, und um für sich selbst und ihre
Musik neue Impulse und Herausforderungen zu finden, überschreitet sie
immer wieder und mit voller Hingabe die Grenzen der klassischen Musik.
Ob als Background-Geigerin bei Konzerten eines befreundeten
Singer-Songwriters oder gemeinsam mit dem deutschen
Prepared-Piano-Künstler Volker Bertelmann alias Hauschka - in der
Auseinandersetzung mit dem Neuen, dem ihr Fremden fühlt sich Hilary
Hahn wohl, findet sie Kraft und Inspiration für die Herausforderungen
des klassischen Musikbetriebes. Dabei geht es immer nur um eines: das
gemeinsame Erleben der Musik mit dem Publikum und die Verwirklichung
einer Lebenseinstellung, nach der Musizieren nicht nur Verantwortung
gegenüber der Kunst, sondern vor allem eines ist: Freude!


kinokino im BR Fernsehen

6. Mai, 0.20 Uhr, Vorbericht zum DOK.fest @home (3sat: 5. Mai, 21.45
Uhr)

13. Mai, 0.30 Uhr, Programm-Highlights des Festivals, (3sat: 12. Mai,
21.45 Uhr)

20. Mai, 0.30 Uhr, kurzer DOK.fest Bericht (3sat: 19. Mai, 21.45 Uhr)

27. Mai, 0.15 Uhr, Beitrag zum Gewinner des kinokino Publikumspreis
auf dem DOK.fest @home, gestiftet von 3sat und Bayerischer Rundfunk
(3sat: 26. Mai, 21.45 Uhr)

Alle Sendungen sind web first bereits Dienstags, ab 18.00 Uhr in der
BR Mediathek zu sehen, Verweildauer 90 Tage.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30. April 2020

Herausgeber:
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MELDUNG/1085: Digitaler Geschichtsunterricht zum Kriegsende am 8. Mai mit der WDR-App (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Bildung trotz Corona: Digitaler Geschichtsunterricht zum Kriegsende
am 8. Mai mit der WDR-App



Die Augmented Reality App "WDR AR 1933-1945" macht Geschichte
erfahrbar. Besonders für den digitalen Unterricht ist das
Bildungsangebot eine gute Alternative.

Die Corona-Krise stellt Schulen und Bildungseinrichtungen vor große
Herausforderungen. Digitale Bildungsangebote sind sehr gefragt. So wie
die Augmented Reality App "WDR AR 1933-1945", mit der die Zeit des
Nationalsozialismus auch 75 Jahre nach Kriegsende für die Nachwelt
erfahrbar wird. Die bereits mehrfach ausgezeichnete WDR History App
wurde jetzt auch für den Grimme Online Award nominiert.

Nach den ersten beiden Kapiteln "Kriegskinder" und "Meine Freundin
Anne Frank" erscheint voraussichtlich Ende Mai das dritte Kapitel "Mit
18 an die Front". "Wir wollen Schulen bei der Vermittlung dieses
wichtigen Themas mit unserem digitalen Knowhow unterstützen", sagt
Maik Bialk, WDR-Redaktionsleiter Doku & Digital. "Die Corona-Krise
zeigt eindringlich, dass ein guter, digitaler Schulunterricht eine der
wichtigsten Aufgaben für die Schulen ist. Die App ist gut für
"Homeschooling" einsetzbar."

Für die App haben sich einige der letzten noch lebenden Zeitzeugen vom
WDR filmen lassen, um die Erinnerungen für nachfolgende Generationen
erfahrbar zu machen. Das Ergebnis ist beeindruckend: Wie bei einem
Hologramm bettet die App "WDR AR 1933-1945" die Zeitzeugen in die
jeweilige Umgebung der User*innen ein und macht die erschütternden und
emotionalen Erlebnisberichte zu einer eindringlichen Erfahrung - ob im
Klassenzimmer oder zu Hause.

"Besonders in Corona-Zeiten, in denen das E-Learning plötzlich eine
große Rolle spielt, kann diese App sehr hilfreich sein", sagt Daniela
Manthey-Dworak, Lehrerin am Berufskolleg Königstraße in Gelsenkirchen.
Durch die gelungene Mischung aus Zeitzeugeninterviews und
Hintergrundinformationen könnten sich die Schüler*innen historisch
fundiert, gleichzeitig aber auch kurzweilig und altersgerecht mit
einer eher schwierigen Thematik beschäftigen, ergänzt Manthey-Dworak.

"Durch die Menschen, die von ihren Erfahrungen erzählen, fühlt man
sich mit ihnen verbunden und kann sich gut vorstellen, wie die Welt zu
dieser Zeit war", sagt Julia Frauenrath, Stufe 12
Erich-Gutenberg-Berufskolleg Köln. Und Elias DeVries, Klasse 10a an
der Werner von Siemens-Realschule Gladbeck, sagt: "Es ist
interessanter, die persönlichen Geschichten der beteiligten Person
anzuhören, anstatt sie nur in einem Buch nachzulesen. So kann man sich
viel besser in ihre Lage hineinversetzen und sich alles genauer
vorstellen."

Die App "WDR AR 1933-1945" setzt mit innovativer Technik den
Bildungsauftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in neuer Form um.
Sie entstand in Zusammenarbeit mit der Hochschule Düsseldorf und dem
Studio für Visual Effects "LAVAlabs". Die App ist barrierefrei
konzipiert, einfach in der Handhabung und kostenlos einsetzbar.
Gemeinsam mit der Redaktion von "Planet Schule" wurden zudem
umfangreiche Unterrichtsmaterialien erarbeitet und bei einer
begleitenden Schultour mit rund 2.000 Schüler*innen und Lehrer*innen
persönlich vor Ort erprobt. Bislang wurde die Gratis-App für iOS und
Android (ausgewählte Geräte) rund 360.000 Mal heruntergeladen.


Mehr Infos gibt es unter 1933-1945ar.wdr.de

https://www1.wdr.de/fernsehen/unterwegs-im-westen/ar-app/index.html

 * 

Quelle:
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SPORT/782: BR - BR-Thema Corona. Sport im Abseits, 6.5.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

BR-Thema Corona: Sport im Abseits

Moderation: BR-Chefredakteur Christian Nitsche und BR-Moderatorin
Julia Büchler

Mittwoch, 6. Mai 2020, 20.15 Uhr, BR Fernsehen



Leere Fußballstadien, geschlossene Sportstätten, Vereine vor dem Aus:
Auch für den Sport stellt die Coronakrise eine dramatische
Ausnahmesituation dar. Betroffen sind nicht nur Profisportler, Trainer
oder Manager, sondern viele Menschen, für die der Sport zum Alltag
dazugehört - sei es als Fan oder als Hobbysportler. Der Druck auf die
Politik wächst, auch im Bereich Sport über Lockerungen zu diskutieren.

Bundeskanzlerin Merkel hat angekündigt, auf der Bund-Länder-Konferenz
am morgigen 6. Mai 2020 Entscheidungen zu treffen - auch im Bereich
Sport. Aus diesem aktuellen Anlass sendet das BR Fernsehen morgen,
6. Mai 2020 um 20.15 Uhr eine Live-Sondersendung mit dem Titel
"BR-Thema Corona: Sport im Abseits". Moderation: BR-Chefredakteur
Christian Nitsche und BR-Moderatorin Julia Büchler.

Zu Gast sein werden u.a.:

Uli Hoeneß, Ehrenpräsident, FC Bayern München

Joachim Herrmann, Bayerischer Staatsminister des Innern, für Sport und
Integration

Felix Neureuther, BR-Sportexperte und ehemaliger Skirennläufer

Denise Schindler, Radsportlerin, Weltmeisterin und
Vize-Paralympics-Siegerin

Anne Haug, Triathletin und Ironman-Siegerin (zugeschaltet)

Rainer Koch, Präsident Bayerischer Fußball-Verband

Jörg Ammon, Präsident Bayerischer Landes-Sportverband

Maximilian Hauser, Trainer des Volleyball-Bundesligisten des TSV
Herrsching

In der 90-minütigen Sendung geht es um die Frage, vor welchen
aktuellen Herausforderungen der Profi-, Amateur- und Breitensport
steht. Neben Fußball werden auch andere Sportarten wie Volleyball,
Basketball und Eishockey Thema sein.

Die Sondersendung wird auf BR24 live gestreamt.

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/2085: Deutschlandfunk Kultur - "Hunting von Trier", 7.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Hunting von Trier

Von Nora Abdel-Maksoud

Deutschlandradio Kultur 2013/48'27

Freispiel

Donnerstag, 7. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Casting für einen Film von Lars von Trier verläuft anders als
erwartet. Als Lenni "die Knarre lutschen" soll, löst sich ein Schuss
und der Regisseur fällt röchelnd zu Boden. Statt ihm zu helfen,
steigen Patti und Lenni ins Auto und rasen davon. Auf der Flucht
treffen sie auf Brigitte Bardot und Iggy Pop, schlagen Kai
Lanz-Diekmann nieder und stellen sich dem Kampf mit den
Sehgewohnheiten. Die Rebellinnen drehen nun ihren eigenen Film.
"Hunting von Trier" entstand 2012 als Teil des Theaterabends
"Scheppernde Antworten auf dröhnende Fragen" am Berliner Ballhaus
Naunynstraße.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020
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MUSIK/3184: Deutschlandfunk Kultur - Silber und Figuralgesang, 6.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Silber und Figuralgesang

St. Joachimsthal, ein vergessenes musikalisches Zentrum des
16. Jahrhunderts

Von Stefan Menzel

Alte Musik

Mittwoch, 6. Mai 2020, 21.30 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Ins Tal, ins Tal; mit Mutter mit all!?, lautete eine geflügelte
Redewendung in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts. Gemeint ist St.
Joachimsthal auf der böhmischen Seite des Erzgebirges. Reiche
Silberfunde verhalfen dem verschlafenen Örtchen zu einem unglaublichen
wirtschaftlichen Aufschwung, auf dessen Höhepunkt die Bevölkerung der
Bergstadt jene Leipzigs um das Doppelte übertraf. Bis die Minen in den
1560er-Jahren versiegten, war St. Joachimsthal zugleich ein
kulturelles Zentrum, dessen Wirkungsradius sich bis nach Wittenberg
ersteckte. Stefan Menzel von der Hochschule für Musik Franz Liszt
Weimar rekonstruiert das Joachimsthaler Figuralmusikrepertoire und
untersucht den Einfluss der Bergstadt auf die mitteldeutsche
Musikkultur.

 * 

Quelle:
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AUGEN/509: Forschung - Die Netzhaut sorgt nicht nur für scharfes, sondern auch für stabiles Sehen (idw)

Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) - 30.04.2020

Die Netzhaut sorgt nicht nur für scharfes, sondern auch für stabiles Sehen



Tübinger Forscher zeigen erstmals, dass die Millisekunden lange Blindheit
bei der schnellen Bewegung der Augen, die flimmerfreies Sehen erlaubt, von
der Netzhaut selbst ausgeht.

Wer schon einmal ein Video aufgenommen hat, weiß, dass man die Kamera
ruhig halten muss, damit die Bildsequenzen nicht verwackeln. Während des
natürlichen Sehvorgangs nehmen wir dagegen immer ein stabiles Bild wahr,
obwohl sich die Augen bei der Suche nach neuen Eindrücken ständig hin und
her bewegen und dabei ein verwackeltes Bild auf die Netzhaut werfen. Weil
das Sehen aber während dieser kurzen Augenbewegungen für Millisekunden
unterdrückt ist, wird diese Unstetigkeit nicht wahrgenommen. Die Tübinger
Neurowissenschaftler Professor Ziad M. Hafed und Dr. Thomas Münch haben
gemeinsam mit ihren Teams untersucht, wie die Bildstabilisierung gesteuert
wird. Sie stellten fest, dass das Signal für die kurzen Sehunterdrückungen
direkt von der Netzhaut und deren neuronaler Aktivität ausgeht. Ihre
Studie ist in der Fachzeitschrift Nature Communications erschienen. Hafed
leitet die Arbeitsgruppe "Aktive Wahrnehmung" am Hertie-Institut für
klinischen Hirnforschung (HIH), ist Forschungsgruppenleiter am Werner
Reichardt Centrum für Integrative Neurowissenschaften (CIN) der
Universität Tübingen und Professor an der Medizinischen Fakultät. Münch
ist Gruppenleiter am Forschungsinstitut für Augenheilkunde der
Universität Tübingen und am CIN.

Damit ist erstmals eine stimmige Erklärung für das Phänomen der sakkadischen Unterdrückung gefunden worden. Sakkade ist der Begriff für die
schnelle Bewegung der Augen. Bislang gab es zwei konkurrierende
Hypothesen. Nach der ersten Hypothese sollte die Unterdrückung von den
Motorsignalen ausgehen, die auch die Bewegung der Augen auslösen. Nach
der zweiten Hypothese sollte die Unterdrückung rein visuell bedingt sein
und von der Bildfolge auf der Netzhaut verursacht werden - was dann
bedeuten würde, dass sich die verwackelten Bilder selbst korrigieren. Die
Ergebnisse der Tübinger Forscher zeigen, dass die zweite Hypothese richtig
ist, dass aber auch motorische Signale eine unerwartete Rolle spielen.

Die Schlussfolgerungen von Hafed, Münch und ihren Kollegen basieren auf
verschiedenen Experimenten. Sie baten Probanden zunächst, auf
hochaufgelöste, computergenerierte Aufnahmen von groben und feinen
Oberflächen zu schauen, wobei die abgebildeten Texturen Ähnlichkeiten mit
den normalerweise in Bildern vorhandenen Texturen hatten. Die Tübinger
Wissenschaftler blendeten zudem kurze Lichtblitze unterschiedlicher
Stärke ein, während die Probanden ihre Augen bewegten. Die Wissenschaftler
machten die sakkadische Unterdrückung daran fest, wie hell
die eingeblendeten Lichtblitze sein mussten, damit sie noch zu erkennen
waren. Bei diesen Experimenten zeigte sich, dass die ultrakurze Blindheit
von der angezeigten Textur abhing. Bei einer groben Textur war die
Unterdrückung stärker, sie setzte früher ein und dauerte länger als bei
einer feinen Textur. "Dass die Stärke und die Länge der Unterdrückung von
den abgebildeten Texturen abhängig waren, kann nur bedeuten, dass der
Auslöser visueller Natur sein muss", sagt Hafed. "Das haben wir dann in
vielen weiteren Untersuchungen bestätigt." Die Wissenschaftler konnten
zudem zeigen, dass das Sehsignal bereits unterdrückt ist, wenn es das Auge
verlässt. "Die Netzhaut trägt also direkt zu unserem stabilen Seheindruck
bei", sagt Münch. "Sie erkennt, dass die Welt vorbeirauscht, und reguliert
die Empfindlichkeit für kurze Zeit herunter."

Um den Einfluss der Augenbewegung selbst auszuloten, machten die Tübinger
Wissenschaftler ein Experiment, bei dem die Probanden die Augen entweder
in gewohnter Weise über ein Objekt bewegten oder aber die Augen
stillhielten, während sich das Objekt bewegte. Die Bildfolgen auf der
Netzhaut waren in beiden Fällen gleich, und in beiden Fällen kam es zu
einer sakkadischen Unterdrückung. Allerdings war die Unterdrückung mit
den echten Augenbewegungen viel kürzer. "Wir schließen daraus, dass das
Bewegungssignal einen Unterschied bei der Dauer der sakkadischen
Unterdrückung macht", erläutern Saad Idrees und Matthias Baumann, die
beiden Doktoranden, die die Experimente durchgeführt haben. "Das
Bewegungssignal ist also noch relevant."

Die Studienergebnisse sind auch für die Medizin von Relevanz. Vielleicht
tragen sie dazu bei, Menschen zu helfen, die ihre Welt krankheitsbedingt
nicht mehr stabil sehen können. "Das kann ein sehr belastendes Symptom
sein, etwa bei Multipler Sklerose oder Parkinson", so Hafed. "Vielleicht
kann diesen Patienten eines Tages mit einer computergesteuerten Brille
geholfen werden, die das instabile Bild wieder geraderückt."


Originalpublikation:

Idrees S., Baumann M.P., Franke F., Münch T.A., Hafed Z.M. (2020):

Perceptual saccadic suppression starts in the retina, Nature Communications.

https://doi.org/10.1038/s41467-020-15890-w

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hih-tuebingen.de

(Hertie-Institut für klinische Hirnforschung)

https://www.uni-tuebingen.de

(Eberhard Karls Universität Tübingen)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1351

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) - 30.04.2020
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GYNÄKOLOGIE/657: Schilddrüse - TSH-Wert im oberen Normbereich keine Gefahr für das Baby (BDN)

Berufsverband Deutscher Nuklearmediziner e.V. - 29. April 2020

Studien geben Entwarnung für schwangere Frauen

Schilddrüse: TSH-Wert im oberen Normbereich keine Gefahr für das Baby



Berlin - Werte des Thyreoidea-stimulierenden Hormons (TSH) zwischen
2,5 und 4,0 Milli-Einheiten pro Liter (mU/l) wurden bei Schwangeren
bisher häufig als eine leichte Unterfunktion der mütterlichen
Schilddrüse interpretiert und aus Angst vor einer möglichen
Intelligenzminderung des ungeborenen Kindes sehr frühzeitig mit
Schilddrüsenhormonen behandelt. Diese Sorge ist unberechtigt, stellt
der Berufsverband Deutscher Nuklearmediziner e.V. (BDN) anhand
aktueller Studien fest. TSH-Werte in diesem Bereich haben weder einen
negativen Einfluss auf den Verlauf der Schwangerschaft noch auf die
geistige Entwicklung des Kindes. Schilddrüsenhormon-Tabletten sind
nicht nötig, sofern die Schilddrüse gesund ist. Damit vollzieht sich
ein Umdenken in der Medizin, das bei werdenden Eltern für
Erleichterung sorgen dürfte.

Eine Schwangerschaft übt erheblichen Einfluss auf die
Schilddrüsenfunktion aus. "Das liegt unter anderem am
Schwangerschaftshormon humanes Choriongonadotropin, kurz hCG", erklärt
BDN-Experte Professor Dr. med. Matthias Schmidt, Nuklearmediziner der
Universität Köln. "In gewisser Weise übernimmt das hCG die Kontrolle
über die mütterliche Schilddrüse", ergänzt Professor Dr. med. Karin
Frank-Raue von der Endokrinologisch-Nuklearmedizinischen
Gemeinschaftspraxis in Heidelberg. So steigt die Produktion des
Schilddrüsenhormons Thyroxin um etwa 50 Prozent, der Jodbedarf wächst,
das Schilddrüsenvolumen nimmt zu.

Schwangerschaft ist Stresstest für die Schilddrüse

Damit wird die Schwangerschaft zu einer Art "Stresstest" für die
Schilddrüse, der das Organ vollends aus dem Gleichgewicht bringen
kann, wenn es ohnehin schon angeschlagen gearbeitet hat. In der Folge
können Schilddrüsenfunktionsstörungen der Mutter zum ersten Mal
auftreten. Besonders häufig handelt es sich dabei um
Schilddrüsenunterfunktionen, sogenannte Hypothyreosen, oft verursacht
durch die Autoimmunerkrankung Hashimoto-Thyreoiditis. Eine
Hypothyreose kann zu schweren geistigen und körperlichen Schäden des
Fötus führen, zudem treten vermehrt Schwangerschaftskomplikationen wie
Fehl- oder Frühgeburten auf. Eine Schilddrüsenunterfunktion der
werdenden Mutter muss daher mit Schilddrüsenhormon-Tabletten behandelt
werden, mit Levothyroxin.

Unklare Grenzwerte

Dabei war lange Zeit nicht klar, ab welchem TSH-Wert die Gabe von
Schilddrüsenhormon-Tabletten eingeleitet werden muss. "Denn die
Unterscheidung zwischen einer Hashimoto-Thyreoiditis im frühen Stadium
und einer normalen Schilddrüse mit einem TSH-Wert im oberen
Normbereich ist nicht immer ganz einfach", erläutert Schmidt. In der
Praxis hat sich ein niedriger Grenzwert von 2,5 mU/l festgesetzt.
"Dies geschah aus der Sorge heraus, dass dem sich entwickelnden Kind
bei im oberen Grenzbereich liegenden mütterlichen TSH-Werten von 2,5
bis 4,0 mU/l ein Schaden entstehen könnte", ergänzt Frank-Raue.

Kein Levothyroxin mehr bei schilddrüsengesunden Schwangeren mit TSH zwischen 2,5 und 4,0 mU/l

Für diesen Bereich hat nun aufgrund neuer, großer internationaler
Studien ein Umdenken stattgefunden. Die Interventionsstudien zeigen,
dass bei gesunden Schwangeren mit TSH-Werten von 2,5 bis 4,0 mU/l
weder Fehlgeburten noch kindliche Fehlbildungen zunehmen oder Einbußen
bei den kognitiven Fähigkeiten des Ungeborenen zu befürchten sind.
"Bei solchen Werten ist eine Therapie mit Levothyroxin also nicht
erforderlich, sofern die Schilddrüse der Mutter gesund ist", stellt
Frank-Raue fest. Dies gelte in gleicher Weise für künstliche
Befruchtungen. "Diese Erkenntnis ist eine wichtige Entwarnung und
dürfte für Erleichterung bei Schwangeren sorgen", betont Schmidt. "Sie
müssen nicht fürchten, dass ihr Kind bei im oberen Normbereich
liegenden TSH-Werten geistige Einbußen erleiden könnte."

Ab TSH 2,5 mU/l in der Frühschwangerschaft ist zunächst nur weitere Diagnostik erforderlich

Um zu klären, ob eine behandlungsbedürftige Schilddrüsenerkrankung bei
der Schwangeren vorliegt, empfehlen die Experten im ersten
Schwangerschaftsdrittel ab einem TSH-Wert von 2,5 mU/l weitere
diagnostische Maßnahmen. "Diese Diagnostik umfasst die Geschichte der
Vorerkrankungen bei der Schwangeren und in der Familie, eine
körperliche Untersuchung, weitere Bluttests und einen Ultraschall der
Schilddrüse", erläutert Hormonspezialistin Frank-Raue. Stellt sich
heraus, dass die Schwangere tatsächlich an einer Autoimmunerkrankung
wie der Hashimoto-Thyreoiditis leidet, ist eine Verordnung von
Levothyroxin ab einem TSH-Wert von über 4,0 mU/l zwingend.

Weg von der Therapie reiner Laborwerte

"Insgesamt jedoch müssen wir weg von der Therapie reiner Laborwerte,
wie sie im TSH-Korridor von 2,5 bis 4,0 mU/l häufig verordnet wurde,
hin zur Therapie von Schwangeren mit behandlungsbedürftigen
Schilddrüsenerkrankungen", resümiert Frank-Raue.
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ONKOLOGIE/2073: 34. Deutscher Krebskongress zu innovativen Therapien und effektiver Prävention (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2020

ONKOLOGIE

34. Deutscher Krebskongress vom 19.-22. Februar 2020 in Berlin

Innovative Therapien - effektive Prävention

von Uwe Groenewold



Rückschau auf den 34. Deutschen Krebskongress in Berlin. Können
vier von zehn Krebserkrankungen durch gesunde Lebensweise verhindert
werden?


In Berlin kamen wie berichtet kürzlich mehr als 10.000
Wissenschaftler zum 34. Deutschen Krebskongress zusammen. Inhaltlich
beschäftigten sich die Experten insbesondere mit neuartigen
Behandlungsmethoden sowie den Möglichkeiten der Prävention.

Zu den Hoffnungsträgern in der systemischen Therapie zählt neben den
zielgerichteten Medikamenten auch die Immunonkologie. Neu sei etwa die
hochkomplexe CAR-T-Zelltherapie, bei der die T-Zellen der Patienten
durch eine gentechnische Veränderung zu Tumorkillern werden,
erläuterte Prof. Andreas Hochhaus, Kongresspräsident aus Jena. Bei der
CAR-T-Zelltherapie werden dem Patienten zunächst gesunde Immunzellen
entnommen und im Labor gentechnisch manipuliert. Dazu wird mithilfe
eines Virus ein Molekül, der chimäre Antigenrezeptor (CAR), in die
T-Zellen geschleust. Nach Rückgabe der Zellen erkennt das Molekül, das
sich auf der Oberfläche der Immunzellen befindet, die Tumorzellen des
Erkrankten und zerstört diese. Die CAR-T-Zelltherapie ist seit August
2018 für die Behandlung von Rückfällen bei der Akuten Lymphatischen
Leukämie (ALL) und bei einer speziellen Form des
B-Zell-Non-Hodgkin-Lymphoms zugelassen. An ihrem Einsatz bei weiteren
Krebserkrankungen werde aber derzeit intensiv geforscht, so Hochhaus.

Dr. Johannes Bruns von der Deutschen Krebsgesellschaft wies daraufhin,
dass innovative Behandlungsverfahren Chancen und Risiken zugleich in
sich bergen. Für austherapierte Patienten könne der rasche Zugang zu
einer vielversprechenden medizinischen Innovation über Leben oder Tod
entscheiden. Andererseits sei das Wissen über Wirksamkeit und
Sicherheit des neuen Verfahrens zum Zeitpunkt der Zulassung begrenzt.
"Ob eine neue Therapie im Versorgungsalltag effizient und sicher ist,
muss sich erst noch erweisen", so Bruns. Wer die Therapie in Anspruch
nehme, solle qualitätsgesichert behandelt werden. Das Wissen aus der
Anwendung müsse gesammelt, evaluiert und publiziert werden. Denn ohne
diese "Post-Zulassungs-Forschung" ließen sich kaum valide Aussagen zum
tatsächlichen Patientennutzen treffen. "Die Realität sieht bislang
jedoch anders aus", beklagt Bruns mit Verweis auf die
CAR-T-Zelltherapie. Nur wenige Krankenhäuser würden über die nötige
Erfahrung mit der hochkomplexen Therapie oder über eine geeignete
Forschungsinfrastruktur verfügen. Und eine Verpflichtung zur
Datenerhebung für Forschungszwecke gebe es bislang nicht. Bruns
empfahl, dass die CAR-T-Zelltherapie zunächst nur von wenigen Zentren
mit entsprechendem Know-how erbracht werden sollte. Diese Zentren
sollten unter anderem an spezifischen Qualitätssicherungsverfahren
sowie an industrieunabhängigen Registerstudien teilnehmen und
bestimmte Struktur- und Qualitätskriterien erfüllen.

Experten schätzen, dass rund 40 Prozent aller Krebserkrankungen durch
eine gesunde Lebensweise vermieden werden können. Welche
Lebensstilfaktoren das Krebsrisiko beeinflussen, ist durch zahlreiche
Studien belegt. Aber warum fördern etwa Bewegungsmangel oder starkes
Übergewicht die Krebsentstehung, was spielt sich dabei auf molekularer
Ebene in den Zellen ab? Hier setzt die Forschung von Prof. Mathias
Heikenwälder vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) in Heidelberg
an. Übergewicht - insbesondere im Zusammenhang mit übermäßiger
Fettablagerung im Bauchraum - sowie Diabetes Typ-2 gelten als
wichtigste Risikofaktoren für die Fettleber. Doch ungesunde Ernährung
und Bewegungsmangel seien nur ein Aspekt des Geschehens, so
Heikenwälder. Damit sich eine Fettleber zu einer Entzündung auswächst,
müssen bestimmte Immunzellen in die Leber einwandern. Hierbei spielen
Blutplättchen - üblicherweise zuständig für Blutgerinnung und
Wundheilung - eine wesentliche Rolle. Verantwortlich dafür,
Blutplättchen in die Leber zu locken, sind die Kupffer-Zellen
(Makrophagen der Leber). Docken die eingewanderten Blutplättchen an
die Kupffer-Zellen an, befeuert dies den entzündlichen Prozess. Werden
die Andockstellen auf der Oberfläche der Blutplättchen jedoch
medikamentös blockiert, geht in der Leber die Zahl jener Botenstoffe
zurück, die inflammatorische Immunzellen anlocken - und die
Leberentzündung schwächt sich ab.

"Aus diesen Ergebnissen wollen wir nun neue Ansätze für die Therapie
der Fettleber und damit für die Prävention von Leberkrebs entwickeln",
so Heikenwälder. "Wenn es uns gelingt, den Kreislauf von entzündlichen
Prozessen zu durchbrechen, können wir betroffenen Menschen helfen, ihr
Risiko für fettleber-induzierten Leberkrebs zu senken."

Anfang Texteinschub

Mit 25 Millionen Euro fördert die Deutsche Krebshilfe ein Nationales
Krebspräventionszentrum, das am DKFZ Heidelberg entstehen soll. Ziel
ist es, Ratschläge zur Prävention evidenzbasiert zu erarbeiten.
Zugleich soll Prävention stärker im Bewusstsein von Bürgern und
Patienten sowie von Entscheidungsträgern und Politikern verankert
werden.

Ende Texteinschub


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
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FORSCHUNG/4175: Negative Teilchen richtig transportiert (idw)

Philipps-Universität Marburg - 30.04.2020

Negative Teilchen richtig transportiert



SLC26 bezeichnet eine Familie von Transportproteinen, die an zahlreichen
Prozessen im menschlichen Körper beteiligt ist - Fehlfunktionen können
schwerwiegende gesundheitliche Folgen haben. Eine neue Forschungsgruppe
unter Federführung der Philipps-Universität Marburg wird nun einzelne
Proteine der Familie von der molekularen bis zur organischen Ebene
analysieren und dabei ihre Struktur, Funktion und Regulation unter die
Lupe nehmen. Langfristiges Ziel sind neue Behandlungsoptionen bei
Krankheiten wie Bluthochdruck, entzündlichen Darmerkrankungen oder
Mukoviszidose. Die DFG fördert das Vorhaben mit rund vier Millionen Euro
über einen Zeitraum von vier Jahren.

Alle unsere Zellen und Körperflüssigkeiten enthalten große Mengen an
gelösten, negativ geladenen Teilchen, sogenannten Anionen. Deren
Konzentration muss sehr genau eingestellt werden, damit es nicht zu
schwerwiegenden Entgleisungen der Körperfunktion kommt. So muss zum
Beispiel das Chlorid, welches wir als Bestandteil des Kochsalz zu uns
nehmen, vom Darm in den Körper aufgenommen und über die Niere in
ausreichender Menge wieder ausgeschieden werden. Dabei wird das Anion über
die Zellmembran transportiert. Eine herausgehobene Stellung nehmen beim
Transport von Anionen die SLC26-Transporter ein, eine Familie von
Proteinen, die sich unter anderem in den Membranen der Zellen von Darm und
Niere befinden. "Diese Familie ist für lebenswichtige Transportprozesse im
menschlichen Körper verantwortlich. Diese wichtige Rolle wurde
wissenschaftlich schon ausführlich dokumentiert", sagt Prof. Dr. Dominik
Oliver, Sprecher der neuen Forschungsgruppe. "Was allerdings in der
Forschung bislang zu kurz kam, ist die genaue Analyse der SLC26-Proteine.
Im Grunde wissen wir kaum etwas zur molekularen Funktionsweise der
Proteine oder ihrer Integration in die Zelle. Wir freuen uns sehr, dass
wir mit der neuen Forschungsgruppe diese Schritte nun gehen und einen
elementaren Beitrag zum Verständnis der Proteine und der unterschiedlichen
damit assoziierten Krankheitsbilder leisten können", sagt Oliver.

Die neue Forschungsgruppe bringt Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
der Philipps-Universität Marburg, der Goethe-Universität Frankfurt, des
Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und Genetik Dresden, des
Forschungszentrums Jülich, der Universität Rostock, der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, der Medizinischen Hochschule Hannover sowie der
Charité - Universitätsmedizin Berlin zusammen. Alle Mitglieder der FOR
5046 bringen langjährige Erfahrungen in der Forschung mit SLC26 oder
ähnlichen Transportproteinen mit. Das Besondere an der neuen
Forschungsgruppe ist die erstmalige enge Vernetzung einer breiten
Expertise - von der molekularen Biophysik bis hin zum krankheitsbezogenen
klinischen Fachwissen. Gleichzeitig werden hier erstmals modernste
Methoden auf diese spezielle Proteinfamilie angewendet, darunter die
computerbasierte Simulation von Molekülbewegungen und die Analyse von
lebenden Zellen aus Patientenbiopsien. Gemeinsam werden die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in der Forschungsgruppe "FOR 5046
- Integrative Analyse epithelialer SLC26 Anionentransporter - von der
molekularen Struktur zur Pathophysiologie" Struktur, Funktion und
Regulation ausgewählter SLC26-Proteine analysieren: Welche
dreidimensionale Struktur haben die Proteine? Wie ermöglicht diese
Struktur die Aufnahme von gelösten Teilchen in die Zelle? Wie greifen die
Proteine ineinander, welches Zusammenwirken entsteht? Welche Rolle nehmen
die Proteine im Zellgeschehen ein? Diesen und weiteren Fragen widmen sich
die Forscherinnen und Forscher.

Das Team um Prof. Dr. Dominik Oliver wird sich dabei auf einige wenige
Proteine aus der SLC26-Familie konzentrieren, etwa SLC26A3. Dieses Protein
befindet sich vor allem in der Zellmembran der Darmschleimhaut und ist mit
der Kongenitalen Chlorid-Diarrhoe, einer schweren Durchfallerkrankung,
assoziiert. "Wir werden verschiedene Technologien nutzen, um die
molekulare Anatomie des Proteins abzubilden - unter anderem können wir in
Echtzeit die verschiedenen Konformationen, also die räumliche Anordnung
des Proteins, und die Übergänge zwischen den verschiedenen Positionen
messen", sagt Oliver. Darüber hinaus sollen bei SLC26A3 gezielte
Mutationen hervorgerufen werden, um deren Auswirkung auf die Organfunktion
analysieren zu können. Zum Einsatz kommen dabei auch sogenannte Organoide,
also einige Millimeter große, organähnliche Mikrostrukturen. Diese werden
zum Beispiel im Labor aus menschlichen Zellen erzeugt und bilden
weitgehend die Funktion, aber auch Erkrankungen von kompletten Organen
nach. "Mit diesen und anderen Methoden werden wir wichtige Rückschlüsse
auf die Struktur, Regulation und Physiologie der SLC26-Familie ziehen
können", so Oliver. In Marburg werden die Untersuchungen am Institut für
Physiologie und Pathophysiologie am Fachbereich Medizin der
Philipps-Universität durchgeführt. Das Institut forscht in
grundlagenwissenschaftlichen wie auch translationalen Projekten im Bereich
der molekularen Zell- und Neurophysiologie. Andere aktuelle Projekte im
Institut widmen sich den Sinneszellen des Innenohres oder auch der
Regulation einer weiteren Klasse von Transportproteinen, sogenannten
Ionenkanälen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376
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MELDUNG/1036: In der Krise bekundet der Deutsche Hebammenverband Solidarität mit Hebammen und Pflegenden weltweit (DHV)

Deutscher Hebammenverband e.V. - 5. Mai 2020

Deutscher Hebammenverband bekundet Solidarität mit Hebammen und Pflegenden weltweit

Stark in der Krise am Internationalen Hebammentag



Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat das Jahr 2020 zum "Jahr der
Pflegenden und Hebammen" ausgerufen. Die großen Leistungen beider
Professionen sollten in diesem Jahr stärker in das öffentliche
Bewusstsein rücken und gestärkt werden. Zum Internationalen
Hebammentag am 5. Mai zieht der Deutsche Hebammenverband e. V. (DHV)
unter dem Motto "Stark in der Krise - Ihre Hebammen" eine erste
Bilanz: Hebammen, Pflegende und viele weitere Berufsgruppen leisten in
der Corona-Krise Tag für Tag Außerordentliches. Und dies trotz der
Versäumnisse der Vergangenheit, welche nun besonders sichtbar werden.

"Wer für unsere Gesellschaft systemrelevant ist, zeigt sich weltweit
gerade mit großer Wucht", betont Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin
des Deutschen Hebammenverbandes. "Wir alle können den Millionen
Menschen, welche uns durch die Krise helfen, nicht genug danken. Aber
deutlich wird auch mehr denn je: Das bisheriges Wertesystem spiegelt
nicht wider, welche Berufsgruppen für ein gesundes und sicheres
Zusammenleben notwendig sind. Das muss sich ändern. Eine Rückkehr zur
alten Normalität ist für mich keine Option." Der DHV hat in den
letzten Wochen wiederholt die Bundesländer unter anderem dazu
aufgefordert, Hebammen flächendeckend bei den Bestimmungen für
systemrelevante Berufe einzubeziehen und sie bei der Verteilung von
Schutzmasken und persönlicher Schutzkleidung oder für die
Kindernotbetreuung zu berücksichtigen. Dies geschieht nur vereinzelt.
Außerdem ist bis zum heutigen Tag kein Schutzschirm für freiberuflich
tätige Hebammen angedacht, um ihre teils hohen finanziellen Ausfälle
abzumildern.

"Wir müssen neue Wege finden - das gilt ganz besonders für unser
Gesundheitssystem und die Geburtshilfe", so Geppert-Orthofer. "Dazu
gehört auch die Bedeutung der Hebammenbetreuung in unserer
Gesellschaft neu zu definieren. Denn der Start ins Leben muss sicher
und verantwortungsvoll gestaltet werden: frauenzentriert,
selbstbestimmt, und interventionsarm."

Der Internationale Hebammentag findet seit 1992 statt. Zahlreiche
Hebammen und ihre Unterstützerinnen und Unterstützer weisen jedes Jahr
am 5. Mai weltweit mit Aktionen und Infoveranstaltungen auf den Wert
von Hebammenarbeit für Frauen und Neugeborene hin. Durch die
Corona-Pandemie sind Versammlungen jedoch derzeit nicht möglich.
Deshalb hat der Deutsche Hebammenverband Druckvorlagen für Autofahnen
und Aktionen für Soziale Medien zur Verfügung gestellt: 

https://www.unsere-hebammen.de/mitmachen/hebammentag-2020/. Außerdem
präsentiert der Verband auf seiner Facebook-Seite in den nächsten
Tagen Grußworte von Akteuren des Gesundheitswesens.


Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) 

ist der größte Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus
16 Landesverbänden mit über 20.000 Mitgliedern zusammen. Er vertritt
die Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und
freiberufliche Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen,
Hebammenwissenschaftlerinnen, Hebammen in den Frühen Hilfen,
hebammengeleitete Einrichtungen sowie Hebammenschülerinnen und
Studierende vertreten. Über die berufliche Interessenvertretung hinaus
ist eine gute medizinische und soziale Betreuung der Frauen und ihrer
Kinder vom Beginn der Schwangerschaft bis zum Ende der Stillzeit ein
zentrales Anliegen des Verbandes. Als Mitglied in der European
Midwives Association (EMA), im Network of European Midwifery
Regulators (NEMIR) und in der International Confederation of Midwives
(ICM) setzt er sich auch auf europäischer und internationaler Ebene
für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie die Gesundheit von Frauen
und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:
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POLITIK/2072: Interview - Gesundheitswesen ... Kein Tatenschutz aus Datenschutz (idw)

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 28.04.2020

Gesundheitswesen: Kein Tatenschutz aus Datenschutz

Sachverständigenrat Gesundheit empfiehlt der Bundesregierung dringend
Strukturänderungen. Covid-19 zeigt fatale Symptome auf. Prof. Dr. Beate
Jochimsen im Interview zu Ursachen und notwendigen Maßnahmen.



Zur Person

Prof. Dr. Beate Jochimsen ist Professorin für Volkswirtschaftslehre,
insbesondere Finanzwissenschaft und Studiengangsleiterin des
Bachelorstudiengangs Economics an der Hochschule für Wirtschaft und Recht
(HWR) Berlin. Seit Februar 2019 ist die Expertin für Gesundheitsökonomie,
Fiskalföderalismus und öffentliche Haushalte Mitglied des
Sachverständigenrates der Bundesregierung zur Begutachtung der Entwicklung
des Gesundheitswesens.


Sie haben zusammen mit den anderen Mitgliedern des Expert/innengremiums
außerplanmäßig eine aktuelle Bestandsaufnahme des deutschen
Gesundheitswesens veröffentlicht. Weshalb?

Beate Jochimsen: Die weltweite Coronakrise, die wir gerade erleben und mit allen Mitteln
versuchen so gut es geht einzudämmen, bringt einige Probleme auch im
deutschen Gesundheitswesen deutlich ans Licht. Viele dieser Probleme, wie
der mancherorts bestehende Pflegekräftemangel, ungeklärte Zuständigkeiten
zwischen Bund und Ländern oder eine in vielen Bereichen noch auf dem
Austausch von Faxen bestehende Kommunikation, sind keineswegs neu, aber
sie erfahren im Moment eine nie dagewesene Aufmerksamkeit. Das ist eine
große Chance, um unseren Änderungsvorschlägen Nachdruck und Gehör zu
verschaffen.


Liegen Fehler im System und wenn ja, wo?

Beate Jochimsen: Ursachen sehe ich beispielsweise im nicht immer gut aufeinander
abgestimmten Nebeneinander von Bund- und Länderkompetenzen im
Gesundheitswesen und im fehlenden digitales Register- und Meldesystem. Ein
deutschlandweites Register für freie und belegte Intensivbetten musste
beispielsweise erst angelegt werden. Deutlich wird dies zudem an den
Meldewegen von COVID-19-Infektionen und Genesungen und Maßnahmen zur
Verhinderung der Ausbreitung. Die Datenübermittlung zwischen
Gesundheitsämtern und Robert-Koch-Institut könnte viel sicherer und
schneller erfolgen, die Auswertung und Diagnostik zielgenauer sein, wäre
alles klarer geregelt und digitalisiert.

Wie? Könnten Sie ein konkretes Beispiel nennen?

Beate Jochimsen: Mit einer sektorenübergreifenden elektronischen Patientenakte könnte man
die Risikogruppen besser identifizieren sowie verlässlicher und einfacher
auswerten, welche Vorerkrankungen im Zusammenhang mit dem Coronavirus
besonders fatal sind. Die elektronischen Patientenakte kommt aber erst
2021. Diagnostik und Behandlung wären auf der Basis digital verfügbarer
Informationen effizienter abzustimmen und zu koordinieren zwischen
Hausarzt, Facharzt und Krankenhaus.


Im aktuellen Papier des Sachverständigenrats ist die Rede von einer
strukturellen Abschottung zwischen Kliniken und Praxen. Warum gibt es
diese?

Beate Jochimsen: Das ist vor allem der rückständigen Digitalisierung geschuldet. Sie ist in
den letzten Jahrzehnten nicht konsequent genug vorangetrieben worden. Es
kam immer wieder zu Verzögerungen bei der Umsetzung. Hierfür gibt es
technische, rechtliche, psychologische und organisatorische Ursachen. Im
Probebetrieb tauchen Probleme bei der Softwareinstallation in den
Arztpraxen und Sicherheitslücken auf.


Das wirkt sich auch negativ auf die Bewältigung der gegenwärtigen Pandemie aus.

Beate Jochimsen: In der Corona-Krise wird einmal mehr deutlich, dass durch
Patientenverwaltung auf Papierkarteikarten und der Kommunikation zwischen
Ärzten per Fax das deutsche Gesundheitswesen in einer Koordinationskrise
steckt. Davon profitiert niemand, es lähmt. Wichtig ist jedoch, alle
Beteiligten auf dem Weg der Digitalisierung mitzunehmen, Vorbehalte und
Ängste zu überwinden - und zwar sowohl auf Seiten der Ärztinnen und Ärzte,
als auch bei den Patientinnen und Patienten.


Welche Rolle spielt der Datenschutz?

Beate Jochimsen: Der Schutz von Patientendaten ist enorm wichtig, um Diskriminierung und
Benachteiligung zu verhindern. Doch die Nutzung von Gesundheitsdaten,
deren digitale Erfassung und Auswertung, sind auch wichtig, um besser
forschen zu können und damit weltweit eine bessere Patientenversorgung zu
ermöglichen. Datenschutz darf nicht zum Tatenschutz werden und
Menschenleben kosten. In einer Solidargemeinschaft halte ich es - gerade
auch aus ethischer Sicht - sogar für geboten, die Daten, die durch
solidarisch finanzierte Gesundheitsversorgung zustande kommen, auch dem
Gesundheitssystem zur Verfügung zu stellen. Damit kommen sie dem Wohl
aller Patienten und Patientinnen zugute, der heutigen und der zukünftigen.


Sie sprechen vom "solidarisch finanzierten Gesundheitssystem". Gelten Ihre Forderungen auch für privat Versicherte?

Beate Jochimsen: Gesellschaftliche Solidarität ist und sollte an die rechtliche Form der
Krankenversicherung geknüpft sein. Da privat Versicherte vom medizinischen
Fortschritt, der unter anderem aus der Auswertung großer Datenmengen
vorangetrieben werden kann, ja genauso profitieren wie gesetzlich
Versicherte, ist es für sie ebenso geboten, ihre Daten zur Verfügung zu
stellen. Ich sehe da keinen Unterschied.


Kann die Digitalisierung auch dazu beitragen, die Engpässe im Pflegebereich zu überwinden?

Beate Jochimsen: Überwinden würde ich nicht sagen, aber eine digitale Vernetzung ist sicher
eine Stellschraube zur Entlastung des Personals.

Hätten Sie ein praktisches Beispiel dafür?

Beate Jochimsen: Durch die digital unterstützte Überwachung von Patientinnen und Patienten,
indem Vitalparameter wie Körpertemperatur, Blutdruck oder
Herzschlagfrequenz telemedizinisch erfasst werden, können Arztpraxen und
Krankenhäuser entlastet werden. Das Personal wird frei für andere Aufgaben
und in solchen Situationen wie der COVID-19-Pandemie auch vor Infektion
geschützt.


Was bleibt von der Coronakrise? Wird die Politik Lehren ziehen aus dem Digitalisierungsnotstand?

Beate Jochimsen: Mit der Einrichtung eines Registers für Intensivbetten sowie einigen
jüngst verabschiedeten Gesetzen (zum Beispiel zu Apps auf Rezept) hat die
Politik ja bereits damit begonnen. Ich hoffe nun allerdings, dass sie auf
dem eingeschlagenen Weg weiter mutig und zügig voranschreitet.

Frau Prof. Jochimsen, ich danke Ihnen für das Gespräch.


Das Interview führte Sylke Schumann, Pressesprecherin der Hochschule für
Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin.

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Die Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin ist mit über 11 500
Studierenden eine der großen Hochschulen für angewandte Wissenschaften -
mit ausgeprägtem Praxisbezug, intensiver und vielfältiger Forschung, hohen
Qualitätsstandards sowie einer starken internationalen Ausrichtung. Das
Studiengangsportfolio umfasst Wirtschafts-, Verwaltungs-, Rechts- und
Sicherheitsmanagement sowie Ingenieurwissenschaften in über 60
Studiengängen auf Bachelor-, Master- und MBA-Ebene. Die HWR Berlin
unterhält 195 aktive Partnerschaften mit Universitäten auf allen
Kontinenten und ist Mitglied im Hochschulverbund "UAS7 - Alliance for
Excellence". Als eine von Deutschlands führenden Hochschulen bei der
internationalen Ausrichtung von BWL-Bachelorstudiengängen und im Dualen
Studium belegt die HWR Berlin Spitzenplätze in deutschlandweiten Rankings
und nimmt auch im Masterbereich vordere Plätze ein. Die HWR Berlin ist
einer der bedeutendsten und erfolgreichen Hochschulanbieter im
akademischen Weiterbildungsbereich und Gründungshochschule. Die HWR Berlin
unterstützt die Initiative der Hochschulrektorenkonferenz "Weltoffene
Hochschulen - Gegen Fremdenfeindlichkeit".

http://www.hwr-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 28.04.2020

WWW: http://idw-online.de
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HERZ/1248: Der digitale Diagnose-Helfer - Smartwatch erkennt schwere Durchblutungsstörungen des Herzens (idw)

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 29.04.2020

Der digitale Diagnose-Helfer: Smartwatch erkennt schwere Durchblutungsstörungen des Herzens

Ärzte der Universitätsmedizin Mainz behandeln 80-jährige Patientin nach
Auswertung von Daten erfolgreich



(Mainz, 29. April 2020, te) Elektronische Armbanduhren, sogenannte
Smartwatches, verschiedener Hersteller können bereits seit langem
Elektrokardiogramme (EKGs) aufzeichnen und Warnungen bei unregelmäßigem
Herzrhythmus versenden. Nun entdeckte ein Ärzteteam der Cardiopraxis Mainz
sowie des Zentrums für Kardiologie der Universitätsmedizin Mainz, dass
sich mithilfe einer bestimmten Smartwatch neben Herzrhythmus- auch
Herzdurchblutungsstörungen erkennen lassen. Das berichten sie in der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift "European Heart Journal". Ihre
Entdeckung könnte mit dazu führen, dass weltweit Herzinfarkte verhindert
werden.

Die Digitalisierung kann auch in der Medizin vieles bewirken, sogar Leben
retten. Dies zeigt der konkrete Fall einer 80-jährigen Patientin in Mainz.
Die passionierte Apple Watch-Trägerin war in die Chest Pain Unit der
Universitätsmedizin Mainz gekommen und hatte über Brustschmerzen,
unregelmäßigen Puls und das Gefühl, das Bewusstsein zu verlieren, geklagt
- alles typische Symptome einer Koronaren Herzkrankheit (KHK) und damit
mögliche Vorboten eines Herzinfarkts. Sowohl ein daraufhin aufgezeichnetes
EKG als auch eine folgende Blutuntersuchung waren jedoch unauffällig. In
EKG-Aufzeichnungen, welche die Patientin zuvor mit ihrer Uhr gemacht hatte
und den Ärzten zeigte, fanden diese dann ausgeprägte Senkungen der
sogenannten ST-Strecke - und damit deutliche Hinweise auf eine schwere und
akute Herzdurchblutungsstörung. Daraufhin wurde die Patientin umgehend mit
einem Herzkatheter untersucht, wodurch eine schwere KHK festgestellt
wurde, die ohne Weiteres zu einem Herzinfarkt hätte führen können. Die
nahezu verschlossenen Herzkranzgefäße der Patientin wurden mit einem
Ballon gedehnt und mit Stents versorgt. Zwei Tage später konnte die
Patientin beschwerdefrei entlassen werden.

"Die Apple Watch bzw. deren EKG-APP wurde bisher ausschließlich zur
Diagnostik von Herzrhythmusstörungen wie Vorhofflimmern benutzt. Unserer
Meinung nach ist dies der erste Fall, der auch Herzdurchblutungsstörungen
aufzeigen konnte. Wenn man bedenkt, dass Millionen Menschen eine solche
Uhr tragen, ist unsere Beobachtung dann schon sensationell. Dabei war auch
von Vorteil, dass die elektronische Armbanduhr für die erkrankte Seniorin
leicht zu nutzen war", sagt Univ.-Prof. Dr. Thomas Münzel vom Zentrum für
Kardiologie der Universitätsmedizin Mainz.

"Dass die EKG-App der Apple Watch neben der Diagnose Erkennung von
Herzdurchblutungsstörungen eingesetzt werden kann, sollen weltweit viele
Fachleute und Patienten erfahren. Der Fall zeigt, dass die Digitalisierung
in der Medizintechnik nicht mehr aufzuhalten ist. Jetzt geht es darum, sie
möglichst sicher und effizient für die Zukunft und die Patienten zu
gestalten. Bei entsprechender Anwendung können digitale Diagnosehelfer wie
im Fall der 80-jährigen Patientin Leben retten", so PD Dr. Christian
Elsner, Kaufmännischer Vorstand der Universitätsmedizin Mainz.

Zum Ärzteteam unter der Leitung von Univ.-Prof. Dr. Thomas Münzel gehörten
neben Dr. Michael Drexler von der Cardiopraxis Mainz auch der Oberarzt
Univ.-Prof. Tommaso Gori und Assistenzarzt Valentin Gabelmann, beide vom
Zentrum für Kardiologie der Universitätsmedizin Mainz.


Originalpublikation:

Apple Watch detecting coronary ischemia during chest pain episodes or an
apple a day may keep myocardial infarction away

Michael Drexler, Christian Elsner, Valentin Gabelmann, Tommaso Gori &
Thomas Münzel

European Heart Journal in press (2020)

DOI: 10.1093/eurheartj/ehaa290

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 29.04.2020
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HERZ/1247: Corona-Pandemie - Video-Sprechstunde für Herzpatienten (DHS)

Deutsche Herzstiftung e.V. - 29. April 2020

Corona-Pandemie: Video-Sprechstunde für Herzpatienten



Frankfurt a. M. - Was müssen Herz-Kreislauf-Patienten zu Corona
wissen? Herzspezialisten beantworten drängende Fragen im Gespräch mit
Vera Cordes

Für viele Millionen Herz-Kreislauf-Patienten in Deutschland stellt die
Corona-Pandemie den Alltag vor enorme Herausforderungen mit vielen
offenen Fragen zum richtigen Verhalten: Besteht ein erhöhtes
Corona-Risiko, wenn man einen implantierbaren Defibrillator oder
Schrittmacher trägt, einen Stent oder eine neue Herzklappe hat?
Begünstigen Herzmedikamente (ACE-Hemmer, Sartane) und
Entzündungshemmer (ASS, NSAR) Häufigkeit und Schweregrad einer
Covid-19-Erkrankung? Sollte man sich als Herzpatient wegen der
Corona-Ansteckungsgefahr am Arbeitsplatz krankschreiben lassen? Ist
eine Pneumokokkenimpfung sinnvoll? Moderiert von Vera Cordes,
Vorstandsmitglied der Deutschen Herzstiftung und
NDR-Medizinjournalistin, beantworten die Kardiologen Prof. Dr. med.
Thomas Meinertz, Chefredakteur der Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ
heute, und Prof. Dr. med. Thomas Voigtländer, stv. Vorsitzender der
Herzstiftung, in einer Video-Sondersprechstunde viele drängende Fragen
von Patienten. Die Video-Sondersprechstunde (Länge: ca. 45 Min.) ist
kostenfrei unter www.herzstiftung.de/corona-video-fuer-herzpatienten
abrufbar.

Viele Herzpatienten haben Angst, sie könnten eher und dann schwerer an
Covid-19 erkranken und es ginge für sie unweigerlich ins Krankenhaus.
Was sagen die Mediziner dazu? Wie unterscheidet sich die
Risikosituation je nach Art der kardialen Vorerkrankung: z. B. der
Patient 70-plus mit einer Herzschwäche vom jüngeren Patienten mit
Vorhofflimmern? Und sollte man als Herzpatient das Krankenhaus wegen
der Corona-Ansteckungsfahr meiden? Auf diese und viele weitere Fragen
gehen Meinertz, emeritierter Direktor der Klinik und Poliklinik für
Kardiologie und Angiologie des Universitären Herzzentrums Hamburg, und
Voigtländer, Ärztlicher Direktor des Agaplesion
Bethanien-Krankenhauses und Kardiologe und Intensivmediziner am
Cardioangiologischen Centrum Bethanien (CCB) Frankfurt, kompetent und
leicht verständlich ein.

"Bei notfallmäßigen Herzproblemen unbedingt ins Krankenhaus!"

Einig sind sich die Mediziner nicht nur bei Herzereignissen mit
Notfallcharakter: "Das Krankenhaus ist auch in diesen Zeiten sicher
für eine Erkrankung, die nichts mit Covid-19 zu tun hat: Herzinfarkt,
akute Rhythmusstörungen, Herzschwäche - diese Patienten müssen
unbedingt ins Krankenhaus kommen!", mahnt Intensivmediziner
Voigtländer. Immer behandelt werden notfallmäßige dringliche Dinge wie
die Verpflanzung einer Aortenklappe, wenn die betroffene Person
Symptome einer hochgradigen Aortenklappenstenose mit
Angina-Pectoris-Beschwerden (Brustschmerzen), Luftnot, Herzrasen und
Bewusstlosigkeit aufweist. "Dann ist auch in diesen Zeiten der rasche
Aortenklappenersatz erforderlich." Bei Verdacht auf Herzinfarkt und in
anderen Herznotfällen gilt in Zeiten der Corona-Pandemie nach wie vor:
Sofort den Rettungsdienst (Notruf 112) alarmieren. "Wenn eine echte
Notfallsituation besteht: ich bekomme Brustschmerzen, so wie ich sie
noch nie gehabt habe, wie wenn ein Panzer auf meiner Brust steht,
Schweißausbruch, dann gar keine Frage die 112 anrufen und überhaupt
nicht zögern", warnt Meinertz.


Die Video-Sondersprechstunde ist abrufbar unter:

www.herzstiftung.de/corona-video-fuer-herzpatienten

Weitere Informationen für Herz-Kreislauf-Patienten zur Corona-Pandemie
bietet die Herzstiftung kostenfrei unter:

www.herzstiftung.de/corona-was-herzpatienten-wissen-muessen

Coronavirus: Informationen für Menschen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen

 * 

Quelle:

Deutsche Herzstiftung e.V.

Pressemitteilung vom 29. April 2020

Bockenheimer Landstraße 94-96, 60323 Frankfurt am Main

Telefon: 069 / 95 51 28-0, Fax: 069 / 95 51 28-313

E-Mail: presse@herzstiftung.de

Internet: www.herzstiftung.de
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OFFENER BRIEF/015: An Angela Merkel zur Covid-19-Geberkonferenz - Gerechte Verteilung von Arzneimitteln (ÄoG)

Ärzte ohne Grenzen - 4. Mai 2020

Covid-19-Geberkonferenz - Medikamente und Impfstoffe müssen die Gefährdetsten erreichen - Offener Brief an Angela Merkel



Berlin, 4. Mai 2020. Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen fordert
von den Teilnehmern der virtuellen Covid-19-Geberkonferenz am Montag
konkrete und transparente Regeln für eine gerechte Verteilung von
Medikamenten und Impfstoffen. Die durch die öffentlichen Gelder zu
entwickelnden Mittel müssen alle Menschen weltweit erreichen,
insbesondere die am stärksten Gefährdeten.

"Das Gebertreffen der Globalen Allianz im Kampf gegen Covid-19 ist
eine notwendige Initiative, aber guter Wille und die bloße
Bereitstellung von Milliardensummen reichen nicht aus", sagt Marco
Alves von der Medikamentenkampagne von Ärzte ohne Grenzen in
Deutschland. "Wer garantiert uns, dass sich nicht am Ende doch wieder
derjenige mit dem größten Geldbeutel einen privilegierten Zugang zu
Medikamenten, Impfstoffen und Tests sichert? Wer sorgt dafür, dass die
entwickelten Produkte schnellstmöglich in ausreichenden Mengen
produziert werden und dort hinkommen, wo sie am dringendsten gebraucht
werden? Wer garantiert bezahlbare Preise? Dazu braucht es einen klaren
Prinzipienrahmen, Transparenz, öffentliche Rechenschaftspflicht und
eine Verteilung nach medizinischem Bedarf und nicht nach Kaufkraft.
Insbesondere die Gastgeberinnen der Konferenz, Ursula von der Leyen
und Angela Merkel, müssen sicherstellen, dass nicht Monopole,
Protektionismus und nationale Alleingänge über den Zugang zu
lebensrettender Hilfe entscheiden, sondern medizinische
Notwendigkeiten. Wir sind leider skeptisch und haben sehr viele
Fragen."

Bislang ist unklar, wie mit den öffentlichen Geldern Medikamente,
Impfstoffe und Tests entwickelt, produziert und verteilt werden
sollen, so dass sie tatsächlich weltweit verfügbar sind, wie von der
Weltgesundheitsorganisation und den Gebern angekündigt. "Es ist
richtig und wichtig, dass Angela Merkel Covid-19-Impfstoffe als
globale öffentliche Güter bezeichnet hat", so Alves. "Aber das
bedeutet zum Beispiel auch, dass es darauf keine Patente und keine
Vorrechte bei der Verteilung geben darf. Die
Weltgesundheitsorganisation muss als die einzige globale Institution
mit dem Mandat und der Expertise zu menschlicher Gesundheit eine
übergeordnete koordinierende Rolle spielen."

Aus Anlass der Geberkonferenz hat ein breites Bündnis deutscher NGOs
und Persönlichkeiten aus Politik, Wissenschaft und Kirche in einem
Offenen Brief an Angela Merkel globale Solidarität bei der Bekämpfung
der Coronavirus-Pandemie gefordert. "Egoistische Interessen von
Staaten oder Gewinnerwartungen von Firmen dürfen nicht über Leben von
Menschen gestellt werden", heißt es in dem Schreiben, das unter
anderem von Ärzte ohne Grenzen, Brot für die Welt und Medico
International unterstützt wird. Die Unterzeichner fordern etwa den
Verzicht auf Exportbeschränkungen für Schutzkleidung und die besondere
Berücksichtigung der Schwächsten, etwa von Obdachlosen, Bewohnern von
Slums, Geflüchteten in überfüllten Lagern und auf beengtem Raum
Lebenden.

 * 

Der Offene Brief an Angela Merkel

Coronavirus-Pandemie: Globale Solidarität dringend erforderlich!


Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

Gesundheit ist ein Menschenrecht, auch in Krisenzeiten. Seit Ausbruch
von SARS-CoV-2 befindet sich die Weltgemeinschaft in einer Situation
mit bisher unbekannter Dynamik. Weltweit geraten Gesundheitssysteme an
ihre Grenzen oder kollabieren. Menschen haben Angst um Familie,
Freunde und Nachbarn, um ihren Arbeitsplatz und um ihre Zukunft. Die
spürbar zunehmende Unsicherheit vieler betrifft auch medizinische
Fragen: Wann wird es eine gezielte Behandlung geben, die Leben
rettet,und Impfstoffe, die uns gegen das Virus schützen? Stehen
genügend Behandlungskapazitäten zur Verfügung? Wird sich Jede und
Jeder die notwendige medizinische Versorgung überhaupt leisten können?

Bundespräsident Steinmeier sagte am 16. März: "Viren haben keine
Staatsangehörigkeit. Genauso wird das Gegenmittel keine
Staatsangehörigkeit haben." Diese Aussage ist klar und eindrücklich.
Die derzeitigen Entwicklungen laufen jedoch leider in die
entgegengesetzte Richtung.

Medizinische Schutzkleidung wird stellenweise nur noch für den eigenen
nationalen Bedarf produziert und gehortet. Manche Regierungen
versuchen sich bereits jetzt einen exklusiven Zugang zu
erfolgsversprechenden Medikamenten und Impfstoffen zu sichern.
Pharmakonzerne blockieren aus Profitinteresse durch Patente die rasche
weltweite Produktion von Impfstoffen, den Zugang zu Medikamenten und
Schnelltests.

Das vorherrschende Credo scheint zu sein: Unsolidarisches Verhalten
lohnt sich, am Ende gewinnen die Stärkeren! Entsprechend bleiben die
Schwächsten und Benachteiligten und insbesondere Menschen in ärmeren
Ländern auf der Strecke. Das können und wollen wir nicht akzeptieren.

Wir appellieren daher an Sie: Nutzen Sie die Ihnen zur Verfügung
stehenden Mittel, um sicherzustellen, dass dringend erforderliche
Medikamente und Impfstoffe weltweit allen Menschen zu einem
bezahlbaren Preis zur Verfügung stehen.

Setzen Sie sich dafür ein, dass der Zugang zu dringend benötigter
Schutzkleidung nicht durch Exportbeschränkungen begrenzt wird und dass
medizinische Materialien global dort eingesetzt werden, wo sie am
dringendsten gebraucht werden.

Unterstützen Sie ärmere Länder gezielt und direkt mit finanziellen
Mitteln und technischer Expertise bei der Bewältigung dieser Pandemie.
Nur wenn die Übertragung des Virus global verlangsamt, und
nur wenn der Zusammenbruch von Versorgungssystemen vermieden wird,
kann die Krise gemeistert werden.

Nehmen Sie bei Ihrem politischen Handeln gegen COVID-19 auch und
gerade die Gesundheit und den Schutz der Schwächsten und
Benachteiligten in den Fokus: Beispielsweise Menschen ohne Obdach,
Menschen in der aufenthaltsrechtlichen Illegalität in Deutschland und
Europa, Geflüchtete an den europäischen Außengrenzen und andernorts,
Menschen, die auf beengtemRaum zusammenleben und deshalb die
erforderlichen Abstandsregeln nicht einhalten können, wie Kinder in
Slums oder Flüchtlingslagern, oder Menschen im Strafvollzug. All diese
Menschen und viele weitere marginalisierte Gruppen werden von dieser
globalen Krise besonders getroffen und brauchen jetzt unser
solidarisches Handeln.

Egoistische Interessen von Staaten oder Gewinnerwartungen von Firmen
dürfen nicht über das Leben von Menschen gestellt werden.

Setzen Sie sich jetzt für globale Solidarität ein. COVID-19 ist eine
Herausforderung, die nur grenzübergreifend und gemeinsam bewältigt
werden kann. Ein entschlossenes Handeln kann als Vorbild für eine
gerechtere künftige globale Zusammenarbeit für Gesundheit dienen.


Mit hochachtungsvollen Grüßen

Zeichnende Organisationen: 


	Aktionsbündnis gegen AIDS

	Ärzte der Welt e.V.

	Ärzte ohne Grenzen e.V. / Médecins Sans Frontières

	Behinderung und Entwicklungszusammenarbeit e.V.

	Brot für die Welt

	Pharma-Kampagne

	Die Christoffel-Blindenmission (CBM)

	Deutsche Aidshilfe

	Deutsche Lepra- und Tuberkulosehilfe e.V (DAHW)

	Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

	Difäm - Deutsches Institut für Ärztliche Mission e.V.

	Freie Flüchtlingsstadt Nürnberg

	HelpAge Deutschland

	Johanniter Unfallhilfe e.V. / Johanniter Auslandshilfe

	Kindernothilfe e.V.

	Medibüro Berlin - Netzwerk für das Recht auf Gesundheitsversorgung aller Migrant*innen

	Medibüro Hamburg

	medico international

	MediNetz Aachen e.V.

	MediNetz Bielefeld e.V.

	MediNetz Bonn e.V.

	MediNetz Freiburg e.V.

	MediNetz Hannover - Medizinische Flüchtlingsberatung e.V.

	MediNetz Jena e.V.

	MediNetz Leipzig e.V.

	MediNetz Tübingen e.V.

	MediNetz Würzburg e.V.

	Medizinische Flüchtlingshilfe Bochum e.V.

	Memento Preis für vernachlässigte Krankheiten

	MEZIS e.V

	Missionsärztliches Institut Würzburg

	Peoples Health Movement Deutschland

	Plan International Deutschland

	SEEBRÜCKE - Schafft Sichere Häfen

	STAY! Düsseldorfer Flüchtlingsinitiative e.V.

	Unabhängige Patientenberatung Tübingen e.V.

	Universities Allied for Essential Medicines (UAEM)

	Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte (vdää)

	Verein demokratischer Pharmazeutinnnen und Pharmazeuten (VdPP)

	World Vision Deutschland e.V.



Zeichnende Einzelpersonen: 


	Prof. Dr. Martin Sternberg, Vorsitzender des Graduierteninstituts für angewandte Forschung der Fachhochschulen NRW

	Ingeborg Simon

	Prof. Dr. Ursula Münch, Direktorin der Akademie für Politische Bildung, Tutzing

	Prof. Dr. Christine Godt, Professorin für Europäisches und Internationales Wirtschaftsrecht, Carl von Ossietzky Universität

	Waltraud Seitz

	Klemens Ochel, MPH; Fachberater für Globale Gesundheit; Missionsärztliches Institut Würzburg

	Tilman Rüppel

	Johanna Paul

	Sieglinde Mauder

	Rainward Bastian

	Christine Kornblum

	Prof. Dr. Peter G. Kremsner, Direktor, Institut für Tropenmedizin der Universität Tübingen

	Daniela Hoyer

	Dr. Anke Osterloh

	Anke Gaußmann

	Prof. Dr. Christoph Heintze

	Prof. Dr. Heinz-Jochen Zenker

	Dr. Mousa Mazidi

	Sylvia Gabelmann, Bundestagsabgeordnete

	Martin Patzelt, Bundestagsabgeordneter

	Dr. Rainer Neef, Mitglied im Verein "Gesundheitsversorgung für Papierlose" und Medinetz Göttingen

	Andreas Müller, Domvikar, Seelsorger der Erzdiözese Bamberg für Flüchtlinge und Migranten im Großraum Nürnberg

	Franziska Formazin

	Heike Baehrens, Bundestagsabgeordnete, Vorsitzende Unterausschuss Globale Gesundheit

	Prof. Dr. Gisela Bretzel, Laborleiterin, Abteilung für Infektions- und Tropenmedizin, Klinikum der Universität München

	Adelheid von Guttenberg i.R.

	Stefanie Beckmann

	Dr. Margot Käßmann, Theologin

	Dr. med. Amand Führer, Arzt und Sozialanthropologe, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Epidemiologie der Universität Halle

	Dr. Regina Schumann

	Dr. med. Jessica Groß

	Marion Hörl

	Caritas Führer, Mitglied im Verband deutscher Schriftsteller & Dr. Michael Führer, Pfarrer der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens

	Ottmar von Holtz, Bundestagsabgeordneter

	Eva Schreiber, Bundestagsabgeordnete

	Lisa Spingler

	Ines Klohr

	Eva Herrmann

	Kordula Schulz-Asche, Bundestagsabgeordnete



 * 

Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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FORSCHUNG/1422: Neuer antiviraler Hemmstoff für SARS-CoV-2 wird entwickelt (idw)

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 30.04.2020

Neuer antiviraler Hemmstoff für SARS-CoV-2 wird entwickelt



Die Suche nach wirksamen Medikamenten gegen das neue Coronavirus wird im
Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) derzeit vorrangig
unterstützt. Vielversprechend ist die Entwicklung eines Wirkstoffs, der
das Virus an seiner Vermehrung hemmt. Angriffspunkt der
DZIF-Wissenschaftler an der Universität Lübeck ist die Hauptprotease, ein
wichtiges Enzym von SARS-CoV-2, das für die Virusvermehrung zuständig ist.
Das Team um Prof. Dr. Rolf Hilgenfeld konnte vor kurzem die genaue
Struktur aufklären und hat damit die Voraussetzungen für eine zielgenaue
Entwicklung von Hemmstoffen geschaffen.

"Wenn es uns gelingt, dieses Enzym - die Hauptprotease - zu blockieren,
können wir die Virusvermehrung unterbinden", erklärt Prof. Dr. Rolf
Hilgenfeld von der Universität Lübeck das Ziel seines Projekts. Seit 2013
arbeitet der Chemiker und Strukturbiologe an Hemmstoffen für Coronaviren
und erforscht diese auch im DZIF. Anhand der Kristallstruktur der
Hauptprotease konnte Hilgenfeld eine bereits früher entwickelte
Leitverbindung in einen potenten Hemmstoff des neuen Coronavirus
verwandeln. Diese Verbindung, ein alpha-Ketoamid, wurde von Dr. Katharina
Rox am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung in Braunschweig (HZI)
untersucht, um die Halbwertszeit und die Stabilität weiter zu verbessern.
Dr. Rox leitet dort die DZIF-Einheit für Pharmakokinetik und
Pharmakodynamik (PK/PD).

Nun liegt ein Hemmstoff der zweiten Generation vor: RHCDS-13b ist in
Mäusen nicht toxisch und verteilt sich in der Lunge als Zielorgan. Gute
Voraussetzungen für die Weiterentwicklung zu einem Medikament, die nun in
der aktuellen DZIF-Studie erfolgen soll. An der Uni Marburg konnten
DZIF-Forscher Prof. Stephan Becker und sein Team bereits zeigen, dass die
Wirksubstanz in menschlichen Calu3-Lungenzellen das neue Coronavirus
hemmt. Die Lübecker wollen nun größere Mengen der Substanz synthetisieren
lassen, um die pharmakokinetischen Eigenschaften bei höheren
Konzentrationen zu testen.

Am HZI werden diese Tests von Dr. Katharina Rox durchgeführt werden, die
auch schon bei der Optimierung der Hemmstoffe das Verhalten der Substanz
in Mäusen getestet hat. Um das Verhalten zu bestimmen, wird sie sowohl
intravenös als auch subkutan, also unter die Haut, und inhalativ
verabreicht. "Wir können in diesen Versuchen unter anderem erkennen, ob
sich der Hemmstoff gut in der Lunge verteilt, wo er bei einer
Lungenerkrankung wie COVID-19 vor allem benötigt wird", erklärt Dr. Rox.

Die Lübecker Wissenschaftler planen außerdem, weitere ähnliche
Verbindungen, die sie bereits als sog. Back-up-Substanzen entworfen haben,
zu synthetisieren und in gleicher Weise auf ihre antivirale Wirkung gegen
SARS-CoV-2 zu testen. "Wir müssen unbedingt jetzt zu einer nachhaltigen
Entwicklung von antiviralen Wirkstoffen kommen", betont Rolf Hilgenfeld.
Auch wenn die Hemmstoffe für diesen Ausbruch nicht mehr zur Verfügung
stehen, sei ihre Entwicklung für zukünftige Ausbrüche von großer
Bedeutung.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de
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STUDIE/305: Klinische Studie zu Passiv-Immunisierung bei COVID-19 gestartet (idw)

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 30.04.2020

Deutschen Gesellschaft für Transfusionsmedizin und Immunhämatologie (DGTI) 

Klinische Studie zu Passiv-Immunisierung bei COVID-19 gestartet

Experten untersuchen die Wirksamkeit von Antikörpern gegen das neue
Coronavirus



Nach einer Infektion mit dem neuen Coronavirus bilden Menschen in der
Regel spezifische Antikörper, die Patienten mit einer akuten
COVID-19-Erkrankung bei der Bewältigung der Erkrankung helfen könnten. Die
Wirksamkeit einer Therapie mit Antikörpern, die sich im Blut Genesener
befinden, ist bisher wissenschaftlich aber nicht ausreichend belegt. Daher
haben Experten der Deutschen Gesellschaft für Transfusionsmedizin und
Immunhämatologie (DGTI) die deutschlandweit angelegte CAPSID-Studie
gestartet.

Ziel der Studie ist es, herauszufinden, ob und wie Antikörper gegen
SARS-CoV-2 bei akut an COVID-19 erkrankten Patienten wirken.

Die Suche nach wirksamen Therapien zur Behandlung von COVID-19 läuft auf
Hochtouren. Nun wurde eine erste klinische Studie zugelassen, welche die
Wirksamkeit von Rekonvaleszenten-Plasma bei Patienten mit einem schweren
Verlauf von COVID-19 untersucht. Dabei handelt es sich um das Plasma von
Menschen, die eine Infektion mit SARS-CoV-2 überstanden haben und wieder
vollständig genesen sind. Dieses Plasma enthält spezifische Antikörper
gegen das neue Coronavirus, das Patienten, die schwer an COVID-19 erkrankt
sind, transfundiert werden soll.

"Ziel der Studie ist es, eine wissenschaftlich gesicherte Basis für die
Behandlung von COVID-19 mit Rekonvaleszenten-Plasma zu erhalten",
erläutert Professor Dr. med. Hermann Eichler, 1. Vorsitzender der DGTI die
Beweggründe für die Untersuchung. Die sogenannte CAPSID-Studie ist nun
deutschlandweit angelaufen. Dabei handelt es sich um eine prospektive und
kontrollierte multizentrische Studie. Die wissenschaftliche Leitung liegt
bei den DGTI-Experten Professor Dr. med. Hubert Schrezenmeier, Ärztlicher
Direktor und Medizinischer Geschäftsführer des Instituts für Klinische
Transfusionsmedizin und Immungenetik Ulm, sowie Professor Dr. med. Erhard
Seifried, Ärztlicher Direktor und Medizinischer Geschäftsführer des
Instituts für Transfusionsmedizin und Immunhämatologie Frankfurt am Main.

"Rekonvaleszenten-Plasma, das Antikörper gegen die überstandene Erkrankung
enthält, könnte flächendeckend zur Behandlung schwerer COVID-19-Verläufe
eingesetzt werden. In der Studie prüfen wir daher, wie genau die
jeweiligen Antikörper, welche die Genesenen gebildet haben, wirken, also
das Wirkprinzip. Zum anderen untersuchen wir, wie sicher und wirksam die
Gabe der Antikörper zur Behandlung ist", erläutert Eichler die zentralen
Fragestellungen der Studie.

Da die Antikörper vom Empfänger nicht selbst produziert wurden, spricht
man bei dieser Vorgehensweise von der sogenannten Passivimmunisierung, wie
sie etwa auch bei Wundstarrkrampf und Tollwut angewandt wird, wenn vor
einer möglichen Infektion kein ausreichender Impfschutz vorliegt. "Die
Antikörper sollen das Immunsystem der Erkrankten unterstützen und
dramatische Verläufe abmildern, indem sie die Coronaviren abfangen, sodass
diese sich nicht weiter vermehren", erläutert Eichler, der auch Direktor
des Instituts für Klinische Hämostaseologie und Transfusionsmedizin an der
Universität des Saarlandes in Homburg ist.

In den letzten Tagen und Wochen wurden bereits Menschen zur Plasmaspende
aufgerufen, die von einer Infektion mit dem neuen Coronavirus genesen
sind. Für die Spende in Frage kommen grundsätzlich Spendenwillige, die
alle Kriterien für eine reguläre Blutspende erfüllen, seit 2 Wochen keine
Erkrankungssymptome mehr zeigen und in deren Abstrich keine Viren mehr
nachweisbar sind. Erste Zwischenergebnisse der CAPSID-Studie erwarten die
Forscher bereits in wenigen Monaten.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V., Medizin - Kommunikation, 30.04.2020
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MEDIEN/1050: Newsletter - Familienzeit in der Corona-Krise gesund und positiv gestalten (idw)

Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft - 30.04.2020

Familienzeit in der Corona-Krise gesund und positiv gestalten

Professorin der Alanus Hochschule gibt gemeinsam mit Verbänden der
Kindergesundheit Elterninfos heraus



Wie bleiben Familien mit Kindern trotz aller Herausforderungen während der
Coronavirus-Pandemie möglichst positiv gestimmt? Zahlreiche Expertinnen
und Experten aus Pädagogik, Psychologie und Medizin haben auf der Website
kinderaerzte-im-netz.de konkrete und alltagstaugliche Tipps und
Informationen dazu zusammengestellt.

Paula Bleckmann, Professorin für Medienpädagogik an der Alanus Hochschule
für Kunst und Gesellschaft in Alfter bei Bonn, ist Mit-Initiatorin des
Angebots. Sie verantwortet mit ihrem Team einen Newsletter, der Themen wie
dosierter Mediengebrauch, Umgang mit Ängsten und Alltags-Strukturierung
behandelt.

Angebot wird ständig weiterentwickelt - bis Schulen und Kitas wieder vollständig öffnen

"Zweimal wöchentlich erscheint der Newsletter, das neueste Thema ist
Schule zu Hause", sagt Bleckmann, Autorin des Buches "Medienmündig". "Wir
schreiben auch über den Umgang mit Betreuungs-Not oder Enttäuschung, geben
Durchhalte-Tipps und Hinweise, die Corona-Pandemie kindgerecht zu
erklären." Mit dem Angebot, das ständig ausgebaut und weiterentwickelt
wird, wolle man Eltern solange begleiten, bis Schulen und Kitas bundesweit
wieder vollständig öffnen, so die Gesundheits- und Medienpädagogin.

Vielfältige Inhalte für Familien in einer Zeit der Belastung
Dr. Josef Kahl von der Stiftung Kind und Jugend ergänzt: "Als Kinder- und
Jugendärzte bekämpfen wir gemeinsam mit unseren anderen ärztlichen
Kollegen die Corona-Pandemie. Wir wissen aber auch, dass Corona und die
damit verbundenen Einschränkungen viele Familien belasten, dass sie unter
Sorgen, Langeweile und Überforderung leiden. Wir wollen dazu anregen, die
Zeit, die Eltern und Kinder jetzt miteinander haben, positiv zu gestalten,
Stress und Streit vorzubeugen und vor allem eine gute Zeit miteinander zu
haben. Wir freuen uns, dass wir zusammen mit so vielen starken Partnern
aus vielen unterschiedlichen Bereichen an diesem Angebot für Eltern
arbeiten. Das sorgt für Vielfalt, die den Familien zugutekommt."


Das vollständige Angebot ist zu finden unter:

https://www.kinderaerzte-im-netz.de/mediathek/familienzeit-gesund-gestalten/

Beteiligte


	AK Prävention in der DGKiM (Deutsche Gesellschaft für Kinderschutz in der Medizin)

	Bündnis für humane Bildung

	ECHT DABEI - gesund groß werden im digitalen Zeitalter

	Gesellschaft für Seelische Gesundheit in der Frühen Kindheit (GAIMH) Media Protect e.V.

	Stiftung Kind und Jugend in Zusammenarbeit mit dem BVKJ (Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte)

	Universität Witten/Herdecke

	ZNLTransferZentrum für Neurowissenschaften und Lernen



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution877

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft - 30.04.2020
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PSYCHOLOGIE/211: Forschung zum Kurzzeitgedächtnis visueller Eindrücke - Wie uns Fehler beim Erkennen helfen (idw)

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 28.04.2020

Wie uns Fehler beim Erkennen helfen

Psychologen der Goethe-Universität Frankfurt erforschen Kurzzeitgedächtnis
visueller Eindrücke



FRANKFURT. Wenn wir kurz hintereinander dieselben Objekte sehen, gibt uns
unser zweiter Blick immer ein leicht verfälschtes Bild der Objekte wieder.
Unser Kurzzeitgedächtnis macht hier systematische Fehler, wobei es sich an
verschiedenen Merkmalen der Objekte wie Bewegungsrichtung, Farbe und
räumliche Position orientiert. Offenbar helfen uns diese Fehler, die
ständig wechselnden Eindrücke unserer Umgebung zu stabilisieren. Dies
haben Wissenschaftler des Instituts für Medizinische Psychologie der
Goethe-Universität Frankfurt jetzt herausgefunden. (Nature Communications,
DOI 10.1038/s41467-020-15874-w)

Schon als Kind haben wir es gelernt: Wer vorbildlich die Straße überquert,
blickt erst nach links, dann nach rechts und zum Schluss noch einmal nach
links. Wenn wir beim ersten Linksblick ein Auto und einen Fahrradfahrer
herannahen sehen, wird diese Information im Kurzzeitgedächtnis
gespeichert. Beim zweiten Linksblick meldet das Kurzzeitgedächtnis:
Fahrrad und Autofahrer waren vorher schon da, es sind dieselben, sie sind
immer noch weit genug entfernt. Wir gehen gefahrlos über die Straße.

Das stimmt allerdings gar nicht, unser Kurzzeitgedächtnis betrügt uns.
Denn unser Auge sieht beim zweiten Linksblick etwas komplett anderes:
Fahrradfahrer und Auto haben nicht mehr dieselben Farben, weil sie gerade
durch den Schatten eines Baumes fahren, sie sind nicht mehr am selben Ort,
und das Auto ist vielleicht etwas langsamer geworden. Dass wir trotzdem
Fahrradfahrer und Auto direkt wiedererkennen, liegt daran, dass die
Erinnerung an den ersten Linksblick die Wahrnehmung des zweiten
Linksblicks verfälscht.

Wissenschaftler der Goethe-Universität um den Psychologen und
Privatdozenten Christoph Bledowski und die Doktorandin Cora Fischer haben
- sehr abstrakt - die Verkehrssituation im Labor nachgestellt:
Studienteilnehmer bekamen die Aufgabe, sich an die Bewegungsrichtung von
grünen oder roten Punkten zu erinnern, die über einen Bildschirm
wanderten. Pro Versuchsdurchlauf bekamen die Probanden hintereinander
jeweils ganz kurz zwei wandernde Punktewolken zu sehen und mussten
anschließend die Bewegungsrichtung einer dieser beiden Punktewolken
angeben. In weiteren Versuchsreihen waren die beiden Punktewolken
gleichzeitig nebeneinander zu sehen. Alle Probanden absolvierten jeweils
viele Versuchsdurchläufe hintereinander.

Die Frankfurter Wissenschaftler waren sehr daran interessiert, welche
Fehler die Probanden machten und wie diese Fehler in aufeinander folgenden
Versuchsdurchläufen systematisch zusammenhingen. Wenn zum Beispiel die zu
beobachtenden Punkte im vorigen Versuchsdurchlauf in Richtung 10 Grad
wanderten und im folgenden Versuchsdurchlauf in Richtung 20 Grad, dann
gaben die meisten Menschen für den zweiten Versuchsdurchlauf 16 bis 18
Grad an. Wenn im folgenden Versuchsdurchlauf aber 0 Grad richtig wären,
geben sie für den zweiten Versuchsdurchlauf 2 bis 4 Grad an. Der Richtung
des vorangegangenen Versuchsdurchlaufs verzerrt also die Wahrnehmung des
folgenden, "nicht sehr viel, aber systematisch", sagt Christoph Bledowski.
Er und sein Team haben in Erweiterung bisheriger Untersuchungen den
Einfluss der Kontext-Informationen Farbe, Raum (rechts oder links) und
Verlauf (zuerst oder als zweites gezeigt) untersucht. "Damit nähern wir
uns realen Situationen an, in denen wir ja viele unterschiedliche visuelle
Informationen von Objekten aufnehmen", erklärt Bledowski. Auch diese
Kontext-Informationen, besonders Raum und Verlauf, tragen entscheidend zur
Verzerrung der Folgewahrnehmung im Kurzzeitgedächtnis bei. Erstautorin
Cora Fischer sagt: "Die Kontext-Informationen helfen uns dabei, zwischen
verschiedenen Objekten zu unterscheiden und so nur Informationen des
gleichen Objektes über die Zeit hinweg zu integrieren."

Was sich daraus für die Verkehrssituation ableiteten lässt? "Zunächst
einmal hört es sich nicht so gut an, wenn unser Kurzzeitgedächtnis etwas
anderes wiedergibt, als wir physikalisch sehen", meint Bledowski. "Wenn
allerdings unser Kurzzeitgedächtnis dies nicht könnte, würden wir bei beim
zweiten Linksblick eine für uns komplett neue Verkehrssituation sehen. Das
wäre ganz schön irritierend, denn plötzlich wären wie aus dem Nichts ein
anderer Fahrradfahrer und ein anderes Auto aufgetaucht. Das leichte
'Verschleifen' unserer Wahrnehmung durch die Erinnerung führt letztlich
dazu, dass wir unsere Umgebung, deren Erscheinung sich durch Bewegungen
und Lichtwechsel permanent ändert, als stabiler wahrnehmen. Die aktuelle
Wahrnehmung des Autos zum Beispiel wird dabei nur von der vorherigen
Wahrnehmung des Autos, nicht aber von der Wahrnehmung des Fahrradfahrers
beeinflusst."


Originalpublikation:

Context information supports serial dependence of multiple visual objects
across memory episodes. 

Cora Fischer, Stefan Czoschke, Benjamin Peters,
Benjamin Rahm, Jochen Kaiser, Christoph Bledowski. 

Nat. Commun. 11, 1932 (2020). 

https://doi.org/10.1038/s41467-020-15874-w

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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STUDIE/669: Die schleichende Erosion des Lockdowns (idw)

WHU - Otto Beisheim School of Management - 30.04.2020

Die schleichende Erosion des Lockdowns



In Deutschland wähnte man sich bislang auf einem guten Weg, was die
Senkung der Reproduktionsrate von COVID-19 angeht. Das wurde nicht zuletzt
der Disziplin der Bürger während des seit 23. März geltenden Lockdowns
zugeschrieben. Eine neue Studie von Prof. Dr. Marc Oliver Rieger von der
Universität Trier und Prof. Dr. Mei Wang von der WHU - Otto Beisheim
School of Management weist in eine andere Richtung: Demnach begeben sich
die Bürger trotz geltender Beschränkungen zunehmend öfter aus
unterschiedlichen Gründen nach draußen und erhöhen damit vielerorts wieder
das Infektionsrisiko.

Für ihre Studie "Heimliche Erosion des "Lockdown"? - Muster im
alltäglichen Verhalten während der SARS-Cov2 Pandemie weltweit" bedienten
sich Prof. Rieger und Prof. Wang dreier unterschiedlicher Datengrundlagen:
des Apple Maps Mobility Trends Reports, des Google COVID-19 Community
Mobility Reports und Daten aus einer weltweiten Online-Umfrage mit mehr
als 100.000 Teilnehmern. Die Daten von Apple und Google erlauben dabei
anonymisierte Rückschlüsse auf sich ändernde Bewegungsmuster, während die
weltweite Umfrage Informationen zum Bewegungsverhalten der Bürger aus
erster Hand liefert. Für ihre Untersuchungen konzentrierten Rieger und
Wang sich auf das Verhalten der Bevölkerung in Frankreich, Deutschland,
dem Vereinigten Königreich und den USA im März und April - der Zeitraum,
in dem mit etwas zeitlicher Verzögerung überall der Lockdown beschlossen
wurde, sowie die darauffolgenden Wochen.

In allen Ländern einheitlich ist zunächst der durch den Lockdown und die
damit einhergehenden Ausgangsbeschränkungen verursachte starke Rückgang
der Bewegungen im öffentlichen Raum - sei dies beim Autofahren, Zufußgehen
oder bei der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel. Damit zeigten die
Maßnahmen der Regierungen zunächst Wirkung.

Die Zahlen für Deutschland zeichnen für die Wochen nach dem 23. März
(Inkrafttreten der Ausgangsbeschränkungen) jedoch ein anderes Bild. So
kommt die Studie von Prof. Rieger und Prof. Wang zu dem Ergebnis, dass
seit April die Bürger sukzessive wieder vermehrt Aktivitäten außerhalb des
Hauses nachgehen und die Absicht dazu auch stärker bekundeten, auch wenn
sich an der Rechtslage zunächst noch nichts geändert hatte. Denn einkaufen
zu gehen oder mit dem Hund hinaus zu gehen, war bereits mit Beginn der
Corona-Maßnahmen erlaubt. Auffällig ist, dass in Deutschland die Befragten
deutlich häufiger die Absicht äußern einkaufen zu gehen, als
beispielsweise in Frankreich.

Die Untersuchungen der Studie legen nahe, dass die Konsequenz bei der
Einhaltung des Lockdowns von Woche zu Woche erodiert. Dieser Effekt muss
bei der Modellierung der Entwicklung der weiteren Epidemie berücksichtigt
werden. Bei den Motiven zum Verlassen des Hauses gibt es erhebliche
Unterschiede zwischen Ländern und Regionen. Abhängig davon können
verschiedene Maßnahmen effizienter sein. Die von Rieger und Wang
verwendete Methodik ist daher nützlich für die Ergebniskontrolle und
eventuelle Anpassung von Maßnahmen, um die COVID-19-Epidemien unter
Kontrolle zu halten.

Weitere Informationen finden Sie unter

Der Download der vollständigen Studie ist unter folgendem Link möglich: 

https://www.whu.edu/de/magazin/die-schleichende-erosion-des-lockdowns/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution204
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WHU - Otto Beisheim School of Management - 30.04.2020
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COMPUTER/610: Durch Simulationen am Supercomputer mögliche Wirkstoffe gegen das Coronavirus gefunden (idw)

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 30.04.2020

Durch Simulationen am Supercomputer mögliche Wirkstoffe gegen das Coronavirus gefunden

- Hepatitis-C-Medikamente könnten auch gegen Covid-19 helfen

- Weltgesundheitsorganisation veröffentlicht Forschungsergebnisse der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz



Mehrere bereits gegen die Viruserkrankung Hepatitis C verwendete
Medikamente können möglicherweise auch gegen die durch das Coronavirus
SARS-CoV-2 verursachte Krankheit Covid-19 helfen. Zu diesem Ergebnis sind
Wissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) durch
aufwändige Berechnungen mit dem Supercomputer MOGON II gekommen, der von
der JGU und dem Helmholtz-Institut Mainz betrieben wird und zu den
leistungsfähigsten Computern weltweit zählt. Wie die Forscher in einer vor
kurzem auf der Website der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
veröffentlichten Studie beschreiben, hatten sie simuliert, wie rund 42.000
in öffentlichen Datenbanken aufgeführte Substanzen an bestimmte Proteine
von SARS-CoV-2 binden und dadurch das Eindringen des Virus in den
menschlichen Körper oder dessen Vermehrung hemmen. "Dieses als molekulares
Docking bezeichnete und seit Jahren anerkannte Verfahren von
Computersimulationen ist wesentlich schneller und kostengünstiger als
Laborexperimente", sagt Prof. Dr. Thomas Efferth vom Institut für
Pharmazeutische und Biomedizinische Wissenschaften der JGU, der die Studie
geleitet hat. "Unseres Wissens sind wir die Ersten, die molekulares
Docking im Zusammenhang mit SARS-CoV-2 angewendet haben. Und dass wir
dadurch auf mehrere zugelassene Hepatitis-C-Medikamente als besonders
erfolgversprechende Kandidaten gestoßen sind, ist natürlich sensationell."

Wie die Wissenschaftler mit mehr als 30 Milliarden einzelner Berechnungen
in zwei Monaten herausgefunden haben, binden Substanzen aus den vier
Hepatitis-C-Medikamenten Simeprevir, Paritaprevir, Grazoprevir und
Velpatasvir mit hoher Wahrscheinlichkeit sehr stark an SARS-CoV-2 und
können dadurch möglicherweise Ansteckungen damit verhindern. "Dafür
spricht auch, dass es sich bei SARS-CoV-2 genau wie bei dem
Hepatitis-C-Virus um ein sogenanntes einzelsträngiges RNA-Virus, also ein
Virus desselben Typs handelt", sagt Efferth. Möglicherweise sehr stark
gegen SARS-CoV-2 wirkt nach den Ergebnissen der Forscher auch ein in Asien
bereits gegen verschiedene andere Erkrankungen verwendeter Naturstoff aus
dem Japanischen Geißblatt (Lonicera japonica). "Unsere Ergebnisse müssen
nun durch Laborexperimente und klinische Studien überprüft werden", sagt
Efferth. Schon bei der Suche nach Wirkstoffen gegen die Coronaviren
MERS-CoV und SARS-CoV sei molekulares Docking erfolgreich eingesetzt worden.

Originalpublikation:

O. Kadioglu, M. Saeed, H. Greten, Thomas Efferth

Identification of novel compounds against three targets of SARS CoV-2
coronavirus by combined virtual screening and supervised machine learning
Bulletin of the World Health Organization 

(Online-Veröffentlichung, 21. März 2020)

http://dx.doi.org/10.2471/BLT.20.255943

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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ENTWICKLUNG/1534: Sensortechnik - Mit Antikörpern gegen Histaminvergiftung (idw)

Freie Universität Bozen - 30.04.2020

Sensortechnik: Mit Antikörpern gegen Histaminvergiftung



Antikörpertests sind nicht nur in Corona-Zeiten gefragt. Sie können auch
bei der Kontrolle der Lebensmittelsicherheit innovative Wege eröffnen.
Dies zeigt ein aktuelles Forschungsprojekt des Sensing Technologies Lab
der Freien Universität Bozen, das in dieser Woche auf dem Cover des
internationalen Fachjournals Biosensors vorgestellt wird. Entwickelt
werden dort sogenannte Immunosensoren, die durch die Beschichtung von
Elektroden mit Antikörpern einfache Kontrollen der Histaminbelastung von
proteinhaltigen Lebensmitteln wie Fisch ermöglichen und somit
Lebensmittelvergiftungen vorbeugen.

Ob in Smartphones und Autos, Produktionsanlagen oder im Gebäudemanagement:
Sensoren sind ein fixer Bestandteil unseres privaten und beruflichen
Alltags. Im jungen Sensing Technologies Lab der Fakultät für
Naturwissenschaften und Technik der Freien Universität Bozen wird daran
gearbeitet, mit innovativen Technologien neue Anwendungsgebiete für die
Messung verschiedenster physikalischer oder chemischer Werte zu eröffnen.
Das dortige Forschungsteam aus unterschiedlichen Disziplinen wie Physik,
Ingenieurswissenschaften, Chemie, Biotechnologie oder
Lebensmitteltechnologie spezialisiert sich vor allem auf gedruckte
Sensoren, die mit speziellen leitfähigen Tinten kostengünstig hergestellt
werden können und flexibel einsetzbar sind.

Eines der aktuell laufenden Projekte hat es nun auf das Cover der am
Dienstag, 27. April, erschienenen Ausgabe des internationalen Journals
Biosensors geschafft. "Flexible and Printed Electrochemical Immunosensor
Coated with Oxygen Plasma Treated SWCNTs for Histamine Detection", so der
Titel des Papers, das federführend von der Chemieingenieurin Shkodra
Bajramshahe verfasst wurde und wichtige Zwischenergebnisse ihrer
Doktorarbeit an der Fakultät für Naturwissenschaften und Technik
beinhaltet. Die gebürtige Kosovarin legte in Pristina ihre Abschlüsse in
Chemieingenieurswissenschaft und Chemie mit Auszeichnung hin und forschte
dann an der schwedischen Umeå University für ihre Master-Abschlussarbeit
im Bereich der Chromatographie, einer chemischen Analysemethode, die es
erlaubt, Inhaltsstoffe in Stoffgemischen zu identifizieren und voneinander
zu trennen. Im November 2018 wurde sie in das internationale
Doktorandenprogramm für Lebensmitteltechnik und Biotechnologie der unibz
aufgenommen.

Innerhalb des multidisziplinären Teams des Sensing Technologies Lab ist es
ihr gelungen, einen Immunosensor zu entwickeln, dank dem künftig auf
einfache und kostengünstige Art die Histaminbelastung von Lebensmitteln
geprüft werden kann. "Histamine sind insbesondere in stark proteinhaltigen
Lebensmitteln wie Fisch zu finden und können bei höherer Konzentration zu
Lebensmittelvergiftungen führen", erklärt Shkodra Bajramshahe. Bekanntes
Beispiel sei die Skombroid-Fischvergiftung, die beim Verzehr von nicht
mehr frischem Fisch oder Dosenfischen mit zu hohem Histamingehalt
auftreten kann. "Ziel unseres Projekts ist es, eine Methode zu entwickeln,
mit denen ein zu hoher Histamingehalt auch außerhalb von Labortests
einfach und schnell festgestellt werden kann", so die Chemieingenieurin.
Denn bislang beruhen die meisten vergleichbaren Tests laut Bajramshahe auf
Laboranalysen, bei denen darüber hinaus umweltbelastende Chemikalien
eingesetzt würden.

Ihr Lösungsansatz besteht dagegen aus Sensoren, die mit einer Silber- bzw.
Silberchlorid-Tinte gedruckt werden und mit Histamin-Antikörpern
beschichtet werden. Die Reaktion zwischen diesen Antikörpern und dem
Histamin wird dann in ein elektrochemisches Signal umgewandelt. "Um das
elektrochemische Signal zu steigern, haben wir die Elektroden mit einer
Lösung aus Kohlenstoffnanoröhren besprüht", so die Forscherin. Letztere
wurden noch mit Sauerstoffplasma aktiviert, um ihre wasserabweisende
Wirkung zu reduzieren.

Noch hat die Entwicklung keine Marktreife erlangt, doch die
wissenschaftliche Fachcommunity ist bereits darauf aufmerksam geworden.
"Um die Sensoren tatsächlich in Lebensmittelbetrieben einsetzen zu können,
braucht es auch noch ein mobiles Endgerät, dass die Signale in konkrete
Histaminwerte übersetzt", erklärt die Forscherin. Ist das erst einmal
entwickelt, werde der Industrie ein preisgünstiges Instrument zur
Verfügung stehen, mit dem auch ungeschultes Personal auf einfache Art
direkt am Produkt Qualitätsmessungen vornehmen kann.

"Dieses vielversprechende Projekt steht symbolisch für die Arbeit in
unserem Labor", sagt der Leiter des Sensing Technologies Lab und eben
wiederbestätigte Rektor der unibz, Prof. Paolo Lugli. Auch in weiteren
Forschungsprojekten arbeite sein multidisziplinäres Team an innovativen
Sensortechnologien, mit denen bislang aufwändige Laborarbeiten in
Bereichen wie Lebensmittel, Umwelt und Landwirtschaft durch einfach zu
bedienende und kostengünstige Instrumente ersetzt oder zumindest ergänzt
werden können. "Unser Ziel ist es, mit der Entwicklung solcher
Technologien die Wettbewerbsfähigkeit heimischer Produzenten zu steigern
und vor allem in der Nahrungsmittelbranche zu mehr Lebemittelsicherheit
und dem Einhalten von Qualitätsstandards beizutragen", so Prof. Paolo
Lugli.

Originalpublikation:

https://www.mdpi.com/2079-6374/10/4/35/htm

Weitere Informationen finden Sie unter

https://sensingtechnologies.groups.unibz.it/ 

Mehr Informationen zum Sensing Technologies Lab der Freien Universität Bozen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1890
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AUSLAND/9396: Aus aller Welt - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Chefin der Anti-Korruptionsbehörde in Rumänien zu Unrecht entlassen

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat die
rumänische Regierung wegen der vorzeitigen Entlassung der ehemaligen
Korruptionsermittlerin Laura Codruta Kövesi vor zwei Jahren gerügt.
Die Absetzung habe gegen die Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit
verstoßen, urteilte das Straßburger Gericht. Die damalige
sozialdemokratische Regierung hatte Kövesi vorgeworfen, sie habe mit
ihrer Kritik an der Justizreform ihre Befugnisse überschritten.
Kövesi, die seit Herbst 2019 der Europäischen Staatsanwaltschaft
vorsteht, begrüßte das EGMR-Urteil, da es den Status aller
europäischen Richter festige und sie vor politischer Einmischung
schütze.

5. Mai 2020
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JUSTIZ/9396: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ermittlungen gegen mutmaßliche Drogenhändler in Nürnberg

In der Nürnberger Südstadt haben Kriminalbeamte bei einer
Hausdurchsuchung mehrere Kilogramm Drogen sichergestellt, darunter
Methamphetamin und Marihuana sowie einige Gramm Kokain. Der 44jährige
Wohnungsinhaber und zwei mutmaßliche Komplizen im Alter von 24 und 34
Jahren, die größere Mengen Bargeld bei sich hatten, wurden in
Gewahrsam genommen. Gegen den 24jährigen und den 44jährigen wurden
inzwischen Haftbefehle erlassen. Der 34jährige befindet sich wieder
auf freiem Fuß.
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MILITÄR/9393: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Israelische Kampfflugzeuge greifen Ziele in Syrien an

Israel hat erneut Syrien aus der Luft angegriffen. Nach Informationen
der Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien
ereigneten sich die Luftangriffe in der Nacht auf Dienstag nahe der
Wüstenstadt Majadin in der Provinz Deir Ez-Zor im Osten des
Bürgerkriegslandes. Mindestens 14 Kämpfer pro-iranischer Milizen
sollen durch den Raketenbeschuß israelischer Kampfjets getötet worden
sein. Die syrische Nachrichtenagentur Sana meldete israelische
Luftangriffe gegen ein Forschungszentrum in der Provinz Aleppo im
Nordwesten des Landes sowie gegen Militärdepots.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9395: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Seehofer verlängert Kontrollen an europäischen Binnengrenzen

Die wegen der Coronavirus-Pandemie eingeführten Grenzkontrollen zu
den Nachbarstaaten Dänemark, Frankreich, Luxemburg, Österreich und
der Schweiz werden um weitere zehn Tage bis zum 15. Mai verlängert.
Das hat Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) entschieden. Die
Kontrollen seien angesichts der weiterhin bestehenden fragilen Lage
bei der Ausbreitung des Virus noch erforderlich, verlautete aus dem
Innenministerium in Berlin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9393: Tragisches und Kurioses - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Rekordartig warmer April

Einen so heißen und trockenen Aprilmonat hatten wir schon seit Jahren
nicht mehr. Der europäische Klimadienst Copernicus (Copernicus
Climate Change Service, C3S) meldete am Dienstag, daß der vergangene
Monat um 0,7 Grad Celsius wärmer gewesen sei als der
Durchschnittswert für April zwischen 1981 und 2010. Lediglich der
April 2016 sei um unwesentliche 0,01 Grad wärmer gewesen. Der
Copernicus Klimadienst überwacht den Klimawandel in Europa und
weltweit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8478: Aus Forschung und Technik - 05.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



China: Neue Trägerrakete und neues Raumschiff erfolgreich getestet

Chinas neuer Nutzlastträger Long March-5B hat bei seinem Erstflug die
Testversion eines neuen bemannbaren Raumschiffs erfolgreich ins All
transportiert. Knapp sieben Minuten nach dem Start vom
Weltraumbahnhof Wenchang auf der südchinesischen Inselprovinz Hainan
trennte sich das experimentelle Raumschiff zusammen mit der
Testversion der Frachtrückführungskapsel von der Trägerrakete und
erreichte die vorgesehene Umlaufbahn. Der erfolgreiche Flug eröffne
den dritten Schritt des bemannten chinesischen Raumfahrtprogramms,
teilte die Raumfahrtbehörde China Manned Space Agency (CMSA) mit.
China plant den Bau einer eigenen Raumstation. Sie soll aus drei
Modulen bestehen und dauerhaft bewohnt sein.
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AUSLAND/8492: Aus aller Welt - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Syrien könnte massiven Corona-Ausbruch nicht verkraften

Syriens Präsident al-Assad warnt vor einer Katastrophe für sein Land,
sollten die Bürger trotz der Lockerung der Corona-Beschränkungen
nicht Disziplin wahren. In einem im Internet verbreiteten Video
erklärt er, die Zahl der Corona-Infizierten in Syrien könne binnen
Tagen oder Wochen explodieren. Dem wäre das Gesundheitssystem nicht
gewachsen. Aktuell meldet Damaskus für das Bürgerkriegsland 44
Infektionsfälle und drei Corona-Tote. Zu den weiterhin geltenden
Beschränkungen gehören eine nächtliche Ausgangssperre und eine
Residenzpflicht bezogen auf die jeweilige Heimatprovinz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8446: Medizin und Gesundheitswesen - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Politik dämpft Erwartungen auf Corona-Impfstoff

Gegenwärtig steht alles unter dem Bann der Corona-Pandemie. Zwar
werden inzwischen die Maßnahmen gelockert, doch eine Rückkehr zur
Normalität soll es nach Auskunft von Bundeskanzlerin Angela Merkel
erst geben, wenn ein geeigneter Impfstoff zur Verfügung steht. Vor
dem Hintergrund, daß zwar an der Entwicklung von Impfstoffen
gearbeitet wird und daß es bereits klinische Studien zu
Hoffnungsträgern gibt, kann diese Aussage einen beunruhigen.
Schließlich ist bei allem Hoffen nicht klar, ob es jemals einen
wirksamen Impfstoff geben wird. Daß dies nicht sicher ist, zeigte
unter anderem das Beispiel Aids, wo man ebenfalls mit Hochdruck einen
Impfstoff entwickeln wollte. Auch Bundesforschungsministerin Anja
Karliczek (CDU) zeigt sich wenig optimistisch. Bei einer
Telefonkonferenz hatte sie eingeräumt, daß Impfstoffe (normalerweise
dauert die Entwicklung eines Impfstoffes etwa zehn Jahre) wohl
frühestens Mitte nächsten Jahres zur Verfügung stehen werden. Wobei
sich erst zeigen muß, ob ein solcher dann auch alle Erwartungen
erfüllt. Es kann nämlich durchaus sein, daß er nur vor einem
schweren Verlauf schützt und regelmäßig aufgefrischt werden muß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8480: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Polizei in Baden-Württemberg hat Zugriff auf Gesundheitsdaten

Die schwarz-grüne Landesregierung Baden-Württembergs hat der Polizei
per Verordnung vom Dienstag erlaubt, auf die Daten der
Gesundheitsämter zu den mit Sars-CoV-2 infizierten Menschen zuzugreifen.
Damit könne die Polizei Personen identifizieren, die sich nicht an
die Auflagen hielten und andere gefährdeten, sagte
Gesundheitsminister Lucha (Die Grünen). Seinen Angaben zufolge werden
die Daten von Menschen, die nicht mehr ansteckend sind, jeden
Arbeitstag aus dem Abfragesystem gelöscht. Bei der mit dem
Landesdatenschutzbeauftragten abgestimmten zentralen Datenabfrage
über das federführende Landesgesundheitsamt würden
Gesundheitsschutz und Datenschutz gewahrt bleiben, heißt es in einer
Pressemitteilung des Innenministeriums. Die neue Verordnung des
Innen- und Sozialministeriums zur Verarbeitung personenbezogener
Daten zwischen Gesundheitsbehörden und Polizei wird zusammen mit der
Corona-Verordnung in Baden-Württemberg wieder außer Kraft gesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8402: Sprache, Kunst und Medium - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Oslo stellt sein neues Munch-Museum vor

Vor seiner endgültigen Fertigstellung und voraussichtlichen Eröffnung
im Spätherbst hat die norwegische Hauptstadt Oslo das für ihren
weltberühmten Maler Edvard Munch errichtete neue Museum präsentiert.
Das monumentale Gebäude im zentralen Kulturviertel am Fjord, gleich
neben der Oper und weiteren modernen Kulturbauten, bietet auf 13
Etagen genügend Platz für die 28.800 Gemälde, die Grafiken, Objekte,
Werkzeuge und Briefe des äußerst produktiven Künstlers. Das meiste
davon hatte der 1944 gestorbene Maler der Stadt geschenkt.

Allerdings war in den bisherigen Ausstellungsorten längst nicht genug
Platz, um Munchs Erbe angemessen zeigen zu können. Das wird sich jetzt
ändern. Im neuen Museum im Stadtteil Bjorvika soll es in elf Sälen mit
rund 26.000 Quadratmetern zehnmal mehr Wandflächen für die Bilder
geben. Außerdem stehen in dem Komplex ein Kinosaal, ein Amphietheater
sowie ein Café zur Verfügung.

Irritierend dürfte für manche Betrachter der Knick in der Fassade im
oberen Teil des Hauses sein, der den Eindruck erwecken könnte, das
Gebäude stürze um. Entworfen hat den Bau das spanische Architekturbüro
Estudio Herreros. Die Kosten belaufen sich auf etwa 250 Millionen
Euro.
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MILITÄR/8469: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Israelischer Luftangriff auf Militäreinrichtungen in Syrien

In der syrischen Provinz Aleppo sind nahe der Stadt Al-Safira Depots
der Streitkräfte und ein Forschungszentrum von Kampffliegern
angegriffen worden. Das meldete die Nachrichtenagentur Sana unter
Berufung auf Militärs. Von Schäden und Opfern wurde zunächst nicht
berichtet. Die syrische Luftabwehr war aktiviert worden. Bei den
Angreifern soll es sich um israelische Kampfjets gehandelt haben.

Die in London ansässige, oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle
für Menschenrechte meldete, wenige Minuten nach den Raketenangriffen
im Norden Syriens seien in der ostsyrischen Provinz Deir Ez-Zor in
der Nähe der Stadt Majadin von israelischen Kampfflugzeugen aus 14
Milizionäre, darunter Iraner und Iraker, getötet worden. In der
Region an der Grenze zum Irak sollen iranische Streitkräfte und
verbündete Milizen zahlreiche Stellungen eingerichtet haben.
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POLITIK/8483: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Entwicklungsminister Müller legt Corona-Sofortprogramm auf

Bundesentwicklungsminister Gerd Müller will aus dem eigenen Haushalt
durch Umstrukturierungen über eine Milliarde Euro als Soforthilfe für
Entwicklungs- und Schwellenländer im Kampf gegen die Corona-Pandemie
bereitstellen. Außerdem steht der CSU-Politiker nach eigenen Angaben
in Verhandlung mit dem Finanzministerium über die Auflage eines
Nachtragshaushalts über weitere 3,15 Milliarden Euro für die
Corona-Hilfe. 600 Millionen Euro davon sollen in die
Gesundheitssysteme der Entwicklungsländer fließen, bevor sich dort
das Coronavirus ausbreitet. Mit weiteren 600 Euro soll der Hunger
bekämpft werden, der der Corona-Pandemie auf dem Fuße folgt. 450
Millionen Euro sind zur Stabilisierung von Flüchtlings- und
Krisenregionen vorgesehen sowie 400 Millionen Euro zur Unterstützung
von Schlüsselindustrien in Entwicklungsländern. Mit 340 Millionen
Euro sollen Arbeitsplätze in diesen Ländern gesichert werden. Müller
betonte am Dienstag in Berlin, Corona besiege man nur weltweit oder
gar nicht.
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SONSTIGES/8452: Tragisches und Kurioses - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Vorerst keine Müllentsorgung am Mount Everest

In Nepal wird eine geplante Reinigungsaktion auf dem Mount Everest
wegen der Corona-Pandemie auf unbestimmte Zeit verschoben. Auf dem
höchsten Berg der Erde liegen tonnenweise Bergsteigerausrüstungen wie
kaputte Zelte, Kleidung, Schlafsäcke, Essensverpackungen, leere
Sauerstoff- und Wasserflaschen herum, die erschöpfte Bergsteiger aus
aller Welt zurückgelassen haben. Neben den offiziellen Routen liegen
bekanntermaßen auch Leichen unter Schnee und Eis begraben, die
schwer zu bergen sind.

Laut ARD-Tagesschau hatte das nepalesische Tourismusministerium in
Kathmandu im vergangenen Jahr ein Budget für eine Reinigungsaktion in
diesem Jahr vorgesehen. Da die jahreszeitlich bedingten
Witterungsverhältnisse wieder sehr widrig geworden sind, sei es
unklar, ob es in diesem noch zu einer Sammelaktion kommen kann.

Wegen der Coronavirus-Infektion hatte die Regierung im Frühjahr die
Bergexpeditionen verboten. Damit sind Tausende einheimische Bergführer
und Lastenträger ohne Arbeit und Einkünfte. Sie hatten gehofft, mit
dem Müllsammeln etwas Geld für ihre Familien zu verdienen.
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SOZIALES/8481: Arbeit, Soziales und Familie - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Protest in Freiburg gegen neues Polizeigesetz

In Freiburg haben am Montag rund 200 Menschen gegen das neue
Polizeigesetz der schwarz-grünen Landesregierung von
Baden-Württemberg protestiert. Die Demonstranten und Demonstrantinnen
stellten sich zu einer Menschenreihe zwischen dem Büro der Freiburger
Grünen und einem Polizeirevier in der Nähe auf. Die linke Gruppierung,
die die Kundgebung organisiert hat, befürchtet Einschränkungen von
Freiheits- und Grundrechten durch das im März beschlossene
Polizeigesetz. Dieses erlaubt Polizeibeamten unter bestimmten
Bedingungen beim Einsatz in Wohnungen, Diskotheken und
Gastwirtschaften die Verwendung von Schulterkameras. Außerdem
erhalten die Beamten mehr Kompetenzen bei der Personenkontrolle
während Großveranstaltungen und Fußballspielen.
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UMWELT/8457: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Asiatische Riesenhornissen breiten sich in Nordamerika aus

Das Bienensterben ist ein großes Problem weltweit. Nun kommt
zumindest in Nordamerika eine weitere Gefahr hinzu. Wie t-online.de
meldete, bedrohen Asiatische Riesenhornissen dort den Bestand der
Honigbienen. Ursprünglich stammt die Asiatischen Riesenhornisse
(Vespa mandarinia) aus Ost- sowie Südostasien. Besonders in Japan ist
sie verbreitet. Dort zeigt sich, daß das Raubinsekt nicht nur für
Bienen eine Gefahr darstellt. In Japan sterben jedes Jahr etwa 40
Menschen an dem Stich einer Asiatischen Riesenhornisse.
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WIRTSCHAFT/8469: Märkte und Finanzen - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschland steigert Waffenexporte in die Türkei

Im vergangenen Jahr haben deutsche Waffenhersteller Kriegsgerät im
Wert von mindestens 1,1 Milliarden Euro exportiert. Das waren 43
Prozent mehr als im Vorjahr, wie die Bundestagsabgeordnete Sevim
Dagdelen (Die Linke) auf Anfrage vom Wirtschaftsministerium erfuhr.
Demnach war Hauptabnehmer deutscher Rüstungsgüter die Türkei, gefolgt
von Kuwait, Großbritannien, Litauen und Singapur. In der Aufstellung
sind schwere Kriegswaffen, aber nicht für die Kriegführung
erforderliche Rüstungsgüter wie gepanzerte Sanitätsfahrzeuge oder
Lastwagen enthalten. Außerdem macht das Wirtschaftsministerium keine
Angaben zu Waffenlieferungen an Länder wie Australien, Japan, Israel
und die Schweiz, die der NATO gleichgestellt sind. Seit September
2019 sind Waffenexporte in die Türkei ebenfalls Verschlußsache. Die
bis dahin aus Deutschland gelieferten Rüstungsgüter hatten ein
Volumen von gut 250 Millionen Euro. Ankara braucht deutsches
Kriegsgerät für den Kampf gegen die Arbeiterpartei Kurdistans im
Inland und die Militärhilfe für die libysche Regierung in Tripolis.
Kriegsgerät, welches die türkischen Invasionstruppen in Syrien
einsetzen könnten, will die Bundesregierung nicht liefern.
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WISSENSCHAFT/8480: Aus Forschung und Technik - 05.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Google und Apple wollen nur eine Corona-Warn-App pro Land

Auch wenn einige Anwendungen nahezu eine Monopolstellung einnehmen,
ist für Apps charakteristisch, daß für sie stets Alternativen auf dem
Markt sind. Das gilt sogar für WhatsApp. Bei den Corona-Warn-Apps
soll das anders sein. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wollen
Apple und Google ihre Smartphoneschnittstellen für diese Apps für
jeweils eine Anwendung pro Land verfügbar machen. Das soll unter
anderem verhindern, daß ein Flickenteppich aus verschiedenen Apps
entsteht. Beim Konzept von Apple und Google soll die Entfernung
zwischen Smartphones anhand der Bluetoothsignalstärke gemessen
werden. Gleichzeitig sollen Smartphones per Bluetooth Kryptoschlüssel
austauschen, die sich alle zehn bis 20 Minuten ändern. Damit soll man
Begegnungen nachvollziehen können, ohne daß ein Einzelner
nachverfolgbar wäre. Sobald ein Nutzer seine Infektion meldet, werden
sämtliche Nutzer benachrichtigt, die in den vergangenen Tagen seinen
Schlüssel empfangen haben. Durch ihre herausragenden Position bei den
Betriebssystemen sind Google und Apple als einzige in der Lage, die
Basis für eine effiziente Einbindung der Corona-Warn-Apps in die
Telefone zu schaffen.

5. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





FORSCHUNG/513: Warum Permafrost früher auftauen könnte als bislang angenommen (idw)

Humboldt-Universität zu Berlin - 04.05.2020

Warum Permafrost früher auftauen könnte als bislang angenommen

In einer Studie modellieren Forschende
verschiedene Klimaerwärmungsszenarien in Nordostsibirien



Forschende des Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI), der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) und der
Universität Oslo haben herausgefunden, das sehr viel Permafrost, der
gegenwärtig noch sehr kalt ist, bereits am Ende dieses Jahrhunderts
verschwinden könnte. Neu ist, dass sie bei ihren Modellierungen
Thermokarst-Prozesse berücksichtigt haben. Die Ergebnisse der Studie
wurden jetzt in Nature Communications veröffentlicht.




[image: Bild: © Jan Nitzbon]

Tauen von eisreichem Permafrost durch Thermokarst-Prozesse auf der
Insel Kurungnakh im Lena Delta.

Bild: © Jan Nitzbon



Der Klimawandel sorgt für steigende Temperaturen und vor allem dafür, dass
die in hohen Breitengraden und Hochgebirgen gelegenen Permafrostböden
auftauen. Taut Permafrost auf, können große Mengen Treibhausgas in die
Atmosphäre gelangen und die globale Erwärmung verstärken. Eine Folge ist
auch, dass der Boden durch das schmelzende Eis seine Stabilität verliert,
sich kleinere und größere Senken und Rutschungen bilden. Diese Veränderung
des Landschaftsbilds wird Thermokarst bezeichnet. Forschende des
Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung,
der Humboldt-Universität und der Universität Oslo haben nun mit Hilfe von
neuen Computermodellen näher untersucht, wie sich Thermokarst-Prozesse auf
das Auftauen von Permafrost in Nordostsibirien, einer Region, in der sehr
kalter und vermeintlich stabiler Permafrost existiert, unter verschiedenen
Klimaerwärmungsszenarien auswirken können.

"Wir haben herausgefunden, dass unter Berücksichtigung von
Thermokarst-Prozessen sehr viel Permafrost, der gegenwärtig noch sehr kalt
ist, also circa minus zehn Grad, bereits am Ende dieses Jahrhunderts
verschwinden könnte. Wenn Thermokarst nicht berücksichtigt wird, bleibt der
Permafrost in den Projektionen der Modelle hingegen meistens stabil", sagt
Geoforscher Jan Nitzbon, der am AWI und der Humboldt-Universität
promoviert. Thermokarst-Prozesse sind im eisreichen Permafrost Sibiriens
und Alaskas weit verbreitet, wurden bislang allerdings bei Modellierungen
der Entwicklung von Permafrost im Zuge der Klimaerwärmung kaum
berücksichtigt.

Generell sehen die Forscher*innen, dass Thermokarst-Prozesse lokal zu
schnellerem Auftauen von Permafrost führen. "Das haben unsere Ergebnisse
weitgehend bestätigt. Wir haben allerdings auch stabilisierende Prozesse
berücksichtigt, die das Auftauen bremsen können. Uns hat erstaunt, dass
unter einem moderaten Erwärmungsszenario diese bremsenden Prozesse das
schnelle Auftauen von Permafrost weitgehend eindämmen könnten", so
Nitzbon. Unter einem stärkeren Erwärmungsszenario überwogen jedoch
selbstverstärkende Prozesse, sodass sehr viel Permafrost auftauen und die
Landschaft sich drastisch verändern würde.

Die Forscherinnen und Forscher haben für die Studie neue Methoden
entwickelt. Sie dienen der Verbesserung von Erdsystemmodellen, da sie das
Auftauen von Permafrost in einer sich erwärmenden Arktis realistischer
abbilden können, als das bisher der Fall ist.

Die Ergebnisse zeigen auch, dass eine Begrenzung der menschgemachten
Erderwärmung dazu beitragen kann, arktische Ökosysteme vor drastischen
Veränderungen durch das Auftauen von eisreichem Permafrost zu schützen.


Originalpublikation:

Nature Communications.

Jan Nitzbon, Sebastian Westermann, Moritz Langer, Léo C. P. Martin,
Jens Strauss, Sebastian Laboor, Julia Boike:

Fast response of cold ice-rich permafrost in northeast Siberia to a warming
climate.

Doi. 10.1038/s41467-020-15725-8.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 04.05.2020
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ELEKTROTECHNIK/288: Auf der Suche nach dem Leuchtmaterial der Zukunft (idw)

Paul Scherrer Institut (PSI) - 03.05.2020

Auf der Suche nach dem Leuchtmaterial der Zukunft



Am Paul Scherrer Institut PSI haben Forschende Einblicke in ein
vielversprechendes Material für organische Leuchtdioden (OLEDs) erhalten.
Die Substanz ermöglicht hohe Lichtausbeuten und ist kostengünstig im
grossen Massstab herzustellen - das macht sie wie geschaffen für einen
Einsatz in grossflächigen Raumbeleuchtungen. Schon lange sind Forschende
auf der Suche nach derartigen Materialien. Das jetzt neu generierte
Verständnis wird dabei helfen, neue Leuchtmittel in Zukunft schnell und
preisgünstig zu entwickeln. Die Studie erscheint heute im Fachblatt Nature
Communications.

Die Verbindung ist ein gelblicher Feststoff. Löst man sie in einer
Flüssigkeit oder bringt eine dünne Schicht davon auf einer Elektrode auf
und legt dann einen elektrischen Strom an, leuchtet sie intensiv grün. Der
Grund: Die Moleküle nehmen die ihnen zugeführte Energie auf und strahlen
sie in Form von Licht nach und nach wieder ab. Elektrolumineszenz heisst
dieser Vorgang. Auf diesem Prinzip basieren Leuchtdioden.

Die grün lumineszierende Substanz ist ein heisser Kandidat, um OLEDs
herzustellen, organische Leuchtdioden. Seit etwa drei Jahren finden sich
OLEDs beispielsweise in den Displays von Smartphones. Inzwischen kommen
auch die ersten flexiblen Fernsehbildschirme mit diesen Materialien auf
den Markt.

OLEDs machen zudem kostengünstige grossflächige Raumbeleuchtungen möglich.
Allerdings muss man dafür zunächst die passenden Materialien finden. Denn
viele für OLEDs in Frage kommende Substanzen enthalten teure Metalle wie
Iridium, was ihre Anwendung in grossem Massstab und auf ausgedehnten
Flächen verhindert. Ohne solche Zusätze können die Materialien aber nur
einen kleinen Teil der ihnen zugeführten Energie tatsächlich als Licht
abstrahlen, der Rest geht beispielsweise als Schwingungsenergie verloren.

Das Ziel der aktuellen Forschung ist es, effizientere Materialien für
kostengünstigere und umweltfreundlichere Displays und grossflächige
Beleuchtungen zu finden. Preisgünstige und gut verfügbare Metalle wie
Kupfer versprechen hier Fortschritte.

Unter die Lupe genommen

Forschende haben jetzt die kupferhaltige Verbindung CuPCP genauer
untersucht. In der Mitte der Moleküle sitzen jeweils vier Kupferatome,
umgeben von Kohlenstoff- und Phosphoratomen. Kupfer ist ein relativ
günstiges Metall, und die Verbindung selbst lässt sich gut in grossen
Mengen herstellen - ideale Voraussetzungen für einen grossflächigen
Einsatz.

«Wir wollten verstehen, wie der angeregte Zustand der Verbindung
aussieht», sagt Grigory Smolentsev, Physiker in der Forschungsgruppe
Operando-Spektroskopie. Sprich: Wie verändert sich die Substanz, wenn sie
Energie aufnimmt? Ändert sich dabei beispielsweise die Struktur des
Moleküls? Wie verteilt sich nach der Anregung die Ladung auf die einzelnen
Atome? «Das verrät uns, wie hoch vermutlich die Energieverluste sind, die
nicht als Licht frei werden», fügt Smolentsev hinzu, «und das zeigt uns,
wie wir diese Verluste vielleicht minimieren können.»

Mit zwei Grossforschungsanlagen am PSI - der Synchrotron Lichtquelle
Schweiz SLS und dem Freie-Elektronen-Röntgenlaser SwissFEL - sowie der
European Synchrotron Radiation Facility im französischen Grenoble nahmen
die Forschenden um Smolentsev die kurzlebigen angeregten Zustände der
Kupferverbindung unter die Lupe.

Die Messungen bestätigten, dass die Substanz aufgrund ihrer chemischen
Struktur ein guter Kandidat für OLEDs ist. Die quantenchemischen
Eigenschaften der Verbindung machen eine hohe Lichtausbeute möglich. Ein
Grund dafür: Das Molekül ist relativ steif und seine 3-D-Struktur
verändert sich bei einer Anregung nur wenig. Jetzt können Forschende
darangehen, die Substanz für den Einsatz in OLEDs weiter zu optimieren.

Hilfsmittel für die Zukunft

Die Messungen an den drei Grossforschungsanlagen - am PSI und in Grenoble
- hatten darüber hinaus nicht nur den Sinn, diese eine kupferhaltige
Verbindung zu untersuchen. Es ging um mehr:

Die so erhaltenen experimentellen Daten helfen dabei, die theoretischen
Berechnungen von Molekülen zu verbessern. «So lässt sich in Zukunft besser
voraussagen, welche Verbindungen für OLEDs geeignet sind und welche
weniger», sagt Grigory Smolentsev. «Die Messdaten helfen den Chemikern und
Chemikerinnen zu verstehen, welcher Teil des Moleküls einer hohen
Effizienz im Weg steht. Und natürlich: wie sich die Verbindung verbessern
lässt, um ihre Lichtausbeute zu erhöhen.»

Die Studienergebnisse werden am 1. Mai 2020 im Fachblatt Nature
Communications veröffentlicht.

Text: Paul Scherrer Institut/Brigitte Osterath


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 407
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.

Originalpublikation:

Triplet excited state of organometallic luminophore for OLEDs probed with
pump-probe X-ray techniques

G. Smolentsev, C. Milne, A. Guda, K. Haldrup, J. Szlachetko, N.
Azzaroli, C. Cirelli, G. Knopp, R. Bohinc, S. Menzi, G. Pamfilidis, D.
Gashi, M. Beck, A. Mozzanica, D. James, C. Bacellar, G. Mancini, A.
Tereshchenko, V. Shapovalov, W. Kwiatek, J. Czapla-Masztafiak, A.
Cannizzo, M. Gazzetto, M. Sander, M. Levantino, V. Kabanova, M. Olaru, M.
Vogt

Nature Communications, 1. Mai 2020 (online)

DOI: https://dx.doi.org/%2010.1038/s41467-020-15998-z
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ENERGIE/1671: Realistische Laborprüfung von E-Fahrzeug-Batterien (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 04.05.2020

Realistische Laborprüfung von E-Fahrzeug-Batterien



Batterien müssen auf Herz und Nieren geprüft werden, bevor sie
Elektrofahrzeuge sicher und zuverlässig antreiben. Bisher waren die Tests
in Laboren jedoch alles andere als realistisch. Eine neuartige
Erprobungsumgebung von Fraunhofer-Forschenden verbindet die Komponenten
mit rechnerischen Fahrzeugsimulationen und erlaubt somit erstmals die
Erprobung der Batterien unter realen Bedingungen.

Eine der zentralen Komponenten von Elektroautos sind die Batterien,
genauer gesagt Traktionsbatterien. Sie müssen die »getankte« Energie nicht
nur dauerhaft speichern und bei Bedarf bereitstellen, sondern auch
elektrischen, mechanischen und thermischen Belastungen standhalten - seien
es Fahren durch Serpentinen, das Rumpeln über schlaglochdurchsetzte
Schotterpisten oder schwüle sommerliche Temperaturen. Bevor neue
Batteriesysteme in Fahrzeugen verbaut werden, müssen sie daher
verschiedene Untersuchungen erfolgreich bestehen. Bislang sind die
Labortests jedoch ein ganzes Stück von der Realität entfernt - ein Test
unter realen Bedingungen kann daher oftmals erst stattfinden, wenn ein
fahrbereiter Fahrzeugprototyp zur Verfügung steht. Treten dann zuvor nicht
erkannte Probleme auf, werden die notwendigen Änderungen sehr
zeitaufwändig und teuer.

Simulation trifft Teststand

Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit
und Systemzuverlässigkeit LBF in Darmstadt haben im Projekt »MEF-BILL«,
kurz für Battery In The Loop @ LBF, eine Alternative entwickelt. »Wir
bringen die Straße jetzt komplett ins Labor und kombinieren unsere
multiphysikalische Erprobungseinrichtung mit einer rechnerischen
Fahrzeugsimulation. Wir können die Batterien also auf realistische Weise
erproben - und zwar bevor ein Prototypenfahrzeug überhaupt physisch
existiert«, erläutert Dr. Riccardo Bartolozzi, technischer Experte für die
numerische Systemsimulation am Fraunhofer LBF. »Auf diese Weise gewinnen
wir sehr viel Zeit im Entwicklungsprozess und verbessern die
Ergebnisqualität deutlich.« Generell gibt es drei Domänen hinsichtlich der
Batteriebelastung: Die elektrischen Lasten, also vor allem der Stromfluss,
die Bewegungen des Fahrzeugs sowie klimatische Aspekte. Bis dato wurden
diese im Labor getrennt voneinander geprüft, mit vorgegebenen
Standard-Zeitverläufen. Tatsächlich bedingen sich diese Parameter aber
gegenseitig und hängen in komplexer Weise voneinander ab. In der
Erprobungsumgebung des Fraunhofer LBF prüfen die Experten diese
Belastungsgrößen zeitgleich und in ihrer Wechselwirkung. Und noch mehr als
das - sie haben ein echtzeitfähiges, rechnerisches Fahrzeugmodell in diese
Umgebung integriert. Das heißt: Die Forscherinnen und Forscher simulieren
das Fahrzeug und dessen Fahrbetrieb auf ganz unterschiedlichen Strecken.
Anhand dieser Simulation bestimmen sie die Belastungen, die auch unter
realen Bedingungen auf die Batterie wirken würden.

Bisher wurde bei Labortests meist ein Stromprofil mit einem idealisierten
Verlauf aufgeprägt. Die Realität sieht jedoch anders aus: Hier zeigt sich
ein hochdynamischer, zufallsartiger Verlauf mit unregelmäßigen
Lastspitzen. Die Forscher legen daher zunächst einmal die
»Erprobungsbedingungen« fest: Welches Fahrzeug treibt diese Batterie an?
Wie schwer ist das Fahrzeug beladen? Mit welcher Geschwindigkeit fährt es?
Ist die Fahrbahnoberfläche eben und glatt oder mit Schlaglöchern übersät?
Anhand solcher Angaben berechnet die Simulation die auftretenden
Belastungen und den Strom, der in den Batterieprüfling eingeleitet wird.
Die Experten berücksichtigen zudem die komplexen Wechselwirkungen: Die
anfänglich benötigte Strommenge kann sich durch Änderungen der Temperatur
in der Batterie oder auch andere Parameter ändern. Sprich: Die Forschenden
überprüfen durchgehend die realen Parameter der Batterie und speisen diese
wieder zurück in die Simulation. Man spricht deshalb auch von
»Hardware-in-the-Loop«-Tests. Die Input-Info für den Versuch ist also nicht
statisch und für die gesamte Erprobungsdauer bekannt, sondern wird aufgrund
der Simulation und der Messungen in der Batterie immer wieder neu angepasst.
»Mit unserem System können wir realitätsnahe Manöver fahren,
beispielsweise eine Straße mit einer bestimmten Steigung oder Kurven«,
sagt Bartolozzi. Welche Auswirkungen hat es etwa, wenn die Fahrzeugmasse
sich durch Beladung um 20 Prozent vergrößert? Erschütterungen, die auf die
Batterie einwirken, werden über einen Schwingtisch realisiert, der über
sechs hydraulische Zylinder in alle Richtungen bewegt werden kann und
damit die Bewegungen der Fahrzeugkarosserie realistisch abbildet.

Herausforderung Echtzeit

Eine Herausforderung, die für diese »Hardware-in-the-Loop«-Tests
gemeistert werden musste: Die Simulation muss in Echtzeit laufen. Sollen
beispielsweise zehn Sekunden Betrieb getestet werden, darf auch die
gesamte Simulation nicht länger als zehn Sekunden dauern. Schließlich
werden die Simulationsergebnisse ja unmittelbar für die Erprobung benötigt
- und mit dem Erprobungsverlauf wird die Simulation wieder aktualisiert.
Die Forscher haben daher die Komplexität der Berechnung so angepasst, dass
das klappt. »Wir haben die Simulationen mit verschiedenen
Komplexitätsstufen durchgeführt und auf diese Weise ein Optimum zwischen
Komplexität und Berechnungszeit gefunden«, erklärt Bartolozzi. Das System
ist einsatzfähig, mittlerweile laufen Vorbereitungen für die finale
Demonstration.
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MELDUNG/110: Corona - Mühevoll erkämpfte Freiheiten für Menschen mit Behinderung drohen verloren zu gehen (Caritas)

Caritas Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Corona: Mühevoll erkämpfte Freiheiten für Menschen mit Behinderung oder
psychischer Erkrankung drohen verloren zu gehen



Berlin - Der Deutsche Caritasverband (DCV) und sein Fachverband Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie (CBP) fordern anlässlich des heutigen
europäischen Protesttages zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung
dazu auf, bei den Lockerungen von Corona-bedingten Schutzmaßnahmen die
Interessen von Menschen mit Behinderung oder psychischer Erkrankung nicht
zu vernachlässigen.

Viele Menschen mit Behinderung gehören zu den Corona-Hochrisikogruppen und
brauchen entsprechend ausreichend Gesundheitsschutz. Dieser lässt sich
unter anderem mit ausreichenden Testkapazitäten gewährleisten. "Zur
Verhinderung von Erkrankungen müssen Bewohnerinnen und Bewohner sowie
Personal von Wohnstätten und Diensten der Eingliederungshilfe zielgerichtet
und regelmäßig getestet werden", fordert Peter Neher, Präsident des
Deutschen Caritasverbandes. DCV und CBP fordern, dass die Kosten für diese
Reihentestungen von den Krankenkassen übernommen werden.

Rückkehr zum Inklusionsparadigma

DCV und CBP sind besorgt, dass durch die Corona-Pandemie große Erfolge in
der Inklusion und selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit Behinderung
oder psychischer Erkrankung verloren gehen könnten. "Zahlreiche Angebote
und Strukturen, die Menschen mit Behinderung und psychischen Erkrankungen
die Teilhabe an unserer Gesellschaft ermöglichen, werden momentan nicht
durchgeführt oder unter hohe Auflagen gestellt", fasst Johannes Magin, 1.
Vorsitzender des CBP, zusammen. Mühevoll erkämpfte Freiheiten drohen
langfristig abhanden zu kommen. "Um dies zu verhindern, braucht es eine
gesellschaftliche Rückkehr zum Inklusionsparadigma", fordert Johannes
Magin. Auch hier können Testkapazitäten einen Beitrag liefern: Sie können
allen Beteiligten mehr Sicherheit geben, dass sich bald auch Menschen mit
Behinderungen oder psychischer Erkrankungen wieder frei im öffentlichen
Raum bewegen können.


Zum CBP

Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP) ist
ein anerkannter Fachverband im Deutschen Caritasverband. Mehr als 1.100
Mitgliedseinrichtungen begleiten mit ca. 94.000 Mitarbeitenden rund 200.000
Menschen mit Behinderung oder mit psychischer Erkrankung und unterstützen
ihre selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020
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BILDUNG/950: Bundesregierung kümmert sich nicht um Auszubildende in der Coronakrise

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2020

Bundesregierung kümmert sich nicht um Auszubildende in der Coronakrise



Zur Antwort der Bundesregierung auf eine Schriftliche Frage, wie viele
Ausbildungsverhältnisse von Corona-bedingten Betriebsschließungen und
Kurzarbeit betroffen sind, erklärt Beate Walter-Rosenheimer,
Sprecherin für Aus- und Weiterbildung:

Auf unsere Schriftliche Frage antwortet die Bundesregierung lapidar,
dass ihr keine statistischen Erkenntnisse vorliegen, wie viele Azubis
von Betriebsschließungen und Kurzarbeit betroffen seien oder sogar in
der Probezeit ihren Ausbildungsplatz verloren haben. Das ist skandalös
und es stellt sich die Frage, warum die Bundesregierung in der
Coronakrise nicht mehr Augenmerk auf unsere Auszubildenden richtet.

Junge Menschen in Ausbildung bedürfen genau wie Schülerinnen und
Schüler sowie Studierende besonderer Fürsorge und Aufmerksamkeit, denn
auch bei ihnen geht es um die Zukunft. Hier haben Azubis definitiv
mehr politische Umsicht verdient. Es kann nicht angehen, dass die
Bundesregierung die Gleichwertigkeit von akademischer und beruflicher
Bildung erreichen möchte, dann aber Auszubildende in Zeiten wie diesen
im Regen stehen lässt. Ich fordere die Bundesregierung auf, hier
dringend auch für junge Menschen in Ausbildung einen Krisenplan
vorzulegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1868: EU-Westbalkan-Gipfel - Zukunft der Region liegt in der EU

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2020

EU-Westbalkan-Gipfel: Zukunft der Region liegt in der EU



Anlässlich des EU-Westbalkan-Gipfels am Mittwoch erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Die Zukunft der Länder des westlichen Balkans liegt in der EU. Das ist
die Botschaft, die vom diesjährigen EU-Westbalkan-Gipfel ausgehen
muss. Die EU unterstützt die Region bei der Pandemiebewältigung und
Abfederung der wirtschaftlichen Folgen beispiellos, auch wenn der
serbische Staatspräsident dies gerne verschweigt. Die EU-Hilfen
sollten nicht nur die schwachen Gesundheitssysteme stärken, sondern
auch vulnerablen Gruppen wie Roma und Geflüchteten kontinuierlich zu
Gute kommen. Außerdem sind Investitionen in eine klimaschonendere
Wirtschaft und nachhaltige Arbeitsplätze dringend notwendig.

Gute Regierungsführung ist keine One-Man-Show. Demokratie ist auch in
Krisenzeiten das Gebot der Stunde. Die EU muss deshalb genau
hinschauen, wenn demokratische Prinzipien wie Rechtsstaatlichkeit und
Medienfreiheit lediglich als Optionen gesehen werden. Die Verhaftung
von kritischen Journalistinnen und Journalisten ist absolut
inakzeptabel. Die europäischen Staats- und Regierungschefs sollten
daran erinnern, dass die Einhaltung europäischer Werte über das Tempo
der EU-Integration mitentscheidet.

Trotz Corona dürfen die EU-Integrationsprozesse in der Region nicht
aus dem Blick geraten. Im Gegenteil. Der EU-Beitrittsprozess ist
wichtiger Motor für den notwendigen Reform- und Transformationsprozess
vor Ort. Deshalb begrüßen wir, dass die EU-Kommission im Juni 2020 den
EU-Verhandlungsrahmen mit Nordmazedonien und Albanien vorlegen wird.
Die EU-Staats- und Regierungschefs sollten die ersten
Verhandlungskapitel schnellstmöglich eröffnen und die Themen
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in den Mittelpunkt stellen.

 * 
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GESUNDHEIT/1084: Raus aus dem Abseits - Keine Verlängerung für strikte Besuchsverbote in Pflegeeinrichtungen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2020

Raus aus dem Abseits: Keine Verlängerung für strikte Besuchsverbote



Zum morgigen Treffen von Bund und Landesregierungen erklärt Kordula
Schulz-Asche, Sprecherin für Alten- und Pflegepolitik:

Ich hoffe sehr, dass sich die Bundeskanzlerin, die
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten morgen nicht nur mit
der Bundesliga befassen, während ältere und pflegebedürftige Menschen
der Einsamkeit preisgegeben werden. Die teilweise strikten
Besuchsverbote für Pflegeeinrichtungen in den Ländern erzeugen eine
emotionale und existenzielle Belastung für Millionen von Menschen -
Bewohnerinnen und Bewohner sowie deren Angehörige. Viele Ehepaare,
Töchter, Söhne, Enkelinnen, Enkel, Freundinnen, Freunde, Nachbarinnen
und Nachbarn können sich seit Wochen nicht mehr persönlich sehen.
Während viele Menschen verstehen, dass beispielsweise eine
ausbleibende Behandlung einer Herzerkrankung lebensgefährlich werden
kann, wird noch nicht ausreichend genug darüber gesprochen, dass auch
Einsamkeit die Gesundheit von Menschen gefährden kann.

Während Krankenhäuser langsam wieder den Normalbetrieb aufnehmen,
dürfen Pflegeeinrichtungen nicht hermetisch verschlossen bleiben.
Deshalb müssen sich die Bundesregierung und die Bundesländer der
Situation pflegebedürftiger Menschen und deren Angehöriger endlich
annehmen und Perspektiven für die kommende Zeit schaffen. Nötig sind
abgestimmte Schutzkonzepte und ethische Handlungsleitlinien zum Umgang
mit der SARS-Cov-2-Pandemie für Pflegeeinrichtungen, damit Menschen
wieder zueinander kommen können, die zueinander gehören.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1083: Schutzschirm für die Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2020

Schutzschirm für die Versicherten in der GKV



Zu aktuellen Meldungen über die finanzielle Situation der gesetzlichen
Krankenversicherungen erklärt Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für
Gesundheitspolitik:

"Die Ausgleichzahlungen für die Krankenhäuser fallen mit sechs
Milliarden Euro viel höher aus als erwartet. Die Kassen müssen in
Vorleistung gehen, die Erstattung aus dem Gesundheitsfonds erfolgt
verzögert. Dazu kommen Kosten für zusätzliche Intensivbetten und
Schutzausrüstung, die die GKV zu tragen hat. Zusammen mit den
zahlreichen Lasten, die die Koalition der gesetzlichen
Krankenversicherung in den vergangenen Jahren übergeholfen hat und den
wegbrechenden Beitragseinnahmen wird das enorme Folgen für die
Beiträge der gesetzlichen Krankenkassen im nächsten und vereinzelt
auch schon in diesem Jahr zur Folge haben. Darum darf der
Gesundheitsfonds seine Liquiditätsprobleme nicht länger auf die
Krankenkassen abwälzen. Notwendig ist ein Schutzschirm für die
gesetzliche Krankenversicherung. Der Bundeszuschuss in diesem und im
kommenden Jahr muss erhöht werden."

 * 
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INNEN/3210: Katrin Göring-Eckardt zu Autogipfel, Corona-Lockerungsmaßnahmen und Flüchtlingspolitik

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2020

Anlässlich der heutigen digitalen Fraktionssitzung Statemente der Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt zu den Themen Autogipfel, Debatte um Corona-Lockerungsmaßnahmen und
Flüchtlingspolitik:



Autogipfel

Es ist richtig, darüber zu reden, welche Hilfen notwendig und sinnvoll
sind. Ich halte es für völlig verfehlt, wenn die Autoindustrie eine
Förderung erfährt, die an die alte fossile Welt anschließt. Wenn wir
wollen, dass die deutschen Autos auf dem Weltmarkt für die Zukunft
wettbewerbsfähig sind und wir ökonomischen Erfolg und ökologische
Zukunft miteinander verbinden, dann muss klar sein: Es darf kein Geld
fließen in die Verbrenner, es muss Geld fließen in die Autos, die
zukunftsfähig sind, also ohne Emissionen auskommen.

Auch mit Blick auf die Zuliefererindustrie: Es macht nur Sinn, in die
Zukunftstechnologien zu investieren. Außerdem braucht es nicht nur
Hilfen für die Autoindustrie, sondern auch echte Hilfe für den
öffentlichen Nahverkehr.

Debatte um Lockerungsmaßnahmen in der Coronakrise

Wir erleben in diesen Tagen, dass die Ministerpräsidenten der Länder
unterschiedliche Fahrpläne vorlegen, wie es weitergehen soll. Ich habe
nichts gegen regionale Lösungen bei regionalen Unterschieden. Aber es
muss nachvollziehbar sein. Es muss gemeinsame Kriterien geben. Es kann
nicht sein, das einer nach dem anderen teilweise Stunden oder wenige
Tage, nachdem man sich eigentlich auf etwas Gemeinsames verabredet
hat, wieder ausschert. Wir brauchen keinen Schönheitswettbewerb unter
Ministerpräsidenten, sondern vernünftige, nachvollziehbare Lösungen
mit gemeinsame Kriterien. Und das erwarte ich auch vom morgigen
Treffen.

Wir haben als Politikerinnen und Politiker gemeinsam eine hohe
Verantwortung. Und dieser Verantwortung muss man jetzt gerecht werden.
Das kann auch nicht danach gehen, wer am lautesten ruft oder wer die
beste Lobby hat.

Ich will, dass Kinder und Familien endlich im Fokus stehen. Die
Kultusministerinnen und -minister müssen endlich für gemeinsame
Aktionspläne sorgen, die den Kindern und Familien eine klare
Perspektive geben, unter welchen Bedingungen Kitas und Schulen wieder
schrittweise öffnen können. Es braucht Optionen, dass Kinder
wenigstens kurz wieder in die Schule gehen können. Dazu brauchen wir
endlich einen Schub für die Digitalisierung, damit die Möglichkeiten
für Homeschooling für alle verbessert werden können. Ich erinnere
dabei an den Digitalpakt. Es ist bei weitem nicht so viel Geld
abgerufen worden, wie abgerufen werden könnte. Deswegen brauchen wir
Pauschalgenehmigungen in der jetzigen Situation.

Wir brauchen auch Perspektiven für die Alten und Pflegebedürftigen,
die in großer Einsamkeit leben und kaum noch Kontakt zu anderen haben.
Ich möchte nicht, dass wir als Gesellschaft auf die Art und Weise
auseinanderdriften. Ich bin froh, dass einzelne Einrichtungen mit
großer Phantasie Möglichkeiten schaffen, damit man Verwandte, Freunde,
oder Seelsorger wenigstens kurz sehen kann. Auch für Pflegeheime
braucht es aber einen Aktionsplan für mehr Schutzausrüstung und Tests.
Wir dürfen die Menschen hinter den geschlossenen Türen der
Pflegeeinrichtungen nicht vergessen.

Flüchtlingspolitik

Manchmal habe ich den Eindruck, Entwicklungsminister Müller ist gar
nicht Teil der Bundesregierung, weil er immer wieder richtige Sachen
sagt. Das Problem ist nur: Worte allein reichen nicht. Er hat ja
recht: ein Lager wie Moria funktioniert so nicht mehr und wir müssen
den Menschen helfen. Aber dann soll die Bundesregierung das auch
endlich machen. Ich erwarte von Herrn Müller, dass er zu seinem
Parteifreund Horst Seehofer geht und ihn als Innenminister auffordert,
sehr schnell dafür zu sorgen, dass insbesondere Kinder, Jugendliche,
Familien und Kranke aufgenommen werden. Nur ein paar wenige Menschen
unter großer Aufmerksamkeit zu retten, kann nicht unserem Maßstab von
humanitärer Politik in Deutschland entsprechen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2926: Dem Gastgewerbe eine Perspektive geben

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Mai 2020

Dem Gastgewerbe eine Perspektive geben



Zur Frage der Wiedereröffnung der Gastronomie und Beherbergungsstätten
erklärt Markus Tressel, Sprecher für Tourismuspolitik:

Wir müssen den Touristikern in Deutschland wieder eine Perspektive
geben. Bund und Länder sollten jetzt gemeinsam - unter Beachtung der
epidemiologischen Notwendigkeiten - die tourismuspolitische
Koordination mit den unterschiedlichen Akteuren in die Hand nehmen.
Wir benötigen jetzt einen differenzierten Fahrplan für die
Wiedereröffnung der gastronomischen Betriebe und der
Beherbergungsstätten. Ein Flickenteppich aus unterschiedlichen
Maßnahmen wäre fatal.

Wenn jetzt über den Sommerurlaub in Deutschland diskutiert wird, dann
müssen Bund und Länder eine klare Kommunikationsstrategie mit der
Touristik entwickeln und die Destinationen in der Vorbereitung auf den
Sommer unterstützen. Hierfür wäre ein hygienisches Rahmen konzept für
touristische Betriebe sinnvoll. Doch auch die Kommunen und die lokalen
Gesundheitsämter gilt es damit zu versorgen. Wir fordern deswegen die
Bundesregierung auf, in Zusammenarbeit mit dem Robert Koch-Institut
eine gesundheitspolitische Handreichung für die Ämter und die
Destinationen zu entwickeln, damit alle eine vorschriftliche Grundlage
zur Wiedereröffnung haben. Viele Beherbergungsstätten und
Gastronomiebetriebe haben bereits eigene Konzepte entwickelt und
vorgelegt. Die müssen jetzt geprüft und bei Tauglichkeit genehmigt
werden.

Darüber hinaus müssen mit den Destinationen die Fragen der
Besucherentzerrung geklärt werden. Dazu zählen auch Werbeoffensiven
für die Regionen. Sanfte und naturnahe Tourismusangebote können in
diesem Sommer ausgebaut werden.

Doch bei alledem bleibt der wirtschaftliche Druck extrem hoch. Für die
hygienischen Veränderungen, die durch die Betriebe vorgenommen werden
müssen, brauchen wir umso mehr eine strukturelle Förderpolitik der
Tourismuswirtschaft. Die Soforthilfen in Höhe von mindestens 15.000
Euro müssen um mindestens zwei Monate verlängert und auch für Betriebe
bis zu 50 Mitarbeitern gewährt werden. Außerdem brauchen wir einen
Rettungsfonds für die Reisewirtschaft, in dem die gesamte Breite der
Tourismuswirtschaft erfasst ist. Sonst bricht die touristische
Infrastruktur weg.

 * 
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Pressemitteilung vom 4. Mai 2020
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FINANZEN/1288: EZB-Anleihekaufprogramm keine Verletzung des Budgetrechts des Deutschen Bundestags

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

EZB-Anleihekaufprogramm keine Verletzung des Budgetrechts des
Deutschen Bundestags

EZB-Rat muss jetzt Verhältnismäßigkeitsprüfung vorlegen



Zum heutigen Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
EZB-Anleihekaufprogramm PSPP erklärt Eckhardt Rehberg,
haushaltspolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion:

"Das Bundesverfassungsgericht sieht im Anleihekaufprogramm PSPP keine
monetäre Staatsfinanzierung und keine Verletzung der
haushaltspolitischen Gesamtverantwortung des Deutschen Bundestages.
Das Urteil bezieht sich nicht auf aktuelle Corona-bedingte
Hilfsmaßnahmen der EZB. Das Bundesverfassungsgericht hat die
Bundesregierung und den Deutschen Bundestag verpflichtet, auf eine
Verhältnismäßigkeitsprüfung des Anleihekaufprogramms PSPP durch die
EZB hinzuwirken. Die Unionsfraktion wird dieser Verantwortung
gerecht. Wir werden im Deutschen Bundestag die Initiative für eine
Aufforderung an den EZB-Rat ergreifen, innerhalb von drei Monaten
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung für das PSPP vorzulegen. Darüber
hinaus wird die Unionsfraktion das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts sorgfältig auswerten und prüfen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3580: Keine Toleranz bei Verstößen gegen Hygiene-Konzept der Deutschen Fußball Liga

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Keine Toleranz bei Verstößen gegen Hygiene-Konzept der DFL

Hertha BSC hat im Fall Kalou richtiges Signal gesetzt



Hertha-Profi Salomon Kalou hatte am Montag über Facebook ein Video
veröffentlicht, welches unter anderem zeigte, wie er Mitspielern oder
Vereinsmitarbeitern immer wieder die Hand gab und somit die von der
Deutschen Fußball Liga (DFL) in ihrem Konzept gemachten Vorgaben
konterkariert. Kalou wurde daraufhin von Hertha BSC suspendiert. Dazu
erklärt der sportpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eberhard Gienger:

"Das Hygiene-Konzept der DFL ist die Grundlage für eine mögliche
Wiederaufnahme des Spielbetriebs. Es war absolut angemessen, dass die
Vereinsführung von Hertha BSC durch die rasche Suspendierung Kalous
ein klares und richtiges Signal gesetzt hat: Verstöße gegen die neuen
Corona-Regeln dürfen nicht toleriert werden.

Ein laxer Umgang mit den pandemiebedingten Auflagen würde den
Bemühungen der Deutschen Fußball Liga, die Saison zeitnah
fortzusetzen, den Todesstoß versetzen. Das Hygiene-Konzept, das
größtmögliche Vorsicht walten lässt, kann nur dann greifen, wenn alle
Sportler, Trainer und Betreuer mitziehen.

Hier geht es nicht nur um Gesundheitsschutz: An einer baldigen
Fortsetzung der Bundesligen hängen auch Arbeitsplätze und die
wirtschaftliche Überlebensfähigkeit einiger Vereine. Und das kann nur
eines bedeuten: Ignorantes Verhalten gegenüber den Hygiene-Auflagen
muss auch künftig mit aller Härte konsequent bestraft werden."

 * 
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RECHT/1023: Upskirting und Fotografieren in den Ausschnitt sind keine Kavaliersdelikte

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Upskirting und Fotografieren in den Ausschnitt sind keine
Kavaliersdelikte

Diese Eingriffe in die sexuelle Selbstbestimmung werden endlich
strafbewehrt



An diesem Mittwoch debattiert der Deutschen Bundestag in 1. Lesung
den Gesetzentwurf zur Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei
Bildaufnahmen. Dazu erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und die Vorsitzende der
Gruppe der Frauen, Yvonne Magwas:

Nadine Schön: "Seit vielen Monaten bewegt uns das Thema
Upskirting genauso wie das heimliche Fotografieren in den Ausschnitt.
Es ist gut, dass beide Taten nun endlich unter Strafe gestellt werden
und damit den Tätern deutlich gemacht wird, dass ihr Verhalten
absolut inakzeptabel ist. Solche Überriffe in die Intimsphäre einer
Frau sind demütigend und verletzend. Es ist traurig, aber leider
notwendig, dass wir einen Straftatbestand brauchen, der sicherstellen
soll, dass sich Frauen und Mädchen im öffentlichen Raum frei bewegen
und selbstbestimmt kleiden können."

Yvonne Magwas: "Heimliches Fotografieren unter den Rock oder
in den Ausschnitt sind keine Kavaliersdelikte, sie verletzen Frauen
und haben oft psychische Folgen. Darum gehören diese Taten ins
Strafgesetzbuch. Das setzen wir jetzt um. Bislang galt dies nur als
Ordnungswidrigkeit. Betroffene Frauen und Mädchen mussten ihren
Belästiger auffordern, Bilder und Videos zu löschen. Erst wenn er der
Aufforderung nicht nachkam, konnte ein Zivilverfahren angestrebt
werden. Diese Demütigung wird den Betroffenen zukünftig erspart."

 * 
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RECHT/1022: Besserer Persönlichkeitsschutz bei Bildaufnahmen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Besserer Persönlichkeitsschutz bei Bildaufnahmen

Das Fotografieren von Verstorbenen nach Unfällen sowie heimliche
Aufnahmen unter den Rock sollen künftig strafrechtliche Konsequenzen
nach sich ziehen



Der Bundestag berät an diesem Mittwoch in 1. Lesung einen
Gesetzentwurf zur Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei
Bildaufnahmen. Dazu erklären der rechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Jan-Marco Luczak, und der zuständigen
Berichterstatter Ingmar Jung:

Dr. Jan-Marco Luczak: "Das sog. Upskirting - also das
Fotografieren unter den Rock - und das Anfertigen und Verbreiten von
Fotos Verstorbener stellen wir unter Strafe. Leider kommen solche
perfiden Taten immer häufiger vor. Dabei handelt es sich um tiefe
Übergriffe in die Privatsphäre von Frauen und um zutiefst unethisches
Verhalten. Ein solches Verhalten ist völlig inakzeptabel. Deswegen
ist es richtig, dass wir als Gesetzgeber das jetzt endlich unter
Strafe stellen.

Die Strafbarkeit des Upskirtings hatten wir bereits bei der
Sexualstrafrechtsreform in der letzten Wahlperiode vom
Bundesjustizministerium gefordert. Eine Eingrenzung des
Anwendungsbereichs des Straftatbestands auf Wohnungen und gegen
Einblick besonders geschützte Räume erschien uns schon damals nicht
sachgerecht."

Ingmar Jung: "Natürlich geht es mit der Erweiterung des
Schutzes vor Aufnahmen verstorbener Personen primär um deren Schutz
vor bloßstellenden Bildaufnahmen, also um den postmortalen
Persönlichkeitsschutz. Gleichzeitig wird damit auch das Verhalten von
Sensationslustigen an Unfallorten sanktioniert, die oftmals
Rettungskräfte an ihrer Arbeit hindern, während diese versuchen, das
Leben der Unfallopfer zu retten. Solche Situationen aus reiner
Sensationsgier aufzuzeichnen - dafür fehlt mir jedes Verständnis.

Das Phänomen des so genannten Upskirting und Downblousing bedeutet
eine demütigende und durch nichts zu rechtfertigende Verletzung der
Intimsphäre der Betroffenen, meist Frauen. Die bisherige Rechtslage,
nach der sich Opfer gegen heimliche Bildaufnahmen zivilrechtlich
wehren und beispielsweise die Löschung verlangen können, ist
unbefriedigend. Auch der bisherigen Ahndung des Upskirting als bloße
Ordnungswidrigkeit lässt sich der besondere Unwertgehalt derartiger
Handlungen und die damit verbundenen Folgen der Betroffenen nicht
entnehmen. Solche Verhaltensweisen gehören nicht nur gesellschaftlich
geächtet, sondern auch strafrechtlich sanktioniert."


Hintergrund:

Künftig macht sich strafbar, wer eine Bildaufnahme, die in grob
anstößiger Weise eine verstorbene Person zur Schau stellt, unbefugt
herstellt oder überträgt. Strafbar macht sich außerdem, wer unbefugt
eine Bildaufnahme herstellt oder überträgt, die die Genitalien, das
Gesäß, die weibliche Brust oder die diese Körperteile bedeckende
Unterbekleidung abbildet (sog. Upskirting / Downblousing).

Nach bisheriger Rechtlage besteht kein strafrechtlicher Schutz für
bloßstellende Bildaufnahmen von Verstorbenen. Ein solcher besteht
nur, wenn die auf den Fotos abgebildeten Personen noch am Leben sind.
Diese Strafbarkeitslücke wird mit dem Gesetz nun geschlossen.

Auch hinsichtlich des Phänomens des sog. Upskirtings und
Downblousings schließt der Gesetzesentwurf eine bestehende
Strafbarkeitslücke. In bisher bereits gefällten Urteilen konnte
§ 201a StGB bei Fällen des "Upskirtings" nicht greifen, da die
Frauen in der Öffentlichkeit und nicht in einem privaten Bereich
aufgenommen wurden. Auch stellte die Handlung keine sexuelle
Belästigung gemäß § 184i StGB dar, weil es an einer Berührung
der Opfer fehlte. Weil die Frauen noch nicht einmal mitbekommen
haben, dass sie fotografiert wurden, kam eine Beleidigung nach §
185 StGB ebenfalls nicht in Betracht. Genauso wenig kam die
Geltendmachung vom Recht am eigenen Bild im Kunsturhebergesetz in
Betracht. Dieses Gesetz ist nur dann einschlägig, wenn das
aufgenommene Bild verbreitet oder die Frau öffentlich zur Schau
gestellt wird.
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SOZIALES/2057: Handeln in der Corona-Krise als Ansporn für mehr Teilhabe

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Mai 2020

Handeln in der Corona-Krise als Ansporn für mehr Teilhabe

Anstrengungen für einen inklusiven Arbeitsmarkt und mehr
Barrierefreiheit fortsetzen



Zum Europäischen Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung 2020 erklärt der Behindertenbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Wilfried Oellers:

"Der heutige Europäische Protesttag für Menschen mit Behinderungen
steht ganz im Zeichen der Corona-Krise: Schnelles Handeln war und ist
gefragt, um die soziale Infrastruktur und Arbeitsplätze für Menschen
mit Behinderungen zu sichern, ihr Recht auf barrierefreie
Informationen in der Krise und natürlich ihr Recht auf Gesundheit.
Die Politik hat hier in kürzester Zeit ihre Handlungsfähigkeit unter
Beweis gestellt. Ich denke vor allem an das
Sozialdienstleister-Einsatzgesetz. Damit haben wir einen Schutzschirm
über soziale Dienstleister wie zum Beispiel Werkstätten für Menschen
mit Behinderungen, Versorgungs- und Rehabilitationseinrichtungen und
Einrichtungen der Arbeitsförderung gespannt, die zum Schutz vor
Infektionsgefahren geschlossen werden mussten.

Ich sehe dieses Handeln auch als Ansporn, nicht nur im Sprint während
der Krise, sondern auch auf der Langstrecke auf dem Weg zu mehr
Inklusion nicht nachzulassen. Hier stehen für mich die Themen
inklusiver Arbeitsmarkt, Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes und die
Schaffung eines barriere-freien Sozialraums in allen Lebensbereichen
weiter oben auf der Agenda."
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GESUNDHEIT/1200: Neben Impfstoffen und Medikamenten auch den universellen Zugang zu effektiver Gesundheitsversorgung sicherstellen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Mai 2020

Neben Impfstoffen und Medikamenten auch den universellen Zugang zu effektiver Gesundheitsversorgung sicherstellen



"Es muss sichergestellt werden, dass Impfstoffe und Medikamente gegen
eine COVID-19-Infektion, die mit öffentlichen Geldern entwickelt
werden, bei allen Menschen, vor allem Armen und denen, die besonders
gefährdet sind, ankommen. Zugleich muss ein funktionierender
Koordinierungsmechanismus für die Initiative geschaffen werden, bei
dem der Weltgesundheitsorganisation (WHO) als zentrale öffentliche
Instanz in der globalen Gesundheitspolitik eine führende Rolle
zukommt", erklärt Sylvia Gabelmann, für die Fraktion DIE LINKE
Mitglied im Unterausschuss für Globale Gesundheit, mit Blick auf die
von der EU-Kommission organisierten internationalen Geberkonferenz zur
Finanzierung der gemeinsamen Entwicklung, Produktion und gerechten
Verteilung von Impfstoffen und Medikamenten gegen die Erkrankung
COVID-19. Gabelmann weiter:

"Schon jetzt müssen Regeln hinsichtlich der Transparenz der Forschung
und Entwicklung sowie des Umgangs mit Patenten und geistigen
Eigentumsrechten aufgestellt werden. Um eine flächendeckende und
effektive Versorgung mit Diagnostika, mit potenziellen Impfstoffen
oder mit Medikamenten weltweit sicherstellen zu können, muss auf
exklusive Nutzungslizenzen und Patentierungen verzichtet werden.

Schließlich müssen große Anstrengungen über die Initiative hinaus
getätigt werden. Belastbare und öffentlich allgemein zugängliche
Gesundheitssysteme sind die beste Vorbereitung auf Pandemien und im
Umgang mit Erkrankungen. Langfristig müssen neben auf einzelne
Krankheiten bezogenen Impfkampagnen und Medikamentenverteilungen
internationale Programme zur Stärkung der Basisgesundheitsversorgung
und der allgemeinen Gesundheitsabsicherung ausgebaut werden. Eine
ausfinanzierte und unabhängige WHO muss auch hierbei eine zentrale
Funktion einnehmen."

 * 
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SICHERHEIT/2073: Ausfuhrstopp und Transparenz bei Kriegswaffen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Mai 2020

Ausfuhrstopp und Transparenz bei Kriegswaffen



"DIE LINKE fordert einen Ausfuhrstopp für Kriegswaffen aus Deutschland
und volle Transparenz bezüglich der bisherigen Exporte. Es ist ein
Armutszeugnis für Kanzlerin Angela Merkel und ihre Bundesregierung,
weltmeisterlich im Export von Mordwerkzeugen zu sein, aber
gleichzeitig die Empfänger der Kriegswaffen unter Geheimhaltung zu
stellen. Das ist feige und nicht akzeptabel", erklärt Sevim Dagdelen,
abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf
die in Teilen als Verschlusssache eingestufte Antwort der
Bundesregierung auf ihre Anfrage zu Kriegswaffenexporten 2019 und
2020. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr die Kriegswaffenexporte
auf über 1,1 Milliarden Euro gesteigert. Die Öffentlichkeit hat ein
Recht darauf zu erfahren, wohin in welchem Umfang deutsche
Kriegswaffen geliefert werden und dass die Türkei Erdogans trotz
Völkerrechtsbrüchen in Syrien und Libyen absoluter Spitzenreiter bei
den Empfängerländern ist. Mit ihren Rekordlieferungen gerade im
maritimen Bereich rüstet die Bundesregierung die Türkei für den
Seekrieg auf und fällt damit den EU-Mitgliedern Zypern und
Griechenland im Erdgasstreit mit der Türkei in den Rücken."

 * 
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WIRTSCHAFT/2252: Transformation statt Abwrackprämie 2.0

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Transformation statt Abwrackprämie 2.0



Heute hat im Kanzleramt der Autogipfel getagt. Verabredet wurden
weitere Gespräche um Möglichkeiten für Kaufanreize zu erörtern. Auch
die deutschen Autohersteller leiden unter der Krise. Jetzt kommt es
darauf an, das Richtige zu fördern. Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE, dazu:

"VW, Daimler und BMW sind nicht erst seit der Corona Pandemie in der
Krise. Seit Jahren sehen wir bereits massiven Stellenabbau und immer
wieder Umsatzeinbrüche. Grundsätzlich ist es richtig, dass der Staat
sich in dieser Branche einmischt. Sie spielt eine zentrale Rolle für
den Arbeitsmarkt und auch die Klimapolitik.

Denn wer die Klimakatastrophe aufhalten will, wird zum Beispiel
mittelfristig nicht mehr auf Verbrennungsmotoren setzen können. Mit
der Umstellung auf E-Mobilität und vor allem auch einem stärkeren
Fokus auf öffentlichen Personen Nah- und Fernverkehr wird sich auch
die Produktion und die Ansprüche an Zulieferer ganz grundlegend
verändern.

Grundsätzlich muss bei der Hilfe gelten: Die Unternehmen müssen ihre
Gewinnrücklagen nutzen. Bei Daimler, BMW und VW waren das im letzten
Jahr fast 180 Mrd Euro. Es kann nicht sein, dass Gewinne in privater
Hand bleiben und die Steuerzahler zahlen sollen, sobald es mal etwas
schlechter läuft.

Wenn der Staat jetzt mit viel Geld in die Automobilindustrie
eingreift, dann muss er das mit Weitsicht tun - und eben nicht wieder
geleitet von einer kurzsichtigen Profitlogik, die das Scheitern der
gegenwärtigen Autoindustrie nur ein wenig verzögern, aber ganz sicher
nicht verhindern kann.

In den massiven Investitionen, zu denen der Staat jetzt bereit ist,
liegt auch die Chance für eine weitreichende Transformation. Die
Milliarden die in Fluglinien und auch Flughäfen fließen, die
Rettungspakete für Automobilhersteller und Zulieferer, die Stützung
von Industrie und Handel durch Kurzarbeit. Anstatt sie nur als eine
Belastung für die Steuerzahlenden zu betrachten, kann jetzt mit viel
politischem Mut die Transformation angestoßen werden, die wir dringend
benötigen.

Mit der Abwrackprämie 2.0 ist das allerdings nicht möglich.
Stattdessen muss die Förderung an klare Richtlinien gebunden werden:

- Keine Dividenden in der Krise. Keine Verschiebung von öffentlichen
Fördermitteln an private Aktionäre und Boni der Manager. Die Kosten
der Krise dürfen nicht einfach auf Steuerzahlende abgewälzt werden.

- Beschäftigung und Ausbildungskapazitäten müssen von geförderten
Unternehmen gesichert werden.

- Keine Fördermittel und Kredite der KfW für Unternehmen, die mit
Steueroasen zusammenarbeiten.

- Keine Abwrackprämie für Geschäftsmodelle und Mobilität von gestern.
Staatshilfen müssen den Umbau der Produktion auf kollektive und
umweltfreundliche Mobilitätsformen stützen. Ein elektrobetriebener SUV
gehört nicht dazu. Antriebwechsel und Umbau von Fahrzeugen: Bis 2030
dürfen keine Verbrennungsmotoren mehr produziert werden, dafür kleine,
energieeffiziente Autos.

- Transformations- und Konversionsfonds: Zulieferer unterstützen,
Mitbestimmung ausweiten: 20 Milliarden Euro/Jahr für ökologische
Innovation werden im Gegenzug für Arbeitsplatzgarantien und
Belegschaftseigentumsanteile vergeben.

- Alternative Mobilitätsmodelle müssen ausgebaut werden, auch auf dem
Land. Kostenfreier ÖPNV und öffentliche Verkehrslösungen für wenig
ausgelastete Strecken. Die Kapazitäten für die Produktion von Bussen
und (S-/U-/Straßen-)Bahnen müssen steigen. Auch die Automobilindustrie
kann darin eine wichtige Rolle spielen. In der Corona-Krise hat sich
gezeigt, dass Konversion möglich ist. Es wird Zeit, sie auf eine neue
Stufe zu heben."

 * 
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BUNDESTAG/9771: Heute im Bundestag Nr. 464 - 05.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 464

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. Mai 2020, Redaktionsschluss: 13.21 Uhr

1. Zinslose Darlehen für Studenten

2. Keine GZD-Korrekturbitten

3. Keine ITZ-Korrekturbitten

4. Cyberangriffe auf Forschungseinrichtungen

5. Angriff auf Sea-Eye-Schiff im Mittelmeer

6. Einreisebeschränkungen und Migration



1. Zinslose Darlehen für Studenten

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen hat auf Antrag
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung seine Einwilligung zu
einer außerplanmäßigen Ausgabe bis zur Höhe von 65,626 Millionen Euro
erteilt. Darüber hinaus wurde eine außerplanmäßige
Verpflichtungsermächtigung in Höhe von insgesamt 85,215 Millionen Euro
erteilt, heißt es in einer Unterrichtung der Bundesregierung
(19/18894).

Die Haushaltsmittel werden nach Angaben der Regierung für Studentinnen
und Studenten benötigt, die ihr Studium auch über einen Studentenjob
finanzieren und die aufgrund der COVID-19-Pandemie ihren Nebenerwerb
verlieren und sich in einer finanziellen Notlage befinden. Es soll die
Möglichkeit geschaffen werden, für die Dauer von maximal einem Jahr
ein zinsloses Darlehen bis zu monatlich 650 Euro bei der Kreditanstalt
für Wiederaufbau aufzunehmen. Zu diesem Zweck sollen der KfW
Zinszuschüsse und Sicherheitsleistungen gewährt werden, damit sie
sofort Hilfen für Studierende in Form eines zinslosen Darlehens
gewähren kann.

 * 

2. Keine GZD-Korrekturbitten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat im August 2019
keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe
erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/18822)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18410). Die GZD gebe in
Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Keine ITZ-Korrekturbitten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
August 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter
anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/18633) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18411). Das ITZBund gebe in Einzelfällen bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Cyberangriffe auf Forschungseinrichtungen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Cyberangriffe auf deutsche Hochschulen und
Wissenschaftsorganisationen nehmen zu. Das geht aus der Antwort
(19/18830) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/17888) der
FDP-Fraktion hervor. Da deutsche Hochschulen und
Forschungseinrichtungen Orte international führender Forschung und
Entwicklung seien, seien sie auch ein attraktives Ziel: Vertrauliche
Daten sollen ausgespäht werden, Serverinfrastruktur sabotiert werden.
Dies gilt laut Bundesregierung insbesondere dann, wenn an
international kompetitiven Forschungsgegenständen gearbeitet werde.

Gab es den Angaben zufolge in den Jahren 2010 und 2011 jeweils zwei
Angriffe auf universitäre Forschungseinrichtungen, so waren es in den
Jahren 2014 und 2015 schon jeweils zwölf und 2016 26 Angriffe durch
Viren, Trojaner und Phishing-Mails. Im vergangen Jahr mussten
Wissenschaftseinrichtungen demnach bereits mit 63 Angriffen fertig
werden.

Die Angriffsversuche auf die IT-Infrastruktur außeruniversitärer
Forschungseinrichtungen werden in der Regel durch die laufenden
Präventionsmaßnahmen der IT-Sicherheitsarchitektur zuverlässig
abgewehrt, betont die Bundesregierung. Die Sicherheit der IT-Systeme
seien in den vergangenen Jahren zudem stetig verbessert worden. Dort
würden IT-Konzepte umgesetzt, wie sie vom Bundesamt für Sicherheit in
der Informationstechnik (BSI) empfohlen und auch in der Wirtschaft
oder auch in Behörden eingesetzt werden.

 * 

5. Angriff auf Sea-Eye-Schiff im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Über einen Angriff auf das Schiff "Alan Kurdi" im
Mittelmeer geht es in einer Kleinen Anfrage (19/18879) der Fraktion
Die Linke. Laut Fragestellern ist das Schiff der Regensburger
Organisation "Sea-Eye" Anfang April bei einem Seenotfall in der von
Libyen zu koordinierenden Seenotrettungszone von Piraten auf einem
libysch beflaggten Schnellboot bedroht und beschossen worden. Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, welche Erkenntnisse die
Bundesregierung zu dem Vorfall hat und ob Schiffe oder Flugzeuge der
EU-Grenzschutzagentur Frontex oder der EU-Mission EUNAVFOR MED "Irini"
in der Nähe waren und den Vorfall beobachteten.

 * 

6. Einreisebeschränkungen und Migration

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Corona-Epidemie - Einreisebeschränkungen und
Migration" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18849). Darin schreibt die Fraktion, Bundesinnenminister Horst
Seehofer (CSU) habe am 26. März laut Medienberichten erklärt, dass die
Einreisebeschränkungen an den Landesgrenzen wegen der Coronakrise auch
auf Asylbewerber ausgedehnt würden. Anfang April sei berichtet worden,
"dass das Bundesinnenministerium klargestellt habe, dass der
Zurückweisungserlass nicht für Asylbewerber gelte". Wissen wollen die
Abgeordneten, ob es zutrifft, dass die Bundesregierung "klargestellt
hat, dass der Zurückweisungserlass nicht für Asylbewerber gelte". Auch
fragen sie unter anderem, ob einreisende Asylbewerber in Quarantäne
genommen werden.

 * 
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BUNDESTAG/9770: Heute im Bundestag Nr. 463 - 05.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 463

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.16 Uhr

1. FDP für Sehhilfen als Satzungsleistung

2. AfD fragt nach Corona-Todesfällen

3. Grundlagen für Einschränkungen

4. Nationales Waffenregister

5. Stochastischer Terrorismus thematisiert

6. Cyber-Angriffe auf Krankenhäuser



1. FDP für Sehhilfen als Satzungsleistung

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion spricht sich dafür aus, Sehhilfen
als Satzungsleistung der gesetzlichen Krankenkassen zuzulassen. Bis
2014 hätten einige Krankenkassen Zuschüsse für Sehhilfen angeboten.
Diese Angebote seien jedoch als rechtswidrig eingestuft worden, heißt
es in einem Antrag (19/18913) der Fraktion.

Nach Ansicht der Abgeordneten sollten ärztlich verordnete Sehhilfen
wie Brillengestelle und Gläser, zusätzliche Sonnenbrillen in Sehstärke
und Kontaktlinsen von den gesetzlichen Krankenkassen als
Satzungsleistung angeboten werden dürfen. Den Krankenkassen sollte
freigestellt werden, ob und in welchem Umfang sie solche
Satzungsleistungen anbieten.

 * 

2. AfD fragt nach Corona-Todesfällen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/18785) nach der Zahl der zusätzlichen Todesfälle durch das
Coronavirus. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen,
ob mit Beginn der Coronapandemie ein außerordentlicher Anstieg der
Todesfälle erkennbar ist.

 * 

3. Grundlagen für Einschränkungen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die von Bund und Ländern beschlossenen Vorkehrungen
zur Eindämmung des Coronavirus sind Thema einer Kleinen Anfrage
(19/18844) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung wissen, auf welcher Datenbasis die Entscheidungen
basieren.

 * 

4. Nationales Waffenregister

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viel Prozent aller
Straftaten seit Bestehen des seit Anfang 2013 existierenden Nationalen
Elektronischen Waffenregisters (NWR) mit waffenrechtlich relevanten
Schusswaffen jährlich verübt worden sind. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/18851) danach, wie groß der Anteil von
illegal besessenen Schusswaffen an allen mit Schusswaffen begangenen
Straftaten in den Jahren 2018 und 2019 war. Ferner fragt sie unter
anderem, in wie vielen Fällen das NWR seit seinem Bestehen dazu
beigetragen hat, eine Straftat schneller aufzuklären.

 * 

5. Stochastischer Terrorismus thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Stochastischen Terrorismus" thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18801). Wie die Fraktion
darin ausführt, ist das Phänomen des Stochastischen Terrorismus
"insbesondere seit dem Anschlag von Hanau am 19. Februar 2020, bei dem
ein rechtsextremen Verschwörungstheorien anhängender Mann zehn
Menschen und sich selbst tötete, in das Bewusstsein der Öffentlichkeit
und auch der Ermittlungsbehörden getreten". Der Begriff beschreibe
dabei die medial und digital verbreitete Herabwürdigung bestimmter
Gruppen mit dem Ziel, zu Gewalttaten gegen Angehörige dieser Gruppen
zu animieren.

Wissen wollen die Abgeordneten, in welchen Phänomenbereichen
Sicherheitsbehörden des Bundes den Versuch beobachten, durch mediale
und digital verbreitete Herabwürdigung bestimmter Gruppen zu Gewalt
anzustacheln. Auch erkundigen sie sich danach, welche Gruppen
insbesondere Ziel beziehungsweise Opfer dieser Versuche sind. Ferner
fragen sie unter anderem, welche Akteure nach Kenntnis der
Bundesregierung als Urheber von Hassrede und gewaltverherrlichender
Propaganda besonders im deutschsprachigen Raum auftreten.

 * 

6. Cyber-Angriffe auf Krankenhäuser

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl von Cyber-Attacken auf Krankenhäuser
im vergangenen Jahr erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/18797). Auch will sie wissen, wie sich die Zahl der
Angriffe auf medizinische Einrichtungen nach Kenntnis der
Bundesregierung seit 2010 im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr
prozentual entwickelt hat. Ferner fragt sie unter anderem, welche
medizinischen Geräte und Anlagen bisher Ziel von Cyber-Angriffen
waren.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9769: Heute im Bundestag Nr. 462 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 462

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.29 Uhr

1. Bagatellgrenzen bei Hartz IV



1. Bagatellgrenzen bei Hartz IV

Arbeit und Soziales/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Die Forderung aus einem Antrag der FDP-Fraktion
(19/10619) nach Einführung einer Bagatellgrenze für die
Rückforderungen der Jobcenter gegenüber Hartz IV-Leistungsempfängern
ist während einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales am Montagnachmittag bei den geladenen Experten überwiegend
auf Zustimmung gestoßen. Der in einem Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/15975) angeregte Rechtsanspruch für Arbeitslose auf
Qualifizierung fand bei der Veranstaltung ebenfalls Fürsprecher und
Widersacher.

Die Grünen verlangen von der Bundesregierung, einen Gesetzentwurf
vorzulegen, der unter anderem regeln soll, dass Jobcenter mehr
Freiheiten in der Betreuung und Budgetverfügung erhalten. Außerdem
sollen der Vorrang der Vermittlung vor allen anderen Leistungen
abgeschafft werden und Arbeitslose einen Rechtsanspruch auf
Qualifizierung erhalten. Freiwilligkeit soll zum Ausgangspunkt der
Unterstützungsleistungen gemacht werden, fordern die Grünen.

Die Liberalen fordern neben der Einführung einer Bagatellgrenze von 25
Euro für Aufhebungs- und Erstattungsverfahren von Jobcentern, dass die
Agenturen für Arbeit die Betreuung und Arbeitsvermittlung von
sozialversicherungspflichtig beschäftigten ALG-II-Beziehern
übernehmen. Außerdem wollen sie die Übermittlung von
Einkommensnachweisen vereinfachen und die temporäre
Bedarfsgemeinschaft durch einen pauschalierten Mehrbedarf ersetzen.

Matthias Schäffer von der Bundesagentur für Arbeit (BA) rechnete vor,
dass bei einer Bagatellgrenze von 25 Euro den sieben Millionen Euro an
Kosten - durch nicht zurückgeforderte Leistungen - Einsparungen in
Höhe von 52 Millionen Euro an Verwaltungskosten gegenüber stehen
würden. Kommunalvertreter teilten die Einschätzung der BA. Pro Fall
seien 60 bis 70 Euro einsparbar, sagte Nikolas Schelling vom Deutschen
Städtetag. Markus Mempel vom Deutschen Landkreistag ergänzte, Ziel
müsse es sein, dass die Sachbearbeiter in diesen Fällen keine
Bescheide versenden müssten, was eine Arbeitsersparnis von bis zu 1,5
Stunden pro Fall schaffe.

Einen generellen Rechtsanspruch auf Weiterbildung hält hingegen die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) für "nicht
zielführend", wie BDA-Vertreterin Anna Robra sagte. Er führe zu einer
Qualifizierung "ins Blaue hinein". Nicht immer sei aber die
Qualifizierung das richtige Mittel zur Überwindung der
Hilfebedürftigkeit, gab sie zu bedenken. Dieser Einschätzung schloss
sich auch BA-Vertreter Schäffer an.

Der Wirtschaftsrechtler Michele Dilenge lehnte einen solchen
Rechtsanspruch ebenfalls ab. Er sieht darin sogar einen Verstoß gegen
den Gleichheitsgrundsatz nach Artikel 3 Grundgesetz, wenn ein
bestimmter Personenkreis Anspruch auf Weiterbildungsgeld erhält, der
anderen Personen vorenthalten werde. Skeptisch zeigte er sich auch
hinsichtlich der geforderten Bagatellgrenze, mit der "falsche Signale"
gesendet würden.

Martin Künkler vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) befand einen
solchen Rechtsanspruch als sinnvoll, wenn definiert werde, dass die
Weiterbildung "Ergebnis eines Beratungsprozesses und arbeitspolitisch
zweckmäßig" sein muss. Umstritten zwischen DGB und BDA war die
Bewertung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zu den Hartz
IV-Sanktionen. BDA-Vertreterin Robra machte deutlich, dass im
Interesse der Mitwirkungspflicht der Leistungsempfänger unter
bestimmten Bedingungen nach wie vor auch eine Totalsanktionierung
möglich sei. Für DGB-Vertreter Künkler ist hingegen "Geist und Tenor
des Urteils" anders. Das Gericht habe deutlich gemacht, dass alle
Leistungskürzungen über 30 Prozent hinaus "hochproblematisch sind",
sagte er.

Kritik übte Künkler auch an den Eingliederungsvereinbarungen zwischen
Jobcentern und Leistungsempfängern. Es gebe hier eine deutliche
Machtasymmetrie zugunsten der Jobcenter.

Peter Kupka vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
forderte mehr Transparenz im Zusammenhang mit den
Eingliederungsvereinbarungen. Viele Betroffene wüssten nicht, dass mit
den Eingliederungsvereinbarungen auch Sanktionierungen begründet
werden könnten. "Ziel muss ein gemeinsamer Prozess sein, in dem auch
die Betroffenen ihre Meinung äußern und an der Ausgestaltung dieses
Instrumentes mitarbeiten können", sagte er. Als problematisch erachtet
das IAB seiner Aussage nach die scharfen Sanktionen für
Unter-25-Jährige. Gerade desorganisierte Jugendliche könnten so den
Kontakt zum Jobcenter verlieren und in die Kleinkriminalität
abrutschen, wenn ihnen durch Sanktionen Wasser und Strom abgedreht
werde, warnte Kupka.

Aus Sicht der Diakonie Deutschland schüren Zwang und das Gefühl der
Fremdbestimmung das Misstrauen gegenüber der Institution Jobcenter.
Freiwilligkeit sei wichtig, damit eine Förderung als sinnvoll
empfunden werde, sagte Diakonie-Vertreterin Elena Weber.

Die Leistungsberechtigten wollten mit mehr Respekt von den Jobcentern
behandelt werden, sagte Tina Hoffmann vom Paritätischen Gesamtverband.
Auch müsse das Handeln der Behörden für die Leistungsberechtigten
verständlicher und nachvollziehbarer werden. Die Bescheide müssten
verständlich formuliert sein, forderte sie und wehrte zugleich die
Kritik ab, sie seien dann nicht mehr rechtssicher.

 * 
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BUNDESTAG/9768: Heute im Bundestag Nr. 461 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 461

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.01 Uhr

1. Vielfalt der Förderinstrumente diskutiert

2. Ausschreibung zu Polarstern II

3. Umsetzung des Digital-Pakts Schule

4. Internationale Forschungskoordination



1. Vielfalt der Förderinstrumente diskutiert

Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) In ihrer 21. Sitzung hat die Enquete-Kommission
"Berufliche Bildung in der digitalen Arbeitswelt" am Montagmittag in
einer öffentlichen Anhörung - online - über Wege in die qualifizierte
Erwerbstätigkeit diskutiert. Auch ging es um das Spektrum und die
Erfolgsfaktoren der Förderinstrumente. Für die Anhörung hatte die
Kommission externe Sachverständige der Bundesagentur für Arbeit (BA)
und des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) eingeladen.

Die Leiterin des Geschäftsbereichs Arbeitsmarkt, Nicole Cujai (BA),
berichtete den Kommissionmitgliedern von dem "umfangreichen
Förderinstrumentarium", um junge Menschen auf dem Weg zum Ausbildungs-
und Berufsabschluss zu unterstützen. "Die Instrumente knüpfen an die
Phase an, in der sich die jeweiligen Teilnehmer befinden", erklärte
Cujai. Die Maßnahmen beim Übergang in die Ausbildung umfassten etwa
Berufsorientierungsmaßnahmen, Aktivierungshilfen für Jüngere und
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen. Wenn eine Ausbildung begonnen
worden sei, gebe es ausbildungsbegleitende Hilfen oder die assistierte
Ausbildung.

Die digitale Vermittlung und die Vertiefung digitaler Kompetenzen sei
in alle Förderleistungen einzubeziehen und eröffne neue Möglichkeiten,
etwa um ungünstige Rahmenbedingungen im ländlichen Raum oder bei
auswärtigem Blockschulunterricht zu verbessern. Ein wichtiger Faktor
beim Einsatz von Maßnahmen sei die Kooperation der Partner. Diese
müsse alle Ebenen im föderalen System umfassen, sodass Redundanzen und
Förderlücken vermieden werden könnten. "Menschen ohne Berufsabschluss
haben eine drei Mal höhere Gefahr, arbeitslos zu werden", sagte die
Sachverständige. Es sei darüber hinaus wichtig, unter Einhaltung
datenschutzrechtlicher Vorschriften, Plattformen und Messenger-Dienste
zu schaffen.

Frank Neises (BIBB) aus der Fachstelle für Übergänge in Ausbildung und
Beruf berichtete von zunehmenden Passungsproblemen: "Auf der einen
Seite gibt es Schwierigkeiten, geeignete Auszubildende zu finden, auf
der anderen Seite stehen Jugendliche, die keine Ausbildung oder nicht
die richtige finden." Die Gründe dafür seien divers. Im Osten Bayerns
kämen etwa 130 Jugendliche auf 100 Lehrstellen, im Ruhrgebiet seien es
nur 80. Besetzungsprobleme gebe es vor allem in Handwerksberufen und
Berufen einfacher Dienstleistungen sowie für kleinere und mittlere
Unternehmen sowie für Kleinstbetriebe. "Die Entspannung am
Arbeitsmarkt kommt bei Jugendlichen mit Förderbedarf zudem weniger
an", sagte Neises. Risiken bestünden besonders für Jugendliche ohne
Hauptschulabschluss, junge Mütter, aber auch für Jugendliche mit
Migrationshintergrund. Auch die Förderschule sei oftmals eine
"berufliche Sackgasse" sagte Neises.

Er verdeutlichte, dass es mit mehr als 300 Angeboten eine Vielfalt an
bundesweit angebotenen Regelinstrumenten, Programmen von Bund und
Ländern sowie solchen in schulischen Bildungsgängen gebe. 16 der
Programme reagierten explizit auf Herausforderungen der
Digitalisierung, sagte er. "Gerade für Jugendliche mit besonderem
Förderbedarf droht eine Zunahme der digitalen Spaltung", betonte der
Sachverständige. Bisherige Erkenntnisse zeigten, dass es statt vieler
Einzelmaßnahmen eine Prozessbegleitung und "Hilfen aus einer Hand"
brauche.

Auch Hemkes sagte, es sei wichtig, dass nicht nur der Einstieg,
sondern der gesamte Prozess begleitet werde. In den vergangenen zwei
Jahrzehnten habe es zahlreiche Initiativen zu Gleichwertigkeit und
Durchlässigkeit im System gegeben. Insgesamt sei eine "sehr hohe
Durchdringung des Marktes mit Qualitätssicherungssystemen"
festzustellen, sagte Hemkes. Es werde davon ausgegangen, dass 80
Prozent aller Anbietern von Weiterbildungsmaßnahmen über ein solches
System verfügten. Trotzdem könnten Qualitätssicherungs-Mechanismen
noch weiter gestärkt werden. Dabei gehe es darum, dass Nutzer noch
besser befähigt werden könnten, die Weiterbildung in Anspruch zu
nehmen, die sie benötigten. Auch Weiterbildungs-Guides und
Bewertungs- und Erfahrungstools könnten dabei helfen.

 * 

2. Ausschreibung zu Polarstern II

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das europaweite Vergabeverfahren mit dem Titel "Bau
und betriebsfertige Lieferung des eisbrechenden Polarforschungs- und
Versorgungsschiffes POLARSTERN II" (Werftausschreibung) konnte nicht
vergaberechtskonform durch einen Zuschlag beendet werden. Das schreibt
die Bundesregierung in der Antwort (19/ 18832) auf eine Kleine Anfrage
(19/18088) der FDP-Fraktion. Es hätten keine finalen Angebote
vorgelegen, die den Bedingungen entsprachen. Außerdem hätten sich die
Grundlagen des Vergabeverfahrens wesentlich geändert.

Das geplante Schiff "Polarstern II" solle das aktuelle
Forschungsschiff "Polarstern" ersetzen. Dieses gilt laut Fragestellern
als Wahrzeichen der deutschen Polarforschung. Es sei der größte
Eisbrecher der Deutschen Forschungsflotte und werde dem
Alfred-Wegener-Institut (AWI) durch das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) zur Verfügung gestellt.

Die Bundesregierung betont, dass das BMBF das AWI in die Lage
versetzen will, ein leistungsfähiges, wirtschaftliches und der
international beachteten Stellung Deutschlands in der Polar- und
Klimaforschung entsprechendes Nachfolgeschiff für die POLARSTERN
rechtzeitig zu beschaffen und vor Ablauf des Jahres 2027 in Betrieb zu
nehmen. Das neue Schiff soll zuvor möglichst ein Jahr lang unter den
Bedingungen der arktischen und antarktischen Regionen erprobt werden.
Währenddessen sollen weiterhin, wie auch schon im bisherigen Verfahren
vorgesehen, beide Schiffe parallel betrieben werden. Die Aufhebung der
Ausschreibung für den Neubau hat laut Bundesregierung zu keinen
Änderungen an diesem zeitlichen Rahmen geführt.

 * 

3. Umsetzung des Digital-Pakts Schule

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/18848) zum Thema
Umsetzung des Digital-Pakt Schule und der Schulcloud möchte die
AfD-Fraktion gerne wissen, mit welchen investitionsfördernden
Maßnahmen außerhalb des Digital-Pakt sich die Bundesregierung
zukünftig bei der Ausstattung der Schulen mit digitaler Technik
engagieren will. Auch interessiert die Abgeordneten, ob Bund und
Länder den Schulen beziehungsweise Schulträgern die Bewilligung von
Fördermitteln durch den Digital-Pakt Schule erleichtern und eine
schnelle und unbürokratische Hilfe ermöglichen wollen. Die
Abgeordneten fragen zudem, ob die Bundesregierung die Ansicht teile,
dass die Bedingungen der Beantragung von Fördermitteln aus dem
Digital-Pakt Schule zu bürokratisch seien.

Nach Ansicht der AfD-Fraktion zeigt sich ein Jahr nach der
Verabschiedung des Digital-Pakts Schule, dass sich die Versäumnisse
der Vergangenheit bei der Umsetzung und Ausgestaltung des Pakts
mittlerweile rächen würden. Da während der Corona-Pandemie die Schulen
geschlossen bleiben, würden Schulleiter und Lehrer versuchen, den
Unterricht digital fortzusetzen. Allerdings seien die gegenwärtigen
Rahmenbedingungen für einen digitalen Unterricht problematisch.

 * 

4. Internationale Forschungskoordination

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/18868) zur
internationalen Forschungskoordination zur Entwicklung von
Impfstoffen, Diagnostika und Therapeutika gegen COVID-19 möchte die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wissen, inwiefern sich aus Sicht der
Bundesregierung die Förderung der Impfstoffforschung durch die
Coalition for Epidemic Preparedness Innovations (CEPI) in der
Corona-Pandemie gegenüber nationalen Alleingängen bewährt hat.
Außerdem fragen die Abgeordneten, wo die Bundesregierung
Ausbaupotential sieht, gerade auch was die stärkere Beteiligung
weiterer Partnerländer angeht. Ferner interessiert die Fraktion,
inwiefern aus Sicht der Bundesregierung angesichts der aktuellen
Pandemie Handlungsbedarf besteht, so dass die Ergebnisse öffentlich
geförderter Forschung allgemein und bezahlbar zugänglich gemacht
werden.

Nach Ansicht der Fragesteller kann kein Land die dringend benötigten
Medikamente und Impfstoffe jetzt allein entwickeln und in
ausreichendem Maß produzieren. Regierungen, wohltätige Organisationen
und Stiftungen, Forschungseinrichtungen und Unternehmen müssten
deshalb ihre Kräfte bündeln. Internationale Forschungsallianzen und
-koalitionen wie CEPI würden dazu einen wesentlichen Beitrag leisten,
damit Ressourcen und Kompetenzen in dieser schwierigen Zeit gebündelt
werden. Dabei müsse bereits jetzt darauf geachtet werden, dass
lebensrettende Forschungsergebnisse später allgemein verfügbar sind.
Die Grünen unterstreichen, dass die Bundesregierung durch ihre
Position im Steuerungsgremium und Investors Council von CEPI bei
dieser Forschungskoalition an einer entscheidenden Schaltstelle sitze,
um solche Rahmensetzungen mitzuprägen.

 * 
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BUNDESTAG/9767: Heute im Bundestag Nr. 460 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 460

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.58 Uhr

1. KI-Weißbuch diskutiert

2. Corona-Auswirkungen auf Strafverfahren

3. Desinformation in der Corona-Krise

4. Beschleunigte Verfahren für Fachkräfte

5. Menschenrechtslage im Iran



1. KI-Weißbuch diskutiert

Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche Verantwortung und
wirtschaftliche Potenziale/Anhörung

Berlin: (hib/STE) Die Mitglieder der Enquete-Kommission Künstliche
Intelligenz haben sich in ihrer Videokonferenz-Sitzung am Montag unter
anderem mit dem im Februar 2020 erschienenen Weißbuch zur Künstlichen
Intelligenz befasst, das "ein europäisches Konzept für Exzellenz und
Vertrauen" verspricht.

Die Eckpunkte und die programmatische Ausrichtung des Papiers
schilderte Christiane Canenbley, die stellvertretende Kabinettchefin
der geschäftsführenden Vizepräsidentin der Europäischen Kommission,
Margarethe Vestager, den Abgeordneten. Zwei Säulen seien für
Europäische Kommission bei der Erstellung des Weißbuches maßgeblich
gewesen, sagte sie: Erstens die Schaffung eines "Ökosystems der
Exzellenz", also einer Umgebung, in der Wissenschaft und Forschung
rund um Themen der KI gefördert, in der internationaler Austausch
vertieft und der europaweite Netzausbau vorangetrieben werden könne.
Zweitens sei es wichtig, innerhalb der Bevölkerung Vertrauen für die
Künstliche Intelligenz zu schaffen. Bei vielen gebe es noch
Zurückhaltung, was bestimmte KI-Anwendungen betreffe, sagte Canenbley.
Es müssten daher die europäischen Rechtsrahmen überprüft werden - mit
Blick auf selbstfahrende Autos etwa das Haftungsrecht, sagte sie.
Zugleich gelte es aber auch, Zuverlässigkeit und Nachvollziehbarkeit
bei der Datenverarbeitung von KI-Anwendungen zu gewährleisten und
darauf zu achten, dass die durch die KI ausgegebenen Ergebnisse am
Ende stets noch durch menschliche Intelligenz geprüft und bewertet
werden.

Im weiteren Verlauf der Sitzung befassten sich die Abgeordneten
außerdem mit dem Thema "OECD-Grundsätze für Künstliche Intelligenz".
Hierzu war Verena Weber, Head of Communication Infrastructures and
Services Unit im Directorate for Science, Technology and Innovation
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) eingeladen, Stellung zu beziehen.

 * 

2. Corona-Auswirkungen auf Strafverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf
Staatsschutz-Strafverfahren mit mutmaßlich rechtsextremem Hintergrund
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18846).
Je länger die weitreichenden Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen zur
Eindämmung der Pandemie anhielten, desto einschneidender seien auch
die Auswirkungen auf die Justiz, schreiben die Abgeordneten darin. Sie
wollen unter anderem wissen, wann mit einer Erhebung der Anklage im
Staatsschutz-Strafverfahren im Mordfall des Kasseler
Regierungspräsidenten Walter Lübcke zu rechnen ist und inwiefern sich
die Einschränkungen aufgrund der Covid-19-Pandemie im Bereich der
Justiz auf die Erhebung der Anklage auswirken. Ferner fragen sie,
inwiefern sich die Einschränkungen auf die Ermittlungstätigkeit des
Generalbundesanwalts generell auswirken und wie angesichts der
Einschränkungen sichergestellt wird, dass Staatsschutzverfahren zügig
betrieben werden können.

 * 

3. Desinformation in der Corona-Krise

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Desinformation in der Corona-Krise erkundigt
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/18802). Die
Bundesregierung soll unter anderem angeben, ob sie Kenntnisse über
eine Zunahme von Desinformationen oder Desinformationskampagnen aus
dem Ausland, insbesondere durch staatliche oder staatlich unterstützte
Akteure von außerhalb der EU, im Zusammenhang mit der weltweiten
SARS-CoV-2-Pandemie hat. Gefragt wird auch nach einem Zusammenhang mit
Desinformationskampagnen aus dem Inland - insbesondere durch
extremistische Gruppierungen.

 * 

4. Beschleunigte Verfahren für Fachkräfte

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung des beschleunigten Verfahrens
nach dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz erkundigt sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/18845). Die Abgeordneten interessiert
unter anderem, welche Vorkehrungen getroffen worden sind, um
sicherzustellen, dass alle Auslandsvertretungen innerhalb einer
dreiwöchigen Frist einen Termin für ein solches Verfahren vergeben.

 * 

5. Menschenrechtslage im Iran

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die politische und menschenrechtliche Lage im Iran
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/18877). Die Abgeordneten erkundigen sich unter anderem
nach den Protesten vom vergangenen Herbst, nach Gewaltanwendungen
iranischer Sicherheitskräfte sowie nach Todesopfern, Verhaftungen und
Verurteilungen in diesem Zusammenhang.

 * 
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AUSSEN/1941: Entwicklungshilfe - Müllers Reformkonzept ist nicht durchdacht

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Mai 2020

HOFFMANN: Müllers Reformkonzept ist nicht durchdacht



Zum Reformkonzept "BMZ 2030" erklärt der entwicklungspolitische
Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion Dr. Christoph Hoffmann:

"Dass Bundesentwicklungsminister Müller mit seinem Reformkonzept die
Entwicklungshilfe zielgerichteter gestalten will und die Einhaltung
der Menschenrechte als eine der Grundlagen definiert, ist prinzipiell
sinnvoll. Sein Konzept ist aber nicht ausreichend durchdacht. So ist
es falsch, dass einigen Staaten auf dem Weg zur Demokratie die
langfristige Unterstützung entzogen werden soll. Dadurch besteht die
Gefahr, dass Staaten wie Nepal, Sri Lanka oder Laos geradezu in die
Arme Chinas getrieben werden könnten. Stattdessen will Müller
autokratischen Staaten wie Kamerun, Kambodscha und Guinea weiterhin
bilaterale Unterstützung gewähren. Das alles zeigt: Bei der Auswahl
der künftigen Partnerländer hat der Minister kein gutes Gespür
bewiesen. An dieser Stelle muss er dringend nachbessern. Ganz
grundsätzlich muss Müller endlich die Alleingänge beenden. Die
sofortige Einstellung der Zusammenarbeit mit Myanmar ohne Absprache
mit dem Auswärtigen Amt und den Partnern vor Ort schädigen den Ruf
der deutschen Entwicklungszusammenarbeit."

 * 
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EUROPA/1685: Europäische Zentralbank darf nicht dauerhaft die Probleme der Euro-Zone lösen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Mai 2020

DÜRR-Statement: Europäische Zentralbank darf nicht dauerhaft die
Probleme der Euro-Zone lösen



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr gab zum
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu den Staatsanleihenkäufen der
EZB folgendes Statement ab:

"Ich begrüße dieses Urteil des Bundesverfassungsgerichts
ausdrücklich, weil es von der Europäischen Zentralbank das fordert,
was wir schon lange gesagt haben, nämlich eine stärkere Abwägung der
Verhältnismäßigkeit seiner Maßnahmen. Es ist so, dass dieses
Staatsanleihenkaufprogramm seit 2015 läuft, mittlerweile 2,3
Billionen Euro verschlungen hat und klar ist jetzt auch, dass die
Risiken nicht angemessen abgewogen waren. Nach dem Urteil steht fest:
Die Europäische Zentralbank darf nicht dauerhaft die Probleme der
Euro-Zone lösen. Und wir stellen jetzt gerade in der Corona-Krise
fest [...]: Wer zu Hause solide wirtschaftet, der ist auf solche
Programme nicht angewiesen, das heißt, der Ausgangspunkt sind
überschuldete Staaten. Das müssen wir in Zukunft dringend verhindern.
Deswegen besteht die FDP-Fraktion auch auf der Schuldenbremse und hat
sie gegen Angriffe immer verteidigt. Der nächste Schritt, also die
Lehren der Politik aus diesem Urteil, muss jetzt sein, dass wir uns
das Mandat der Europäischen Zentralbank genauer anschauen, dass wir
auch eine Reform dieses Mandats einleiten, es präzisieren und genauer
fassen [...] Von daher ist das für mich heute auch ein starkes Signal
für Europa. Denn ganz klar ist, dass wenn Staaten zu Hause
überschuldet sind, dass sie das nicht auf andere Mitgliedstaaten
übertragen können, dass sie nicht andere Mitgliedsstaaten in Haftung
nehmen können. Insofern auch ein gutes Signal für den Zusammenhalt in
Europa und für die Solidität der Staatsfinanzen der Euro-Zone. [...]"

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5466: Kritik an von CDU geforderten Quarantäne-App und Fußfesseln zur Überwachung von Corona-Patienten (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.05.2020

Baldauf-CDU setzt gesellschaftlichen Konsens in der Corona-Krise
aufs Spiel

Wolfgang Schwarz zu Quarantäne-App und Fußfesseln



Die CDU-Landtagsfraktion hat jüngst die Einführung einer
Quarantäne-App und Fußfesseln zur Überwachung von Quarantäne-Patienten
gefordert. Dazu erklärt Wolfgang Schwarz, polizeipolitischer Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion:

"Die Menschen in Rheinland-Pfalz gehen mit den Corona-Regeln bisher
sehr besonnen um. Einschränkungen persönlicher Freiheitsrechte werden
bereitwillig akzeptiert, um andere zu schützen. Das gilt auch für
diejenigen, die sich aufgrund einer Corona-Erkrankung oder nach
Kontakt mit Erkrankten vorsorglich in häusliche Quarantäne begeben
haben. Die Einhaltung der Quarantäne-Bestimmungen nach dem
Infektionsschutzgesetz werden durch die örtlichen Gesundheitsämter
überprüft.

Die gesellschaftliche Akzeptanz der Corona-Regeln ist unabdingbar,
wenn es darum geht, das Coronavirus zurückzudrängen. Der
gesellschaftliche Konsens in der Corona-Krise beruht darauf, dass
notwendige Schritte zur Pandemiebekämpfung durch Bund und Länder
transparent gemacht und regelmäßig vor dem Hintergrund des
Infektionsgeschehens evaluiert werden. Die aktuellen
datenschutzrechtlichen Debatten zur Entwicklung einer Corona-App zur
Beobachtung des Infektionsgeschehens zeigen uns jedoch auch auf, wie
zerbrechlich dieser gesellschaftliche Konsens ist - und wo Bürgerinnen
und Bürger zurecht eine klare Grenze bei der Einschränkung ihrer
Freiheitsrechte ziehen. Mit ihren abwegigen Vorschlägen setzt die
Baldauf-CDU diesen gesellschaftlichen Konsens nun bewusst aufs Spiel.
Indem die CDU-Fraktion fordert, Erkrankte durch eine Quarantäne-App
oder gar Fußfesseln zu überwachen, trägt sie massiv zur Verunsicherung
der Bürgerinnen und Bürger bei und zerstört das gegenseitige
Vertrauen, auf dem die bisherigen Erfolge bei der Pandemiebekämpfung
fußen. Der CDU-Fraktionsvorsitzende Christian Baldauf muss sich
erklären, wofür er und seine CDU-Fraktion in der Corona-Krise stehen:
Verunsicherung bei Bürgerinnen und Bürgern zu schüren oder durch
besonnene und konstruktive Oppositionsarbeit dazu beizutragen,
gemeinsam den Weg aus der Krise zu gestalten."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5465: Neues Meldeportal für Nitratmessungen - Mehr Transparenz für Gewässerschutz (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.05.2020

Neues Meldeportal für Nitratmessungen: Mehr Transparenz für
notwendigen Gewässerschutz



Das Umweltministerium hat gemeinsam mit dem Landwirtschaftsministerium
ein Meldeportal für Nitratmessstellen eingerichtet. Dazu erklären der
umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion, Andreas
Hartenfels, und die landwirtschaftspolitische Sprecherin, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"In zahlreichen Gesprächen mit Landwirtinnen und Landwirten waren wir
uns einig: Wir müssen unsere Gewässer noch besser schützen. Die
Grenzwerte für den Nitratgehalt im Grundwasser werden im Land
vielerorts überschritten. Die GRÜNE Landtagsfraktion begrüßt es daher
sehr, dass die zuständigen Ministerien in Rheinland-Pfalz mit dem
neuen Meldeportal nun für mehr Transparenz bei den Nitratmessungen
sorgen. Gemeinsam müssen alle Beteiligten ihren Beitrag dazu leisten,
die Nitratkonzentration mit gezielten und abgestimmten Maßnahmen dort
zu senken, wo sie am stärksten ist. Davon können alle profitieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Mai 2020
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ASYL/1478: Corona-Krise - Geflüchtete besonders stark betroffen (idw)

Leibniz-Institut für Länderkunde - 04.05.2020

Corona-Krise: Geflüchtete besonders stark betroffen



Forscherinnen am Leibniz-Institut für Länderkunde haben mit Akteuren in
Geflüchteteninitiativen in Leipzig gesprochen. Die Ergebnisse ihrer
Recherche verdeutlichen die schwierige Lage in den Asylunterkünften und
Betreuungseinrichtungen und unterstreichen den verstärkten Handlungsbedarf
bei Unterbringung, Kommunikation und Bildung.

Wie geht es Geflüchteten aktuell in Leipzig? Wie gehen sie mit den
Covid-19-Beschränkungen um? Und welche Rolle spielen die
gesellschaftspolitischen Akteure, die für das Ankommen geflüchteter
Menschen in der Stadt sorgen? Um mehr über diese in der Öffentlichkeit
bislang weniger beachteten Aspekte der Corona-Krise herauszufinden, haben
Dr. Elisabeth Kirndörfer und Dr. Kathrin Hörschelmann vom Leibniz-Institut
für Länderkunde (IfL) in einer nicht repräsentativen Telefonbefragung
Stimmen von Sozialeinrichtungen und Beratungsstellen gesammelt.

Soziale Isolation führt zu Ängsten

Demnach leiden Menschen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben, besonders
unter den Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen. Beratungen sind
eingestellt, Gemeinschaftsräume geschlossen, Kinder- und
Familienbetreuungsangebote, aber auch Aktivitäten wie Sport, Nähcafés oder
Fahrradwerkstätten sind ausgesetzt. Ehrenamtliche Unterstützungen, etwa in
Form von Patenschaften wurden ganz "auf Eis gelegt", dadurch fehlt der
direkte Kontakt zu den Bewohnerinnen und Bewohnern. Die ersatzweise
Kommunikation über Video kann nur teilweise Abhilfe leisten und Angebote
wie offene Treffs nicht ersetzen, oft scheitert auch sie an der fehlenden
Bereitstellung von flächendeckendem WLAN. Konflikte können sich in dieser
angespannten Lage leicht hochschaukeln.

Äußerst problematisch ist die Situation in den Erstaufnahmeeinrichtungen.
In ihnen herrscht ein besonders "starrer Zustand", wie eine Beschäftigte
berichtet. Hunderte Menschen leben dort auf engstem Raum, ohne Anschluss
an zivilgesellschaftliche Strukturen. Aufgrund fehlender
Hygienevorrichtungen können sie sich nicht angemessen gegen das Virus
schützen.

Auch die sich ständig ändernde Informationslage führt zu Verunsicherung,
vor allem bei Migrantinnen und Migranten mit geringen Deutschkenntnissen
und jungen Geflüchteten, die noch nicht lange in Deutschland leben. Die
Menschen wissen oft nicht, was sie dürfen und was nicht. Zu ihrer Angst
vor Ansteckung durch das Virus kommt die Sorge, von der Polizei
kontrolliert zu werden und aufenthaltsrechtliche Probleme zu bekommen.
Als besonders problematisch schätzt eine Beratungsstelle die Situation von
Familien ein. Sprachliche Hürden und fehlende Geräte wie Notebooks
erschweren die Teilnahme der Kinder an den Ersatzangeboten der Schulen.
Durch das ständige enge Beieinandersein wächst die Gefahr häuslicher
Gewalt gegenüber den Kindern wie auch unter Geschwistern und Eheleuten.

Wünsche an die Politik

Von der Politik wünschen sich die Akteure in der jetzigen Lage vor allem
eines: mehr Schutz. Sie rufen dazu auf, marginalisierte Gruppen stärker in
den Fokus rücken, damit diese nicht noch mehr diskriminiert werden als sie
es ohnehin bereits sind. Im Bildungsbereich müssten die Verantwortlichen
jetzt rasch digitale Möglichkeiten für alle schaffen und den
Leistungsdruck bei Kindern verringern. Sammelunterkünften sollten
abgeschafft, unbefristete Aufenthaltstitel erteilt, die Sanktionen im
Asylbewerberleistungsgesetz gestoppt und uneingeschränkter Zugang zum
deutschen Gesundheitssystem gewährt werden.

"Wir steuern auf eine große soziale Krise zu und müssen dafür sorgen, dass
die organisierte Zivilgesellschaft gut arbeiten kann", so das Resümee von
Elisabeth Kirndörfer und Kathrin Hörschelmann. Die Politik müsse die
sozialen Einrichtungen und Vereinen während und nach der Krise finanziell
so ausstatten, dass sie ihre Arbeit nicht nur fortführen, sondern
intensivieren können.

Hintergrund

Die beiden IfL-Wissenschaftlerinnen haben sich im Rahmen eines
europäischen Verbundprojekts bis vor kurzem mit der Frage beschäftigt, wie
junge Geflüchtete den öffentlichen Raum mitgestalten und dabei ihre
individuellen Migrationsgeschichten einbringen können. Wegen der Maßnahmen
zur Eindämmung der Corona-Pandemie können sie ihr Vorhaben derzeit nicht
wie geplant fortführen. Gemeinsam mit ihren Projektpartnern in England,
Belgien und den Niederlanden haben sie sich deshalb dafür entschieden, den
Fokus auf die aktuelle Situation in den Asylunterkünften und
Betreuungseinrichtungen zu richten.

"Wir sind uns im Klaren darüber, dass unsere Umfrage nicht die strengen
Kriterien einer wissenschaftlichen Studie erfüllt und längst nicht alle
individuellen Erfahrungen berücksichtigt. Trotzdem denken wir, dass die
Ergebnisse dazu beitragen können, die angespannte Lage in den
Asylunterkünften und Hilfseinrichtungen zu verbessern."
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DEMOSKOPIE/877: Mehrheit der Bürger trotz Eingriff in Grundrechte für langsamen Ausstieg aus Corona-Maßnahmen (idw)

Technische Universität Ilmenau - 04.05.2020

Studie der TU Ilmenau: Mehrheit der Bürger trotz Eingriff in Grundrechte
für langsamen Ausstieg aus Corona-Maßnahmen



Versammlungen, Veranstaltungen, Familienfeiern - all das ist derzeit
nicht erlaubt. Die Anti-Corona-Maßnahmen gelten als die tiefgreifendsten
Einschnitte in die Freiheitsrechte der Bevölkerung in der Geschichte der
Bundesrepublik. Lassen sich die Beschränkungen zur Eindämmung der Pandemie
mit den Grundwerten einer freiheitlichen Demokratie vereinbaren? Welche
Meinungen haben die Menschen zu den Einschränkungen, aber auch zu den
begonnenen Lockerungen? Welche Rolle spielen dabei die Medien?
Wissenschaftler der Technischen Universität Ilmenau und der Universität
Bern haben diese Fragen in einer repräsentativen Umfrage untersucht.

An der Befragung waren 1502 deutschsprachigen Personen über 18 Jahre
beteiligt. Ihre Antworten zeigen: Die Debatte ist von den Bürgerinnen und
Bürgern aufgegriffen worden und ihre Meinungen sind differenziert: Ein
knappes Drittel der Bevölkerung (31%) stimmt der Aussage zu, dass ihre
persönlichen Grundrechte durch die getroffenen Maßnahmen stark
eingeschränkt werden. Ein weiteres knappes Drittel stimmt dieser Aussage
zumindest teilweise zu. Noch stärker ist die Zustimmung, wenn es um die
generelle Einschränkung von Grundrechten in Deutschland geht. Fast die
Hälfte der Befragten (48%) nimmt eine starke Einschränkung der Grundrechte
wahr. Diese Einschränkungen sind mit negativen Emotionen verbunden: 35
Prozent der Bürger empfinden Ärger darüber, dass sie viele Dinge, die sie
normalerweise machen, derzeit nicht machen dürfen, ein weiteres Viertel
ist zumindest teilweise verärgert.

Diese Ergebnisse legen die Vermutung nahe, dass viele Menschen fordern,
die Einschränkungen der Grundrechte sofort wieder aufzuheben. Das ist aber
nicht der Fall. Nicht mehr als 14 Prozent erheben diese Forderung und
sogar 64 Prozent lehnen sie explizit ab. Einen schnellen Ausstieg wollen
vor allem jene, die die Maßnahmen als sehr schwerwiegende Eingriffe
erleben, während bei denen, die sich durch das Virus gesundheitlich
bedroht fühlen, das Verlangen nach schnellen Lockerungen deutlich geringer
ist. Vor allem dadurch erklären sich die Wissenschaftler die eher geringe
Zustimmung zu einer schnellen Exit-Strategie.

Einfluss auf den Wunsch nach einem raschen Ausstieg haben offenbar auch
die Medien: Diejenigen, die sich in der Berichterstattung oft mit
Ausstiegsforderungen konfrontiert sehen, befürworten den Ausstieg selbst
auch stärker. Dabei spielt auch das genutzte Medium eine Rolle: Bürger,
die sich häufig durch öffentlich-rechtliches Fernsehen über Corona
informieren, sind eher gegen eine schnelle Lockerung der Einschränkungen.
Die Gegenposition vertreten besonders jene, die häufiger in den sozialen
Medien mit Menschen in Kontakt kommen, die sich kritisch über die
Corona-Politik der Bundesregierung äußern.

Hinweise finden sich zudem, dass die Debatte um den Ausstieg politisches
und soziales Konfliktpotenzial birgt. Tatsächlich zeigen die Ergebnisse,
dass Personen, die politisch weiter rechts stehen und denen es schon vor
der Krise ökonomisch schlechter ging, die Forderung nach einem schnellen
Ausstieg aus den Beschränkungen stärker unterstützen.

Die Konfliktlinien ähneln denen, die beim Thema Flüchtlinge zu beobachten
waren. Zum einen gibt es eine mediale Bruchlinie: Die Intensivnutzer des
öffentlich-rechtlichen Fernsehens erweisen sich als Unterstützer des
Regierungskurses, während sich in Teilen der sozialen Medien die
Opposition formiert. Zum anderen zeigt sich erneut eine soziopolitische
Konfliktlinie. Die ökonomisch schlechter Gestellten und die politisch eher
rechts Orientierten stehen den wirtschaftlich Bessergestellten und
politisch eher links Orientierten gegenüber. Hier etabliert sich ein neues
Grundmuster gesellschaftspolitischer Konflikte, ein Muster, das sich mit
hoher Wahrscheinlichkeit auch in anderen Politikfeldern ähnlich darstellt.
Die Klimapolitik könnte das nächste Beispiel dafür sein.
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MILITÄR/972: SIPRI Zahlen - Neuer Höchststand der weltweiten Rüstungsausgaben, Wettrüsten geht weiter (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

SIPRI Zahlen: Neuer Höchststand der weltweiten Rüstungsausgaben -
Wettrüsten geht weiter

Von Johanna Pelzer, 30. April 2020



Trotz der brennenden Notwendigkeit, die großen globalen Probleme
gemeinsam, auf der Basis von Kooperation zu lösen, setzen die
Industrienationen weiterhin auf Wettrüsten und Rivalität. Die
SIPRI Zahlen zeigen deutlich die Unverhältnismäßigkeit der
Rüstungsausgaben und die katastrophalen Folgen in der Umwelt, im Klima
und nun in der Gesundheit sind unübersehbar.

Die neuen Zahlen des Stockholm International Peace Research Institute
kommentierte und interpretierte das International Peace Bureau am
Montag, nachdem das SIPRI die jüngsten Daten veröffentlichte. Aufgrund
der weltweiten COVID-19-Pandemie fand die Pressekonferenz dieses Jahr
online statt. Die SIPRI Zahlen wurden auch angesichts der aktuellen
Pandemie bewertet und diese zeigte umso mehr, wie die Priorisierung
der Militärausgaben weltweit im massiven Ungleichgewicht gegenüber
anderen Sektoren steht.


USA: Einsame Spitze

Auch im Jahr 2019 erreichten die weltweiten Rüstungsausgaben mit einem
Anstieg von 3,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr einen neuen Höchststand
und setzten damit den globalen Trend des Wettrüstens der letzten Jahre
[1] fort.

Tarja Cronberg, Distinguished Associate Fellow bei SIPRI
interpretierte den Anstieg und insbesondere die Ausgaben der USA,
Chinas und Russlands - allesamt unter den Top 5 - als Beweis für die
zunehmende Rivalität zwischen den drei Großmächten. Die USA allein
tragen mit ihrem Rüstungsetat 38% der weltweiten Rüstungsausgaben.
Amela Skiljan, IPB Koordinatorin, hilft die enorme Summe von 1.917
Mrd. US-Dollar an weltweiten Rüstungsausgaben im Jahr 2019 runter zu
brechen, um sie sich besser vorstellen zu können: 1.917.000.000.000
US-Dollar im Jahr bedeutet weltweite Ausgaben in Höhe von 60.800
US-Dollar pro Sekunde.

Deutschland platzierte sich mit einem Anstieg des Etats von 10%
gegenüber 2018 an achter Stelle, hinter Frankreich und dem Vereinigten
Königreich. Die 29 NATO-Staaten sind insgesamt mit 1.305 Mrd.
US-Dollar für fast die Hälfte aller Militärausgaben weltweit
verantwortlich. Daneben positionieren sich die weiteren großen
Wirtschaftsmächte an der Spitze und verzeichnen fast ausnahmslos einen
Anstieg der Ausgaben in jedem Land. Die höchsten Rückgänge verzeichnen
hingegen die afrikanischen Länder und einige Staaten im Nahen Osten,
wo nichtsdestotrotz militärische Konflikte anhalten.

Karin Vogler, MdB DIE LINKE, nennt die neuen Zahlen "erschreckend" und
fordert, dass es dazu "eine politische Diskussion" geben muss. Wie
soll es weitergehen? Deutschland bezeichnet sie als
"Aufrüstungsweltmeister" und sieht den Grund hierfür im Streben der
Bundesregierung nach einer militärischen Führungsrolle. Doch gerade in
Zeiten der Corona-Krise betont Vogler die Notwendigkeit für eine
Umverteilung der deutschen Militärausgaben und ein Umdenken der
Bundesregierung. Die Pandemie zeige "die gravierenden Folgen, wenn
Sozial- und Gesundheitssysteme nicht voll funktionsfähig sind", wenn
es eigentlich gilt die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der
Pandemie abzufedern, Armut zu bekämpfen und bedürfnisgerechte
Infrastruktur zu Verfügung zu stellen. "Wir dürfen diese horrenden
Militärausgaben nicht hinnehmen", appelliert Vogler und weist auch auf
die bevorstehende Hunger-Pandemie hin, vor der das
Welternährungsprogram der Vereinten Nationen bereits gewarnt hat.

"Mit 13,5% der weltweiten Rüstungsausgaben könnte jeder Mensch auf der
Erde an jedem Tag etwas zu essen haben", sagt sie, und zeigt damit das
große Ungleichgewicht der Ausgaben einmal mehr auf.

Nach der Corona-Pandemie steht ein Verteilungskampf an. Deutschland
muss sich vom Auf- zum Abrüstungsweltmeister entwickeln, um die
internationale Umrüstung und eine Umverteilung anzustoßen. Das sieht
auch Amela Skiljan so und betont, dass Militärausgaben auf Bereiche
wie Infrastruktur, Bildung, Gesundheit, Soziales und Entwicklung
umverteilt werden müssen.

Als Vertreter der Zivilgesellschaft fordert Michael Müller,
Parlamentarischer Staatssekretär Umwelt, Naturfreunde e.V. eine breit
aufgestellte Friedensbewegung und betont, dass diese sich mit sozialen
und umweltorientierten Bewegungen zusammenschließen muss. Es müsse an
eine Idee von Kooperation, Verständigung und Entspannungspolitik
angeknüpft werden: "Die Menschheit braucht Brot, keine Bomben" zitiert
Müller aus dem Ostersegen des Papstes.

Auch Philip Jennings, Co-Präsident des IPB äußert sich [3] ähnlich:
"Es ist an der Zeit für globale Solidarität [...] Zeit für eine
Friedensbewegung." Auf die dunklen und erschreckenden Zahlen des SIPRI
muss eine lebendige, optimistische und ambitionierte Antwort folgen.
Die Zivilgesellschaft muss Druck ausüben und die Dimension des
Friedens in den globalen Diskurs einführen.


Über die Autorin

Johanna Pelzer

Die 25-jährige gebürtige Berlinerin beendete im September 2019 ihr
Masterstudium Global Studies and der Uni Wien. Das erste Jahr des
Studienganges verbrachte sie in Breslau. In ihrer Abschlussarbeit
beschäftigte sich Johanna mit der Umsetzung von Menschenrechten in
verschiedenen Ländern und knüpfte damit inhaltlich an eines ihrer
Schwerpunktthemen an. Neben Menschenrechten befasst sich die
Berlinerin leidenschaftlich mit den USA - wo sie bereits zwei Mal für
längere Zeit gelebt, studiert und gearbeitet hat - und dem
transatlantischen Verhältnis.


[Ein im Schattenblick nicht veröffentlichtes Tortendiagamm mit Zahlen
zu den Rüstungsetats einzelner Länder ist einzusehen unter [2].]


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/2019/04/sipri-ruestungszahlen-bestaetigen-das-neue-wettruesten/

[2] https://www.pressenza.com/de/2020/04/sipri-zahlen-neuer-hoechststand-der-weltweiten-ruestungsausgaben-wettruesten-geht-weiter/

[3] https://www.youtube.com/watch?v=rmrFxlOx6pI
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KRIEG/1780: SPD - eine Maske mit Rissen ... (SB)



Unsere Außen- und Sicherheitspolitik darf nie ein deutscher
Sonderweg sein. Einseitige Schritte, die das Vertrauen unserer engsten
Partner und europäischen Nachbarn untergraben, bringen uns dem Ziel
einer atomwaffenfreien Welt nicht näher.

Außenminister Heiko Maas kritisiert SPD-Parteikollegen [1]

Die SPD ist nicht als Partei bekannt, die jemals entschieden gegen
Rüstung und Krieg und zu Felde gezogen wäre. Ihr kam in der
selbstgewählten Rollenverteilung unter den sogenannten Volksparteien
stets die Aufgabe zu, jene Teile der lohnabhängigen Bevölkerung
einzubinden und auf Regierungskurs einzuschwören, die sich mitunter
gegen die Konservativen sträubten. Zusammen mit den Grünen brachten
sie den ersten offiziellen Kriegseinsatz der Bundeswehr auf den Weg,
und während Kanzler Schröder im Irakkrieg Zurückhaltung simulierte,
half der BND dabei nach Kräften aus und die Bundesrepublik trug nicht
unwesentlich zur Finanzierung dieses Angriffskriegs bei. Zusammen mit
der Union legte die Sozialdemokratie in der großen Koalition einen
Kurs massiver Militarisierung an, der zu ihrem Profilverlust beitrug
und ihre Talfahrt in die Bedeutungslosigkeit beschleunigte. Das
Dilemma liegt auf der Hand: Wer nichts von Grund auf ändern will, kann
allenfalls Scheinblüten treiben, die Friedensbemühungen vorgaukeln, um
die SPD zumindest als das vermeintlich kleinere Übel für Teile der
Wählerschaft akzeptabel zu machen.

Regt sich Widerstand gegen einen Aspekt der Aufrüstung, ist das zu
begrüßen - sofern diesem Auftakt weitere Schritte folgen, welche eine
Gegenposition ausbauen und festigen. Bleibt es jedoch bei plakativen
Einwürfen, muß man im Gegenteil von einer Strategie der Einbindung
ausgehen, die vorhandene Einwände in der Bevölkerung aufgreift, um sie
zu neutralisieren. Dann wäre es fatal, Teilen der SPD "immerhin" die
Bereitschaft zu attestieren, alte Fragen der Antikriegsbewegung neu
aufzuwerfen, als sei mit den Sozialdemokraten bereits ein
zuverlässiger Bündnispartner gewonnen. Wenngleich es innerhalb der
Partei rumort, seit sie sich eine neue Führung verpaßt hat, und ein
gewisser Machtkampf um die rüstungspolitische Ausrichtung im Raum
steht, bleibt es bei einem Sturm im Wasserglas, ehe daraus nicht
angemessene Konsequenzen gezogen werden.

Das etwas im Busche ist, zeichnete sich angesichts der überraschenden
Nachricht ab, daß die SPD-Fraktionsspitze Hans-Peter Bartels als
Wehrbeauftragten des Bundestags absägen will. Wie Fraktionschef Rolf
Mützenich in einem Brief an seine Fraktion erklärte, soll die
Justizpolitikerin Eva Högl zur im Mai anstehenden Wahl der
Wehrbeauftragten antreten. Sie bringe alle Voraussetzungen mit, um
dieses Amt erfolgreich auszuüben. Mit Bartels, der in seiner Funktion
fast schon eine überparteilich anerkannte Institution geworden ist,
hatte offenbar niemand darüber gesprochen, was man durchaus als
Affront bezeichnen kann. Mützenich gilt als Befürworter einer weniger
rabiaten Militarisierung und hat beispielsweise das Zwei-Prozent-Ziel
der NATO als einen "Tanz um das Goldene Kalb" bezeichnet. Als die
große Koalition ihre Arbeit aufnahm, hatte maßgeblich er strengere
Exportregeln wie insbesondere das vorläufige Exportverbot für
Saudi-Arabien in den Koalitionsvertrag hineinverhandelt. Nun versucht
er offenbar, zusammen mit den Parteivorsitzenden Norbert
Walter-Borjans und Saskia Esken Signale zu setzen, die sich als
tendentielle Kurskorrektur auslegen lassen.

Bartels hat sich einen Ruf als Anwalt der Soldatinnen und Soldaten
gemacht, indem er in seinem alljährlichen Wehrbericht immer wieder
einen mangelhaften Ausrüstungsstand der Bundeswehr geltend machte und
sich darüber hinaus in übergeordnete Fragen der Verteidigungspolitik
einmischte. Er beharrte darauf, daß die Truppe eine volle Ausstattung
erhalten müsse und prägte die ideologische Unterfütterung, es handle
sich nicht um Aufrüstung, sondern um Ausrüstung. Die Bundeswehr müsse
in die Lage gebracht werden, die vielen Aufgaben, die ihr die Politik
auflaste, auch mit einem vollen Arsenal zu erfüllen. Er beschwor den
unter Militaristen herrschenden Konsens, daß der Materialzustand der
deutschen Streitkräfte schwer zu wünschen übriglasse, und drängte
Bundesregierung und Bundestag allenthalben, ihrer Verantwortung
gegenüber der Bundeswehr gerecht zu werden. Den profilierten
Verteidigungspolitiker durch die Berliner SPD-Abgeordnete Högl zu
ersetzen, die zwar als kompetente Rechtspolitikerin gilt, jedoch
keinerlei Erfahrung im Rüstungsbereich vorzuweisen hat, wurde denn
auch von Leitmedien wie dem Deutschlandfunk als "Kurs ins
verteidigungspolitische Nirvana" gegeißelt. [2]

Endgültig eskalieren ließ die Kontroverse dann die Parteispitze der
SPD mit ihrer Forderung, die nukleare Teilhabe zu beenden. Mützenich
brachte den Abzug der US-Atomwaffen ins Gespräch, welche die
Sicherheit Deutschlands nicht erhöhten, und verwies überdies darauf,
daß US-Präsident Donald Trump ein unsicherer Kantonist sei. In
dieselbe Kerbe schlug Walter-Borjans: "Ich vertrete eine klare
Position gegen Stationierung, Verfügungsgewalt und erst recht gegen
den Einsatz von Nuklearwaffen." Deshalb lehne er es ab, "Nachfolger
für die Kampfflugzeuge zu beschaffen, die für den Einsatz als
Atombomber vorgesehen sind". Teilhabe klinge "nach harmloser
Geselligkeit", in Wahrheit diene sie aber dem Einsatz einer
"menschenverachtenden Waffengattung" ohne die Möglichkeit echter
Mitsprache Deutschlands und in einer Zeit, in der ein "unberechenbarer
US-Präsident das vorbehaltlose Vertrauen in den wichtigsten
Bündnispartner sehr in Frage stellt und den Einsatz ,kleiner'
Atomwaffen als Option sieht".

Das blieb auch innerhalb der SPD nicht unwidersprochen, deren
verteidigungspolitische Sprecher, Fritz Felgentreu, postwendend
argumentierte: "Wenn Deutschland sich aus der Abschreckung durch
nukleare Teilhabe zurückzieht, dann verlieren wir Einfluss auf die
Nuklearstrategie der Nato. Gerade weil wir uns für Dialog,
Vertrauensbildung, Rüstungskontrolle und Abrüstung einsetzen, wäre das
nicht erstrebenswert." Und der Vorsitzende des Unterausschusses
Abrüstung, Karl-Heinz Brunner, merkte an, er sei zwar "kein glühender
Verfechter der nukleare Teilhabe", halte sie aber für "deutlich besser
als keine Teilhabe", denn sie gebe Deutschland "echte Mitsprache". Die
letzte Entscheidung über den Einsatz amerikanischer Atomwaffen von
deutschem Boden aus liege dadurch "immer beim Bundeskanzler". [3]

Der argumentativen Volte, ein Atomkrieg sei durch nukleare Teilhabe am
ehesten zu verhindern, schloß sich auch Außenminister Heiko Maas an:
"Unsere Außen- und Sicherheitspolitik darf nie ein deutscher Sonderweg
sein. Einseitige Schritte, die das Vertrauen unserer engsten Partner
und europäischen Nachbarn untergraben, bringen uns dem Ziel einer
atomwaffenfreien Welt nicht näher. Im Gegenteil: Sie schwächen unsere
Bündnisse." Statt bei den Partnern als starke Stimme für Abrüstung und
Rüstungskontrolle mitzureden, säße Deutschland bei den entscheidenden
Debatten nicht mehr mit am Tisch, so der SPD-Politiker.

Damit Atomwaffen "ein für alle Mal verschwinden, müssen sie überall
vernichtet werden". Dafür brauche es internationale Vereinbarungen auf
breiter Basis, "und an solchen Vereinbarungen arbeiten wir mit aller
Kraft", so Maas. Deutschland habe das Thema nukleare Abrüstung
erstmals seit Jahren wieder auf die Tagesordnung des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen gesetzt und mit den Außenministern der 16
Staaten der sogenannten Stockholm-Gruppe "erst vor wenigen Wochen über
weitere Schritte hin zu nuklearer Abrüstung und Nichtverbreitung
verständigt, um dringend benötigte Fortschritte bei der Überprüfung
des Atomwaffensperrvertrags in diesem Jahr zu erzielen". "Auch die
internationale Debatte über die Kontrolle neuer moderner Waffensysteme
treiben wir voran." Je unberechenbarer Nuklearmächte sich verhielten,
"desto mehr sind wir als Friedensmacht gefragt und dürfen diese
Debatte nicht allein anderen überlassen". Die internationalen
Rahmenbedingungen dafür seien in den vergangenen Jahren schwieriger
geworden. "Mit umso mehr Energie haben wir konkrete
Abrüstungsinitiativen gestartet." [4]

Beim Streit um US-Atomwaffen und die nukleare Teilhabe geht es um weit
mehr als nur neue Kampfjets, rührt diese Kontroverse doch an
Deutschlands militärischer Bedeutung in der Welt. Im März 1955
brachten die US-Streitkräfte die ersten atomaren Fliegerbomben in die
Bundesrepublik, doch der Regierung von Kanzler Konrad Adenauer reichte
das nicht. Obwohl sich die Bundesrepublik verpflichtet hatte, auf
atomare, biologische und chemische Waffen zu verzichten, verfolgte
Adenauer die Idee eines eigenen Arsenals. Er zweifelte an den
Sicherheitsgarantien der Amerikaner und wollte gemeinsam mit
Frankreich und Italien eine europäische Nuklearbewaffnung
vorantreiben, worin ihn Franz Josef Strauß unterstützte, der vom
Atom- zum Verteidigungsminister avancierte.

In den USA trachteten hingegen sowohl Präsident John F. Kennedy als
auch sein Nachfolger Lyndon B. Johnson danach, die Verbreitung von
Atomwaffen zu begrenzen und die NATO zu stärken, auch um den Einfluß
der USA in Europa zu wahren und das Entstehen eines europäischen
Blocks außerhalb der NATO zu verhindern. Daraus wurde schließlich das
Konzept der nuklearen Teilhabe geboren. Dabei blieben die
US-Atomwaffen bis zum tatsächlichen Einsatz physisch wie politisch
unter der ausschließlichen Kontrolle der USA. Nur der Präsident kann
sie mit speziellen Codes freigeben, nur US-Soldaten können die Waffen
scharf machen. Sie werden dann aber von Kampfjets europäischer
NATO-Staaten ins Ziel getragen, was angeblich die letzte Mitsprache
der Alliierten sichert. Zugleich wurde 1966 die nukleare
Planungsgruppe bei der NATO eingerichtet, bis heute das zentrale
Gremium der Allianz bei der Nuklearstrategie. Die politische
Mitbestimmung in diesem Gremium gilt in Berliner Regierungskreisen als
zentrales Argument gegen einen Ausstieg aus der nuklearen Teilhabe.
[5]

In Europa sind derzeit noch etwa 150 taktische Atomwaffen der USA
stationiert. Auf dem Fliegerhorst Büchel in der Eifel lagern rund 20
Atombomben vom Typ B-61, weitere Stützpunkte gibt es in Belgien,
Italien und den Niederlanden sowie in der Türkei. Wie schlecht es um
die Teilhabe bestellt ist, dokumentierte der Bericht, daß die Bomben
im Herbst 2019 unbemerkt von der Öffentlichkeit für 48 Stunden in die
USA ausgeflogen wurden, um sie mit neuer Software zu modernisieren.
Dies ist Teil eines aufwendigen Programms der USA, um die Lebensdauer
der Bomben bis ins Jahr 2040 zu verlängern. Die Bundesregierung hatte
dabei nichts zu sagen, sie wurde nur kurzfristig davon in Kenntnis
gesetzt und hielt Kräfte der Bundeswehr für einen Extremfall wie jenen
bereit, daß die Frachtmaschine mit den Bomben an Bord über deutschem
Staatsgebiet abgestürzt wäre.

Die Forderung nach Abzug der US-Atombomben ist in deutschen
Regierungskreisen nicht neu, war doch zur Zeit der schwarz-gelben
Koalition Guido Westerwelle als Außenminister mit einer entsprechenden
Initiative gescheitert. Im Bundestagswahlkampf 2017 versprach Martin
Schulz als SPD-Kanzlerkandidat, sich dafür einzusetzen, was
bekanntlich folgenlos blieb. Nun greifen Mützenich, Walter-Borjans und
Esken das Thema abermals auf, womit sie Verteidigungsministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer in die Parade fahren, die atomwaffenfähige
US-Kampfflugzeuge vom Typ F-18 als Ersatz für den in die Jahre
gekommenen Tornado beschaffen will. Sie müssen sich den Vorwurf
gefallen lassen, mit Blick auf ein später eventuell mögliches
Regierungsbündnis mit Linken und Grünen nach Wahlkampfthemen zu
suchen, ohne dies offen einzuräumen. Die nukleare Abschreckung sei für
die Sicherheit Europas unverzichtbar, erklärte denn auch Johann
Wadephul von der CDU. "Wenn Spitzenvertreter von Partei und Fraktion
der SPD dies infrage stellen, ist es ein verheerendes Signal für
Deutschlands Sicherheitspolitik." Das könne die CDU/CSU-Fraktion nicht
akzeptieren. Noch schärfer reagierte die FDP. Die Äußerungen
Mützenichs seien "populistisch und einer Regierungsfraktion unwürdig",
kritisierte der außenpolitische Sprecher der Fraktion, Bijan
Djir-Sarai. Für ein wenig innenpolitischen Applaus sei er
offensichtlich bereit, Deutschland in der NATO zu isolieren und damit
die Sicherheitsarchitektur in Europa zu gefährden. [6]

Das Führungstrio der SPD hat also für heftige Turbulenzen in der
eigenen Partei wie auch der Koalition gesorgt, doch halten sich die
vorgeblich spektakulären Forderungen in engen Grenzen. Wenngleich sie
nicht so dick auftragen wie Heiko Maas, der Deutschland zur
Friedensmacht und die SPD zu deren erster Garantin erklärt, stellt
auch Mützenich den deutschen Einfluß auf dem militaristischen Feld
nicht in Frage: "Wir sollten als Deutsche selbstbewusst fordern, die
Nuklearstrategie der Nato auch dann mit zu prägen, wenn keine
Nuklearwaffen mehr auf unserem Gebiet lagern." Eine substantielle
Position gegen Aufrüstung und Krieg sieht anders aus.


Fußnoten:

[1] www.tagesspiegel.de/politik/maas-reagiert-auf-muetzenichs-atomwaffen-forderung-unsere-aussen-und-sicherheitspolitik-darf-nie-ein-deutscher-sonderweg-sein/25794166.html

[2] www.deutschlandfunk.de/wehrbeauftragter-bartels-abgesaegt-spd-auf-kurs-ins.720.de.html

[3] www.faz.net/2.1677/spd-streitet-ueber-nukleare-teilhabe-deutschlands-16751148.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/heiko-maas-gegen-deutschen-sonderweg-bei-atomwaffen-a-52e164f1-5f3a-4d84-8e31-357df9432a18

[5] www.sueddeutsche.de/politik/atomwaffen-atombombe-1.4897147
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RAUB/1239: Neustart - Wirtschaft gegen Klimaschutz ... (SB)



Die beim Autogipfel in Aussicht gestellten Kaufprämien werden zu
Recht von Fridays for Future und anderen KlimaaktivistInnen scharf
kritisiert. Allerdings reicht es nicht aus, die Entscheidung für die
weitere Subventionierung des motorisierten Individualverkehrs aus
ökologischen Gründen abzulehnen. Auch die EigentümerInnen und
ManagerInnen von BMW, Daimler und Volkswagen sind ganz und gar dafür,
ihre Villen auch in Zukunft in idyllischen Naturräumen bauen zu
können, wo sie und ihre Kinder gute Luft atmen, anstatt sich die
Lungen von Stickoxiden verätzen zu lassen, die auch noch die Chancen
für einen schweren Krankheitsverlauf bei Ansteckung mit Corona
erhöhen.

Kurz gesagt, die Natur zu schützen und den Klimawandel zu begrenzen
ist breiter, alle Klassengrenzen überschreitender Konsens. Wieso also
sind sich die Damen und Herren, die an der Videokonferenz mit
Kanzlerin, mehreren Bundesministerien, Autounternehmen und IG Metall
teilgenommen haben, einig darin, daß der Staat nicht nur Kaufanreize
für E-Mobile, sondern auch Autos mit Verbrennungsmotoren in Höhe von
mehreren tausend Euro freisetzen sollte? Ganz sicher auch deshalb,
weil die Autoindustrie zentraler Motor einer nationalen
Reichtumsproduktion ist, wie die 25 Milliarden Euro Profit belegen,
die Daimler, Volkswagen und BMW letztes Jahr zur Freude ihrer
Aktionäre erwirtschaftet haben.

Bei der Förderung dieser Industrie stehen nicht, wie suggeriert,
sichere Einkommen für ArbeiterInnen im Vordergrund. Diese ließen sich
mit der Vergesellschaftung ihrer Produktionsmittel und einer Konversion
zur Herstellung dringend benötigter und nachhaltiger Güter wirksamer
und langfristiger garantieren. Wer an die Stabilisierung einer
Klassengesellschaft denkt, der Lohnabhängige Mittel zum Zweck einer
Kapitalakkumulation sind, die sich im Falle der Autokonzerne mit
Gewinnrücklagen in Höhe von fast 180 Milliarden Euro beziffern läßt
[1], dürfte mit dieser Vermutung näher am materialistischen Fundament
ihres Existenzzweckes als Branche liegen.

Warum ist die aus sozialökologischen Gründen erforderliche
Mobilitätswende mit Widerständen konfrontiert, die sich trotz der
offenkundigen, schon vor der Coronapandemie existierenden Absatzkrise
so unsichtbar wie unüberwindlich in den Weg stellen? Weil am Erhalt
der automobilgerechten Gesellschaft mehr hängt als die Sicherung des
Reichtums einer kleinen Minderheit, die sich mit dem neoliberalen
Glaubenssatz zu legitimieren versucht, daß alle Menschen vom
Wirtschaftswachstum profitieren, also auch diejenigen, die von den
Resten leben müssen, die vom gutgedeckten Tisch herunterfallen. Es
geht um die Aufrechterhaltung der privatwirtschaftlichen
Eigentumsordnung als zentraler Organisationsform dieser Gesellschaft
und der als alternativlos dargestellten Logik einer
Kapitalverwertung, die keinem anderen Zweck außer der Vermehrung von
Geld genügen muß.

Einzugestehen, daß es niemals eine bessere Gelegenheit als im tiefen
Tal der Coronakrise gegeben hat, die soziale Reproduktion auf weit
weniger verbrauchsintensive und zugleich sozial gerechtere Füße zu
stellen, käme jenem revolutionären Bruch mit den herrschenden
Verhältnissen gleich, den zu verhindern mit der Dämonisierung jeder
vorstellbaren Form von Sozialismus zu den vorrangigen Zwecken der
Staatsräson gehört. Gerade weil alle Welt weiß, daß nicht nur die
fossilistische Produktionsweise, sondern die kapitalistische
Industriegesellschaft Lebensverhältnisse von abnehmender Qualität und
anwachsender Zerstörungsgewalt erzeugt, muß den Anfängen gewehrt
werden.

Es ist Fridays for Future allemal zugute zu halten, daß ihre
AktivistInnen nicht auf den Hype um E-Autos und Hybride hereinfallen,
sondern sich gänzlich gegen die Produktion neuer Autos aussprechen.
Auch daß sie die soziale Frage zum Thema machen, indem sie
klarstellen, daß Milliarden für die Autoindustrie schlichtweg
ungerecht sind, läßt ein Potential für systemische Grundsatzfragen in
ihren Reihen erkennen - "Die Pflegekräfte, die Gastronomie,
Erntehelfer:innen, Lehrkräfte, Einzelhändler:innen und viele andere
stemmen Corona und werden nicht gehört" [2]. Eine Veränderung des
herrschenden Akkumulationsregimes, die Klimakrise, Naturzerstörung,
Artensterben, Krieg, Hunger und Elend dauerhaft bewältigte, müßte so
tiefgreifend sein, daß die Einsicht, ohne Überwindung des
herrschenden Akkumulationsregimes etwa in Richtung auf eine
ökosozialistische Gesellschaftsordnung gehe es nicht, wie von selbst
um sich griffe.

Der insbesondere durch die verlangte staatliche Subventionierung der
Autoindustrie, der Luftfahrtbranche, der Tourismus- und
Kreuzfahrtindustrie hervortretende Widerspruch zwischen
wirtschaftlichem Neustart und notwendigem Klimaschutz macht deutlich,
wie schlecht es um die Bereitschaft einflußreicher Kreise in der
Bundesrepublik bestellt ist, ökologischen Reformen zuzustimmen, die
auch nur ein wenig über den Horizont grünkapitalistischen Wachstums 
hinausweisen. Ans Eingemachte sozialer Widersprüche zu gehen und damit
die zentrale Achse kapitalistischer Herrschaft anzugreifen wäre der
logische Schritt jeder ernstzunehmenden sozialökologischen
Veränderung, ohne die sich weder ein den Bedürfnissen der Menschen
gerecht werdendes Gesundheitssystem noch elementare Funktionen
der Daseinsvorsorge wie Ernährungssouveränität und sichere Versorgung im
Alter und vor allem kein selbstbestimmtes nichtentfremdetes Arbeiten
verwirklichen lassen werden. 

Der den gesellschaftlichen Diskurs beherrschende Sachzwang, anders
als zuvor könne die Zukunft nicht aussehen, was zwingend erforderlich
mache, die Schornsteine endlich wieder rauchen zu lassen, ist von
erheblicher suggestiver Kraft und bedarf weit mehr als das Streben
nach Teillösungen, mit denen immerhin schon etwas erreicht wäre. Es
bleibt dabei - ohne die Eigentumsfrage zu stellen bleibt die
Machtfrage unangetastet, was eine basisdemokratische und
selbstbestimmte Zukunft außerhalb jeder Reichweite rückte. Wenn der
Übergang zur postpandemischen Zukunft nicht in einen Alptraum an
autoritärer Sozialkontrolle, biopolitischen Grenzziehungen und
systematisch erzeugten Spaltungen auch kleinster Kollektive münden
soll, müssen der Kampf um den Erhalt der natürlichen
Lebensvoraussetzungen und der Streit um soziale Gleichheit zusammen
geführt werden. Das setzt die Entwicklung antipatriarchaler,
antirassistischer und antifaschistischer Kritikfähigkeit
selbstverständlich voraus, was sich als unverhofftes Bindeglied
zwischen den Generationen, Geschlechtern und Herkünften erweisen
könnte.


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/beilage/art/377257

[2] https://fridaysforfuture.de/autogipfel/?fbclid=IwAR1x_LMBD00zBViwxUH9xETelg9s05q_xDSsiOz49ySYUPSr6EOBbN-2CmI
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1374: Lohn der Anpassung - Entwicklungshilfe ... (SB)



Die Bundesregierung will nur noch wenigen ausgewählten Ländern
sogenannte Entwicklungshilfe zukommen lassen. Nicht zum ersten Mal
reduziert Deutschland damit den Kreis der begünstigten
Empfängerländer, die sich gegenüber deutschen Interessen
aufgeschlossen zeigen. Alle anderen fallen in die unausgesprochene
Kategorie "schlechte Regierungsführung". Das sind solche Länder, die
beispielsweise Geschäfte mit dem Konkurrenten China betreiben, den
Marktöffnungsforderungen Deutschlands Widerstand leisten oder in
denen zuvor auch von Deutschland hofierte Eliten an der Macht sitzen
und es den einstigen Kolonialherren und heutigen
Globalisierungspartnern gleichtun wollen.

Mit wohlfeilen Formulierungen wie, daß "eine neue Qualität der
Zusammenarbeit" angestrebt wird, "die Maßnahmen in Zukunft noch
wirksamer und effizienter eingesetzt werden sollen" und die
Bundesregierung "noch stärker als bisher messbare Fortschritte bei
guter Regierungsführung, der Einhaltung der Menschenrechte und im
Kampf gegen die Korruption" einfordert [1], greift das BMZ zwar die
seit langem an der Entwicklungspolitik geübte Kritik seitens
Nichtregierungsorganisationen auf, doch sie legt deren Standpunkte so
aus, daß damit wieder einmal die eigenen Hegemonialinteressen bedient
werden.

Entwicklungshilfeminister Gerd Müller (CSU) ist jemand, der
beansprucht, genauer hinzuschauen. Auf dem Rückflug von Bangladesch,
wo er ein Lager mit myanmarischen Flüchtlingen der Rohingya besucht
hat, soll er unter dem Eindruck der dort herrschenden elenden
Verhältnisse beschlossen haben, alle Projekte der Zusammenarbeit mit
der Regierung in Myanmar auszusetzen, wie tagesschau.de berichtete.
[2]

Vor einigen Jahren hatte Müller eine Reform der Entwicklungspolitik
angekündigt, die nun mit dem Konzept "BMZ 2030" [3] konkretisiert
wurde und in den nächsten Jahren umgesetzt werden soll. Myanmar ist
draußen. Von ursprünglich 85 Ländern, mit denen das BMZ bilateral
zusammengearbeitet hat, sind rund 50 übriggeblieben. Die Länderliste
ist zwar unveröffentlicht, doch werden in der Presse schon Namen
genannt. So entfällt die bilaterale Hilfe auch für Liberia, Nepal,
Sri Lanka, Honduras, Guatemala und Kuba.

Müller zufolge werde mit keinem Land die Zusammenarbeit komplett
eingestellt. Statt der bisherigen bilateralen Hilfe soll die
Kooperation durch die Europäische Union, Hilfsorganisationen oder
Stiftungen fortgesetzt werden. Außerdem werde man im Bereich der
Gesundheitspolitik kein Projekt einstellen - wegen der
Coronaviruspandemie. Doch wurden die Hilfsorganisationen zuvor
gefragt, ob sie überhaupt willens sind, sich in Ländern stärker zu
engagieren, aus denen sich das BMZ aufgrund beispielsweise von
Korruption und Repression zurückgezogen hat?

VENRO zum Beispiel, der Verband Entwicklungspolitik und Humanitäre
Hilfe deutscher Nichtregierungsorganisationen e. V., der in der
Spanne der Nichtregierungsorganisationen (NRO) zu den eher moderaten,
regierungsnahen Positionen neigt, zeigt sich in mancher Hinsicht
skeptisch gegenüber der Reform. Das BMZ habe sie "in einem
vornehmlich internen Reflexionsprozess" entwickelt (...), der
"explizit nicht für die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft"
geschaffen wurde. Dennoch stelle sich die Frage, inwieweit sich "die
Veränderungen bei Schwerpunkten, Prozessen und Strukturen im BMZ
mittelbar auf die Arbeit der NRO auswirken". Und etwas weiter in der
Stellungnahme: "Auch wenn wir generell die Stärkung der
zivilgesellschaftlichen Arbeit begrüßen, sollten NRO als
eigenständige Akteurinnen der Entwicklungszusammenarbeit nicht in die
Rolle gedrängt werden, entstandene Lücken zu füllen. Dies entspricht
nicht ihrem Selbstverständnis in ihrer Zusammenarbeit mit lokalen
Partner_innen." [4]

VENRO begrüßt, daß sich die Bundesregierung zu den Pariser
Klimaschutzzielen und den UN-Nachhaltigkeitszielen der Agenda 2030
bekennt, kritisiert jedoch, daß im Reformkonzept des BMZ das Prinzip
"Leave no one Behind" aus der Agenda 2030 nicht erwähnt wird. Und
nicht nur VENRO, auch das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e. V.
bemängelt laut tagesschau.de, daß die am wenigsten entwickelten
Länder unter den Tisch gefallen sind.

Das Konzept BMZ 2030 wird zwar als erstes Reformprojekt seit zwölf
Jahren bezeichnet, doch hat das Ministerium in der Zwischenzeit
(2017) seinen "Marshallplan mit Afrika" aufgelegt, durch den die
Zusammenarbeit bereits auf wenige Staaten konzentriert wird.
Historischer Hintergrund hierzu wiederum ist der Ausstieg
Deutschlands bzw. der Europäischen Union aus dem Lomé-System, bei dem
den 78 AKP-Staaten - ehemalige Kolonien in Afrika, der Karibik und
dem pazifischen Raum - unter anderem zollfreier Zugang für die
hiesigen Märkte eingeräumt worden war. Dieses System wollte die
Europäische Union zu ihrem Vorteil durch
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (EPA) mit zu Gruppen
zusammengeschlossenen Ländern ersetzen, ein Prozeß, der sehr zäh
verlief und nicht überall Erfolg im Sinne der EU gezeitigt hat. Die
Position der AKP-Staaten hatte sich nämlich im Laufe der
Verhandlungszeit verbessert, da mit China ein alternativer
Handelspartner zur Verfügung stand.

Auf Empfehlung der OECD hat die Bundesregierung 2008 fast zwei
Dutzend Kooperationsländer, mit denen eine umfassendere
Entwicklungszusammenarbeit betrieben wurde, aus seiner Liste
gestrichen. Schaut man noch weiter zurück, wird man feststellen, daß
die Bundesregierung schon vor Jahrzehnten eine Konzentration der
sogenannten Empfängerländer für Entwicklungshilfe angemahnt hat.

Entwicklungspolitik hat somit von jeher die wirtschaftlichen
Interessen Deutschlands in den Ländern des Trikonts mittelbar und
unmittelbar begleitet. Selbstverständlich wurden und werden dabei
Partnerländer und Themen immer wieder neu festgelegt, da sich auch
die wirtschaftspolitischen Bedingungen geändert haben.

Wenn sich BMZ-Chef Müller vom "Gießkannenprinzip" verabschieden will,
wie er behauptet, dann zeigt das, daß seine Erfahrungen beim Gärtnern
eher bescheiden zu nennen sind, dient doch die Gießkanne der
gezielten Bewässerung bestimmter Pflanzen. Oder er nimmt es mit der
Wahl seiner Analogien nicht so genau. Was er mit "Gießkannenprinzip"
meint, ist klar, er will damit sagen, daß damit auch Unkraut begossen
wird, das kein Wasser erhalten soll. Nun, Müller hätte wohl eher von
einem Gießkännchen sprechen sollen, denn üppig hat sein Ministerium
die zur Verfügung stehenden Gelder nicht verteilt.

Im übrigen sollte, wenn von "Entwicklungshilfe", "Partnerschaft auf
Augenhöhe" oder "Zusammenarbeit" gesprochen wird, dies den
eigentlich dabei beabsichtigten Vorgang treffender übersetzt werden
als einen Versuch, die eigene Exportwirtschaft zu stärken, dauerhafte
Absatzräume für hier produzierte Waren zu schaffen oder allgemein,
Produktionsbedingungen zum Vorteil der eigenen Hegemonialabsichten zu
schaffen. Das schließt die Abwehr von Flüchtlingen an den
EU-Außengrenzen ebenso ein wie den gezielten Brain Drain, also das
Abwerben von ausgebildeten Fachkräften mittels der Blue Card der
Europäischen Union.

Die Definitionshoheit darüber, welche Regierung korrupt ist,
Pressezensur ausübt oder Oppositionelle unterdrückt, liegt
ausschließlich bei der Bundesregierung. Die verfolgt mit ihrem an
Menschenrechten orientiertem Ansatz politische Absichten, deren
Erfüllung sich nicht von den Herrschaftstechniken unterscheidet,
weswegen andere Staaten nun keine Entwicklungshilfe mehr erhalten
sollen. Seien es Waffenlieferungen an Kriegsnationen wie
Saudi-Arabien - notfalls über Bande, also über andere Staaten -, die
Anerkennung eines gescheiterten Putschisten als rechtmäßigen
Staatsführer in Venezuela oder das Stillschweigen über einen
Staatsführer wie Erdogan, der so vieles auf sich vereint, daß es für
drei "Schurken" reichen würde: Folter, Führen eines Angriffskriegs,
Zusammenarbeit mit Kopfabschneider-Dschihadisten, Liquidierung von
Oppositionellen im Ausland und vieles mehr. Wenn es um die Abwehr
von Flüchtlingen geht, kennt die Bundesregierung kein Pardon.
Menschenrechte sind nur was für die anderen.


Fußnoten:

[1] http://www.bmz.de/20200429-1

[2] https://www.tagesschau.de/inland/entwicklungshilfe-kriterien-101.html

[3] http://www.bmz.de/de/mediathek/publikationen/reihen/infobroschueren_flyer/infobroschueren/sMaterialie485_bmz_2030.pdf

[4] https://venro.org/fileadmin/user_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Stellungnahmen/VENRO_Stellungnahme_BMZ_2030.pdf
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USA/1423: Washington - Demokraten in der Zerreißprobe ... (SB)

Washington - Demokraten in der Zerreißprobe ...



Ende Februar, Anfang März hat das Democratic National Committee (DNC)
mit Barack Obama als Drahtzieher im Hintergrund durch den
koordinierten Rückzug der meisten anderen Bewerber um die Nominierung
zum demokratischen Kandidaten bei der diesjährigen Präsidentenwahl
zugunsten Joe Bidens die Kampagne des ehemaligen Vizepräsidenten
gerettet und zugleich die des "sozialistischen" Senators Bernie
Sanders aus Vermont torpediert, der bis dahin nach Siegen bei den
ersten drei Vorwahlen in Iowa, New Hampshire und Nevada in Front lag.
Nun steht die demokratische Parteiführung um Obama, Hillary Clinton,
Nancy Pelosi und Chuck Schumer vor einem politischen Scherbenhaufen.
Der Preis dafür, die Galionsfigur der Parteilinken zum zweiten Mal
nach 2016 um die Teilnahme an der Endrunde gegen Donald Trump betrogen
zu haben, dürfte eine zweite Amtszeit des rassistischen
republikanischen Hetzers im Weißen Haus bedeuten - Corona-Krise hin
oder her.

Biden hat im kommenden November gegen den zwar polarisierenden, dafür
die eigene Anhängerschaft um so stärker mobilisierenden Trump aus
mehreren Gründen keine Chance. Während der Zeit des uncharismatischen
Apparatschiks im Senat hat sich Delaware zur Steueroase unter den
US-Bundesstaaten für Amerikas Großkonzerne entwickelt. Dafür hat Biden
Millionen Dollar Wahlkampfspenden vor allem seitens der
US-Finanzindustrie eingestrichen. Er pflegt beste Beziehungen zur Wall
Street, was vor wenigen Tagen durch die Ernennung von Larry Summers
zum Finanzberater seines Wahlkampfteams unterstrichen wurde. Die
Entscheidung hat alle Hoffnungen, Biden könnte einen Linksschwenk
vornehmen, um die Sanders-Anhängerschaft zu versöhnen, zunichte
gemacht. Schließlich ist Summers, der ehemalige Chefökonom der
Weltbank, der unter Bill Clinton Stellvertretender Finanzminister war
und in einer Biden-Regierung offenbar die Leitung des Treasury
Department übernehmen sollte, als unverfrorener Verfechter der
neoliberalen Wirtschaftsideologie bekannt.

Während der Präsidentschaft des Parteikollegen Clinton von 1993 bis
2001 hatte Biden wesentlichen Anteil an einer drastischen,
rassistisch motivierten Verschärfung der Bundesstrafgesetzgebung und
der sich daraus ergebenden Explosion bei der Zahl der
Gefängnisinsassen. Als führender Demokrat im außenpolitischen Ausschuß
des Senats sorgte Biden maßgeblich für die Zustimmung beider Häuser
des Kongresses zu den illegalen Kriegsinterventionen der
US-Streitkräfte 1999 im ehemaligen Jugoslawien und 2003 im Irak -
letzteres auf Veranlassung der Administration des Republikaners George
W. Bush. Angesichts solcher Karriereleistungen werden sich Millionen
progressiver und friedensbewegter Wähler, die Sanders ihre Stimme
gegeben hätten, von Biden abwenden und den Urnengang gar nicht erst
antreten.

Als Vizepräsident und außenpolitischer Aufpasser Obamas von 2009 bis
2017 war Biden in die Destabilisierung Syriens und Libyens tief
verstrickt. In dieser historischen Phase hatte er insbesondere
wesentlichen Anteil an dem blutigen, von der CIA inszenierten Putsch
2014 in der Ukraine, mit dessen Leitung ihn Obama beauftragt hatte und
den sich die USA nach Angaben der damals zuständigen Staatssekretärin
im State Department, Victoria Nuland, insgesamt fünf Milliarden Dollar
kosten ließ. Biden geht aktuell mit dem Versprechen hausieren, die
"globale Führung" der USA wiederherzustellen, was gefährliche
Spannungen mit Rußland und China verspricht und im Grunde nichts
anderes als eine politisch korrektere Version von Trumps dumpfbackigem
Wahlslogan "Make America Great Again" darstellt.

Zum Anti-Trump taugt Biden, allen hehren Bekundungen zu welchen Werten
auch immer zum Trotz, auch nicht, denn genau wie dem Machomann aus
Queens haftet dem vermeintlichen Freund der hart arbeitenden
amerikanischen Arbeiterklasse der Ruf an, ein verkappter
Sexualstraftäter zu sein. Seit Jahren beklagen sich Mitarbeiterinnen
und andere Politikerinnen darüber, daß Biden ihnen zu nahe kommt und
unsittliche Berührungen als liebevolle Streicheleinheiten tarnt. Wegen
seiner wiederholten Überschreitung der herkömmlichen, informellen
Abstandsregeln, bei der er sich angeblich niemals etwas gedacht hat
und lediglich seine tief empfundene Empathie weitergeben wollte, mußte
sich der "nette Onkel Joe" bereits 2019 öffentlich entschuldigen und
Besserung geloben.

Seit einem Radiointerview im März für den Podcast von Katie Halper
stehen jedoch weit schwerere Vorwürfe im Raum. Tara Reade, die einst
im Senatsbüro Bidens im Kongreß gearbeitet hat, behauptet, er habe sie
1993 sexuell angegriffen. Bei einem opportunistischen
"Annäherungsversuch" in einem sonst menschenleeren Flur habe er sie
gegen die Wand gedrückt, sie geküßt, seine Hand unter ihren Rock
geschoben und ihr mit mehreren Fingern in die Scheide gegriffen. Als
Reade die Avance nicht wie von Biden erwartet erwiderte, sondern sich
aus seiner Umarmung befreien konnte, habe er sie mit dem Spruch "Sie
bedeuten mir nichts" abgefertigt. Reade behauptet, sie habe nach der
Überwindung des ersten Schocks ihrer Mutter, ihrem Bruder und einer
Freundin von dem Vorfall berichtet. Die beiden letzteren haben diese
Angabe inzwischen bestätigt, ihre Mutter ist 2016 verstorben. Vor
wenigen Tagen ist die Aufnahme einer Episode der CNN-Anrufsendung von
Larry King aus dem Jahr 1993 aufgetaucht, auf der Reades Mutter zu
hören ist, wie sie sich als anonyme Anruferin über die schlechten
Erfahrungen ihrer Tochter am Kapitol beschwert und die offenkundige
Straflosigkeit kritisiert, mit der dort die männlichen Politiker
gegenüber Frauen agieren.

Die Enthüllung der heute 56jährigen Reades hat nicht nur Biden,
sondern vor allem die führenden Demokratinnen schwer in Bedrängnis
gebracht. Da der 79jährige Biden bereits versprochen hat, nicht nur
eine Frau zur Vizepräsidentskandidatin zu ernennen, sondern im Fall
eines Wahlsiegs aus Altersgründen nur eine Amtszeit seinem Land als
Präsident zu dienen, machen sich Elizabeth Warren, Kamala Harris, Amy
Klobuchar, Gretchen Whitmer und Stacey Abrams große Hoffnungen, erste
Präsidentin der Vereinigten Staaten zu werden. Sie stehen jetzt in der
Zwickmühle zwischen der politischen "Freundschaft" zu Biden und ihrem
früheren Einsatz in der #MeToo-Debatte, derzufolge der Frau beim
Vorwurf eines sexuellen Übergriffs "immer" geglaubt werden soll.
Bereits jetzt vergleichen die Republikaner die Zurückhaltung, mit der
sich prominente Demokratinnen mit dem Fall Tara Reade befassen, mit
der Energie, mit der sie letztes Jahr Trumps Nominierung des
erzkonservativen Juristen Brett Kavanaugh zum Mitglied des Obersten
Gerichtshofs wegen dessen fragwürdigen Verhaltens der Kommilitonin
Christine Blasey Ford gegenüber bei einem Saufgelage in seiner Zeit
als Hochschulstudent in den achtziger Jahren vergeblich zu blockieren
versuchten, und werfen dem politischen Gegner Heuchelei vor.

Nach wochenlangem Schweigen zu Tara Reade trat Biden am 1. Mai in der
MSNBC-Fernsehsendung "Morning Joe" auf und ließ sich rund 20 Minuten
lang von Mika Brzezinski zu der Kontroverse ausfragen. Er behauptete,
der Vorfall habe "sich gar nicht ereignet". "It never happened", so
seine kategorische Aussage. Biden hat Reade nicht direkt eine Lügnerin
genannt, sondern lediglich die These vertreten, daß sie sich eventuell
falsch erinnere. Reade macht geltend, sie sei damals nicht wie von
ihrer Mutter empfohlen zur Polizei gegangen, um Strafanzeige zu
erstatten, sondern habe den Vorfall bei der Beschwerdestelle des
Senats gemeldet, worauf natürlich nichts außer ihrer Entlassung durch
Biden erfolgt sei. Der Möchtegern-Präsident hat sich in der
Zuversicht, es gebe nichts zu finden, für die Freigabe der
entsprechenden Akten der Senatsverwaltung ausgesprochen. Gleichwohl
sperrt sich Biden gegen die Freigabe seiner Akten aus seiner Zeit als
Senator, die unter Verschluß bei der Universität von Delaware liegen,
mit dem fadenscheinigen Argument, es könnten sich darunter
außenpolitische Staatsgeheimnisse befinden.

Angesichts der unappetitlichen Tara-Reade-Affäre wird bei den
Demokraten hinter vorgehaltener Hand über den Austausch Bidens als
Präsidentschaftskandidat auf ihrem Parteitag in Milwaukee diskutiert,
der ursprünglich im Juli stattfinden sollte, aber wegen der
Corona-Krise für unbestimmte Zeit verschoben wurde. Weil die
Alternative auf gar keinem Fall Bernie Sanders heißen darf, stellen
die Parteiführung und ihre Verbündeten bei den liberalen Medien seit
Wochen das "präsidiale" Agieren des New Yorker Gouverneurs Andrew
Cuomo in der Covid-19-Pandemie heraus und bauen ihn inzwischen
halbwegs offen zum eventuellen Trump-Bezwinger auf. Am 4. Mai forderte
die Journalistin Elizabeth Bruenig, deren Gatte Matthew Bruenig als
Anwalt zum linken Flügel der Demokraten gehört, in der New York Times
wegen Bidens kleinen Tara-Reade-Problems einen "Plan B". Man darf
gespannt sein, wie die demokratische Partei in den kommenden Wochen
ihre jüngsten Schwierigkeiten bei der Kandidatenkür in den Griff
bekommt.

5. Mai 2020
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FRAUEN/841: Jahresbericht 2019 Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen" (BAFzA)

Gemeinsame Pressemitteilung vom Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben und dem Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen"
vom 5. Mai 2020

Giffey: Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen" ist Rettungsanker für viele
Betroffene

Jahresbericht 2019: Zahl der Beratungen stieg im Jahresvergleich um 6,5
Prozent



Das Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen" ist in Zeiten von Corona besonders
gefragt - aber auch schon vor der Pandemie sind Nachfrage und Bekanntheit
weiter gestiegen. Das geht aus dem Jahresbericht 2019 hervor, der heute
veröffentlicht worden ist. Demnach wurden seit dem Start des Hilfetelefons
im März 2013 insgesamt fast 230.000 Beratungen, sowohl telefonisch als auch
online, durchgeführt. 44.700 davon fanden 2019 statt. Damit verzeichnete
das bundesweite Beratungsangebot auch im siebten Jahr einen weiteren
Anstieg der Beratungen um 6,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Rund 24.700
von Gewalt betroffene Personen nutzten das niedrigschwellige Angebot - per
Telefon, Chat und E-Mail. Mehr als 9.400 Personen aus dem sozialen Umfeld
Betroffener und Fachkräfte wurden beraten.

"Das Hilfetelefon kann ein Rettungsanker sein, es ist für viele betroffene
Frauen buchstäblich die erste Hilfe, um der Gewalt zu entgehen", betont
Bundesfrauenministerin Dr. Franziska Giffey. "Die Zahlen für 2019 zeigen
aufs Neue, wie wichtig diese erste Anlaufstelle für die Betroffenen ist und
dass das Hilfetelefon in seiner Rolle als Vermittler zwischen Ratsuchenden
und Beratungseinrichtungen vor Ort ankommt. In der aktuellen Corona-Krise
ist die Bedeutung dieses europaweit einzigartigen Beratungsangebots sogar
noch gewachsen. Umso wichtiger ist es, dass die Erreichbarkeit des
Hilfetelefons rund um die Uhr auch in diesen schwierigen Zeiten
aufrechterhalten werden kann."

Mit rund 3.500 Beratungen stieg auch die Nachfrage nach fremdsprachiger
Beratung deutlich: um mehr als 29 Prozent. Am häufigsten wurde 2019 in
Arabisch, Farsi/Dari und Russisch beraten.

"Der deutliche Zuwachs bei den Beratungen in einer Fremdsprache zeigt, wie
wichtig gerade auch für Migrantinnen ein niedrigschwelliges anonymes
Beratungsangebot wie das Hilfetelefon ist", so Edith Kürten, die Präsidentin
des Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben. "In der
eigenen Sprache mit einer Beraterin vertrauensvoll über das Erlebte reden
zu können, ist für viele Betroffene oftmals der erste Schritt aus der
Gewalt."

Häusliche Gewalt bleibt häufigster Grund für Beratung

Fast 20.000 Beratungen drehten sich 2019 um das Thema häusliche Gewalt.
Zweithäufigstes Thema war sexualisierte Gewalt mit rund 4.400 Beratungen.
In mehr als 60 Prozent aller Beratungen konnten Ratsuchende an
Beratungsstellen vor Ort und in rund 22 Prozent an Frauenhäuser
weitervermittelt werden.

Den vollständigen Jahresbericht 2019 des Hilfetelefons "Gewalt gegen Frauen"
zum Herunterladen finden Sie unter:

www.hilfetelefon.de/presse


Zum Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen"

Das Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen" steht betroffenen Frauen rund um die
Uhr und an 365 Tagen im Jahr zu allen Formen von Gewalt zur Seite - ob
Gewalt in der Partnerschaft, Mobbing, Stalking, Zwangsheirat,
Vergewaltigung oder Menschenhandel. Unter der Rufnummer 08000 116 016 und
über die Online-Beratung unter www.hilfetelefon.de können sich Betroffene,
aber auch Menschen aus dem sozialen Umfeld sowie Fachkräfte, beraten lassen
- anonym, kostenlos, barrierefrei und in 17 Fremdsprachen. Auf Wunsch
vermitteln die Beraterinnen an eine Unterstützungseinrichtung vor Ort. Das
Hilfetelefon "Gewalt gegen Frauen" ist beim Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben angesiedelt.

Weitere Informationen zum Beratungsangebot erhalten Sie auf:

www.hilfetelefon.de

 * 

Quelle:

Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben

Pressestelle

Von-Gablenz-Straße 2-6, 50679 Köln

Telefon: 0221 3673-4489 | Fax: 0221 3673-54489

E-Mail: pressestelle@BAFzA.bund.de

Internet: www.bafza.de
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LEISTUNGEN/660: Überbrückungsgeld zum Schutz von Risikogruppen vor Verdienstausfall gefordert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 5. Mai 2020

Corona: Paritätischer fordert Überbrückungsgeld zum Schutz von
Risikogruppen vor Verdienstausfall



Der Paritätische Wohlfahrtsverband macht in einer aktuellen Stellungnahme
an den Bundestagsausschuss für Gesundheit auf eine sozialrechtliche
Leerstelle von hoher Brisanz aufmerksam: Infolge erster Lockerungen von
behördlich angeordneten Coronavirus-Schutzmaßnahmen und der damit
einhergehenden Öffnung von Arbeitsstätten droht eine Situation, in der
gesundheitlich besonders gefährdete Beschäftigte allein aus Angst vor
Verdienstausfall ihre Arbeit in den Betrieben wieder aufnehmen und sich
damit in Lebensgefahr begeben. Nach aktueller Rechtslage können
Risikogruppen zwar der Beschäftigung fernbleiben, haben jedoch keinen
Anspruch auf Lohnfortzahlung. Der Paritätische fordert daher für alle
besonders gefährdeten Beschäftigten ein Überbrückungsgeld, orientiert an
den Regelungen zum Kurzarbeitergeld.

"So wie Eltern eine Entschädigung erhalten, wenn sie corona-bedingt
Verdienstausfälle haben, weil sie ihre Kinder betreuen müssen, braucht es
auch eine finanzielle Absicherung für diejenigen, die zu einer Risikogruppe
gehören und deshalb nicht zur Arbeit gehen können", fordert Werner Hesse,
Geschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. "Es braucht ein
Überbrückungsgeld in angemessener Höhe, damit Beschäftigte nicht aus
finanzieller Sorge heraus unter Druck geraten, sich in Lebensgefahr zu
begeben." Das Überbrückungsgeld solle sich an den Regelungen des
Kurzarbeitergeldes orientieren, so der Vorschlag des Paritätischen, und 80
Prozent bzw. 87 Prozent des Verdienstausfalls betragen, wenn Kinder im
Haushalt leben. Die steuerfinanzierte Leistung sei allen Beschäftigten zu
gewähren, die aufgrund ihres höheren Risikos für einen schweren 
COVID-19-Krankheitsverlauf in der konkreten betrieblichen Situation nicht mehr ohne
Gefährdung von Gesundheit und Leben beschäftigt werden können und von
erheblichen, bis hin zu existenzgefährdenden finanziellen Einbuß
en bedroht sind.

Der Verband weist darauf hin, dass für Beamt*innen in vielen Bundesländern
und bspw. auch im Ausland bezahlte Freistellungen vorgesehen sind, sofern
die Beschäftigten zu einer Risikogruppe gehören. "Die Gefährdung
beispielsweise von Erzieher*innen in gemeinnützigen
Kindertageseinrichtungen, von Pflegekräften oder von Mitarbeiter*innen in
der Eingliederungshilfe ist keine geringere als bei Lehrkräften des
öffentlichen Dienstes. Wir brauchen eine Lösung, wie wir alle besonders
gefährdeten Beschäftigten finanziell absichern, um ihnen den Schutz vor
einer Infektion mit erwartbar besonders schwerem Verlauf so gut es geht zu
ermöglichen", so Hesse. Das Überbrückungsgeld sei ein pragmatischer Ansatz,
"um den Sorgen und Nöten, die infolge dieser noch nie dagewesenen 
Pandemie-Krise sowohl auf Seiten der Arbeitgeber als auch der Beschäftigten
bestehen, entgegen zu wirken."

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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GEWERKSCHAFT/1966: ver.di fordert Rettungsschirm für Kommunen - Handlungsfähigkeit muss gesichert werden (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Mai 2020

ver.di fordert Rettungsschirm für Kommunen - Handlungsfähigkeit
muss gesichert werden



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) fordert die
politisch Verantwortlichen in Bund und Ländern auf, die
Daseinsvorsorge in der Pandemie zu stärken und für die Zukunft
abzusichern. Dazu ist nach Ansicht von ver.di ein Rettungsschirm für
Kommunen dringend notwendig, der umfassende Maßnahmen - von sofort
notwendigen Akutmaßnahmen bis hin zu mittel- und langfristig
greifenden Programmen - enthält.

"Bei der Bewältigung der Corona-Pandemie spielen die Kommunen eine
tragende Rolle", betont der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke. Dazu
würden beispielsweise die Gesundheitsämter gehören, die infizierte
Menschen betreuen und Quarantänemaßnahmen absichern; ebenso kommunale
Einrichtungen, die Beschäftigte unterstützen, die in Kurzarbeit
wechseln müssen oder Selbstständige, die ihrer Tätigkeit zurzeit
nicht nachgehen können. Sie würden in Not geratene Menschen und
Familien beraten. Gleichzeitig seien wichtige kommunale Einrichtungen
wie Bäder oder Begegnungsstätten geschlossen. Indessen würden die
Kommunen mit Sorge auf die wirtschaftliche Entwicklung schauen. Um
die Handlungsfähigkeit der Kommunen zu sichern, sei es notwendig, die
Kommunen und ihre Unternehmen unter einen kommunalen Rettungsschirm
zu stellen und durch Corona entstandene Kosten durch die Bundesländer
und den Bund zu übernehmen. Zudem müsse die Mittelzuweisung im
kommunalen Finanzausgleich der Länder erhöht und die krisenbedingten
Einnahmeausfälle der kommunalen wie auch der privaten Unternehmen des
öffentlichen Personennahverkehrs mit einem dafür zu schaffenden
Notfallprogramm ausgeglichen werden, so Werneke weiter.

Den Kommunen stehe aufgrund der zur Eindämmung der Pandemie
notwendigerweise veranlassten staatlichen Maßnahmen im Bereich des
öffentlichen Lebens und der Wirtschaft ein massiver Finanzeinbruch
bevor. "Einnahmen aus Gewerbe- und Einkommenssteuer werden drastisch
sinken, viele Unternehmen können gar nicht oder nur mit
Einschränkungen ihren Betrieb aufrechterhalten. Von dieser Notlage
sind auch die kommunalen Unternehmen erfasst. Die Einnahmen
insbesondere im öffentlichen Personennahverkehr gehen massiv zurück",
erklärt die stellvertretende ver.di-Vorsitzende Christine Behle.
Einnahmen aus Eintrittsgeldern kommunaler Bühnen würden ebenso
entfallen wie Einnahmen der Messen, Kongresszentren und Flughäfen. Es
seien erhebliche Gewinnverluste kommunaler Betriebe zu erwarten,
darunter Elektrizitäts- und Wasserwerke sowie Schwimmhallen und
Tierparks, um nur einige Bespiele zu nennen.

"Die Kommunen müssen in dieser Situation von den Ländern und dem Bund
unterstützt werden. Sie dürfen nicht in Haushaltsschieflagen
getrieben werden, in denen sie Angebote der Kinder- und Jugendhilfe
oder andere soziale Dienste kürzen müssen, öffentliche Schwimmbäder
und Kultureinrichtungen dauerhaft schließen, den öffentlichen
Nahverkehr reduzieren oder kommunale Betriebe privatisieren. Den
Kommunen müssen außerdem Altschulden erlassen werden", fordert der
ver.di-Chef.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1965: Beschäftigte von H&M, Zara und Primark fordern Hilfe für Millionen Näherinnen in Asien (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Mai 2020

Beschäftigte von H&M, Zara und Primark fordern Hilfe -
Millionen Näherinnen in Asien sind Teil der Lieferkette



Beschäftigte der Modeketten H&M, Zara und Primark haben die
Unternehmen aufgefordert, einen Beitrag zur Unterstützung ihrer
Kolleginnen und Kollegen in den Zulieferbetrieben zu leisten.
Millionen Textilarbeiterinnen und -arbeiter insbesondere in
Bangladesch, Indien und Sri Lanka seien wegen der Corona-Krise ohne
Lohnfortzahlung und meist ohne jede soziale Absicherung entlassen
worden. Ihnen drohe nicht nur die Arbeitslosigkeit, sondern Armut und
Hunger. Die Fabriken stünden derzeit still.

In dem von Gesamtbetriebsräten und aktiven ver.di-Mitgliedern von
H&M, Zara und Primark unterzeichneten Papier heißt es, die Näherinnen
in Südasien seien Teil der eigenen Lieferkette. Deshalb dürfe man die
Last der Krise nicht auf die Lieferanten und damit letztlich auf die
Beschäftigten dort abwälzen. Nötig seien die Weiterzahlung der Löhne
auch in der Zeit des Stillstands sowie ein wirksamer
Infektionsschutz, ausreichender Abstand zwischen den Nähmaschinen und
Schutzausrüstung für die Näherinnen. Außerdem sei das Recht auf
gewerkschaftliche Organisierung wichtiger denn je.

"Die Corona-Pandemie zeigt, wie abhängig wir voneinander sind. Für
uns ist das ein Grund mehr, solidarisch mit unseren Kolleginnen und
Kollegen entlang der gesamten Lieferkette zu handeln", heißt es
gleichlautend in den Resolutionen der Beschäftigten von H&M, Zara und
Primark.

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger fordert die
Bundesregierung auf, ihren Einfluss auf die Regierungen der
betroffenen Länder wahrzunehmen, um die Rechte der Beschäftigten in
den Textilbetrieben zu schützen. "Bundesentwicklungsminister Gerd
Müller hat letzte Woche ein Konzept vorgelegt, wonach sich die
Entwicklungshilfe künftig an der Einhaltung von Menschenrechten und
nachhaltigen Lieferketten orientieren soll. Im Falle der
Textilindustrie in Bangladesch, Indien und Sri Lanka kann die
Bundesregierung jetzt zeigen, wie ernst es ihr damit ist."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2833: Allianz Hauptversammlung - Vorbildlich bei Kohle, widersprüchlich bei Öl und Gas (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Allianz Hauptversammlung:

Vorbildlich bei Kohle, widersprüchlich bei Öl und Gas

- Neuer Ausschluss von Kohleversicherung trifft unter anderem RWE und
Glencore

- Auch auf politischer Ebene ernstzunehmender Einsatz für den Klimaschutz

- 240 Mio. Dollar für Exxon: Allianz muss Klimaschutz auf Öl und Gas
ausweiten



Berlin, München - Zur morgigen (6. Mai 2020) Hauptversammlung des Versicherungskonzerns
Allianz lobt urgewald den Konzern für seine neuen Kohle-Einschränkungen,
weist aber auf fossile Investitionen hin, die die Klimabilanz der Allianz
nach wie vor belasten.

Vergangene Woche hat die Allianz mitgeteilt, dass sie neben dem Ausschluss
von Projektversicherung für neue Kohlekraftwerke und -minen ab 2023 auch
Unternehmen vom Schaden- und Unfallversicherungsschutz ausschließen will.

Betroffen sind Energieversorger, die

- 25 Prozent oder mehr ihres Stroms mit Kohle erzeugen und
 eine Kohle-Stromerzeugungskapazität von mindestens 5 Gigawatt betreiben.

Im Bergbaubereich sind Firmen betroffen, die

- mindestens 25 Prozent ihres Umsatzes mit energetischer Kohle machen und
 jährlich mindestens 50 Millionen Tonnen Kohle erzeugen.[1]

Eine urgewald-Analyse zeigt: Unter anderem RWE und Glencore könnten, Stand
jetzt, nicht mehr versichert werden.

Dazu kommentiert Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald: "Die
Allianz ist der deutsche Versicherer, der beim Klimaschutz am meisten will.
Allerdings hat der französische Großkonkurrent AXA immer noch bei einigen
Punkten die Nase vorn. Dort gelten Versicherungseinschränkungen für
Unternehmen bereits ab 2022, der Schwellenwert im Kohlebergbau ist
niedriger und Unternehmen, die neue Kohlekraftwerke oder -minen planen,
werden allein dadurch ausgeschlossen. Außerdem will AXA in OECD-Ländern
schon 2030 komplett aus Kohle ausgestiegen sein und 2040 im Rest der Welt.
Die Allianz hat 2040 als globales Ziel."

Im Klimaschutz ist die Allianz eine wichtige Stimme. So warnen
Vorstandsvorsitzender Oliver Bäte und Allianz-Investment-Vorstand Günther
Thallinger, dass Konjunkturprogramme zur Überwindung der Corona-Krise im
Sinne des Klimaschutzes eingesetzt werden sollten. Dies forderte jüngst
auch das NGO-Netzwerk Unfriend Coal, dessen deutsches Mitglied urgewald
ist, in einem Brief an große internationale Versicherungsverbände.[2]

Richter sagt: "Die Versicherer haben enorme Gestaltungsmacht. Wenn sie ihre
Dienstleistungen an den Klimaschutzzielen ausrichten, verlieren Kohle-, Öl-
und Gasprojekte ihre Perspektive."

Genau hier zeigen sich die Schwächen der Allianz-Richtlinie. Während sie
scharfe Einschränkungen für Kohle-Investitionen bei ihren Eigenanlagen
eingeführt hat und diese ebenfalls ab 2023 verschärfen will, gilt dies
nicht für den sehr viel größeren Teil ihrer Vermögensanlagen im Auftrag von
Kund*innen. Sogar in selbst aufgelegten Fonds lassen sich immer noch
Kohlefirmen finden. Zwei ihrer Konkurrenten in Deutschland, die
Fondsanbieter Deka und Union Investment, haben vor Kurzem
Kohle-Einschränkungen für sämtliche angebotenen Publikumsfonds eingeführt
oder diese deutlich verschärft.[3]

Eine Finanzrecherche in Auftrag von urgewald belegt, dass die Allianz den
Ölkonzern Exxon Mobil zuletzt mit Investitionen in Höhe von 240 Millionen
US-Dollar in Aktien und Anleihen unterstützte.[4] urgewald hatte
untersuchen lassen, welche Investoren Exxon unterstützen, weil der Ölmulti
vor der Küste Guyanas in Südamerika ein gewaltiges neues Öl- und Gasfeld
erschließen will, das die Zukunft Guyanas und des Weltklimas gleichermaßen
bedroht.[5]

Hierzu kommentiert Richter: "Wir freuen uns über die Fortschritte im
Kohlebereich, doch ernstzunehmender Klimaschutz ist nur möglich, wenn
Konzerne sämtliche Investitionen zu Gunsten fossiler Energieträger beenden.
Die Allianz hat bereits angekündigt ihre Kapitalanlage bis 2050
'klimaneutral' anzulegen. Dafür muss sie sich schnellstmöglich neben der
Kohle auch von Öl- und Gasfirmen in der Geldanlage trennen und darf diese
nicht mehr versichern."


Anmerkungen:

[1] https://www.allianz.com/content/dam/onemarketing/azcom/Allianz_com/responsibility/documents/Allianz-Statement-coal-based-business-models.pdf

[2] https://unfriendcoal.com/insurers-must-address-worlds-greatest-threat-by-supporting-green-and-fair-recovery/

[3] https://urgewald.org/medien/deka-union-investment-reagieren-druck-schraenken-kohle-investitionen

[4] Untersucht wurden die letzten verfügbaren Finanzzahlen mit Stand April2020.

[5] https://urgewald.org/medien/world-bank-paves-way-carbon-bomb-drilling-project-guyana

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2832: Umfrage - "Konflikte während der Corona-Krise" (idw)

Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH - 04.05.2020

Umfrage: "Konflikte während der Corona-Krise"



Um die besonderen Herausforderungen in der Corona-Krisenintervention von
Führungskräften besser zu verstehen, hat das RIK - Institut für
Konfliktforschung und präventive Beratung an der Rheinischen
Fachhochschule Köln (RFH) die Online-Umfrage "Konflikte während der
Corona-Krise" durchgeführt. Positiv kann vermerkt werden, dass mehr
kommuniziert und Probleme schneller und konsequenter offen angesprochen
werden. Zu den großen Herausforderungen gehört die Filterung und
Kommunikation von wesentlichen Informationen zum richtigen Zeitpunkt sowie
die Vereinbarung von Kinderbetreuung und Arbeit im Homeoffice.

"Die Umfrage zum Stimmungsbild bestätigt unsere Annahme, dass Häufigkeit,
Intensität und auch Emotionalität der Kommunikation zwischen
Führungskräften und den Mitarbeitenden deutlich zugenommen haben", erklärt
Dr. Bettina Janssen, Projektleiterin und - gemeinsam mit Prof. Dr. Volker
von Courbière und Prof. Dr. Remo Laschet - Mitglied des Direktoriums des
RIK. "Veränderungen und Probleme werden offenbar in diesen Zeiten
schneller und konsequenter angesprochen." Eine bedarfsgerechte
Kommunikation, so das Forscherteam weiter, sei durch verstärkt eingesetzte
Kommunikationsmittel wie Video- oder Telefonkonferenzen flexibel und
kurzfristig praktiziert worden.

Die Umfrage ergab auch, dass eine der größten Herausforderung die richtige
Filterung von relevanten Informationen im zeitlich passenden Moment
gesehen wird. Das Wichtige zum richtigen Zeitpunkt zu kommunizieren wird
als schwierig angesehen, wenn die Validität einer Information manchmal nur
wenige Stunden besteht.

Wesentliche Aussagen zu Konflikten während der Corona-Krise

• Das vor der Corona-Krise praktizierte Krisen- und Konfliktmanagement
im Unternehmen sei während der Krise hilfreich bis sehr hilfreich (über 70%)

• Die Stimmung unter den Mitarbeitenden im Team hätte sich durch Corona
weder verbessert noch verschlechtert (58%)

• Vorhandene Sach- oder Beziehungskonflikte hätten sich durch die
Corona-Krise nicht oder nur gering verstärkt (über 70%). Neue Sach- bzw.
Beziehungskonflikte durch die Corona-Krise werden von mehr als der Hälfte
der Teilnehmenden zu diesem Zeitpunkt kaum wahrgenommen.

• Der überwiegende Teil der Teilnehmenden gibt an, eine externe
Unterstützung (z.B. durch eine/n Mediator*in, Coach, Supervisor*in) nicht
in Anspruch zu nehmen, sondern gut alleine zurecht zu kommen (70%).

Besonders herausfordernde Probleme bei der Homeoffice-Tätigkeit seien

• Schwierigkeiten bei der Vereinbarung von Kinderbetreuung und Arbeit
(ca. 41%)

• Starke Ablenkung durch häusliches Umfeld (Familie: Kinder, Partner,
Eltern - ca. 40%)

• Schlechte Internetverbindung (ca. 38%)

• Ungeeignete räumliche Gegebenheiten (Arbeitsplatz in Küche/Esstisch
etc. ca. 32%)

"Die Erhebung des ersten Stimmungsbilds erfolgte in der zentralen Zeit der
Corvid19-Maßnahmen Anfang/ Mitte April 2020," erklärt Bettina Janssen.
"Interessant wird es nun sein, zu beobachten, ob und wie sich die
Kommunikation und die Konfliktdynamiken in den kommenden Wochen nach
Lockerung der Maßnahmen weiter verändern und welche Auswirkungen das auf
die Teamführung haben wird." Dazu plant das Team nun weitere Schritte: Die
zweite Umfrage soll Mitte Mai nach den ersten Wochen der Lockerung von
Auflagen erfolgen, und schließlich die dritte nach überwiegender Rücknahme
der das gesellschaftliche Leben einschränkenden Maßnahmen.

Die erste RIK-Umfrage an Führungskräfte ging an über ca. 2.000
SocialMedia-Kontakte bei Linkedin, Facebook, Xing sowie Emailverteiler
zielgruppenrelevanter Multiplikator*innen. An der Umfrage in der Zeit vom
8. bis 20. April 2020 nahmen 185 Personen teil, die sich selbst vorwiegend
hierarchischen Organisationsstrukturen (ca. 60 Prozent) und
nicht-systemrelevanten Bereichen (60 Prozent) zuordnen. Den Angaben nach
sind dabei die unterschiedlichen Leitungsebenen ausgewogen vertreten: 32
Prozent Geschäftsführungs-/Vorstandsebene; ca. 31 Prozent
Bereichs-/Abteilungsleiterebene; ca. 25 Prozent Team-/ Gruppen-/
Projektleiterebene. Der größte Teil gibt an, aktuell dezentral zu führen
(ca. 83 Prozent) und die Mitarbeitenden bzw. Teams ausreichend zu
informieren. An der Umfrage haben mit über 60 Prozent mehr Männer als
Frauen teilgenommen.

Die Auswertung der Umfrage wird auf Anfrage zur Verfügung gestellt.


Das RIK | Institut für Konfliktforschung und präventive Beratung (RIK)
wurde 2004 in Köln gegründet und ist seit 2020 als Institut der
Rheinischen Fachhochschule Köln angeschlossen. Dem Direktorium des
Instituts gehören an: Dr. Bettina Janssen, Prof. Dr. Remo Laschet
(geschäftsführend), Prof. Dr. Volker von Courbière.

http://www.rik.koeln

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution936

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH, 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





EUROPA/015: EU-Kommission leitet ein weiteres Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen ein (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 30. April 2020

DAV begrüßt Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen, fordert aber schnelle einstweilige Maßnahmen



Berlin/Brüssel (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) begrüßt die
Entscheidung der EU-Kommission zur Einleitung eines weiteren
Vertragsverletzungsverfahrens gegen Polens jüngstes
Richterdisziplinierungsgesetz: "Dies ist ein wichtiges Signal zum
Schutz der Rechtsstaatlichkeit in Polen und in der EU. Allerdings ist
ein solches Verfahren nur wirksam und sinnvoll, wenn es mit kurzen
Fristen und einem Antrag auf einstweilige Aussetzung der Regelungen
verbunden wird", mahnt Rechtsanwältin und Notarin Edith Kindermann,
Präsidentin des DAV. "Ein Urteil, das die Vertragsverletzung im Jahr
2021 oder 2022 feststellt, würde zu spät kommen."

Nach Ansicht der EU-Kommission könnten nach dem polnischen
"Maulkorbgesetz? auch Inhalte von Gerichtsentscheidungen als Grundlage
für Disziplinarvergehen dienen. Damit würden Disziplinarmaßnahmen als
Instrument der politischen Kontrolle genutzt. Außerdem werden
polnische Gerichte durch die Regelungen daran gehindert,
Vorabentscheidungsersuchen beim EuGH einzuholen. Dies ist mit dem
Vorrang des EU-Rechts und dem Prinzip der richterlichen Unabhängigkeit
unvereinbar. Auch die in dem Gesetz vorgesehene Offenlegung von
Informationen über nicht-berufliche Tätigkeiten von Richterinnen und
Richtern verstößt gegen EU-Recht.

Der DAV ist seit längerem ernsthaft besorgt über die Lage der
Rechtstaatlichkeit in Polen. Die polnische Regierung hatte zuletzt
angekündigt, den Beschluss des EuGH vom 8. April 2020 bezüglich der
Aussetzung der Tätigkeit der umstrittenen Disziplinarkammer (siehe
DAV-Statement vom 8. April) nicht umsetzen zu wollen. Das polnische
Verfassungstribunal hatte sich zudem in zwei Entscheidungen gegen den
EuGH sowie das Oberste Gericht Polens gestellt. Am 20. April 2020
verwarf das Verfassungstribunal eine Entscheidung des Obersten
Gerichts vom 23. Januar 2020, in der die durch den umstrittenen
Landesjustizrat erfolgten Richterernennungen auf Basis einer
Vorabentscheidung des EuGH aufgehoben wurden. Das Verfassungstribunal
widersetzt sich damit der Bindungswirkung von Urteilen des EuGH und
damit einem der wesentlichen Grundsätze des Unionsrechts. Das Oberste
Gericht hatte wiederum am 20. April 2020 eine Anordnung zur Aussetzung
der Tätigkeit der Disziplinarkammer erlassen. Im Zuge dessen wurden
nunmehr disziplinarische Ermittlungen gegen die Ende April 2020 aus
dem Amt scheidende Präsidentin des Obersten Gerichtshofs, Malgorzata
Gersdorf, eingeleitet.

"Diese Verfahren schwächen grundlegende rechtsstaatliche Prinzipien in
Polen", betont Kindermann. Dies habe erhebliche Auswirkungen auf die
justizielle Zusammenarbeit und das gemeinsame Wertefundament in der
Europäischen Union. Umso dringender sei es daher, dass die strittigen
polnischen Regelungen durch den Europäischen Gerichtshof zügig und
effektiv ausgesetzt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 16/20 vom 30. April 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07261: Wer bricht die Balance? (SB)

Sizilianische Positionen haben ihre eigene Ausdruckskraft. Das gilt
insbesondere für die Richter-Rauser-Variante, die nach wie vor zu den
beliebtesten Abspielen in dem System gehört. Weiß hat typischerweise
lang rochiert und damit begonnen, auf dem Königsflügel einen starken
Bauernangriff zu formieren. Der Nachziehende setzte im heutigen Rätsel
der Sphinx auf die offene b-Linie, um eine Gegenattacke zu
organisieren, und auch die halboffene c-Linie barg Sprengkraft.
Schwarz mußte indes darauf hoffen, daß sein Zentrum mit der d6-e5-
Bauernformation den weißen Angriff eindämmte. In solchen Situationen
mit heterogenen Rochaden muß der Angriff genauestens ausgeführt
werden. Verzögerungen konnten leicht die Niederlage bedeuten. Nun,
Wanderer, Weiß war am Zuge und mußte beweisen, daß sein Sturm auf den
schwarzen König signifikantere Drohungen hervorbrachte als der seines
Kontrahenten.






[image: SCHACH-SPHINX/07261: Wer bricht die Balance? (SB)]



Pogorevici - Semenowa

Bad Kissingen 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Das Leben hat seine eigenen Ausdrucksweise, und das Schach ist nur ein
Gesicht davon. Weiß forcierte seine Selbstbehauptungsstrategie, indem
er den schwarzen König mattsetzte: 1.Ld2-h6! De2-e1+ - bei 1...De2xc2
2.Lh6xg7+ Kh8-g8 3.Tf7-e7# ist der Leidensweg nur kürzer - 2.Kg1-g2
Ta8-g8 3.Lh6xg7+ Tg8xg7 4.Tf7-f8+ und Matt im nächsten Zug.



Erstveröffentlichung am 14. April 2007

5. Mai 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





KIND/175: Smartphone, Tablet, Fernseher - Bildschirmmedien beeinflussen Vorstellungskraft von Kindern (idw)

Universität Regensburg - 04.05.2020

Smartphone, Tablet, Fernseher - Bildschirmmedien beeinflussen
Vorstellungskraft von Kindern

Regensburger Pädagogen stellen einen negativen Einfluss von häuslichem
Bildschirmkonsum auf einen wichtigen Baustein für Denken und Handeln fest



Stellen Sie sich eine Blumenwiese an einem sonnigen Tag vor: Sie leuchtet
in unterschiedlichen Grüntönen, durchsetzt mit blauen, violetten, gelben,
weißen und roten Farbtupfern - den bunten Blüten der Wiesenblumen.
Schmetterlinge flattern umher und scheinen sich gegenseitig zu jagen,
Vögel zwitschern ein fröhliches Lied und es steigt Ihnen der würzige
Geruch der Wiesenkräuter in die Nase? Können Sie die Wiese sehen? Hören
Sie vielleicht sogar das Vogelgezwitscher und riechen den Duft der
Kräuter? - Dann liegt das an Ihrer Vorstellungskraft. Diese Fähigkeit der
Vorstellung haben nun Pädagogen der Universität Regensburg bei Kindern
untersucht - und zwar im Zusammenhang mit dem häuslichen Bildschirmkonsum,
etwa per Fernseher, Tablet oder Smartphone. Dabei haben die
Wissenschaftler herausgefunden, dass eine häufigere Nutzung von
Bildschirmmedien mit einer verzögerten Entwicklung von
Vorstellungsfähigkeiten einhergehen kann. Die Ergebnisse der Studie sind
in Developmental Science erschienen.

Die Vorstellungskraft (Engl: mental imagery) ermöglicht es uns, Ereignisse
oder Objekte wie vor einem "inneren Auge" abzubilden. Dies wird nicht
zuletzt auch beim Lesen deutlich. Wer etwa Goethes Italienische Reisen
richtig liest, nimmt die beschriebenen Berge und Städte innerlich wahr.
Dabei ist davon auszugehen, dass die Fähigkeit zur Erzeugung solcher
inneren Bilder wesentlich auf tatsächlichen Erlebnissen und Erfahrungen
mit den Vorstellungsobjekten basieren. Generell stellt die
Vorstellungskraft sowohl bei Kindern als auch bei Erwachsenen einen
wichtigen Baustein für kognitive Funktionen, wie etwa Denken,
Problemlösen, Sprache und Phantasie dar.

Blicken wir auf einen Bildschirm, nimmt uns dieser hier viel Arbeit ab.
Allerdings ermöglichen Bildschirme nach wie vor fast ausschließlich
visuelle und auditive Erfahrungen. Dies trifft besonders dann zu, wenn
Bildschirmmedien genutzt werden, um Bilder oder Filme zu konsumieren. Die
über den Bildschirm vermittelten Reize und Bilder werden dem Zuschauer
bereits "vollständig" präsentiert. Die eigenständige Erzeugung oder
Ergänzung von Bildern, wie dies beim Hören oder Lesen einer Sprache
erforderlich ist, entfällt.

Vor diesem Hintergrund haben die Regensburger Pädagogen untersucht, ob
sich die Vorstellungskraft im Kindesalter langsamer entwickelt, wenn
Kinder verstärkt Bildschirmerfahrungen machen. Angenommen wurde, dass
solche Kinder generell weniger Übung bei der Erzeugung eigener Bilder
haben und folglich eine geringere Vorstellungskraft entwickeln.

An der Studie nahmen 266 Kindergartenkinder und GrundschülerInnen zwischen
drei und neun Jahren teil. Die Wissenschaftler stellten fest, dass sich
die Vorstellungskraft im Beobachtungszeitraum umso langsamer entwickelte,
desto länger die tägliche Nutzung von Bildschirmmedien andauerte. Dies
galt nicht nur für die passive Bildschirmnutzung, z. B. am Fernseher,
sondern auch für die sogenannten aktiven Medien, wie Smartphone, Tablet
oder PC.

Die Wissenschaftler raten daher zu einer besonneneren Bildschirmnutzung
und mehr kompensatorischer Aktivität. So gibt es Apps, die das Konzept des
"Interaktiven" berücksichtigen und z. B. Elemente haben, welche die aktive
Bilderzeugung anregen. Generell gilt jedoch, dass Bildschirmmedien
gesprochene Sprache, Vorlesen etc. nicht ersetzen können. Darüber hinaus
sollten Kinder ausreichend Gelegenheit erhalten, sich auch in der
dreidimensionalen Welt aktiv und kreativ zu betätigen.

Das Projekt wurde von der Software AG Stiftung gefördert.


Originalpublikation:

Suggate, S. P., & Martzog,

P. Screen-Time Influences Children's Mental Imagery Performance,

Developmental Science.

DOI: 10.1111/desc.12978

https://doi.org/10.1111/desc.12978

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, 04.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/578: Jeder Zweite fühlt sich im Corona-Lockdown gestresster (idw)

Universität Basel - 04.05.2020

Jeder Zweite fühlt sich im Corona-Lockdown gestresster



Eine Umfrage der Universität Basel bei über 10'000 Personen aus der
gesamten Schweiz hat ergeben, dass sich etwa die Hälfte der Befragten im
Lockdown gestresster fühlt als vor der Coronakrise. In der erhobenen Phase
des Lockdowns hat sich die Häufigkeit von schweren depressiven Symptomen
fast verdreifacht. Auf der anderen Seite nimmt bei einem Viertel der
Befragten im Lockdown der Stress ab. Die Forschenden konnten zudem
Verhaltensweisen identifizieren, die dem Stress entgegenwirken können.

Die Resultate beziehen sich auf den Erhebungszeitraum vom 6. bis 8. April
2020, also drei Wochen nach der Verkündung des Lockdowns. In diesem
Zeitraum haben 10'472 Personen aus der gesamten Schweiz an der anonymen
Online-Umfrage teilgenommen.

Aufgrund der Art der Datenerhebung handelt es sich per Definition nicht um
eine repräsentative Umfrage. Allerdings bildet die Population der
Befragten bezüglich soziodemographischer Merkmale ein breites Spektrum der
Schweizer Bevölkerung ab. Alle berichteten Zusammenhänge sind statistisch
hoch signifikant.

Stress und depressive Symptome

Knapp die Hälfte der Befragten fühlen sich im Lockdown gestresster als vor
der Coronakrise. Zu den Haupttreibern der Stresszunahme zählen Belastung
durch Veränderungen bei der Arbeit und Ausbildung, Belastung durch das
eingeschränkte Sozialleben und Belastung durch die Kinderbetreuung. Bei 57
Prozent der Befragten haben sich depressive Symptome verstärkt. Die
Häufigkeit einer schweren depressiven Symptomatik hat sich von 3,4 Prozent
vor der Coronakrise auf 9,1 Prozent im Lockdown erhöht.

Erstaunlicherweise fühlen sich ganze 26 Prozent der Befragten im Lockdown
weniger gestresst als vor der Krise, bei 24,4 Prozent gab es keinen
Unterschied. Die Folgen des Corona-Lockdowns auf den Stress waren
unabhängig von Geschlecht, Alter, Religiosität oder Bildung.

Stressreduzierende Faktoren

Die Forschenden konnten mehrere Verhaltensweisen identifizieren, die mit
einem geringeren Stressanstieg zusammenhängen:


	Körperliche Betätigung: sowohl intensive, wie Joggen als auch leichte, wie Spazieren

	Sich vermehrt seinem Hobby oder einem neuen Projekt zuwenden

	Nur selten (1-2 mal pro Tag) Corona-News konsumieren



Einige dieser Faktoren sind bereits aus früheren Interventionsstudien als
stressreduzierend bekannt. Die neuen Daten zeigen, dass man diese
Zusammenhänge auch in der Situation eines Pandemie-Lockdowns findet.

Umfrage läuft weiter

Die anonyme Online-Umfrage auf www.coronastress.ch läuft weiter, um zu
untersuchen, wie sich die Lockerungen des Lockdowns auf das psychische
Befinden auswirken.


Originalpublikation:

Die bisherigen Ergebnisse finden Sie unter:

https://osf.io/jqw6a/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 04.05.2020
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/173: KRASS FESTIVAL als Digital-Edition, 7. - 10.5.2020 (Kampnagel)

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

KRASS FESTIVAL als Digital-Edition


Wenn die Menschen gehen, kommen die Denkmäler

Performance-Installation INFARKT GLOBAL von Branko Šimić
thematisiert Arbeitsmigration

Live ohne Publikum 

am Donnerstag, 7. Mai um 19 Uhr auf der Kampnagel Piazza

Die Installation ist bis Sonntag, 10. Mai im Internet zu sehen



"Alle Menschen aus meiner Umgebung sind in den Westen gegangen, um
Arbeit zu suchen. Nur die Alten und ein paar Alkoholiker sind
geblieben. Das ist das Resultat einer misslungenen Wandlung vom
Sozialismus in den Kapitalismus", diese Worte legt Branko
Šimić, Regisseur und Künstlerischer Leiter des KRASS
Kultur Crash Festivals einem Denkmal aus Tuzla in Bosnien Herzegowina
in den Mund. Und eröffnet damit am Donnerstag, den 7. Mai um 19 Uhr
auf Kampnagel die wegen der Corona-Krise minimalisierte Kurzversion
des Festivals.

Sprachrohr für das berühmte "Bergarbeiterdenkmal von Husino", dem Ort
in der Nähe von Tuzla, wo vor genau 100 Jahren tausende Bergarbeiter
zum Streik gegen unwürdige Arbeitsbedingungen aufriefen, ist die
Schauspielerin Vernesa Berbo. In einer von diesem Denkmal inspirierten
Installation des Künstlerduos wearevisual (Felix Jung und Marc
Einsiedel) auf der Kampnagel Piazza spricht sie einen Monolog im Namen
des Denkmals, das "die früheren Bewohner von Husino in Deutschland
besucht: LKW Fahrer, Reinigungskräfte, Pflegebedienstete, Bauarbeiter,
Küchenhilfen, Kleinkriminelle und ein paar Künstler*innen auch. Sie
arbeiten hart und leisten viel für die Gesellschaft. Sie sind das
Bodenpersonal für die kapitalistische Maschine. Weiter kommen sie
nicht. Und zurück können sie auch nicht. Festgefahren im Wartezimmer
der Geschichte."

INFARKT GLOBAL heißt die Arbeit, mit der Branko Šimić die
achte Ausgabe des Festivals Ende April eigentlich auf der
Kampnagel-Bühne K4 eröffnen wollte. Dass er mit seinem Stücktitel die
weltweite Corona-Krisensituation im Grunde vorweg genommen hat, konnte
er in der Planungsphase nicht wissen. Internationale Arbeitsmigration
sollte das Thema seines Eröffnungsstücks sein und das Festival ein
Schlaglicht auf Menschen in prekären Beschäftigungssituationen werfen.
Damit wäre es das Stück der Stunde in der weltweiten
Pandemie-Situation, kann aber genau deshalb nicht wie geplant auf die
Bühne kommen. Teile dieser Inszenierung und Versatzstücke des
Festivalprogramms werden nun in einer installativen Performance trotz
Spielbetriebs- und Kontakteinschränkungen am 7. Mai aufgeführt: im
Freien auf der Kampnagel Piazza und ohne Publikum. Die
Live-Performance wird aufgezeichnet und parallel im Internet
gestreamt. Neben der Installation, die bis Sonntag, den 10. Mai zu
sehen sein wird, und dem Monolog von Vernesa Berbo, spielt die
Musikerin Bernadette La Hengst ein Kurzkonzert.

Branko Šimić kennt die Geschichte des Bergarbeiterdorfes
Husino und der benachbarten Stadt Tuzla, weil er selbst daher kommt.
Seit den 1890er Jahren strömten Arbeiter*innen aus vielen
verschiedenen Ländern dorthin, weil sie in den Bergwerken und in der
Salzfabrik Arbeit gefunden hatten. Längst bewegt sich der Strom der
Arbeitsmigrant*innen in andere Richtungen. Šimić lässt das
Denkmal als Symbol für die Bergarbeiteraufstände und für den Kampf um
Würde, Arbeiterrechte und Solidarität den Menschen hinterher ziehen,
die inzwischen im Westen Arbeit gefunden haben. Das Denkmal sagt: "Ich
bin einsam und verlassen, geistere durch Europa auf der Suche nach den
verlorenen Idealen."

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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VÖGEL/1148: Jungvögel sind keine Haustiere! (NABU HB)

NABU Landesverband Bremen - 2. Mai 2020

Jungvögel sind keine Haustiere!

- meist sind die Eltern nicht weit

- Katzen jetzt im Haus halten

- schnelle Auswilderung ist Ziel

- Broschüre zu den Vögeln im Garten



(Bremen, den 02.05.20) Deutlich früher als in vergangenen Jahren
tschilpt und tschirpt es in Nistkästen, Hecken und Gebüschen. Die
ersten Küken sind unterwegs, bald werden sich viele weitere Jungvögel
aus den schützenden Nestern wagen. Das bedeutet auch wieder viele
verzweifelte Nachfragen beim NABU. Tierfreunde wollen vermeintlich in
Not geratenen Jungvögeln helfen und suchen Rat. Die größte Bitte der
Naturschützer wiederum ist, Katzen jetzt im Haus zu halten, damit die
ungelenk flatternden Küken eine Chance haben.

"Wir beantworten im Moment auch am Wochenende unsere Mails, aber
Jungvögel sollten grundsätzlich an Ort und Stelle gelassen werden. In
den allermeisten Fällen wurden sie nicht verlassen und werden von den
Eltern weiter umsorgt", betont NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann.
Auch wenn die niedlichen Federbälle noch so herzzerreissend rufen, sei
das zunächst kein Grund zur Besorgnis. Mit Bettellauten rufen die
Kleinen nach ihren Eltern, die sie auch außerhalb des Nestes
versorgen.

Die unerfahrenen und im Fliegen noch ungeübten Jungtiere sitzen meist
im halbhohen Geäst oder auf dem Boden. Bei Gefahr durch Katzen oder an
vielbefahrenen Straßen sollten die Tiere einfach in den nächsten Busch
gesetzt werden. "Man kann Jungvögel ohne Probleme berühren, der
Geruchssinn ist bei Vögeln im Vergleich zu Säugetieren sehr gering
ausgeprägt. Die Eltern nehmen ihre Brut nach einer kurzen Berührung
wieder an", so der NABU.

An Katzenbesitzer appellieren die Naturschützer, die Stubentiger in
den nächsten Wochen nicht mehr ins Freie zu lassen oder wenigstens mit
bunten Halsbändern auszustatten. "Halbflügge Jungvögel sind leichte
Beute, da kommt auch bei der schmusigsten Kitty der Tiger durch", weiß
Sönke Hofmann, der selbst zwei Hauskater hat. Hochgerechnet räubern
Katzen allein in Bremen jährlich anderthalb Millionen Wildtiere.

Amerikanische Forscher wiesen mit 900 GPS-Sendern nach, dass
Hauskatzen zwar meist kleine Reviere durchstreifen aber einen doppelt
bis zehnfach höheren Effekt auf die Vogelwelt haben als Wildkatzen.
Dazu schädigen Hauskatzen auch Eidechsenpopulationen und selbst
Libellen und Schmetterlinge sind vor ihnen nicht sicher. Der Mensch
unterhält mit freilaufenden Katzen eine Horde effektiver Jäger, die -
Whiskas-sei-dank - keinem Populationsdruck unterliegt.

Ein scheinbar verlassener Jungvogel sollte, um die Eltern nicht zu
vertreiben, mit gebührendem Abstand mindestens eine Stunde lang
beobachtet werden. "Wenn in dieser Zeit kein Eltern- oder
Geschwistervogel entdeckt wird, können Hilfsmaßnahmen sinnvoll sein",
so der NABU. Dazu gehöre zunächst das Anbieten von Wasser und die
behutsame Untersuchung auf Verletzungen, Brüche und Durchfall. Im
Zweifelsfall sollte ein Tierarzt befragt werden, oft hilft der auch
kostenlos weiter. "Jungvögel sind Wildtiere, man darf ihnen nur im
echten Notfall helfen. Als Haustiere sind sie überhaupt nicht
geeignet", stellt Hofmann klar. Deshalb sei eine kurze Pflege mit
schnellstmöglicher Auswilderung immer das Ziel des
verantwortungsbewussten Tierfreunds.

Die beste Vogelhilfe sei im übrigen der naturnahe Garten mit
abwechslungsreichen, einheimischen Pflanzen, so der NABU. Eine
Broschürenpaket mit Tipps über Vögel im Garten mit Pflanzlisten,
Bestimmungstafeln der wichtigsten Vogelarten und vielen weiteren
Hinweisen rund um die gefiederten Freunde gibt es für 5 Euro beim
NABU, Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.05.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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AKTION/722: Rote Linie - "Flugzeuge müssen am Boden bleiben!" (JunepA)

Junges Netzwerk für politische Aktionen (JunepA) - Frankfurt am Main,
05.05.2020

Banneraktion zieht rote Linie: "Flugzeuge müssen am Boden
bleiben!"



Anlässlich der Hauptversammlung der Lufthansa AG entrollten am
Dienstagvormittag Aktivist*innen des Jungen Netzwerks für politische
Aktionen (JunepA) ein fast 100 Meter langes Banner am Frankfurter
Flughafen. Damit wollen sie den Fokus der Entscheidung über
Rettungspakete auf die dramatischen Auswirkungen der
Luftfahrtindustrie auf die Klimakrise lenken. Sie fordern eine
dauerhafte Reduktion des Luftverkehrs mittels klimagerechtem Umbau der
Verkehrsinfrastruktur, Kerosinsteuer und Vielflieger*innenabgabe.

Als flugunfähige Pinguine verkleidet breiteten sie an der Landebahn
Nord-West des Frankfurter Flughafens den Schriftzug aus: "It's up to
us to keep planes on the ground!" ("Es liegt an uns, Flugzeuge am
Boden zu lassen!"). Seit über fünf Wochen fungiert diese Landebahn als
Parkplatz für Flugzeuge, die aufgrund der aktuellen Krisensituation am
Boden bleiben müssen. Sollten die Flugzeuge wieder abheben, würden sie
erneut riesige Mengen Treibhausgase freisetzen. "Wir können es uns
nicht leisten, dass der Flugverkehr nach der Corona-Krise wieder zum
Normalbetrieb übergeht. Damit würde die Klimakrise fahrlässig immer
weiter angeheizt.", stellt Luca Steffens, Pressesprecher des
Aktionsnetzwerks, klar: "Ohne dauerhafte Reduktion des Flugverkehrs
kann eine Überschreitung des 1,5-Grad-Limits nicht mehr verhindert
werden, das Ziel des Pariser Klimaschutzabkommens würde verfehlt."

Am vergangenen Donnerstag wurde durch Stay Grounded und Am Boden
bleiben ein auch von JunepA unterzeichneter offener Brief an das
Bundeswirtschaftsministerium übergeben. Rettungsgelder sollen, anders
als bislang vorgesehen, zwingend mit weitreichenden
Klimaschutzauflagen verknüpft werden, so die Initiativen.

"Anstatt in diesem Besinnungsmoment mit öffentlichen Geldern eine
echte Wende zu einer zukunftsfähigen Verkehrspolitik einzuleiten,
werden die Profite einer im Kern ungerechten und klimaschädlichen
Industrie gerettet.", empört sich auch Pressesprecher Jona Krause:
"Und das, obwohl die Luftfahrt schon seit Jahrzehnten durch
Steuererleichterungen einen unfairen Vorteil gegenüber
klimafreundlicheren Alternativen erhält."

Steffens ergänzt: "Die Flugindustrie betreibt zunehmend Greenwashing
mit angeblich grünem Wachstum. Dabei schiebt sie alternative
Treibstoffe und Kompensationsprojekte vor, deren tatsächlicher
Klimaschutzeffekt jedoch äußerst fragwürdig ist. Die damit verbundene
Nutzung riesiger Landflächen im Globalen Süden stellt zudem eine
neokoloniale Verlagerung ökologischer und sozialer Probleme dar. Die
Kosten tragen Menschen, die in aller Regel noch nie ein Flugzeug von
innen gesehen haben, aber am stärksten von den katastrophalen Folgen
der Klimakrise betroffen sind."

Das 2015 bei der Weltklimakonferenz in Paris gemalte Großbanner ist
bereits mehrfach zum Einsatz gekommen. Auch JunepA forderte damit
bereits parallel zur Bonner Weltklimakonferenz 2017 bei einer Aktion
im rheinischen Braunkohletagebau Hambach den weltweiten Kohleausstieg
ein.



Weitere Informationen zum Offenen Brief:

https://www.ambodenbleiben.de/2020/04/aktion-gegen-rettungspaket-von-lufthansa/

Ein Bericht zur Banneraktion im Braunkohletagebau Hambach 2017:

https://brf.be/regional/1130709/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.05.2020

Junges Netzwerk für politische Aktionen

E-Mail: presse-junepa@riseup.net

www.junepa.de
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GARTEN/408: Jetzt einen fledermausfreundlichen Garten gestalten (NABU RP)

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 30 April 2020

Jetzt einen fledermausfreundlichen Garten gestalten

NABU gibt Hobbygärtner*innen Tipps für den Garten in der Pflanzzeit



Mainz - Bis zu 5.000 Mücken kann eine einzelne Mückenfledermaus pro
Nacht vertilgen. Auch unsere anderen heimischen Fledermausarten sind
Insektenfresser. Manche erbeuten Nachtfalter, andere bevorzugen Käfer,
sie alle haben es jedoch aufgrund des aktuellen Insektensterbens
zunehmend schwer. Ein "fledermausfreundlicher Garten" lindert die
Nahrungsnot und gefällt ihnen und vor allem ihren Beutetieren, den
Insekten, bestens.

Einen fledermausfreundlichen Garten anlegen

"Nachtblühende, nektarreiche Blütenpflanzen, zum Beispiel gewöhnliches
Leimkraut, Seifenkraut und Wegwarte, sind ein Feinschmeckerlokal für
viele Insektenarten.", erklärt Fiona Brurein, Mitarbeiterin des NABU
Rheinland-Pfalz. Durch ihren intensiven Duft locken die Pflanzen auch
Nachtfalter an, die Lieblingsspeise vieler Fledermausarten. Doch nicht
nur für die ausgewachsenen Insekten kann man Pflanzen in den Garten
integrieren. "Die Nahrungspflanzen für die Larven unserer Insekten
sind genauso von Bedeutung. Im allerbesten Fall lässt man sie einfach
dort stehen, wo sie sich von selbst ausgesät haben, ansonsten kann man
auch künstlich ein vielfältiges Wildblumenbeet anlegen oder
Blumentöpfe auf dem Balkon bepflanzen.", schlägt Brurein vor. Wichtig
ist es, standortgerechte, heimische Wildarten auszusäen und natürlich
auf Pestizide zu verzichten. Auch begrünte Mauern und Zäune schaffen
Struktur, Nahrungsangebot und Unterschlupf für viele Insekten. Ideale
Pflanzen sind zum Beispiel Echtes Geißblatt, Brombeere und Efeu, oder
für Hecken Weißdorn, Schlehe, Wildrosen, Hasel und Holunder. Hat man
genügend Platz zur Verfügung, kann auch ein Gartenteich angelegt
werden, denn der zieht ebenfalls viele Insekten und damit auch
Fledermäuse an und ist für viele Tiere im Sommer eine ideale Tränke.

Nahrungsgrundlagen und Lebensräume gehen verloren

Durch die Intensivierung der Landwirtschaft ist die Vielfalt der
bäuerlichen Kulturlandschaften verloren gegangen - das beeinflusst
auch das Nahrungsangebot für die Fledermaus. "Die negativen
Auswirkungen auf das Angebot an Beutetieren wie Nachtfaltern, Käfern
oder anderen Fluginsekten sind erheblich", weiß Fiona Brurein. Die
Konsequenz daraus ist, dass sich Fledermäuse, als reine Insekten- und
Spinnenfresser und natürlich auch die insektenfressenden Vogel-Arten,
nicht mehr ausreichend ernähren können.

Fledermaus Starter Paket

Für alle, die sich für Fledermäuse einsetzen und mehr über ihre
spannende Lebensweise erfahren wollen, hat der NABU ein kleines
Infopaket zusammengestellt, in dem auch eine Samenmischung für einen
"fledermausfreundlichen Garten" enthalten ist. Es kann beim NABU
Rheinland-Pfalz, unter Einsendung eines im Wert von 1,55 Euro
frankierten Kompaktbriefs (12,5 cm * 23,5 cm), angefordert werden:
Stichwort "Fledermaus", Postfach 1647, 55006 Mainz.

Heimische Fledermäuse und SARS-CoV-2

Angst davor, dass Fledermäuse in Deutschland Menschen anstecken
könnten, braucht niemand zu haben. Es gibt keine Belege dafür, dass
die in Deutschland heimischen Fledermäuse Träger jenes Corona-Stammes
sind, dem auch das Coronavirus SARS-CoV-2 entstammt. Dieses Virus ist
neuartig und wird von Mensch zu Mensch übertragen. Um sich und andere
zu schützen, sollte man sich daher an die öffentlich ausgerufenen
Schutzmaßnahmen halten.

Das Projekt "Fledermäuse Willkommen!" wird durch das Ministerium für
Umwelt, Energie Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz im Rahmen der
"Aktion Grün" gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 13/20, 30.04.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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GESCHICHTE/036: Kein Genmais in Buggingen - Erfolgreiche Ackerbesetzung vor 25 Jahren (Mitwelt Stiftung Oberrhein)

Mitwelt Stiftung Oberrhein - 4. Mai 2020

1995-2020 

Kein Genmais in Buggingen: Erfolgreiche Ackerbesetzung vor 25
Jahren 

Ein Rückblick



Vor 25 Jahren, am 1. Juni 1995 begann die erste von zwei erfolgreichen
Ackerbesetzungen gegen die geplanten Freilandversuche für gentechnisch
veränderten Mais im südbadischen Buggingen bei Freiburg.

Der gentechnische Freilandversuch der holländischen Firma van der Have
in Buggingen wurde von 1995 bis 1997 durch vielfältige Aktionen von
UmweltschützerInnen, von Bürgerinitiativen und BUND verhindert. Über
zwei lange Sommer hinweg gab es auf dem Genacker monatelange
Feldbesetzungen, stark mitgetragen auch von der örtlichen Bevölkerung.
Der Genmais konnte nicht ausgesät werden. Er war mittels
hochproblematischer Antibiotika-Resistenzgenen hergestellt worden. Ein
Gen aus einem Bodenbakterium war eingebaut worden, um den Mais gegen
den Einsatz von Totalherbiziden resistent zu machen.

Der Bugginger Erfolg bestärkte die europäische Umweltbewegung im
Konflikt mit den Gen-Multis.

Es war einer dieser Konflikte, in die vernünftige Menschen angesichts
der ungeheuren Macht der Konzerne, ziemlich verzweifelt hinein gehen.
Wer hätte damals, vor genau 25 Jahren, einen nahezu europaweiten
Gentechnik-Rückzug von van der Have, Syngenta, Bayer/Monsanto und BASF
für möglich gehalten? Wer hätte gedacht, dass es heute nicht nur am
Oberrhein, sondern in ganz Europa so viele Bündnisse gegen Gentechnik
in der Landwirtschaft geben würde?

Unsere damaligen Sorgen und Befürchtungen haben sich in vielerlei
Hinsicht bestätigt:


	Die Anwendung von Gentechnik und Totalherbiziden in der außereuropäischen Landwirtschaft verstärkt die globale Tendenz zur großen, globalen, artenvernichtenden Agrarfabrik, die keine Bauern mehr braucht, sondern landwirtschaftliche Angestellte von global agierenden Agrar-Konzernen

	Zunehmende, massive Gesundheitsgefahren durch Antibiotikaresistenzen zeigen wie berechtigt die Sorgen vor den damals zum Einsatz geplanten Marker-Genen waren. Das für Fragen der Gentechnik zuständige Expertengremium der EFSA hat zwischenzeitlich empfohlen, keine neuen transgenen Pflanzen mehr zuzulassen, wenn sie Resistenz-Gene gegen medizinisch wichtige Antibiotika enthalten

	1998 gab es ein EU-Moratorium für den Anbau von genveränderten Pflanzen. In der Praxis betraf das den damals bereits zugelassenen GVO-Mais MON 810. Das Moratorium wurde wissenschaftlich damit begründet, dass die Auskreuzung von Fremdgenen über Pollenflug bekannt geworden war, die die Betreiber in Buggingen noch bestritten hatten.

	Das Auftreten von Schädlingen, die gegen die Bt-Proteine gentechnisch veränderter Nutzpflanzen resistent sind, hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen. Nicht weniger, (wie 1995 von der Genlobby behauptet) sondern mehr Pestizide werden in der globalen "Gentechnik-Landwirtschaft" eingesetzt. Es zeigt sich, dass die damaligen, vorgeschobenen, scheinökologischen Argumente der Genkonzerne Lug und Trug waren.



Manchmal ist die Geschichte auch "ein wenig gemein" zu
Umweltaktiven...

1995 waren fast alle Bio-Landwirte und ein kleiner Teil der
konventionellen Bauern auf Seiten der Umwelt-Aktiven und
Ackerbesetzer. Heute finden fast alle Landwirte die damalige Aktionen
gut. Durch die Ackerbesetzungen konnte die Auskreuzung von
Genmaispollen auf die umliegenden Felder verhindert werden. Der Mais
am Oberrhein ist immer noch gentechnikfrei. Der Mais und das
Maissaatgut vom Oberrhein kann auf den Weltmärkten teurer verkauft
werden. Großabnehmer von Mais, z.Bsp. Tereos Syral (früher
Jungbunzlauer in Marckolsheim), die ihren Mais bisher aus den USA
bezogen, nehmen jetzt für die Nahrungsmittelproduktion auch
gentechnikfreien Mais vom Oberrhein. So haben die Besetzungen, als
ungeplanten Nebeneffekt, durchaus auch den konventionellen Maisanbau
am Oberrhein gefördert.

Der Rückzug von van der Have und die damit verbundene Niederlage
von Syngenta, Bayer/Monsanto und BASF

im kleinen südbadischen Buggingen war ein wichtiger Teilerfolg der
europäischen Umweltbewegung. Der, ein viertel Jahrhundert später, fast
vergessene Bugginger Protest und die zweisommerlichen Ackerbesetzungen
brauchen den Vergleich mit den erfolgreichen AKW-Protesten in Wyhl,
Kaiseraugst und Gerstheim nicht zu scheuen.

Angesichts der Konzernmacht waren die Ackerbesetzungen 1995 und 1997
für viele Menschen ein Akt der Verzweiflung und der Versuch, das
Unmögliche zu versuchen. Wir haben einen für unmöglich geglaubten
Teilerfolg erreicht, auch wenn die Macht von Syngenta, Bayer/Monsanto
und BASF natürlich noch lange nicht gebrochen ist. Heute werben die
noch mächtiger gewordenen Konzerne für "neue Züchtungsmethoden" wie
CRISPR Cas, die natürlich auch Genmanipulation sind. Es werden mit
denselben Versprechungen Stimmung gemacht wird wie 1995 für die "alte"
Gentechnik. Für das immer noch bestehende Problem, dass sich eine
zukünftige Weltbevölkerung von 10 Milliarden Menschen ausreichend,
gerecht und gesund sowie selbstbestimmt ernähren kann, muss nach wie
vor um Lösungen gerungen werden. Buggingen war ein kleiner, aber
wichtiger Schritt auf dem langen Weg zur Ernährungssouveränität.

Welthunger und gleichzeitig explodierende globale Über- und
Fehlernährung zeigen Fehlentwicklungen und Verteilungsprobleme. Das
weltweite, sich beschleunigende Artensterben und Bauernsterben, die
Überdüngung der Gewässer, Flüsse und Meere, die absehbare Endlichkeit
von Phosphat, die massiven Kollateralschäden der Gentechnik in der
Landwirtschaft in den Ländern des Südens und die gesundheitlich
langfristig verheerenden Auswirkungen von Antibiotika in der
Massentierhaltung zeigen, dass die "große, globale Agrarfabrik", die
der agro-industrielle Komplex gerade durchsetzt, nicht die Lösung für
die Zukunft ist.

Axel Mayer, 
Mitwelt-Stiftung-Oberrhein und zufriedener "Alt-Ackerbesetzer"



Artikel-URL:
https://www.mitwelt.org/ackerbesetzung-genmais-buggingen.html

 * 

Quelle:

Mitwelt Stiftung Oberrhein, 04.05.2020
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LUFT/635: Trotz Wettereinfluss - Corona-Effekt auf die Luftqualität nun eindeutig (DLR)

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Pressemitteilung vom
5. Mai 2020

Trotz Wettereinfluss - Corona-Effekt auf die Luftqualität nun
deutig



Die Hälfte der Menschheit ist im Zuge der Corona-Pandemie durch
Lockdown-Maßnahmen betroffen. Daher ist es nicht verwunderlich, dass
der europäische Satellit Sentinel-5P im Vergleich zum letzten Jahr
global einen starken Rückgang von Stickstoffdioxid (NO2) zeigt.
Stickstoffdioxid ist ein Indikator für Luftbelastung durch
industrielle Produktion und Verkehr.

Doch der Vergleich ist trügerisch. Dieses Jahr sorgte Polarluft in
weiten Teilen Europas sowie eine andauernde Westwindlage, bei der sich
die Schadstoffe nicht anreichern konnten, bereits für ungewöhnlich
saubere Luft. Die Beurteilung des Corona-Effekts ist daher komplex.
Wissenschaftler des Earth Observation Center (EOC) im Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) konnten den "Corona-Effekt"
jetzt wissenschaftlich stichhaltig belegen.

Langzeitanalysen und der Einfluss des Wetters

Seit vielen Jahren liefert der europäische Satellit MetOP-A täglich
Messungen der globalen Schadstoffverteilung. Die Langzeitanalysen
zeigen: starke witterungsbedingte Schwankungen des Luftschadstoffs NO2
gab es immer. Allerdings erfasst der Satellit die gesamte Atmosphäre.
In zunehmender Höhe können Winde Luftschadstoffe verfrachten,
verdünnen oder Belastungen aus entfernten Regionen hereintragen. Daher
sind diese Messungen alleine kein Beweis. Auch am Boden werden durch
Winde und Niederschläge Schadstoffe verlagert oder ausgewaschen. Daher
sind die Messdaten von Bodenstationen alleine auch nicht
aussagekräftig genug.

Die Lombardei in Italien wurde früh von Corona heimgesucht. Ab dem 8.
März 2020 hatte die italienische Regierung daraufhin in rascher Folge
Quarantäne-Maßnahmen beschlossen. Satelliten- und Bodenmessungen
zeigen entsprechend seit dem Lockdown eine Abweichung vom langjährigen
Mittelwert. Ein erstes Indiz.

Doch wie berücksichtigen die DLR-Wissenschaftler den Einfluss des
Wetters? Hierfür wird die Schadstoffbelastung am Computer simuliert.
Die Wissenschaftler starteten ihre Berechnung mit Emissionswerten von
Schadstoffen, die über mehrere Jahre gemittelt wurden und die
Normalsituation abbilden. Damit ist sichergestellt, dass das Modell
von den Corona bedingten-Maßnahmen nichts weiß. Es berücksichtigt aber
von Stunde zu Stunde die realen Wetterbedingungen. Anschließend folgt
der Vergleich mit den diesjährigen Messdaten. Die modellierte
Normalsituation wurde dazu von den tatsächlichen Bodenmesswerten
abgezogen. Und tatsächlich: ab dem 8. März führt der Lockdown in der
Lombardei zu einer echten Reduktion der NO2-Belastung um etwa 20µg/m3.
Ein Rückgang um 45 Prozent.

Kombinierte Analyse

Einzig Satelliten erlauben eine kontinuierliche globale Messung von
Schadstoffen. Die Untersuchung zeigt, wie gut diese Messungen zu
Bodenwerten und Modellen passen. Doch erst eine kombinierte
Betrachtung von Satellitenmessungen, In-situ-Daten und
Computermodellierungen ermöglichen einen wissenschaftlich
stichhaltigen Nachweis des "Corona-Effekts".

Für pauschale Bewertungen ist das atmosphärische Geschehen zu komplex.
Das wird in anderen Regionen dieser Welt deutlich. Dort liegen die
derzeitigen Messwerte zum Teil innerhalb der Schwankungsbreite der
letzten Jahre. Ob dies auf spezielle lokale Witterungsbedingungen oder
ein späteres Einsetzen der Lockdown-Maßnahmen zurückzuführen ist,
bleibt ohne genaue Untersuchung unklar.

Die Analyse für die Lombardei wurde mit Daten des europäischen
Satelliten MetOp-A durchgeführt. Seit 2018 stehen mit dem europäischen
Satellit Sentinel-5P nun auch Messungen in weit höherer Auflösung zur
Verfügung. Diese werden künftig helfen, Emissionsquellen und
Schadstofftransporte besser nachzuvollziehen. Noch fehlen hier die
langen Zeitreihen, so dass nur Vergleiche zwischen 2019 und 2020
möglich sind. Um hier den Wettereffekt zumindest zu reduzieren, wurden
am DLR global Monatsmittel gebildet. Hierfür wurden über zwei Monate
hinweg 1,2 Billionen Einzelmessungen DLR Algorithmen verarbeitet und
auf ihre Qualität hin geprüft. Auch diese Daten zeigen - wenn auch
nicht wetterunabhängig - einen klare Reduktion der Emissionen. Die am
DLR erzeugten Daten werden unter anderem in dem vom Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur geförderten Projekts S-VELD
genutzt, um den Einfluss von Verkehrsemissionen auf die Luftqualität
in Deutschland zu analysieren.

Diese Analyse beinhaltet vom DLR prozessierte und modifizierte Daten
des Copernicus Sentinel-5 Precursor Satelliten (2019-2020).
Die operativen GOME-2 Daten werden im Rahmen des EUMETSAT AC-SAF
Projekts durch das DLR bereitgestellt.



Den vollständigen Artikel mit Bildern und Animationen finden Sie
unter: 

https://www.dlr.de/content/de/artikel/news/2020/02/20200505_corona-effekt-auf-luftqualitaet-eindeutig.html

 * 

Quelle:

DLR-Presse-Information, 05.05.2020

Herausgeber:

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Kommunikation

Linder Höhe, 51147 Köln

Tel.: +49 2203 601-0, Fax: +49 2203 601-10

E-Mail: contact-dlr[at]dlr.de

Internet: www.dlr.de
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PROTEST/167: 61,8 Prozent der Deutschen gegen Abwrackprämie - Campact-Aktion vorm Kanzleramt (Campact)

Campact e.V. - 5. Mai 2020

61,8 Prozent der Deutschen gegen Abwrackprämie / Campact-Protest
vorm Kanzleramt



Berlin, 5. Mai 2020. 61,8 Prozent der Deutschen sind gegen eine
Abwrackprämie für Gebrauchtwagen. Das ist das Ergebnis einer
repräsentativen Online-Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Civey,
das Campact vorliegt. Kurz vor Beginn des Autogipfels heute im
Kanzleramt zeigt sich damit, dass die Mehrheit der Menschen keine
Kopie der steuerfinanzierten Prämie von 2009 will. Campact fordert,
dass Hilfen für die Autoindustrie in der Corona-Krise auf keinen Fall
die Anschaffung von Fahrzeugen mit Benzin- oder Diesel-Motor fördern
sollten. Dieser Forderung haben sich bereits über 200.000 Menschen in
einem Online-Appell angeschlossen.

Damit die Kaufanreize in Zeiten von Corona nicht zum
Klima-Totalschaden werden, demonstrieren Campact-Aktive heute ab 10
Uhr vor dem Kanzleramt mit einem Fahrradklingel-Konzert. Sie verlangen
statt einer abgewrackten Idee eine Mobilitätsprämie. "Jetzt müssen die
Weichen für echten Klimaschutz gestellt werden: Wir brauchen eine
Mobilitätsprämie - die der E-Mobilität, den öffentlichen Verkehr und
Radfahrerinnen und Radfahrer nutzt - aber keine neue Prämie für
Spritschlucker. Frau Merkel muss jetzt in Zukunft investieren - nicht
in veraltete, klimafeindliche Technologien", sagt Antonia Becher von
Campact.

Für die Civey-Umfrage wurden 5.000 Personen in repräsentativer
Zusammensetzung befragt (Zeitraum 15. April bis 3. Mai). Ihnen wurde
folgende Frage gestellt: "Sollte der Bund als Folge der
Corona-Pandemie den Kauf von Neuwagen mit einer Abwrackprämie für
Gebrauchtwagen unterstützen?" Die Antwort fällt eindeutig aus: "Nein,
auf gar keinen Fall" und "Eher Nein" antworten 61,8 Prozent,
Unentschieden sind 13,4 Prozent und "Ja" und "Eher Ja" sagen 24,8
Prozent. Appell "Kein Steuergeld für Spritschlucker"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.05.2020

Campact e.V., Pressestelle

Artilleriestraße 6, 27283 Verden / Aller

Tel.: 04231/957-440, Fax: 04231/957-499

E-Mail:info@campact.de

Internet: www.campact.de
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FORSCHUNG/594: Gras als Rohstoff (idw)

Technische Hochschule Mittelhessen - 22.04.2020

Gras als Rohstoff



Unter dem Titel "GreenToGreen" arbeitet ein Konsortium daran,
organische Stoffströme für neue Verfahren und Produkte zu erschließen.
Koordinator des Verbundes ist Prof. Dr. Dirk Holtmann vom Fachbereich
Life Science Engineering der TH Mittelhessen. Projektpartner sind die
TU Kaiserslautern und die ifn Forschungs- und Technologiezentrum GmbH
in Elsteraue. Das auf drei Jahre angelegte Teilvorhaben der THM wird
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit rund
280.000 Euro gefördert.

Der Rohstoff, dem sich die Projektpartner dabei zuwenden, ist
kommunaler Grünschnitt. Allein das Frankfurter Grünflächenamt entsorgt
davon jährlich 9.000 Tonnen. Das bringt bisher keinen wirtschaftlichen
Ertrag, sondern kostet Geld. Die Akteure von GreenToGreen
konzentrieren sich exemplarisch auf diese Sorte Bioabfall, um Methoden
der profitablen stofflichen Verwertung zu entwickeln und zu
etablieren. Sie tun das im Rahmen der BMBF-Initiative "BioBall", die
aus der Metropolregion Rhein-Main bis 2040 einen vorbildlichen
Innovationsraum für nachhaltige bioökonomische Wertschöpfung machen
will.

Der Forschungsverbund hat zwei Hauptziele. Einerseits will man
wissenschaftlich-technologisch nachweisen, wie sich Grünschnitt als
Biomaterial, das massenhaft anfällt und nicht für die
Nahrungsmittelproduktion gebraucht wird, wirtschaftlich für
Fermentationen nutzen lässt. Darunter versteht man zum Beispiel die
Umwandlung organischer Stoffe in Säure, Gase oder Alkohole. Ziel ist
es, neuartige Bioraffinerien mit nachwachsendem Rohstoff zu versorgen,
der für die Erzeugung von Chemikalien, Werkstoffen oder Bioenergie
geeignet ist. Auf diesem Weg will man kommunale Stoffströme an die
"grüne" chemische Industrie anbinden.

Auf einer zweiten Arbeitsebene, der Elektro-Biotechnologie, geht es
darum, den Grünschnitt als Rohstoff für die Herstellung von Elektroden
zu erforschen. Hier wird vor allem die Möglichkeit der Karbonisierung,
also der Umwandlung organischer Substanzen in Kohle, untersucht.
Derart gefertigte Elektroden sollen in mikrobiellen Brennstoffzellen
und Elektrosynthesen getestet werden. So will man Fortschritte
erzielen bei Verfahren zur effizienten Gewinnung von Energie und von
Basischemikalien.

In dem Projekt widmen sich die verschiedenen Forschungsgruppen
unterschiedlichen Aufgaben. Das Team von Prof. Holtmann befasst sich
an der THM mit dem Einsatz der Elektroden in Biobrennstoffzellen auf
Kläranlagen sowie mit der mikrobiellen Elektrosynthese zur Erzeugung
von Terpenen. Dabei handelt es sich um eine Stoffklasse, die
vielfältige Anwendung in der Industrie findet, zum Beispiel bei
kosmetischen und pharmazeutischen Produkten. Das Interesse der
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Roland Ulber (TU Kaiserslautern) gilt vor
allem der Gewinnung von Proteinen und Aminosäuren aus Grünschnitt und
den Fermentationsprozessen. Der Beitrag der Firma ifn besteht unter
anderem in der Entwicklung von Elektroden per Karbonisierung.

Eingebunden in die Forschungsarbeiten sind auch einige Frankfurter
Einrichtungen, so das dortige Grünflächenamt, die
Entsorgungsgesellschaft der Stadt und der Energieversorger Mainova.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news745103

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution315

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Mittelhessen - 22.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/1181: Ohne sozial-ökologische Transformation der Automobilindustrie keine Förderung (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 5. Mai 2020

Ohne sozial-ökologische Transformation der Automobilindustrie keine
Förderung 

Kaufbeihilfen für Autos sind Anti-Innovationsprämie



Berlin. Anlässlich des heutigen Autogipfels der Bundesregierung
bekräftigt der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)
seine Kritik an pauschalen Konjunkturhilfen für die
Automobilindustrie. Statt Kaufprämien für private Autos braucht es
schnell wirksame Investitionen mit langfristig positiver Wirkung für
Umwelt und Wirtschaft. So sind Gelder in eine Innovationsförderung für
mehr Digitalisierung, in Bahn und öffentliche Verkehre, deutlich
besser investiert als in den Kauf neuer Autos.

"Die Konzerne im Rahmen von Konjunkturpaketen pauschal mit Steuergeld
zu unterstützen, ist der falsche Weg", kommentiert Antje von Broock,
BUND-Geschäftsführerin für Politik und Kommunikation. "Kommen trotz
Klimakrise weiterhin im großen Stil zusätzlich Autos mit
Verbrennungsmotor auf unsere Straßen - ökologische Mogelpackungen wie
die Plug-in-Hybride ausdrücklich eingeschlossen - konterkariert dies
den notwendigen Wandel hin zur nachhaltiger Mobilität mit mehr
Klimaschutz." Von Broock weiter: "Der reflexartige Ruf der Autolobby
nach Kaufbeihilfen für Autos muss diesmal ungehört verhallen. Es wäre
mehr als bedauerlich, jetzt fahrlässig die Möglichkeit für mehr
Klimaschutz im Verkehr und Transformation der Autoindustrie zu
verschenken."

Der BUND fordert die Bundesregierung auf, eine sozial-ökologische
Transformation der Automobilindustrie als Grundlage für jede Art von
Förderung festzulegen. Statt steuerfinanzierter Starthilfen für
Spritschlucker einzuführen, müssen jetzt klimaschädliche Subventionen
wie die Energiesteuervergünstigung für Dieselkraftstoff, die
Energiesteuerbefreiung von Kerosin und das Dienstwagenprivileg
abgeschafft werden. Die erzielten Mehreinnahmen könnten dann zur
Förderung nachhaltiger Mobilität und zum Ausgleich der aktuellen
Mindereinnahmen im öffentlichen Verkehr verwendet werden. "Keiner
Steuerzahlerin und keinem Steuerzahler ist es zu vermitteln, dass
Steuergelder zur Förderung von Autokäufen bereitgestellt werden,
während an die Aktionärinnen und Aktionäre der profitierenden
Autokonzerne zeitgleich die Milliardengewinne des letzten Jahres
ausgezahlt werden", so von Broock abschließend.

Mehr Informationen: 

Plug-in-Hybride sind keine Elektroautos, sondern herkömmliche
Verbrenner mit einem zusätzlichen Elektromotor. Welche Probleme der
BUND in der aktuellen Umsetzung dieser Technik sieht findet sich im
aktuellen Faktenpapier: 

www.bund.net/plug-in-hybride

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 05.05.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STANDPUNKT/1180: Zur Lufthansa-Hauptversammlung - Steuergeld nur gegen Klimaschutz (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 5. Mai 2020


Zur Lufthansa-Hauptversammlung: Steuergeld nur gegen Klimaschutz



Berlin. Die Corona-Krise hat die deutsche Lufthansa hart getroffen.
Doch obwohl der Luftfahrtkonzern dringend auf staatliche Unterstützung
angewiesen ist, wehrt sich die Lufthansa gegen Mitspracherechte des
Staates. Aus Sicht des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND) und des Dachverbandes der Kritischen Aktionärinnen und
Aktionäre ein Ansinnen, auf das sich die Politik nicht einlassen darf.
Mit Blick auf die heutige Lufthansa-Hauptversammlung kritisieren BUND
und der Dachverband das Vorgehen der Lufthansa scharf und beantragen,
den Vorstand für das Geschäftsjahr 2019 aufgrund ungenügender
Klimaschutzanstrengungen nicht zu entlasten.

"Die Lufthansa will Milliarden an Steuergeld ohne Einmischung. Dieses
Spiel darf die Bundesregierung nicht mitspielen", erklärt Antje von
Broock, BUND-Geschäftsführerin Politik und Kommunikation. "Finanzielle
Unterstützung nur gegen Klimaschutz: Das ist die Marschroute und gilt
gerade für Klimasünder wie den Flugverkehr." Aus Sicht des BUND muss
die Lufthansa weitreichende klimapolitische Auflagen erfüllen, da der
Konzern bislang sogar hinter den eigenen, ungenügenden Klimazielen
zurückbleibt. Zwar hat sich die Lufthansa zu den Zielen des Pariser
Klimaschutzabkommens und der UN-Nachhaltigkeitsagenda 2030 bekannt.
Ihre bisherigen Maßnahmen reichen aber nicht aus, um einen
angemessenen Beitrag zum Erreichen dieser Ziele zu leisten. Die
Klimaziele der Lufthansa sind nicht mit dem 1,5-Grad-Ziel des Pariser
Klimaschutzabkommens kompatibel. Zudem kritisiert der BUND, dass
Fluggesellschaften wie die Lufthansa auf internationalen Verbindungen
keine Mehrwertsteuer zahlen und weiterhin das Fehlen von
Energiesteuern auf Kerosin genießen.

Von Broock weiter: "Gerade in Krisenzeiten sind Investitionen in die
Zukunft nötig. Und die ist grün und nachhaltig. Deswegen darf es
staatliche Unterstützung für die Lufthansa nicht ohne Bedingungen für
einen klima- und ressourcenschonenden Luftverkehr in Deutschland
geben." Mit Blick auf die Beschäftigten des Luftfahrtkonzerns ergänzt
die BUND-Geschäftsführerin: "Uns ist wichtig, die Beschäftigten zu
unterstützen. Aber die Verantwortung, die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler in Form von Staatshilfen übernehmen, muss einhergehen mit
der Neuausrichtung eines internationalen Verkehrskonzerns, der
maßgeblich zur Klimakrise beiträgt. Die Beschäftigten würden von so
einer Neuausrichtung langfristig profitieren."

Effizientere Flugzeuge sind dabei nur ein Ansatz unter vielen. Bislang
frisst aber das Wachstum der Branche eine bessere Treibstoffeffizienz
auf. Und auch die Kompensation von CO2-Emissionen birgt Probleme. "Der
Effekt von CO2-Kompensationen ist selten so hoch wie tatsächlich von
den Anbietern angegeben", bemängelt von Broock. "Doch selbst wenn
Kompensationen funktionieren, wird das Grundproblem der Flugbranche
nicht gelöst: Durch jeden Flug entstehen zusätzlich zu den
klimaschädlichen CO2-Emissionen weitere Klimaeffekte, wie der Ausstoß
von Stickoxiden und Feinstaub in hohen Lufthöhen. Am effektivsten sind
also Vermeidung und Verlagerung von unnötigen Flugreisen."

Dafür müssten gerade Kurzstreckenflüge auf alternative Verkehrsmittel
verlagert und ein Plan für weitere erfolgreiche Maßnahmen zur
Vermeidung von Flügen aufgestellt werden. "Die Corona-Pandemie zeigt
gerade, dass viele Inlandsflüge nicht notwendig sind. Unternehmen
sollten in Zukunft bewusster handeln und solche Dienstreisen kritisch
hinterfragen", so die BUND-Verkehrsexpertin. "Eine Möglichkeit sehen
wir zudem in Verhandlungen mit der Deutschen Bahn, um Bahn- und
Flugnetz in Deutschland als Gesamtsystem weiterzuentwickeln. Insgesamt
könnten durch einen Mix aus Innovation und unternehmerischen
Prioritäten viele unnötige Flüge und Emissionen vermieden und
sinnvoller eingesetzt werden. Dies würde dem Klima und der Mobilität
der Menschen helfen."


Hintergrund:

Den Antrag, den Lufthansa-Vorstand nicht zu entlasten, finden Sie
hier: 

www.kritischeaktionaere.de/lufthansa/gegenantrag-2020-2

Die klimapolitischen Forderungen für den Luftverkehr finden Sie hier:

 www.bund.net/sieben-schritte-luftverkehr

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 05.05.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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